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Einleitung 
 
 
 

Mit der Auseinandersetzung um die Entschädigung ehemaliger ZwangsarbeiterInnen1 ist die 

erzwungene Arbeit für die deutsche Kriegswirtschaft im Zweiten Weltkrieg erstmals zum 

Gegenstand einer breiten vergangenheitspolitischen Debatte geworden. Während manche die 

Entschädigung als �Schlussstrich� unter eine nun angeblich hinreichend �bewältigte� Vergan-

genheit verstanden wissen wollen, führt gerade die Beschäftigung mit dem Thema Zwangsar-

beit exemplarisch die mikroskopischen Verzweigungen und Verstrickungen der NS-

Herrschaft und der NS-Verbrechen in der alltäglichen Lebens- und Arbeitswelt vor Augen. 

Aus dem Begreifen dieser lebensweltlichen Dimension des Nationalsozialismus ergab sich 

vielfach die Frage, ob auch in der eigenen Region ZwangsarbeiterInnen beschäftigt worden 

seien, und wenn ja: In welchem Unfang, von welchen Betrieben oder Institutionen und unter 

welchen Bedingungen? Damit aber war auch die Frage angerissen, wie es in der jeweiligen 

Region um die historische Aufarbeitung und vergangenheitspolitische Interpretation der 

Zwangsarbeit bestellt sei. Es ist bekannt, dass die in der Nachkriegszeit entwickelten Mecha-

nismen des Verdrängens auf regionaler und lokaler Ebene häufig länger wirksam blieben als 

in der überregionalen oder gar internationalen Geschichtsschreibung, und dass sie eine kriti-

sche Reflexion der regionalen und lokalen Geschichte erschweren, wenn nicht gar blockieren 

konnten.  

 Im Kontext der öffentlichen Debatte um die Entschädigung der ZwangsarbeiterInnen 

wuchs auch in der Region Aachen das Interesse an einer kritischen Aufarbeitung dieser The-

matik. Der Kreisausschuss des Kreises Aachen fasste am 22. März 2001 den Entschluss, das 

Lehr- und Forschungsgebiet Wirtschafts- und Sozialgeschichte der RWTH Aachen mit der 

kritisch-wissenschaftlichen Erforschung der Zwangsarbeit im Kreisgebiet zu beauftragen. Der 

Schwerpunkt der Untersuchung sollte im Bereich des Bergbaus und der Schwerindustrie lie-

gen, exemplarisch sollte jedoch auch die Zwangsarbeit in den überwiegend ländlich struktu-

rierten Gemeinen beleuchtet werden. Die Untersuchung sollte sowohl ausländische Zivilarbei-

terInnen und Kriegsgefangene aus West- und Osteuropa, als auch KZ-Häftlinge und jüdische 

ZwangsarbeiterInnen einbeziehen. In geographischer Hinsicht sollte der Kreis Aachen in sei-

nen heutigen Grenzen zu Grunde liegen. 

                                                 
1 Die Verwendung des �großen I� soll darauf hinweisen, dass sich der geschilderte Sachverhalt auf Angehörige 
beider Geschlechter bezieht. Ist dies nicht der Fall, werden die herkömmlichen femininen bzw. maskulinen For-
men verwendet. Auf diese Weise sollen die geschlechtsspezifischen Aspekte der Zwangsarbeit stärker ins Be-
wusstsein gerufen werden. 
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Das Lehr- und Forschungsgebiet richtete daraufhin die Forschungsstelle �Zwangsar-

beit im Kreis Aachen� ein. Ein Großteil ihrer Forschungsarbeit bestand zunächst in der sys-

tematischen Erfassung und Auswertung der heterogenen und verstreuten Archivquellen. Da-

bei zeigte es sich, dass weit umfangreichere Bestände vorhanden sind, als bis dahin ange-

nommen. Gerade in den kommunalen Archiven und Aktenkellern war häufig mehr überliefert, 

als die bloßen Aktentitel vermuten ließen. Es gelang, eine Reihe von Beständen ausfindig zu 

machen und auszuwerten, die bislang nicht bekannt oder nicht zugänglich waren. Insgesamt 

wurden mehr als 260 Akten- und Registerbände identifiziert und gesichtet, in denen Hinweise 

auf Zwangsarbeit enthalten sind. Auf dieser Grundlage ist nunmehr ein Überblick über die 

schriftlichen Quellen in regionalen und überregionalen Archiven möglich, wenngleich im 

Laufe der Forschungen immer wieder Hinweise auf zusätzliche Quellen auftauchten, deren 

Sichtung aus Auswertung noch aussteht.  

Aufgrund der intensiven Archivforschung war es nicht möglich, eine systematische 

Befragung von Zeitzeugen durchzuführen oder Kontakt zu ehemaligen ZwangsarbeiterInnen 

aufzunehmen. Im Laufe der Archivforschungen fanden sich allerdings Listen mit den Namen 

von mehr als tausend ZwangarbeiterInnen. Die Forschungsstelle hat diese Daten den für die 

Entschädigung der ehemaligen ZwangsarbeiterInnen zuständigen MitarbeiterInnen der Kom-

munen unmittelbar zugänglich gemacht. 

 

Als ZwangsarbeiterInnen werden in der vorliegenden Untersuchung alle Menschen angese-

hen, die gegen ihren Willen (etwa durch Dienstverpflichtungen, den drohenden Entzug sozia-

ler Transferleistungen, Zwangsrekrutierungen oder Kriegsgefangenschaft) oder unter Vor-

spiegelung falscher Tatsachen (etwa hinsichtlich Entlohnung, Unterbringung oder Fürsorge 

für die Angehörigen usw.) in der deutschen Kriegswirtschaft des Zweiten Weltkrieges arbeite-

ten. Ob es sich bei ihnen um zivile Arbeitskräfte oder Kriegsgefangene oder um West- und 

OsteuropäerInnen handelt, war als Kriterium für die Gewährung oder Verweigerung im Rah-

men der Entschädigungsverhandlungen zwar oftmals auf eine beschämende Weise bedeut-

sam, ist für eine wissenschaftliche Definition von Zwangsarbeit allerdings nicht entschei-

dend.2 Als Kennzeichen der Zwangsarbeit können außerdem die Kasernierung in Lagern oder 

lagerähnlichen Unterkünften, die Isolierung von der Mehrheitsbevölkerung, geringere Entloh-

                                                 
2 Kriegsgefangenen waren aus der Gruppe der ZwangsarbeiterInnen im Sinne des Entschädigungsrechts zunächst 
pauschal ausgeschlossen, obwohl gerade die sowjetischen Kriegsgefangenen und italienischen Militärinternier-
ten besonders unmenschliche Formen der Zwangsarbeit erdulden mussten. Im Rahmen der Recherchen zur 
Zwangsarbeit im Kreis Aachen zeigte sich, dass der Ausschluss aus der Gruppe der Entschädigungsberechtigten 
bei manchen GesprächspartnerInnen zu der irreführenden Auffassung geführt hatte, die in der jeweiligen Kom-
mune eingesetzten Kriegsgefangenen bzw. Militärinternierten seien keine Zwangsarbeiter gewesen. 
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nung und rechtliche Ungleichbehandlung angesehen werden, doch müssen nicht alle diese 

Kennzeichen zwingend gegeben sein, um von Zwangsarbeit zu sprechen. Generell waren die 

Übergänge zwischen �freiwilliger� und erzwungener Arbeit durchaus fließend, und zwar so-

wohl in zeitlicher, als auch in rechtlicher Hinsicht.3 Wir werden daher von einem gewissen 

Übergangsfeld von der Normal- zur Zwangsarbeit ausgehen und die Menschen, die in diesem 

Übergangsbereich lebten und arbeiteten, in der Untersuchung berücksichtigen. 

 Neben nichtdeutschen Arbeitskräften mussten auch Deutsche während der NS-

Herrschaft eine mehr oder minder schwere Form von Zwangsarbeit erdulden: dienstverpflich-

tete Arbeiter im Rahmen des Westwallbaus, jüdische Deutsche im Vorfeld ihrer Deportation, 

Sinti und Roma, Insassen von Konzentrationslagern, Arbeitserziehungslagern und Gefängnis-

sen sowie die �Schanzarbeiter� der letzten Kriegsphase. 

 Bei der Analyse der regionalen Geschichte der Zwangsarbeit ist stets die spezifische 

Lage des Kreises Aachen im Grenzgebiet zu den Niederlanden und Belgien zu beachten, das 

als traditioneller Migrationsraum, Vorbereitungsgebiet der militärischen Expansion, rückwär-

tiges Frontgebiet, Drehscheibe für den Verkehr mit den besetzten Ländern, polizeilicher Kon-

trollgürtel, Fluchtetappe unzähliger ZwangsarbeiterInnen und nicht zuletzt als Eintrittsraum 

der alliierten Truppen und Operationsgebiet deutscher Einsatzkommandos am Vorabend der 

Befreiung die regionale Geschichte der Zwangsarbeit erheblich beeinflusste.  

Nicht minder hingen Umfang, Verlauf und Struktur der Zwangsarbeit von den wirt-

schaftsgeographischen Spezifika des Kreisgebiets ab, dessen südlicher Teil � der ehemalige 

Landkreis Monschau � fast ausschließlich agrarisch geprägt war, während im mittleren Be-

reich mit den beiden frühindustriellen Zentren Eschweiler und Stolberg eine schwerindustriel-

le Wirtschaftsstruktur vorherrschte, die vor allem im Bereich der Gemeinde Weisweiler sehr 

moderne Formen (Elektrometallurgie und Energiegewinnung aus Braunkohle) annahm. Im 

nördlichen Kreisgebiet überwog demgegenüber ein wirtschaftlich bereits angeschlagener, 

technisch jedoch umfassend modernisierter Steinkohlenbergbau, der sich sowohl nach Nor-

den, als auch in die Niederlande und nach Belgien hinein fortsetzte, im Nordkreis jedoch 

kaum zu einer Industrialisierung der Bergbaugemeinden, die vielfach einen agrarischen Cha-

rakter behielten, führte.4 Acht von zehn Gruben des Reviers, die während des Zweiten Welt-

krieges förderten, befanden sich innerhalb des heutigen Kreisgebiet. Mit Ausnahme der Grube 

Carl Alexander in Baesweiler (damals Kreis Geilenkirchen-Heinsberg) gehörten sie dem do-

                                                 
3 Vgl. einführend Spoerer, Mark: Zwangsarbeit unter dem Hakenkreuz. Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsgefan-
gene und Häftlinge im Deutschen Reich und im besetzten Europa 1939-1945, Stuttgart/München 2001. 
4 Vgl. einführend Bruckner, Clemens: Zur Wirtschaftsgeschichte des Regierungsbezirks Aachen (Schriften zur 
Rheinisch-Westfälischen Wirtschaftsgeschichte, Bd. 16), Köln 1967.  
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minierenden Bergbauunternehmen und größten Arbeitgeber der Region, dem Eschweiler 

Bergwerksverein (EBV).5 

Hingewiesen sei in diesem Zusammenhang auch auf die Kommunale Neugliederung 

des Landes Nordrhein-Westfalen am 1. Januar 1972, bei der zahlreiche kleinere Gemeinden 

aufgelöst, der Landkreis Monschau in den Kreis Aachen eingegliedert und mehrere Grenzver-

schiebungen vorgenommen wurden. So wurden die bis dahin zum Kreis Geilenkirchen-

Heinsberg zählende Gemeinde Baesweiler, die zum Kreis Jülich zählende Gemeinde Dürwiß 

und die zum Kreis Düren zählende Gemeinde Weisweiler Teil des Kreises Aachen, dessen 

frühere Gemeinden Walheim, Kornelimünster, Haaren, Eilendorf, Laurensberg und Richterich 

hingegen in das Aachener Stadtgebiet integriert wurden.6  

Die vorliegende Untersuchung nimmt dem Kreis Aachen in seinen heutigen Grenzen 

zur Grundlage. Gleichwohl ist es aufgrund der Quellenlage unvermeidlich, in weiten Teilen 

die Landkreise Aachen und Monschau in ihren ehemaligen Grenzen zu Grunde zu legen oder 

Entwicklungen in den Nachbarkreisen zu beleuchten, die im Kreis Aachen analog stattgefun-

den haben.  

 

Die regionale und lokale Geschichte der Zwangsarbeit ist, wie der gesamte Komplex des Na-

tionalsozialismus, in der frühen Bundesrepublik kollektiv verdrängt worden. Vor allem der 

zumeist konservativ, wenn nicht gar völkisch-nationalistisch strukturierte Heimatdiskurs7 bot 

in der Nachkriegszeit kaum ein Forum für eine Aufarbeitung der Thematik. In der älteren 

ortsgeschichtlichen Literatur, die im Rahmen dieser Untersuchung gesichtet wurde, finden 

                                                 
5 Innerhalb des heutigen Kreisgebietes betrieb der EBV die fördernden Gruben Eschweiler Reserve, Gouley 
(Würselen), Laurweg (Kohlscheid), Anna I und II (Alsdorf) und Adolf (Merkstein), hinzu kamen die nicht för-
dernden Anlagen Anna III (Alsdorf-Neuweiler) und Voccart (Herzogenrath). Die Gewerkschaft Carl Alexander 
betrieb außerdem die gleichnamige Grube in Baesweiler. Außerhalb des heutigen Kreisgebietes verfügte der 
EBV lediglich über die Grube Emil Mayrisch (Siersdorf), die während des Krieges allerdings noch nicht förder-
te. Darüberhinaus existierten in Übach-Palenberg die Grube Carolus Magnus (Gewerkschaft Carolus Magnus) 
und in Hückelhoven die Grube Sophia Jacoba (Gewerkschaft Sophia Jacoba). 
6 Vgl. Brösse, Ulrich: Regionale Neuordnungen und Wirtschaftsförderung, in: van Eyll, Clara/Eschweiler, Otto 
(Hrsg.): Wirtschaftsgeschichte der Region Aachen. Vom Zweiten Weltkrieg bis zur Gegenwart, hrsg. im Auftrag 
der Industrie- und Handelskammer zu Aachen, Köln 2000, S. 57-66. 
7 Der Begriff �Diskurs� bezeichnet im Anschluss an Michel Foucault den Fluss des strukturierten gesellschaftli-
chen Wissens durch die Zeit. Diskurse sind Teil komplexer Machtformationen (Dispositive) und tragen maßgeb-
lich zur Konstituierung der Individuen als gesellschaftliche Subjekte bei (vgl. einführend Foucault, Michel: Die 
Ordnung des Diskurses. Mit einem Essay von Ralf Konersmann, Frankfurt a.M. 1998; Jäger, Siegfried: Kritische 
Diskursanalyse. Eine Einführung, Duisburg ³2001). Der Diskurs über die Heimat knüpft, diskurstheoretisch 
gesprochen, an völkisch-nationalistische und völkisch-regionalistische Ideologien des 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts an, wie sie etwa von Wilhelm Heinrich Riehl (1923 � 97) und Ernst Rudorff (1840 � 1916) entwickelt 
und popularisiert wurden. Nach der Diskreditierung des völkischen Nationalismus durch den Zusammenbruch 
der NS-Herrschaft erlebte der Heimatdiskurs in den 1950er Jahren eine Renaissance. Er erfüllte hierbei häufig 
die Funktion eines diskursiven Rückzugsraumes für den Nationalismus und funktionierte zugleich eskapistisch 
im Sinne einer Flucht in die vermeintlich �heil� gebliebenen �heimatliche� Welt. Eine Problematisierung der 
lokalen Verstrickungen in das NS-Regime und seine Verbrechen lag außerhalb des Sagbarkeitsfeldes dieses 
Diskurses. 
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sich, wenn überhaupt, allenfalls beiläufige Erwähnungen von FremdarbeiterInnen und 

Kriegsgefangenen, meist ohne kritische Reflexion ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen. 

Hinweise auf ihre �gute Behandlung� oder die �kriegswirtschaftliche Notwendigkeit� ihres 

Einsatzes erscheinen aus heutiger Sicht eher als Verdrängungsmuster, deren empirische Aus-

sagekraft gering ist.8 Eine ähnliche Verdrängung und Relativierung findet sich auch in der 

älteren wirtschafts- und unternehmensgeschichtlichen Literatur der Region. So handeln etwa 

Paul Heinz Oidtmanns 1955 an der RWTH Aachen eingereichte Disseration �Die technische 

und wirtschaftliche Entwicklung des Aachener Steinkohlenbergbaus�9 und Friedrich Schun-

ders 1968 erschienene Monographie �Geschichte des Aachener Steinkohlenbergbaus�10 die 

Zwangsarbeit als eine Art technokratischen Sachzwang ab, wobei vor allem Schunders Dar-

stellung immer wieder in die Terminologie des nationalsozialistischen Arbeitsdiskurses um-

schlägt.11 Typisch für diese Sicht ist auch ein Erinnerungsbericht des ehemaligen Betriebsdi-

rektors der Alsdorfer Anna Gruben, Bergassessor Günther Venn, aus dem Jahre 1984. Der 

Einsatz von ZwangarbeiterInnen erscheint hier vor allem als eine Herausforderung, die das 

Management glänzend bewältigt habe. Hierbei versteigt sich der Autor zu einem nachträgli-

chen Lob für die Leiter der betriebseigenen Zwangsarbeiterlager, das angesichts der nun vor-

liegenden Forschungsergebnisse geradezu apologetisch klingt: 

 
�Das schwierige Kapitel der Unterbringung und der Ernährung oblag den Lagerleitern. 
Hierfür wurden nur erstklassig geschulte Leute, meist Angestellte, eingesetzt, die 
wussten, dass gute Arbeit unter den schwierigen Verhältnissen des Untertagebetriebs 
nur von Leuten geleistet werden kann, die gut ausgeruht, d.h. gut untergebracht sind, 
die in ihrer Unterkunft Ruhe haben und die, den Verhältnissen entsprechend, optimal 
ernährt werden. Die Lagerleiter waren so ausgesucht, dass ihnen auch die schwierige 
menschliche Seite der Gefangenschaft ein Anliegen war.�12 

                                                 
8 Der Hinweis, dass ZwangsarbeiterInnen �korrekt zu behandeln� seien und ihr Einsatz �kriegswirtschaftlich 
notwendig� sei, findet sich bereits in den administrativen Erlassen des NS-Regimes, oftmals in Kombination mit 
der Drohung, ZwangsarbeiterInnen wegen geringfügiger Vergehen in ein Konzentrations- oder Arbeitserzie-
hungslager zu deportieren oder wegen Liebesbeziehungen mit Deutschen zu töten. Nach 1945 wiederaufgegrif-
fen, fungieren solche Formulierungen als Codes, die wenig mehr aussagen, als dass die ZwangsarbeiterInnen 
jenen Erlassen entsprechend, also keineswegs gut, behandelt wurden. 
9 Oidtmann, Paul Heinz: Die technische und wirtschaftliche Entwicklung des Aachener Steinkohlenbergbaus, 
Diss. RWTH Aachen 1955, 2 Bde., insbes. Bd. 1, S. 128. 
10 Schunder, Friedrich: Geschichte des Aachener Steinkohlenbergbaus, Essen 1968. 
11 Vgl. ebd., S. 294ff. � Auch in einer neueren Publikation werden ZwangsarbeiterInnen lediglich beiläufig er-
wähnt. Der Umfang wird mit �4500 Kriegsgefangenen und Ostarbeiter[n]� (neben 14000 deutschen Bergleuten) 
angegeben, wobei sich die Zahl auf den Zeitpunkt bezieht, �als die Front im Westen im August 1944 näherrück-
te�. Zu diesem Zeitpunkt war der Höhepunkt des Zwangsarbeitereinsatzes jedoch bereits überschritten, sodaß die 
Zahl einen irreführenden Eindruck vom Umfang des �Ausländereinsatzes� vermittelt (Schatzke, Hans Jakob: 
Vor Ort. Eschweiler Bergwerksverein � Geschichte und Geschichten eines Bergbauunternehmens im Aachener 
Revier. Herzogenrath 1992, S. 85). 
12 Venn, Günther: 21 Jahre Alsdorf. Erinnerungen an meine tapferen Bergleute, an meine lieben Alsdorfer Mit-
bürger und an meine Alsdorfer Betriebe, o.O. 1984 (Ms.), S. 5. - Auch die sprachliche Struktur dieses Textes ist 
aufschlussreich. Werden die ZwangsarbeiterInnen lediglich als anonyme Masse und Objekt betrieblicher Politik 
abgehandelt und neben andere kriegsbedingte Problematiken gestellt, so räumt Venn der Schilderung der (deut-
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In den 1980er und 90er Jahren wurde diese vergangenheitspolitische Sichtweise durch zahl-

reiche kritische Arbeiten durchbrochen. Nachdem kritische Historiker wie Ulrich Herbert, 

Christian Streit und viele andere begonnen hatten,13 die Zwangsarbeit im Kontext der NS-

Verbrechen, des institutionellen Rassismus oder der Migrationsgeschichte neu zu untersu-

chen, gerieten zunehmend auch die lokalen und regionalen Akteure der Zwangsarbeit � Be-

triebe, untere Verwaltungs- und Polizeibehörden, Mehrheitsgesellschaft usw. � in das Blick-

feld der Wissenschaft.14 1997 behandelte Ralph J. Jaud im Rahmen seiner Dissertation �Der 

Landkreis Aachen in der NS-Zeit� erstmals die Regionalgeschichte der Zwangsarbeit.15 Zwei 

Jahre später legte Stefan Krebs� mit seiner leider unveröffentlichten Magisterarbeit �Der Ar-

beitseinsatz von Kriegsgefangenen und Fremdarbeitern in Stolberg/Rhld. während des Zwei-

ten Weltkriegs� die erste und bislang einzige Studie über eine Kommune des Kreises Aachen 

vor,16 und erst vor wenigen Wochen stellte das Lehr- und Forschungsgebiet Wirtschafts- und 

Sozialgeschichte in Zusammenarbeit mit dem Stadtarchiv und der Volkshochschule Aachen 

den Forschungsbericht zur Zwangsarbeit in der Stadt Aachen fertig.17 

 Neben diesen wissenschaftlichen Arbeiten veröffentlichten seit den 1980er Jahren eine 

Reihe von JournalistInnen, Geschichtsprojekten, antifaschistischen Initiativen, Schulen und 

Volkshochschulen die Ergebnisse eigener Recherchen über die verdrängte NS-Geschichte der 

Region und ihrer Ortschaften. Ihre Bedeutung lag u.a. darin, die Zwangsarbeit vom vermeint-
                                                                                                                                                         
schen) Notbelegschaften der Gruben während der militärischen Auseinandersetzungen des Jahres 1944 breiten 
Raum ein. Der knappen und distanzierten Sprache, in der er die Zwangsarbeit beschreibt, steht eine emotionali-
sierende und heroisierende Sprache in Bezug auf die Notbelegschaften und ihrer Mitglieder gegenüber. Venns 
Text blieb zwar unveröffentlicht, doch werden kürzere Textvarianten und Zitate in der orts- und unternehmens-
geschichtlichen Literatur als Hauptquelle über die Geschichte der Anna-Gruben im Zweiten-Weltkrieg zitiert 
(vgl. Schatzke, a.a.O., S. 84). (Für den Hinweis auf den Text danke ich Herrn Heinz Schüller, Erster Beigeordne-
ter a.D., in Alsdorf-Hoengen.) 
13 Vgl. Herbert, Ulrich: Fremdarbeiter. Politik und Praxis des �Ausländer-Einsatzes� in der Kriegswirtschaft des 
Dritten Reiches, Berlin/Bonn 1985; ders.: Europa und der Reichseinsatz. Ausländische Zivilarbeiter, Kriegsge-
fangene und KZ-Häftlinge in Deutschland 1938 � 1945, Essen 1991; ders (Hrsg.): Europa und der �Reichsein-
satz�, Essen 1991; ders.: Arbeit, Volkstum, Weltanschauung, Frankfurt a.M. 1995; ders.: Geschichte der Auslän-
derpolitik in Deutschland. Saisonarbeiter, Zwangsarbeiter, Gastarbeiter, Flüchtlinge, München 2001; Streit, 
Christan: Keine Kameraden. Die Wehrmacht und die sowjetischen Kriegsgefangenen 1941 � 1945, Bonn 1991. 
14 Vgl. exemplarisch die zahlreichen Regionalstudien in Spanjer, Rimco/Oudesluijs, Diete/Meijer, Johan (Hrsg.): 
Zur Arbeit gezwungen. Zwangsarbeit in Deutschland 1940 � 1945, Bremen 1999. - Zur Zwangsarbeit auf Be-
triebsebene vgl. Mommsen, Hans/Grieger, Manfred: Das Volkswagenwerk und seine Arbeiter im Dritten Reich, 
Düsseldorf 1996; Hopmann, Barbara/Spoerer, Mark/Weitz, Birgit/Brüninghaus, Beate: Zwangsarbeit bei Daim-
ler-Benz, Stuttgart 1994; Projektgruppe �Messelager� im Verein EL-DE-Haus e.V. Köln (Hrsg.): Zwangsarbeit 
bei Ford, Köln 1996. 
15 Jaud, Ralph J.: Der Landkreis Aachen in der NS-Zeit. Politik, Wirtschaft und Gesellschaft in einem katholi-
schen Grenzgebiet 1929-1944 (Diss. RWTH Aachen 1996), Frankfurt a.M. 1997, insbes. Kap. 10.4 (�Fremdar-
beiter� und Kriegsgefangene), S. 702-714. 
16 Krebs, Stefan: Der Arbeitseinsatz von Kriegsgefangenen und Fremdarbeitern in Stolberg/Rhdl. während des 
Zweiten Weltkriegs. Eine erste Bestandsaufnahme (MA-Arbeit RWTH Aachen 2000). 
17 Stadtarchiv Aachen/Lehr- und Forschungsgebiet Wirtschafts- und Sozialgeschichte der RWTH Aa-
chen/Volkshochschule Aachen: Vorläufiger Bericht � Forschungsprojekt Zwangsarbeit in der Stadt Aachen, 
bearbeitet von Marc Engels, Aachen 2001 (Ms.; im Folgenden zit. als Forschungsbericht Aachen] 
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lichen Randereignis einer scheinbar unbelasteten Heimatgeschichte ins Zentrum des Interes-

ses zu rücken. Sie gaben damit entscheidende Impulse für die Entwicklung eines kritischen 

Geschichtsverständnisses auf regionaler und lokaler Ebene.18 

  

Die vorliegende Untersuchung stützt sich vorrangig auf Archivquellen. Hierzu gehören an 

erster Stelle die im Hauptstaatsarchiv Düsseldorf überlieferten Bestände der ehemaligen Be-

zirksregierung Aachen. Hinzu kommen die ebenfalls in Düsseldorf lagernden Restakten der 

ehemaligen Landkreise Aachen und Monschau, der regionalen Institutionen der NSDAP, der 

Polizeibehörden, Arbeitsämter und Wirtschaftsorganisationen. Allerdings sind diese Bestände 

äußerst lückenhaft, wobei vor allem die fehlenden bzw. vernichteten Akten der Gestapostellen 

und der Arbeitsverwaltung zu nennen sind. Eine weitere Hauptquelle bilden die im Zweigar-

chiv Kalkum des Hauptstaatsarchivs einsehbaren Ermittlungsakten der 1940er bis 60er Jahre, 

in denen unter anderem die Misshandlung und Tötung von ZwangsarbeiterInnen dokumentiert 

sind. 

 Im Archiv des Landschaftsverbandes Rheinland konnten Kopien von Erfassungsbögen 

und Dossiers über das westdeutsche Lager- und Gefängnissystem ausgewertet werden, die der 

belgische �Service des Victimes de la Guerre� in der zweiten Hälfte der 1940er und den frü-

hen 1950er Jahren zur Überprüfung von Entschädigungsansprüchen ehemaliger belgischer 

Insassen anfertigte. Auch wenn diese Akten oftmals nur Zwischenergebnisse enthalten, die 

zudem auf relativierenden Eigenangaben der deutschen Betriebe, Verwaltungen und Polizei-

behörden basieren, bilden sie doch eine unverzichtbare Grundlage für die Rekonstruktion des 

lokalen Netzes der Zwangsarbeiterlager. 

 Die Überlieferung der kommunalen Archive und Aktenkeller ist äußerst heterogen. 

Sind die entsprechenden Bestände einiger Gemeinden (Eschweiler, Weisweiler, Roetgen u.a.) 

weitgehend vernichtet oder vollständig verschollen, wurden sie anderenorts nahezu vollstän-

dig überliefert (z.B. Stolberg, Dürwiß). Zumeist jedoch war die Überlieferung fragmentarisch 

und beschränkte sich häufig auf die Suchaktionen der alliierten Militärverwaltung nach ver-

schleppten BürgerInnen der alliierten und besetzten Staaten sowie die Erfassung und Neuges-

taltung von Kriegsgräbern. Gleichwohl ermöglichen die überlieferten Kommunalakten we-
                                                 
18 Es erscheint unmöglich, alle diese Arbeiten, die häufig nur in geringen Auflagen, als Fotokopien oder Zei-
tungsartikel erschienen, zu erfassen. Exemplarisch seien genannt: Bierganz, Manfred: Das Leiden der Juden in 
Stolberg während der NS-Zeit, Stolberg 1989; Dürener Geschichtswerkstatt: Die Rückriem-Stelen. Zur Erinne-
rung an die Opfer des Nationalsozialismus in Düren, Düren 1991; Arbeitskreis gegen Rechts (Hrsg.) Dokumen-
tation zu Rassismus und Faschismus in Eschweiler, Eschweiler 1993; Spurensuche. Auf den Spuren des Natio-
nalsozialismus in Herzogenrath und in unserer Region. Zeitgeschichte �vor Ort�. Ein Projekt der Erich-Kästner-
Gemeinschaftshauptschule Herzogenrath und dem Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Herzogenrath, 
Schuljahr 2000/2001, Herzogenrath 2001; �Er trug nur Lumpen und war unrasiert�. Über das Leiden der Men-
schen ist nur wenig bekannt, in: Simmerath-Magazin, Nr. 3 (2001), S. 11-13.  
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sentliche Einblicke in die lokale Entwicklung der Zwangsarbeit, die Gestaltungsräume der 

unteren Verwaltungs- und Polizeibehörden sowie den Lebensalltag der Betroffenen. 

 Erstmals konnten neben den Kommunalarchiven auch die aus Datenschutzgründen 

gesperrten Bestände der Standes- und Bauämter eingesehen werden. Insbesondere die Sterbe-

register und die dazugehörigen, jedoch nur vereinzelt erhalten gebliebenen Sammelakten las-

sen Rückschlüsse auf die Lebensbedingungen und Todesumstände der ZwangsarbeiterInnen 

zu. Da ihre Auswertung aufgrund der anfangs unklaren Rechtslage erst in einem späten Pro-

jektstadium möglich war, wurde sie auf die ehemaligen Bergbaustandorte im nördlichen 

Kreisgebiet beschränkt. Das gleiche gilt für die Altakten der Bauämter, in denen sich vor al-

lem Lagepläne, Grund- und Aufrisse von Zwangsarbeiterlagern fanden. 

 Nur punktuell war es möglich, Unternehmensarchive in die Untersuchung einzubezie-

hen. Der EBV stellte der Forschungsstelle die in seinem Alsdorfer Personalarchiv überliefer-

ten Belegschaftsbücher der Gruben Adolf und Anna II zur Verfügung, die detaillierte Anga-

ben über Name, Alter und Herkunft, Unterbringung, Beschäftigungsart und -dauer sowie den 

Austrittsgrund mehrerer tausend deutscher und ausländischer ArbeiterInnen während des 

Zweiten Weltkrieges enthalten.  

 

Der vorliegende Abschlußbericht gibt zunächst einen allgemeinen Überblick über das System 

der Zwangsarbeit und die beiden größten Gruppen nichtdeutscher Zwangsarbeiter, die Zivil-

arbeiterInnen und Kriegsgefangenen (Kapitel 1). Im Anschluss daran wird die regionale Di-

mension der Zwangsarbeit untersucht.  

 Dieser Hauptteil der Untersuchung beginnt mit den regionalen Übergangsformen von 

der Normal- zur Zwangsarbeit (Kap. 2). Am Beispiel des Einsatzes dienstverpflichteter deut-

scher Arbeiter beim Bau des sogenannten Westwalls wird der Übergang zu einer militarisier-

ten Form unfreiwilliger Arbeit deutlich, an dessen Ende die Einrichtung des �Polizeihaftlagers 

Vicht� als Prototyp der späteren �Arbeitserziehungslager� steht. (Kap. 2.1). Weitaus drasti-

scher vollzog sich dieser Übergang für die jüdischen Deutschen, die im Zuge der antisemiti-

schen Politik des Regimes und seiner lokalen Repräsentanten in dezentralen Lagern interniert 

und auch im Kreis Aachen zu menschenunwürdiger Arbeit gezwungen wurden, bevor ihre 

Deportation in die Konzentrations- bzw. Vernichtungslager begann (Kap. 2.2). Nicht zuletzt 

gilt es die Situation der mehr als viertausend AusländerInnen zu untersuchen, die bereits vor 

Kriegsbeginn im Kreis Aachen lebten und arbeiteten (Kap. 2.3).  

 Der quantitative Umfang der Zwangsarbeit ist Gegenstand des dritten Kapitels. Nach 

einem kurzen Überblick über die verschiedenen Gruppen (Kap. 3.1) von ZwangsarbeiterInnen 
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im Kreis Aachen soll die quantitative Dimension des �Ausländereinsatzes� geschätzt (Kap. 

3.2) und unter lokalen und strukturellen Gesichtspunkten näher beleuchtet werden. (Kap. 3.3). 

 Darauf aufbauend, werden Verlauf und Bedingungen des �Ausländereinsatzes� an-

hand der wichtigsten Personengruppen nachgezeichnet. Am Beispiel der polnischen Kriegsge-

fangenen und ZivilarbeiterInnen (Kap. 4.1), der ZivilarbeiterInnen und GrenzgängerInnen aus 

den heutigen Benelux-Staaten (Kap. 4.2), der in Nordfrankreich und Kroatien angeworbenen 

Bergarbeiter (Kap. 4.3) und schließlich der sowjetischen Kriegsgefangenen und Ostarbeite-

rInnen (Kap. 4.4) wird vor allem die Verantwortlichkeit der regionalen und lokalen Akteure 

herausgearbeitet, bevor am Beispiel des Steinkohlenbergbaus Höhepunkt und Ende des �Aus-

ländereinsatzes� skizziert werden. 

 Von zentraler Bedeutung für den Lebensalltag der ZwangsarbeiterInnen war ihre Un-

terbringung in Lagern. Im fünften Kapitel soll daher das regionale Netz der Zwangsarbeiterla-

ger rekonstruiert (Kap. 5.1) und am Beispiel einiger Bergbaustandorte eingehender analysiert 

werden (Kap. 5.2), wobei nicht zuletzt nach dem Verhalten des betrieblichen Lagerpersonals 

zu fragen ist (Kap. 5.3). Innerhalb dieses Lagerkosmos nahmen die �Arbeitserziehungslager� 

(AEL) der Gestapo eine herausragende Rolle ein, die in der neueren Forschung als dezentrale 

und zeitlich befristete Variante der KZ-Haft beschrieben wird. Die AEL des Aachener Reviers 

werden daher gesondert untersucht (Kap. 5.4). 

 Neben zahllosen administrativen und polizeilichen Sanktionen und Schikanen waren 

die ZwangsarbeiterInnen einer Reihe besonders drastischer Repressalien ausgesetzt, die an 

zwei Beispielen dargestellt werden: der Verfolgung der �Arbeitsflüchtigen� (Kap. 6.1) und 

der Hinrichtung von Zwangsarbeitern im Kreis Aachen (Kap. 6.2). Das Wissen um die Hin-

richtungen wurde im ortsgeschichtlichen Diskurs der Nachkriegszeit in besonderem Maße 

verdrängt. 

Der Tod und die Todesumstände von ZwangsarbeiterInnen sind Thema des letzten 

Kapitels. Wie viele, so ist zu fragen, haben ihren �Arbeitseinsatz� nicht überlebt, und was 

sagen die kommunalen Sterbebücher und Kriegsgräberlisten über dessen Bedingungen aus? 

  

Wie jede wissenschaftliche Arbeit, war auch diese Untersuchung auf die Unterstützung, Mit-

hilfe und Kritik zahlreicher Menschen und Institutionen angewiesen. Besonderer Dank gilt 

daher nicht nur dem Kreis Aachen, der die Forschungsstelle finanzierte und den Zugang zu 

den Archivquellen erleichterte, sondern auch den zahlreichen Kooperations- und Gesprächs-

partnerInnen in den Kommunen. Manche unterstützten die Forschung nicht nur durch ihre 

Mithilfe bei der Erfassung der Archivquellen, sondern forschten, wie Frau Schupp in Alsdorf, 
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in ihrer Freizeit nach möglichen Lagerstandorten, halfen, wie Herr Dr. Kerff in Würselen, bei 

der organisatorischen Vorbereitung der Archivrecherchen oder stellten, wie Herr Pieta in 

Eschweiler und Herr Helbig in Herzogenrath, eigene Rechercheergebnisse und Materialien 

über die lokale Geschichte der Zwangsarbeit zur Verfügung. Für die umfassende Betreuung 

des Forschungsprojekts danke ich Prof. Dr. Paul Thomes. Die MitarbeiterInnen des Lehrge-

biets für Wirtschafts- und Sozialgeschichte, insbesondere Marc Engels und Dr. Christoph 

Rass, trugen durch Anregungen und Kritik zum Gelingen des Projekts bei. Hanny Bruders 

übernahm die orthographische Korrektur des Textes.  

 

Aachen, im Januar 2002       Thomas Müller 
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1. Zwangsarbeit im Zweiten Weltkrieg 
 

 

1.1 Zwangsarbeit im historischen Kontext 

 

Die Beschäftigung von ZwangsarbeiterInnen war während des Nationalsozialismus Bestand-

teil gesellschaftlicher Normalität. Sie fand weder außerhalb der alltäglichen Lebens- und Ar-

beitswelt und des konkreten Handlungsrahmens der Menschen, noch außerhalb des rechtli-

chen und institutionellen Gefüges statt. Dass das System der Zwangsarbeit sich innerhalb rela-

tiv kurzer Zeit zu der Größe, Komplexität und Brutalität ausbilden konnte, die es bei Kriegs-

ende hatte, setzt die Existenz wirkungsmächtiger Dispositionen in der Zwischenkriegszeit 

voraus. In zahlreichen lebens- und arbeitsweltlichen Bereichen waren Anknüpfungspunkte 

gegeben, die einen Übergang von der freiwilligen zur erzwungenen Arbeit entweder praktisch 

vorwegnahmen oder doch zumindest die Richtung andeuteten, in die es aus Sicht der Pla-

nungsbürokratie bei Kriegsbeginn gehen konnte und sollte.  

Einer der beiden zentralen Anknüpfungspunkte war das bereits im Ersten Weltkrieg 

entwickelte und in großem Umfang praktizierte System der Zwangsarbeit.19 Es beruhte auf 

dem Einsatz zweier Großgruppen: Kriegsgefangenen und ausländischen ZivilarbeiterInnen. 

Bei letzteren wiederum handelt es sich sowohl um landwirtschaftliche SaisonarbeiterInnen 

und industrielle ArbeitsmigrantInnen der Vorkriegszeit, denen eine Rückkehr in ihr Heimat-

länder verboten wurde, sowie um freiwillig angeworbene, zur Arbeitsaufnahme genötigte 

oder deportierte ArbeiterInnen aus den von Deutschland besetzten Gebieten. Insgesamt muss-

ten zwischen 1914 und 1918 etwa 900.000 ZivilarbeiterInnen und 1,6 Millionen Kriegsgefan-

gene Zwangsarbeit in Industrie, Bergbau und Landwirtschaft leisten.20 Es entstand ein kom-

plexes und repressives System von Zwangsarbeit, doch gelang es dem Regime nicht, es voll-

ständig unter Kontrolle zu halten. Vor allem die hohe Anzahl sogenannter Kontraktbrüchiger, 

wie flüchtige ZwangsarbeiterInnen im Sprachgebrauch beider Weltkriege hießen, ließ den 

Einsatz von ZwangsarbeiterInnen zum Teil ineffektiv werden. Erstmals in Deutschland ent-

stand auch ein flächendeckendes Netz von Sammel-, Durchgangs-, Arbeits- und Straflagern 

mit spezifischen Techniken der Überwachung und Bestrafung, die wiederum mit einer Bruta-

lisierung der Lebens- und Arbeitsbedingungen einhergingen. Damit, aber auch mit der Erfin-

                                                 
19 Vgl. einführend Herbert 1986, a.a.O., S. 82-113; ders. 2001, a.a.O., 86-117.  
20 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 23f. 
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dung zentraler Begriffe wie der Bezeichnung �Ostarbeiter� wurde die Zwangsarbeit im Ersten 

Weltkrieg zum Modell für den Zweiten Weltkrieg. Vorbildcharakter hatte es nicht nur für die 

kriegswirtschaftliche Planungsbürokratie, sondern auch auf für lokale Akteure, die nach 1939 

beispielsweise auf ehemalige Lagerstandorte zurückgriffen. Hinzu kommt, dass die Zwangs-

arbeit im gesellschaftlichen Diskurs zwischen 1918 und 1939 nicht als schuldbeladener Kom-

plex erinnert oder gar aufgearbeitet wurde.  

Den zweiten wesentlichen Anknüpfungspunkt stellte die Praxis der Ausländerbeschäf-

tigung dar, die sich in Deutschland seit den 1870er Jahren allmählich institutionalisiert, 

zugleich aber mit der spezifisch rassistischen deutschen Ausprägung des Nationalismus, der 

�Volkstums�-Ideologie, verbunden hatte.21 Hieraus resultierte eine Praxis der Anwerbung von 

Saison- und FremdarbeiterInnen, die verschiedenen volkstumsideologisch und damit rassis-

tisch legitimierten Sonderbestimmungen unterlagen. Mit diesen ArbeitsmigrantInnen entstand 

eine Schicht von Arbeitskräften minderen Rechts, die in der Landwirtschaft meist saisonal, in 

der Industrie und dem Bergbau jedoch längerfristig beschäftigt wurden. Daher existierten be-

reits in den 1930er Jahren vor allem in Bergbau- und Industrieregionen nichtdeutsche Wohn-

bevölkerungen der ersten und zweiten Generation, die aufgrund der völkisch-nationalistischen 

Prämissen des Staatsgehörigkeitsrechts nach wie vor als �fremdvölkisch� galt und einer teils 

offen, teils strukturell rassistischen Verwaltungspraxis ausgeliefert war. Auch die nationalso-

zialistische Arbeitsverwaltung griff, als infolge der Rüstungskonjunktur der Bedarf an Ar-

beitskräften stieg, auf die traditionelle Form der Ausländerbeschäftigung zurück, warb ab 

1936 mehrere hunderttausend FremdarbeiterInnen an, richtete allerdings das Ausländerrecht 

durch die Neufassung der �Ausländerpolizeiverordnung� im August 1938 und der �Verord-

nung über die Behandlung von Ausländern� vom September 1939 stärker an den ideologi-

schen Prämissen des Regimes aus. Mit den �Dienstpflichtverordnungen� vom Juni 1938 und 

Februar 1939 waren die rechtlichen Grundlagen eines Arbeitszwangs für deutsche und nicht-

deutsche Arbeitskräfte und eines (zunächst auf TschechInnen beschränkten) polizeilichen 

Sonderstrafsystems geschaffen. Es erlaubte der Polizei, ausländische Arbeitskräfte für gering-

fügige Vergehen in sogenannte Schutzhaft zu nehmen, also in ein Konzentrationslager einzu-

weisen. Außerdem wurden geschlechtliche Beziehungen zu Deutschen unter Strafe gestellt.22 

Die Verschärfung hin zur Zwangsarbeit deutet sich darin bereits an. Zweimal, im Ersten und 

im Zweiten Weltkrieg, erwies sich das Fremdarbeitersystem als Fundament für den Einsatz 

                                                 
21 Vgl. einführend Herbert 2001, S. 13-84, 118-128 - Zum hier verwendeten Rassismusbegriff vgl. einführend 
Miles, Robert: Bedeutungskonstitution und der Begriff des Rassismus, in: Räthzel, Nora (Hrsg.): Theorien über 
Rassismus, Hamburg 2000, S. 17-33. 
22 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 92. 
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ziviler Zwangsarbeiter, indem das bestehende Instrumentarium auf die besetzten Länder aus-

geweitet und unter den Bedingungen des Krieges in extremer Weise zugespitzt wurde. Und 

zweimal, zu Beginn der Weimarer Republik und in der frühen Bundesrepublik, wurde es, auf 

den Vorkriegsstand zurückversetzt und, geringfügig modifiziert, als ausländerpolitische Nor-

malität re-installiert.23 

Der massenhafte Einsatz nichtdeutscher ArbeiterInnen gehörte zum Fundament einer 

Kriegswirtschaft, die auf die rücksichtslose Ausbeutung sämtlicher Ressourcen der besetzten 

Länder setzte und vor allem in Osteuropa eine im wahrsten Sinne des Wortes mörderische 

Praxis entwickelte. Die ausländischen Arbeitskräfte gelangten entweder als Kriegsgefangene 

oder ZivilarbeiterInnen zum �Arbeitseinsatz�, wie staatlich gelenkte Arbeit euphemistisch 

hieß. Diese beiden Hauptgruppen wurden nach völkisch-rassistischen Kriterien in eine Viel-

zahl von Sondergruppen unterteilt und hierarchisch gestaffelt. Von der Stellung in dieser Hie-

rarchie hingen die Lebens- und Überlebensbedingungen entscheidend ab. Am oberen Ende 

dieser Hierarchie standen �germanische� oder �artverwandte� Arbeitskräfte aus den west- und 

nordeuropäischen Ländern und den verbündeten faschistischen Diktaturen, am unteren die 

sowjetischen Kriegsgefangenen und OstarbeiterInnen. In dieser Hierarchisierung drückte sich 

nicht nur die rassistische und antisemitische Machttechnologie des Regimes aus. Sie war dar-

über hinaus eng mit dem deutschen Kriegsziel einer �Neuordnung Europas� verknüpft, deren 

Eckpunkte ein europäischer Wirtschaftsraum unter deutscher Hegemonie und die Verskla-

vung, Umsiedlung oder Vernichtung der ost- und südosteuropäischen Gesellschaften waren. 

Die Zwangsarbeit der aus Osteuropa Verschleppten war aus dieser Sicht Bestandteil einer 

langfristig angelegten Politik der Versklavung oder Vernichtung.24 

Nach einer Schätzung Mark Spoerers mussten zwischen 1939 und 1945 etwa 8,4 Mil-

lionen zivile Arbeitskräfte aus rund 20 Nationen, 4,6 Millionen Kriegsgefangene und 1,7 Mil-

lionen jüdische ZwangsarbeiterInnen und KZ-Häftlinge in Deutschland arbeiten. Insgesamt 

waren es also etwa 13,5 Millionen Menschen - elfmal mehr als im Ersten Weltkrieg. Auf dem 

Höhepunkt im Jahre 1944 war jeder vierte Arbeitsplatz in Deutschland mit einem Zwangsar-

beiter oder einer Zwangsarbeiterin besetzt. In Bereichen mit unqualifizierten, körperlich 

schweren oder gesundheitsschädigenden Arbeitsbedingungen wie der Land- und Forstwirt-

schaft (46 % der Beschäftigten), dem Bergbau (34 %) und dem Baugewerbe (33 %) lag der 

                                                 
23 Vgl. Herbert 2001, a.a.O., S. 85-117, 202-230. 
24 Vgl. zu diesem Themenkomplex Umbreit, Hans: Auf dem Weg zur Kontinentalherrschaft, in: Kroener, Bern-
hard R./Müller, Rolf-Dieter/Umbreit, Hans (Hrsg.): Organisation und Mobilisierung des deutschen Machtbe-
reichs. Erster Halbband: Kriegsverwaltung, Wirtschaft und personelle Ressourcen 1939-1941 (= Das Deutsche 
Reich und der Zweite Weltkrieg, Bd. 5/1), Stuttgart 1988, S. 3-248; Aly, Götz/Heim, Susanne: Vordenker der 
Vernichtung. Auschwitz und die deutschen Pläne für eine neue europäische Ordnung, Hamburg 1991. 
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Anteil sogar noch höher.25 Hinzu kommen mehr als 20 Millionen Menschen, die innerhalb der 

besetzten Länder zur Arbeit gezwungen wurden.26 Die beiden Hauptgruppen ausländischer 

ZwangsarbeiterInnen sollen nun dargestellt werden.  

 

 

1.2 Die Gruppe der ZivilarbeiterInnen 
 
 
Wie bereits im Ersten Weltkrieg, überwog zu Beginn des Zweiten Weltkrieges die Praxis ei-

ner auf den ersten Blick freiwilligen Anwerbung ziviler Arbeitskräfte in der Tradition der 

Ausländerbeschäftigung.27 Sie begann im September 1939 im besetzten Polen und wurde, 

dem Kriegsverlauf folgend, auf alle besetzten Länder ausgeweitet. Von Anfang an operierten 

die Anwerbestellen entweder mit unmittelbarem Zwang oder mit falschen Versprechungen 

hinsichtlich des Lohns, der Unterbringung, der Freizügigkeit, des Familiennachzugs und der-

gleichen.28 Sobald der Bedarf an Arbeitskräften auf diese Weise nicht mehr zu decken war, 

gingen die deutschen Institutionen zu repressiveren Rekrutierungsmethoden über.  

In den Niederlanden, Belgien und Frankreich erhöhten die Arbeitsämter zunächst den 

Druck auf Arbeitslose, um sie zu einer Arbeitsaufnahme in Deutschland zu nötigen, später 

verpflichteten sie ganze Jahrgänge zum �Arbeitseinsatz� oder zwangen bestimmte Regionen, 

feste Kontingente von ZivilarbeiterInnen zu stellen. Ab 1943 etablierte sich die Praxis des 

sogenannten �Auskämmens�, d.h. die Belegschaften ganzer Unternehmen und sogar Bran-

chen wurden um bestimmte Quoten �entbehrlicher� Arbeitskräfte dezimiert. Unmittelbar vor 

der Befreiung durch die Anti-Hitler-Koalition kamen Zwangsdeportationen und Drohungen 

mit Geiselerschießungen hinzu.29 Im besetzten Polen hingegen waren bereits 1940 jahrgangs-

weise Dienstverpflichtungen und Gestellungskontingente, Großrazzien und Zwangsdeportati-

onen gängige Praxis.30  

Noch deutlicher als bei den Rekrutierungsmethoden kommt die rassistische Hierarchi-

sierung in der rechtlich fixierten Ungleichbehandlung der ZivilarbeiterInnen zum Ausdruck. 

Menschen aus Westeuropa und den verbündeten faschistischen Staaten waren ihren deutschen 
                                                 
25 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 223, 226. 
26 Vgl. Fasse, Norbert: Zur Geschichte der NS-Zwangsarbeit im Zweiten Weltkrieg, in: Archiv-Kurier, Nr. 14 
(2000), S. 40-68, hier: 50f. 
27 Vgl. Herbert 2001, a.a.O., S. 135. 
28 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 98f. 
29 Vgl. Hirschfeld, Gerhard: Die niederländischen Behörden und der �Reichseinsatz�, in: Herbert (Hrsg.) 1991, 
S. 172-183; ausführlich Sijs, B. A.: De arbeitsinzet. De gedwongen arbeid van Nederlanders in Duitsland 1940 � 
1945, Den Haag 1990. 
30 Vgl. Łuczak, Czesław: Polnische Arbeiter im nationalsozialistischen Deutschland während des Zweiten Welt-
krieges. Entwicklung und Aufgaben der polnischen Forschung, in: Herbert (Hrsg.) 1991, S. 90-105, hier: 94ff; 
Herbert 2001, a.a.O., S. 132. 
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KollegInnen annähernd gleichgestellt, sollten jedoch nach Möglichkeit in sogenannten �Ge-

meinschaftslagern� leben und durften den Bereich der zuständigen Ausländerpolizei nicht 

ohne Genehmigung verlassen. Innerhalb dieses Bereichs konnten sie sich frei bewegen und 

hatten damit etwa die Möglichkeit einer relativ individuellen Freizeitgestaltung. Soziale Be-

ziehungen zu Deutschen waren möglich, eine besondere Kennzeichnung gab es nicht, teilwei-

se war eine Rückkehr in die Heimat nach einer gewissen Dauer des �Arbeitseinsatzes� mög-

lich.31 Eine für unsere Untersuchung besonders wichtige Sonderstellung nahmen die meist 

niederländischen GrenzgängerInnen ein. Diese BerufspendlerInnen, die in Deutschland arbei-

ten mussten, jedoch ihre Wohnung im niederländischen Grenzgebiet behielten, waren stärker 

als andere Gruppen von ZivilarbeiterInnen in der Lage, sich der Arbeit für den Feind zu ver-

weigern oder zu widersetzen.32 Eine zweite Sondergruppe bildeten meist polnischstämmige 

Arbeitsmigranten, die im nordostfranzösischen Bergbaurevier rekrutiert wurden. In der rassis-

tischen Hierarchie nahmen sie eine Zwischenstellung zwischen west- und osteuropäischen 

ZivilarbeiterInnen ein.33 

Die polnischen ZivilarbeiterInnen unterlagen einem Komplex von Sonderbestimmun-

gen. Das wichtigste und bis dahin repressivste Regelwerk dieser Art waren die am 8. März 

1940 vom Reichssicherheitshauptamt (RSHA), der Zentrale von Kriminalpolizei, Gestapo und 

dem Sicherheitsdienst (SD) der SS, herausgegebenen �Polenerlasse�. Sie waren der Versuch, 

den massenhaften Bedarf an ausländischen Arbeitskräften mit den völkisch-rassistischen I-

deologemen des Nationalsozialismus und den Forderungen des sicherheitspolizeilichen Appa-

rats in Einklang zu bringen.34 Die polnischen Arbeitskräfte behielten zwar ihren zivilrechtli-

chen Status als ArbeitnehmerInnen, wurden jedoch nach dem jeweils niedrigsten Tarif ent-

lohnt, der durch eine 15prozentige �Sozialausgleichsabgabe� faktisch gekürzt und im Krank-

heitsfall überhaupt nicht gezahlt wurde; hinzu kamen häufig überzogene Abzüge für Unter-

bringung und Verpflegung. Für Verstöße gegen die sogenannte Arbeitsdisziplin führten die 

Erlasse ein weitreichendes Strafsystem außerhalb der regulären Justiz ein. Es oblag nun der 

Gestapo, polnische ArbeiterInnen bei �Arbeitsbummelei� und ähnlichen �Delikten� in ein 

Arbeitserziehungs- oder Konzentrationslager einzuweisen. Ab September 1940 durfte die 

Gestapo in Eigenregie sämtliche Äußerungen und Handlungen bestrafen, die als �sicherheits-

polizeiliche Delikte� auslegbar waren. Die Gestapo-Dienststellen wurden dadurch zur ent-

scheidenden ausländerpolizeilichen Institution. Darüber hinaus zielten die Erlasse auf die 

                                                 
31 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 98ff. 
32 Vgl. Fasse, a.a.O., S. 48f. 
33 Siehe hierzu ausführlich Kap. 4.2. 
34 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 74-81; ders. 2001, a.a.O., S. 133f. 
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möglichst umfassende Isolierung von der deutschen Mehrheitsgesellschaft. Polnische Zivilar-

beiterInnen mussten in Lagern oder, wenn dies (wie beispielsweise in der Landwirtschaft) 

nicht möglich war, in separaten Räumen untergebracht sein. Wie bis dahin lediglich Jüdinnen 

und Juden, wurden sie durch ein besonderes Kennzeichen � einen dreieckigen Aufnäher mit 

violettem �P� auf gelbem Grund � stigmatisiert. Sie durften öffentliche Einrichtungen und 

Verkehrsmittel nicht benutzen und keine öffentlichen Veranstaltungen einschließlich Gottes-

diensten besuchen.35 Soziale Kontakte zu Deutschen wurden unter Strafe gestellt, sexuelle 

Beziehungen polnischer Männer zu deutschen Frauen sogar mit der Todesstrafe belegt.36 Eine 

am 4. Dezember 1941 erlassene �Polenstrafrechtsverordnung� weitete die Todesstrafe sogar 

auf alle �Delikte� aus, bei denen eine �niedere Gesinnung� unterstellt werden konnte.37 Über 

die Verhängung der Strafen entschiedenen nicht die Gerichte, sondern die regionalen Gesta-

po-Stellen und das Reichssicherheitshauptamt. 

Unmittelbar nach den Polenerlassen wurden die polnischen Kriegsgefangenen in den 

Zivilarbeiterstatus überführt, wodurch auch sie unter diese Bestimmungen fielen.38  

Die polnischen ZivilarbeiterInnen arbeiteten vor allem in Bereichen mit geringem 

Qualifikations- und Lohnniveau. Der mit Abstand wichtigste Bereich war die Landwirtschaft, 

wo schätzungsweise 68 % von ihnen eingesetzt waren. Lediglich 18 % arbeiteten in indus-

triellen Betrieben, gefolgt von den Bereichen Dienstleistung (6 %), Bau (4 %) und Bergbau (3 

%). ZivilarbeiterInnen aus den westeuropäischen bzw. verbündeten Staaten waren je nach 

Nationalität zu 50 - 72 % im industriellen, jedoch nur zu 2 � 10 % im landwirtschaftlichen 

Sektor beschäftigt.39 

Ein Einsatz sowjetischer ZwangsarbeiterInnen in der deutschen Kriegswirtschaft war 

zunächst nicht vorgesehen, was, wie weiter unten gezeigt wird, verheerende Folgen für die in 

Gefangenschaft geratenen sowjetischen Soldaten hatte. Erst mit dem absehbaren Scheitern der 

deutschen Militärstrategie setzte sich die Auffassung durch, dass der weiterhin gestiegene 

Bedarf an Arbeitskräften durch den Einsatz sowjetischer Kriegsgefangener (und nicht durch 

die alternativ diskutierte Arbeit deutscher Frauen und Mädchen) gedeckt werden solle. Da ein 

Grossteil der Kriegsgefangenen jedoch nicht mehr lebte und die übrigen kaum noch arbeitsfä-

hig waren, begann Anfang 1942 die Rekrutierung ziviler Arbeitskräfte in der besetzten Sow-

jetunion, die man in Anknüpfung an den Ersten Weltkrieg als OstarbeiterInnen bezeichnete. 

                                                 
35 Vgl. ebd. 
36 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 79ff. 
37 Vgl. ebd., S. 82. 
38 Vgl. ebd., S. 81f. 
39 Vgl. Spoerer, a.a.O., S. 225. 
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Die Rekrutierungspraxis der Arbeitsverwaltung knüpfte an die in Polen praktizierten Metho-

den an. Ab 1942 muss durchgängig von Zwangsdeportationen gesprochen werden.40 

Am 2. Februar 1942 gab das Reichssicherheitshauptamt ein Erlasspaket zur Behand-

lung der sowjetischen ZivilarbeiterInnen heraus. Die �Ostarbeitererlasse� spitzten die mit den 

�Polenerlassen� eingeschlagene Linie in extremer Form zu. Die betroffenen Menschen wur-

den durch ein separates Kennzeichen (quadratischer Aufnäher mit dem weißen Schriftzug 

�OST� auf blauem Grund) stigmatisiert. Sie mussten in geschlossenen und zumindest anfangs 

mit Stacheldraht umzäunten Lagern vegetieren. Die Gestaltung der Freizeit war den Lagerin-

sassen entzogen und im landwirtschaftlichen Bereich dem Reichsnährstand, in allen übrigen 

Sektoren der Deutschen Arbeitsfront (DAF) übertragen. Der �Arbeitseinsatz� selbst hatte in 

geschlossenen und bewachten Kolonnen zu erfolgen, wobei deutsche ArbeiterInnen pauschal 

zu Vorgesetzten aufgewertet wurden. Unter der Ägide der Gestapo entstand ein mikrosko-

pisch verzweigtes Überwachungsnetz, das sowohl die vom betrieblichen Werkschutz (oder 

privaten Sicherheitsunternehmen) gestellten Lagerführungen und Wachmänner, als auch so-

genannte �Lager-�, �Baracken-� und �Stubenälteste� sowie ein separates Netz von Spitzeln 

(�Vertauensmänner�) unter den OstarbeiterInnen umfasste. Die Wachmannschaften waren 

ermächtigt, bei Ungehorsam und Fluchtversuchen rücksichtslos durchgreifen und gegebenen-

falls gezielt zu schießen. Das Lagerpersonal durfte eigenmächtig Ordnungsstrafen wie Stu-

bendienst, Einteilung zu einem �Straftrupp�, Entzug warmer Nahrung bis zu drei Tagen und 

dreitätiger Arrest verhängen. Jedes Lager sollte über Arrestzellen verfügen, und ein �Züchti-

gungsrecht� eröffnete den Lagerführern weitreichende Möglichkeiten straffreier Misshand-

lung. Berücksichtigt man ferner, dass gerade OstarbeiterInnen häufig unterernährt und ent-

kräftet arbeiten mussten, so wird deutlich, dass bereits das lagerinterne Strafsystem tödliche 

Folgen haben konnte. Auch die außerjuristische Strafgewalt der Gestapo wurde bestätigt: Auf 

Arbeitsflucht standen Einweisungen in Arbeitserziehungs- oder Konzentrationslager; Kapital-

verbrechen, politische Delikte und sexuelle Beziehungen zu deutschen Frauen waren Grund 

genug für die Todesstrafe. Die Erlasse und ihre Folgebestimmungen zielten somit auf maxi-

male Ausbeutung, minimale humanitäre Standards und drakonische Strafen selbst für alltägli-

che Vergehen.41 

Die Lebens- und Arbeitsbedingungen der OstarbeiterInnen hingen nicht nur von die-

sen Rahmenvorschriften, sondern auch von der konkreten Ausgestaltung durch die Unterneh-

men ab. Grundsätzlich waren OstarbeiterInnen in Bereichen mit besonders schwerer und un-

gesunder Arbeit eingesetzt. Etwa 45 % arbeiteten in industriellen, 35 % in landwirtschaftli-
                                                 
40 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 137-149; ders. 2001, a.a.O., S. 136-143. 
41 Herbert 1985, a.a.O., S. 154-157; ders. 2001, a.a.O., S. 138f. 
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chen Betrieben, 12 % mussten im Dienstleistungssektor (vor allem als Dienstboten), 4 % im 

Baugewerbe und 4 % im Bergbau Zwangsarbeit verrichten.42 Ihr Bruttoentgelt lag nominell 

40 % unter dem Tariflohn, wurde durch Abzüge auf ein Minimum reduziert und oftmals in 

relativ wertlosem �Lagergeld�, zuweilen auch gar nicht, ausgezahlt.43 Die Ernährung war vor 

allem in den Jahren 1942/43 ausgesprochen schlecht, sodass Unterernährung, Entkräftung und 

damit einhergehende Krankheiten wie Tuberkulose oder Typhus den Lageralltag bestimmten. 

Verschlimmert wurde dies durch eine unzureichende sanitäre Ausstattung und medizinische 

Versorgung, die bis hin zum Verbot der Medikamentierung Schwerkranker reichen konnte. 

Erwartungsgemäß machte das Lagerpersonal von der Ermächtigung zur körperlichen Miss-

handlung selbst gegenüber Kranken Gebrauch. OstarbeiterInnen, die nicht mehr in der Lage 

waren, die ihnen abverlangte Leistung zu erbringen, mussten damit rechnen, in den Osten 

abgeschoben und dort ihrem Schicksal überlassen zu werden.44 

Das Mindestalter der OstarbeiterInnen lag zunächst bei 14 Jahren und wurde im Ver-

lauf des Krieges auf 6 Jahre herabgesetzt. Innerhalb der Zwangsarbeit bestand damit zugleich 

ein System der Kinderzwangsarbeit.45 Schwangere Ostarbeiterinnen wurden, sofern sie nicht 

abgeschoben wurden, meist zur Abtreibung gezwungen. War dies nicht der Fall, so mussten 

sie häufig innerhalb der Lager gebären und ihre Kinder versorgen. Diese wiederum wurden 

nach rassistischen Kriterien selektiert, um Kinder mit �rassisch wertvollen� Merkmalen ohne 

Rücksicht auf die Mutter an deutsche Pflegeeltern weiterzugeben.46 

Mit dem Beginn des �Russeneinsatzes� hatte das System der Zwangsarbeit quantitativ 

und qualitativ eine neue Dimension erreicht, zugleich aber erwies sich das auf zahlreiche In-

stitutionen verteilte Management als wenig effektiv. Dies schlug sich im März 1942 in der 

Schaffung einer zentralen Koordinierungsstelle für den gesamten �Arbeitseinsatz� nieder. Die 

neu geschaffene Institution des �Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinatz� (GBA), die 

bis Kriegsende vom Thüringer Gauleiter Fritz Sauckel geleitet wurde, gehörte organisatorisch 

zur Vierjahresplanbehörde Hermann Görings, unterstand politisch unmittelbar Adolf Hitler, 

kooperierte eng mit dem neu gegründeten Rüstungsministeriums Albert Speers (und damit der 

Rüstungsindustrie) und übernahm einen Grossteil der Kompetenzen des Arbeitsministeriums. 

Sauckel verfolgte das Ziel, in kurzer Zeit möglichst viele zivile und militärische Zwangsarbei-

terInnen vor allem aus dem Osten nach Deutschland zu schaffen und auf die Hauptakteure der 

                                                 
42 Vgl. ebd., S. 225. 
43 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 159ff. 
44 Vgl. ebd., S. 117-121; 125-142; Herbert 1985, a.a.O., S. 161ff. 
45 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 280. 
46 Vgl. Schwarze, Gisela: Kinder, die nicht zählten. Ostarbeiterinnen und ihre Kinder im Zweiten Weltkrieg, 
Essen 1997. 
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deutschen Kriegswirtschaft zu verteilen. Bis Kriegsende rekrutierte und deportierte seine Be-

hörde schätzungsweise 5 Millionen Menschen.47 

Je deutlicher sich die militärische Niederlage abzeichnete, umso schwieriger wurde es, 

den Bedarf an Arbeitskräften auf dem Wege der Zwangsrekrutierung zu decken. Hinzu kam 

die Erkenntnis, dass die ZwangsarbeiterInnen mittlerweile ein relevantes Widerstands-

potential darstellten. Die Praxis des �Arbeitseinsatzes� wurde daher ab 1942 unter dem Ge-

sichtspunkt der Leistungssteigerung und des Erhalts der bereits eingesetzten Arbeitskräfte 

allmählich revidiert. Bereits 1942 kam es zu einer Lockerung der Bewachungsvorschriften 

(Entfernung der Stacheldrahtzäune) und einer geringfügigen Anhebung der Ernährungssätze 

und Entgelte. Bis zum Frühjahr 1944 folgte eine Annäherung der Ostarbeiterentgelte an die 

Löhne polnischer ZivilarbeiterInnen. Neu eingeführt wurde die Sozialversicherung der Ostar-

beiterInnen, bevor Sauckel im März 1945 alle arbeits-, steuer- und sozialversicherungsrechtli-

chen Sonderbestimmungen gegen OstarbeiterInnen aufhob. Seit 1943 bestand innerhalb der 

Ausländerhierarchie außerdem eine neue Sondergruppe: OstarbeiterInnen, die sich durch kon-

formes Verhalten und hohe Arbeitsleistung ausgezeichnet hatten, wurden privilegiert und 

durch ein Zusatzkennzeichen auch äußerlich hervorgehoben.48 

Für die ZwangsarbeiterInnen bedeutete diese Entwicklung, sofern sie überhaupt Ein-

fluss auf die konkreten Existenzbedingungen vor Ort hatte, dreierlei: (1.) einer punktuellen 

Abmilderung des Elends durch Zugeständnisse im Lebensalltag, höhere Verpflegungssätze 

und eine bessere Anlernung stand (2.) die Einführung der Leistungsernährung gegenüber. 

Dieses im Kern sozialdarwinistische Prinzip verbesserte die Überlebenschancen der gesunden 

und leistungsfähigen OstarbeiterInnen, der übrigen jedoch nicht. Drittens expandierte der Re-

pressions- und Terrorapparat der Gestapo im letzten Kriegsjahr in einem enormen Maße.49  

Mit Beginn des Jahres 1944 richtete die Gestapo zahlreiche neue �Arbeitserziehungs-

lager� ein. Die Haftzeit wurde von sechs Wochen auf drei Monate erhöht. Die Existenzbedin-

gungen in den etwa 200 nachgewiesenen AEL ähnelten mehr denn je den Konzentrationsla-

gern. Sie sollten die Willenskraft der Häftlinge brechen und eine widerspruchslose Unterwer-

fung unter das Arbeitsregime erzeugen. Am Ende der Haft konnte die Rückkehr an den vorhe-

rigen oder einen neuen Arbeitsplatz, jedoch auch die dauerhafte Einweisung in ein KZ stehen. 

Gabriele Lotfi schätzt, dass jeder zwanzigste Zivilarbeiter, aber auch zahlreiche deutsche Ar-

                                                 
47 Vgl. Weißbecker, Manfred: �So einen Arbeitseinsatz wie in Deutschland gab es noch nicht einmal auf der 
Welt�. Fritz Sauckel � Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz, in: Winkler, Ulrike (Hrsg.): Stiften ge-
hen. NS-Zwangsarbeit und Entschädigungsdebatte, Köln 2000, S. 41-66; Herbert 1985, a.a.O., S. 152ff. 
48 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 170-175; Spoerer 2001, a.a.O., S. 97ff. 
49 Vgl. ebd. 
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beiterInnen, ein solches Lager durchliefen.50 Parallel dazu bereiteten sich die Polizeibehörden 

auf die bewaffnete Niederschlagung eines befürchteten Aufstandes der ZwangsarbeiterInnen 

vor.51  

Die regionalen Gestapostellen bauten ihre Macht gegenüber der Berliner Zentrale aus. 

Ab 1944 konnten sie ausländische Arbeitskräfte ohne Genehmigung des Reichssicherheits-

hauptamtes ermorden. Vor allem die in den evakuierten frontnahen Gebieten operierenden 

Einsatzkommandos der Gestapo machten hiervon exzessiv Gebrauch.52 Für mehrere hundert 

Orte sind zudem �wilde� Massenerschießungen von ZwangsarbeiterInnen nachgewiesen.53 In 

der letzten Kriegsphase mussten ZwangsarbeiterInnen aller Statusgruppen (ZivilarbeiterInnen, 

Kriegsgefangene, KZ-Häftlinge) zudem unter unsäglichen Bedingungen für die letzten Groß-

projekte der Rüstungsindustrie arbeiten. Hinzu kamen die Räumung von Trümmern und 

Bomben nach Luftangriffen, der Bau militärischer Befestigungsanlagen und �Schanzarbeiten� 

im rückwärtigen Frontgebiet.54  

Die Zwangsarbeit ziviler Arbeitskräfte erstreckte sich auf alle Wirtschaftsbereiche. In 

nahezu allen kriegswichtigen Betrieben vom Großkonzern bis hinab zu Handwerksbetrieben 

und Bauernhöfen, aber auch in staatlichen, kommunalen und kirchlichen Einrichtungen sowie 

in den Privathaushalten der Partei-, Verwaltungs- und Wirtschaftselite arbeiteten Zwangsar-

beiterInnen. Im August 1944 waren etwa 36 % der ZivilarbeiterInnen in der Landwirtschaft, 

43 % in der rüstungsrelevanten Metallindustrie, 3 % im Bergbau, 6 % in der Bauwirtschaft 

und 12 % im Dienstleistungsbereich beschäftigt.55 Das Durchschnittsalter männlicher Zivilar-

beiter lag zwischen 20 und 24 Jahren, das von Ostarbeiterinnen zwischen 17 und 20 Jahren.56 

Untergebracht waren sie in einem Netz von etwa 20.000 dezentralen Lagern, die sich meist 

auf betriebseigenen, von den Betrieben angemieteten oder von den Kommunen zur Verfügung 

gestellten Grundstücken befanden.57 Eine Stadt wie Berlin verfügte über rund 500, eine Stadt 

wie Essen über knapp 300 und eine Stadt wie Aachen über mindestens 20 Zivilarbeiterlager.58 

Die Sterblichkeit der ZivilarbeiterInnen im Vergleich zur entsprechenden deutschen Alters-

gruppe war bei osteuropäischen ZwangsarbeiterInnen besonders hoch. Etwa 170.000 Ostar-

                                                 
50 Vgl. Lotfi, Gabriele: KZ der Gestapo. Arbeitserziehungslager im Dritten Reich, Stuttgart/München 2000, S. 
235ff. 
51 Vgl. Fasse, a.a.O., S. 49. 
52 Vgl. Lotfi, a.a.O., S. 267-279. 
53 Vgl. Fasse, a.a.O., S. 50; Rusinek, Bernd A.: Gesellschaft in der Katastrophe. Terror, Illegalität, Widerstand - 
Köln 1944/45, Essen 1989. 
54 Vgl. Fasse, a.a.O., S. 50. 
55 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 225. 
56 Vgl. ebd., S. 223 
57 Vgl. Herbert, Ulrich: Der �Ausländereinsatz� in der deutschen Kriegswirtschaft 1939-1945, in: Span-
jer/Oudesluijs/Meijer (Hrsg.), a.a.O., S: 13-22, hier: 15. 
58 Vgl. ebd.; Fasse, a.a.O., S. 46; Forschungsbericht Aachen, a.a.O., S. 87-98. 



 24

beiterInnen überlebten ihren �Arbeitseinsatz� nicht. Die meisten von ihnen starben an Man-

gelzuständen oder typischen Folgeerscheinungen wie Tuberkulose, Lungenentzündung, Kör-

per-, Herz- und Kreislaufschwäche sowie Magen- und Darmkrankheiten.59 

 

 

1.2 Die Gruppe der Kriegsgefangenen 
 

 

Die zweite große Säule des �Arbeitseinsatzes� waren die Kriegsgefangenen. Sie zur Arbeit zu 

zwingen, war durch das Kriegsvölkerrecht formal erlaubt, durch die Genfer Konvention von 

1929 jedoch an bestimmte Bedingungen gebunden. Offiziere durften nicht und die Mann-

schaften lediglich außerhalb der Rüstungsindustrie eingesetzt werden, und zwar unter den 

gleichen Bedingungen wie einheimische Arbeitskräfte. Die ältere Haager Landkriegsordnung 

von 1907 ging weniger weit, stellte jedoch ebenfalls ein Schutzrecht gegen unmenschliche 

oder diskriminierende Lebens- und Arbeitsbedingungen dar. Sowohl Deutschland, als auch 

die meisten Kriegsgegner hatten beide Rechtsakte ratifiziert. Eine Ausnahme bildete die Sow-

jetunion, deren zaristischer Vorgängerstaat allerdings die Haager Landkriegsordnung unter-

zeichnet hatte. Die Sowjetunion bemühte sich 1941 vergeblich, Deutschland auf dieser 

Grundlage zumindest zur Einhaltung international anerkannter Minimalstandards zu bewe-

gen.60 

 Auch bei den Kriegsgefangenen fand eine rassistische und antisemitische Hierarchisie-

rung statt, die rechtlich jedoch völlig anders legitimiert wurde. Anders als bei zivilen Zwangs-

arbeiterInnen wurde sie nicht von der staatlichen Exekutive unter Verweis auf rassenideologi-

sche und sicherheitspolizeiliche Normen verordnet, sondern aus einer instrumentellen Ausle-

gung des Kriegsvölkerrechts abgeleitet, die dessen Intentionen diametral widersprach. 

Lediglich Kriegsgefangene aus Großbritannien und den Vereinigten Staaten konnten 

davon ausgehen, nach den Bestimmungen der Genfer Konvention behandelt zu werden.61 

Kriegsgefangene aus Norwegen, den Niederlanden, dem flämischen Teil Belgiens, Kroatien 

und Griechenland wurden kurz nach dem Ende der Militärhandlungen entlassen.62 Für Gefan-

gene aller anderen Nationalitäten galten die internationalen Standards nicht oder nur zum Teil. 

Auch sie wurden nach rassistischen Kriterien hierarchisiert, wobei westeuropäische Gefange-

ne besser gestellt wurden als polnische und jugoslawische, und diese wiederum besser als 

                                                 
59 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 227ff. 
60 Vgl. ebd., S. 99ff. 
61 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 100f. 
62 Vgl. ebd., S. 106. 
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sowjetische. Die meisten dieser Gruppen wurden zudem einer antisemitischen Selektion un-

terworfen; jüdische Gefangene wurden teils sofort, teils allmählich durch Hunger, Kälte und 

Zwangsarbeit getötet.63 

 Das Verbot, Offiziere als Arbeitskräfte einzusetzen, wurde bei französischen, belgi-

schen und jugoslawischen Kriegsgefangenen durch die Möglichkeit einer Arbeitsaufnahme 

�auf eigenen Wunsch� unterlaufen. Hinter diesem Wunsch stand häufig die Drohung, den 

Betroffenen andernfalls in ein �Straflager� einzuweisen.64 Der völkerrechtlich zulässige �Ar-

beitseinsatz� der Kriegsgefangenen mit einfachen Mannschaftsrängen wurde in großem Um-

fang praktiziert und durch instrumentelle Interpretationen des internationalen Rechts oder 

bilaterale Verträge mit kollaborierenden Regierungen auch auf die Rüstungsproduktion aus-

gedehnt.65  

 Gänzlich anders verhielt es sich bei den sowjetischen Kriegsgefangenen. Mehr als 

zwei Millionen sowjetische Kriegsgefangene starben zwischen dem Überfall auf die Sowjet-

union im Juni 1941 und dem Ende des gleichen Jahres im Gewahrsam der Wehrmacht an Un-

terernährung, Kälte und Seuchen oder wurden von den Einsatzgruppen der SS und Polizei 

ermordet, da die Planungsstäbe des Oberkommandos der Wehrmacht ihre Versorgung zu-

nächst als unnütze Verschwendung von Ressourcen angesehen hatte.66 Angesichts des aus 

deutscher Sicht ungünstigen Kriegsverlaufs sah sich das Regime allerdings gezwungen, dem 

von der Industrie verlangten �Russeneinsatz� zuzustimmen. Nach einem �Führererlass� Adolf 

Hitlers gab Hermann Göring am 7. November 1941 erste Richtlinien für den �Russeneinsatz� 

heraus, die in brutaler Weise deutlich machen, welche Funktion den Betroffenen zugedacht 

war. In besonders harten, gefährlichen und gesundheitsschädigenden Bereichen wie dem 

Bergbau sollten nach Möglichkeit reine �Russenbetriebe� entstehen. Deutsche Arbeiter soll-

ten grundsätzlich Vorgesetzte und (neben der Wehrmacht) Bewacher der ausschließlich für 

niedere Tätigkeiten vorgesehenen Russen sein. Diese sollten in geschlossenen Kolonnen ein-

gesetzt, strikt von der Bevölkerung und anderen AusländerInnen isoliert und mit minderwer-

tiger Nahrung versorgt werden � Göring schlug Pferde- und Katzenfleisch vor, realisiert wur-

de schließlich eine Ernährung mit Pferde- und Freibankfleisch sowie einem aus Roggen-

schrot, Sägespänen, Zuckerrübenschnitzeln und Laub hergestellten �Russenbrot�.67 Drako-

nisch auch die vorgesehenen Disziplinierungsmittel: �Die Strafskala kennt zwischen Ernäh-

                                                 
63 Vgl. ebd., S. 103f. 
64 Vgl. ebd., S. 102. 
65 Vgl. ebd., S. 103. 
66 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 132-136, 138f; sowie ausführlich Streit 1997, a.a.O.; ders.: Die Behandlung der 
verwundeten sowjetischen Kriegsgefangenen, in: Heer, Hannes/Naumann, Klaus (Hrsg.): Vernichtungskrieg. 
Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944, Hamburg 1995, S. 78-91. 
67 Vgl. ebd., S. 148. 
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rungsbeschränkung und standrechtlicher Erschießung im allgemeinen keine weiteren Stu-

fen.�68 Diese Richtlinien waren sowohl für die Ostarbeitererlasse des darauf folgenden Jahres, 

als auch die zahlreichen Richtlinien der Wehrmacht über die Behandlung der sowjetischen 

Kriegsgefangenen richtungweisend, da sie das Klischee des �jüdisch-bolschewistischen Un-

termenschen� in eine konkrete Handlungsanweisung für die Einführung und Verwaltung einer 

modernen Form der Sklaverei transformierten. 

 Als der �Russeneinsatz� um die Jahreswende 1941/42 anlief, waren nur noch 1,2 Mil-

lionen sowjetische Kriegsgefangene transportfähig. Diejenigen, die nicht bereits an den Stra-

pazen des Transportes starben, waren bei ihrer Ankunft in Deutschland meist nicht mehr in 

der Lage zu arbeiten. Notgedrungen begann die Wehrmacht, ihre Gefangenen durch höhere 

Verpflegungssätze, eine Beheizung der Unterkünfte und medizinische Behandlung vor dem 

Transport �aufzupäppeln�. Aus dem gleichen Grund setzte sie die bereits nach Deutschland 

deportierten Kriegsgefangenen häufig für einige Wochen in landwirtschaftlichen Betrieben 

mit vergleichsweise guter Lebensmittelversorgung ein, bevor sie sie dem Bergbau und ande-

ren Branchen mit harter körperlicher Arbeit zuteilte.69 Dennoch konnten von insgesamt 

3.350.000 Millionen sowjetischen Kriegsgefangenen bis Ende März 1942 lediglich 166.881, 

also fünf Prozent, in Deutschland als Zwangsarbeiter eingesetzt werden.70  

Eine Sondergruppe unter den Kriegsgefangenen bildeten ab September 1943 die ita-

lienischen Militärinternierten. Dies waren italienische Soldaten, die nach dem Sturz Mussoli-

nis und dem Austritt Italiens aus dem Krieg gefangen genommen worden waren, jedoch nicht 

als Kriegsgefangene galten. Diese rechtliche Konstruktion beinhaltete, dass auch sie nicht den 

Schutz der Genfer Konvention genossen. Entgegen der sonst üblichen Rassenhierarchie waren 

sie ähnlich rechtlos wie die sowjetischen Kriegsgefangenen und mussten wie diese besonders 

schwere Arbeiten im Bergbau und der Industrie verrichten. In den Augen der deutschen 

Mehrheitsgesellschaft waren sie zudem �Verräter�, sodass sie kaum Solidarität erwarten 

konnten.71 

 Aus Sicht des �Arbeitseinsatz�-Managements war die Zwangsarbeit der Kriegsgefan-

genen weniger effektiv als die der ziviler Arbeitskräfte. Um die Effizienz zu erhöhen, wurde 

die für ZivilarbeiterInnen eingeführte Leistungsentlohnung auf Kriegsgefangene übertragen. 

                                                 
68 Zit. n. Herbert 1985, a.a.O., S. 142. 
69 Vgl. ebd., S. 147ff; Streit, Christian: Sowjetische Kriegsgefangene � Massendeportationen � Zwangsarbeiter, 
in: Michalka, Wolfgang (Hrsg.): Der Zweite Weltkrieg. Analysen, Grundzüge, Forschungsbilanz, Mün-
chen/Zürich ²1990, S. 746-760.  
70 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S.149, 315. 
71 Vgl. Cajani, Luigi: Die italienischen Militärinternierten im nationalsozialistischen Deutschland, in: Herbert 
(Hrsg.) 1991, S. 295-316, vgl. ausführlich Schreiber, Gerhard: Die italienischen Militärinternierten im deutschen 
Machtbereich 1943-1945. Verraten � verachtet � vergessen. München 1990. 
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Darüber hinaus wurden Kriegsgefangene in großem Umfang in den ZivilarbeiterInnenstatus 

überführt, was für die Betroffenen zum einen höheren Lohn, zum anderen jedoch den Verlust 

des kriegsvölkerrechtlichen Schutzes bei gleichzeitiger Bedrohung durch die Gestapo bedeu-

tete. 1940 wurden zwei Drittel der polnischen, 1942 alle slowenischen und eine kleine Anzahl 

von sowjetischen Kriegsgefangenen, im August 1944 schließlich die meisten italienischen 

Militärinternierten zu Zivilarbeitern umdefiniert; 1942 und 1943 fand außerdem ein Aus-

tausch von 90.000 französischen Kriegsgefangenen gegen 240.000 in Frankreich rekrutierte 

ZivilarbeiterInnen statt.72 

 Insgesamt arbeiteten während des Zweiten Weltkrieges etwa 4,56 Millionen Kriegsge-

fangene in Deutschland, von denen 885.000 den Zivilarbeiterstatus erhielten. Allein 1,9 Milli-

onen stammten aus der Sowjetunion, gefolgt von 1,28 Millionen französischen, 495.000 ita-

lienischen, 300.000 polnischen, 110.000 serbischen, 105.000 britischen und 65.000 belgi-

schen Soldaten.73 Je ein Drittel von ihnen arbeitete in der Landwirtschaft und der Industrie, je 

ein Zehntel im Bergbau und im Dienstleistungsbereich, die übrigen in der Bauwirtschaft. Der 

Anteil west- und osteuropäischer Gefangener in den Wirtschaftsbereichen war dabei sehr un-

terschiedlich: während französische Gefangene überwiegend in der Landwirtschaft tätig wa-

ren, mussten überproportional viele sowjetische und italienische Gefangene im Bergbau und 

der Industrie Zwangsarbeit leisten.74 Etwa 1,1 Millionen Kriegsgefangene überlebten nicht. 

Allein 58 % der sowjetischen Kriegsgefangenen starben während ihres �Arbeitseinsatzes�. 

Auch die Sterblichkeit der italienischen Militärinternierten war überproportional hoch, wäh-

rend die der westlichen Kriegsgefangenen nur geringfügig über dem Durchschnitt lag.75 Sta-

tistische Werte wie diese verweisen zurück auf die ungleichen Lebens- und Überlebensbedin-

gungen der Zwangsarbeiter. 

                                                 
72 Vgl. Spoerer 2001, a.a.O., S. 105f. 
73 Vgl. ebd., S. 211. 
74 Vgl. ebd., S. 225. 
75 Vgl. ebd., S. 228ff. 
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2. Die Entwicklung zum „Ausländereinsatz“ 

 

 
2.1 Militarisierte Arbeit: der Bau des „Westwalls“ und das „Polizeihaftlager Vicht“ 

 

Die für die nationalsozialistische Arbeitsorganisation typische Militarisierung der Arbeit bil-

dete auch im Kreis Aachen eine der Voraussetzungen des Zwangsarbeitersystems im Zweiten 

Weltkrieg. Neben der Etablierung des �Reichsarbeitsdienstes� (RAD) stellten regionale 

Großprojekte wie der Bau der Rurtalsperre und der Reichsautobahn Köln-Aachen Bezugs-

punkte einer staatlich gelenkten und nach militärischem Vorbild organisierten Arbeit dar.76 

Eine quantitativ und qualitativ neue Dimension erreichte dieser Prozess mit dem Bau des so-

genannten Westwalls durch die �Organisation Todt� (OT) in den Jahren 1938 bis 1940. Da 

die traditionellen arbeitsmarktpolitischen Instrumente hier erstmals nicht ausreichten, um den 

immensen Bedarf an Arbeitskräften zu decken, war der überwiegende Teil der Westwallarbei-

ter dienstverpflichtet worden. Ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen waren an das Militär an-

gelehnt (Kasernierung in Lagern, Einsatz in geschlossenen Kolonnen, Durchführung von La-

gerappellen, repressive Durchsetzung der Arbeitsdisziplin usw.), während ihre Freizeit von 

der NSDAP durchorganisiert und reglementiert war. Ein nicht unerheblicher Teil der Beschäf-

tigten verweigerte sich zumindest punktuell der ihnen abverlangten �Arbeitsdisziplin�, was 

aus Sicht der OT repressive Maßnahmen notwendig machte.77  

Im damaligen Landkreis Aachen wurden rund 12.000 Arbeiter zum Westwallbau ein-

gesetzt, von denen mehr als die Hälfte in Lagern kaserniert war.78 Die für den Kreis Aachen 

zuständige Oberbauleitung Düren der OT verfügte über ein Netz von rund 20 Lagern, die auf 

ein Gebiet zwischen den Kreisen Aachen und Prüm verteilt waren. Auf die damaligen Land-

kreise Aachen und Monschau entfielen im September 1938 folgende OT-Lager: 

• Lager Vicht, 
• Lager Jägerhaus bei Forsthaus Jägerhaus, 
• Lager Jägersfahrt bei Forsthaus Jägersfahrt, 
• Lager Niederhof bei Diepenlienchen (aufgehoben), 
• Lager Steckenborn, 
• Lager Schmidt,  
• Lager Zweifall, 
• Lager Germeter, 

                                                 
76 Beispiele finden sich bei Jaud, a.a.O., S. 387-405. 
77 Vgl. Lotfi, a.a.O., S. 58f. 
78 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 66. 
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• Lager Simonskall.79 
 

Hinzu kamen zwei Lager des RAD in Bardenberg-Pley und Niederbardenberg.80 Die DAF 

unterhielt parallel dazu weitere 50 Lager und �Privatquartiere� für Westwallarbeiter, mit de-

nen sie den nördlichen Teil des Kreises Aachen und die angrenzenden Kreise Geilenkirchen, 

Jülich, Erkelenz und Mönchengladbach abdeckte. Für das heutige Kreisgebiet sind folgende 

DAF-Lager nachweisbar: 

 

• Lager Alsdorf  (Sollstärke 530 Mann), 
• Lager Broich   (Sollstärke 300 Mann), 
• Lager Würselen (Sollstärke 395 Mann). 

 

Außerdem verfügte die DAF im Gebiet der heutigen Stadt Baesweiler über 19 �Privatquartie-

re� mit Platz für insgesamt 1200 Westwallarbeiter, die in Gruppen von 17 bis 112 Personen 

untergebracht waren.81 Damit war ein System von Lagern entstanden, das nach Kriegsbeginn 

zumindest zum Teil für die Unterbringung nichtdeutscher ZwangsarbeiterInnen zur Verfü-

gung stand.82  

 War die persönliche Freiheit der Westwallarbeiter in den �Gemeinschaftslagern� be-

reits deutlich beschränkt, so entstand bei Kriegsbeginn ein für spätere Formen der Zwangsar-

beit modellhaftes System der Repression. In Zusammenarbeit mit den örtlichen Gestapostel-

len konnten die bei den Oberbauleitungen angesiedelten �Sicherungsstäbe� der SS bei leichte-

ren Vergehen gegen die �Arbeitsdisziplin� Polizeihaftstrafen von bis zu 21 Tagen verhängen. 

Sie machten hiervon intensiv Gebrauch, sodass die regulären Gefängnisse und die eigens er-

richteten �Not-Arrestlokale� der OT für die Unterbringung der Häftlinge nach kurzer Zeit 

nicht mehr ausreichten. Die �Sicherungsstäbe� gingen daher nach Kriegsbeginn zur Einrich-

tung dreier �Polizeihaftlager� mit einer Kapazität von 150 bis 320 Insassen über, die jeweils 

den Bereich einer oder mehrerer Oberbauleitungen abdeckten und von denen eines innerhalb 

des Kreises Aachen lag: 

 

• Polizeihaftlager Homburg-Nord  (Oberbauleitungen Homburg, Pirmasens,  
Saarbrücken), 

• Polizeihaftlager Vicht   (Oberbauleitungen Aachen, Düren, Bonn,  
                                                 
79 Vgl. Generalinspekteur für das Deutsche Straßenwesen, Oberbauleitung Düren an RP Aachen betr. Unterkünf-
te, HStAD, Reg. Aachen 18517, p. 216. 
80 Vgl. Heimatverein Bardenberg: Hunger gehörte zum Alltag, in: Aachener Nachrichten, Lokalausgabe Nord-
kreis, 30.9.2000. 
81 Vgl. DAF, Kreisobmann, Abt. Arbeitseinsatz West an RP Aachen, 21.10.1938, HStAD, Reg. Aachen 18517, 
p. 217ff. 
82 Siehe exemplarisch Kap. 2.2. und 5.2.4. 
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Geldern), 
• Polizeihaftlager Uthlede   (Oberbauleitung Bremen). 

 

Diese Lager unterstanden einem �Muster-Polizeihaftlager� für 400 Gefangene in Hinzert bei 

Trier, wo außerdem in einem separaten �SS-Sonderlager� das Lagerpersonal für die drei de-

zentralen Lager ausgebildet wurde. Kürzere Haftstrafen von bis zu 21 Tagen wurden in den 

dezentralen Lagern vollstreckt, die gleichzeitig als �Durchgangslager� für Hinzert dienten, wo 

Westwallarbeiter bis zu drei Monaten interniert werden konnten.83  

 Mit diesem Lagersystem verfolgten OT und SS das Ziel, Verstöße gegen das militari-

sierte Arbeitsregime, etwa ein Zuspätkommen oder eine zu geringe Arbeitsleistung, zu ahn-

den, ohne dass den Westwall-Baustellen Arbeitskräfte entzogen würden. Die Lagerinsassen 

blieben demgemäss während ihrer Haft auf OT-Baustellen beschäftigt und mussten dort 

schwere körperliche Arbeit leisten. Innerhalb der Lager wurden sie einem militärischen Drill 

sowie einer ideologischen Indoktrination unterzogen, die auf ein Verständnis der Lagerhaft 

als �Erziehung� zu konformer Arbeit, also eine gewaltsame Reintegration der Häftlinge in die 

�Volksgemeinschaft� durch Unterwerfung unter die �Arbeitsdisziplin�, abhob. Die �Polizei-

haftlager� der OT stellten damit ein Modell für die späteren �Arbeitserziehungslager� der 

Gestapo dar, die ebenfalls auf eine �erzieherische� Disziplinierung in Arbeitsplatznähe (als 

Alternative zur Einweisung in ein Konzentrationslager, das die Arbeitskraft dem jeweiligen 

Betrieb auf Dauer entzog) setzte.84  

Das in der damaligen Gemeinde Gressenich gelegene �Polizeihaftlager Vicht� unter-

stand von März 1940 bis Mitte 1941 dem Lagerkommandanten und SS-Untersturmführer Paul 

Sporrenberg. Dieser stieg 1942 zum Kommandanten des Lagers Hinzert auf und wurde nach 

einem Korruptionsfall in das Konzentrationslager Buchenwald versetzt.85 Das Lager in Vicht 

umfasste drei Baracken für Häftlinge, die vermutlich jedoch nie in vollem Umfang belegt 

wurden, sowie eine Baracke für die zehn- bis zwölfköpfige Wachmannschaft der SS. Auch 

die Gemeinde profitierte von seiner Existenz, da ihr Häftlinge für kommunale Arbeiten 

(Bepflanzungs- und Wegebaumaßnahmen) bereitgestellt wurden.86 In den Haftbedingungen 

zeichnete sich bereits die spätere Entwicklung der AEL ab. Neben harter Arbeit und einem 

rigiden Kontrollregime berichteten Zeitzeugen in den 1990er Jahren über Schikanen und 

Misshandlungen der Häftlinge: 

 
                                                 
83 Vgl. Lotfi, a.a.O., S. 60. 
84 Vgl. ebd., 60ff. 
85 Vgl. Lotfi, a.a.O., S. 60; Krebs, a.a.O., S. 67; Müller, Thomas: Das nationalsozialistische Lagersystem im 
Raum Aachen, in: Ein Loch in der Zensur, Nr. 55 (1995), S. 18f, hier 18. 
86 Vgl. Müller 1995, a.a.O., S. 18. 
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�Die Leute haben sich auf den Boden legen müssen, wenn etwas vorgefallen war; SS-
Leute sind ihnen mit den Stiefeln über die Hände gelaufen.�87 

 
�Die Häftlinge wurden dort getreten und geschunden. Eine Schikane war z.B., dass die 
Leute draußen Freiübungen machen mussten. Dann hieß es Antreten zum Essen. Dann 
stürzten alle in die Baracke, die zwei letzten wurden bestraft.�88 

 

Im Sommer 1941 wurde das System der �Polizeihaftlager� dem Inspekteur der Konzentrati-

onslager unterstellt. Während das Lager Hinzert in der Folgezeit als �Durchgangslager� für 

KZ-Häftlinge sowie als AEL für nichtdeutsche ZwangsarbeiterInnen fungierte, wurden die 

drei dezentralen Lager aufgelöst.89 Das Lager Vicht war allerdings bereits seit der Jahreswen-

de 1940/41 nicht mehr genutzt worden.90  

Während dieser Phase bemühte sich der Bürgermeister der Gemeinde Gressenich, das 

leerstehende �Arbeits- und Erziehungslager der Oberbauleitung Düren� in einem anderen 

institutionellen Rahmen weiter zu betreiben. �Im Interesse des örtlichen Arbeitseinsatzes�, der 

nun vor allem aus der Zwangsarbeit ausländischer Arbeitskräfte bestand, schlug er vor, es in 

ein AEL für den Bereich der Gestapostelle Aachen umzuwandeln.91 Unter Verweis auf die 

bevorstehende Einrichtung des AEL Mülheim-Flughafen im Juli 1941, in das auch Zwangsar-

beiterInnen aus dem Raum Aachen eingewiesen wurden, lehnte der Düsseldorfer �Inspekteur 

der Sicherheitspolizei und des SD� diesen Vorschlag allerdings ab.92 

 

  

2.2 Antisemitismus und Zwangsarbeit: Der „Arbeitseinsatz der Juden“  

 

Das ideologische Gegenbild der militarisierten, ästhetisierten und heroisierten Arbeit �der 

Deutschen� war das antisemitische Klischee der �jüdischen� Nicht-Arbeit. Die Militarisierung 

der Arbeit durch die Nazis ging daher mit der Ausschließung deutscher Jüdinnen und Juden 

aus dem regulären Arbeitsmarkt einher. Dies zielte darauf ab, sie zu einer tatsächlich �unpro-

duktiven� Existenz zu zwingen und ihre soziale Stellung so mit dem antisemitischen Klischee 

gewaltsam zur Deckung zu bringen. In einem zweiten Schritt war es leicht möglich, sie unter 

Verweis auf ihre so erst hergestellte Nicht-Arbeit zum �produktiven Arbeitseinsatz� zum 

                                                 
87 Zit. n. ebd.  
88 Zit. n. ebd. 
89 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 66f. 
90 Vgl. BM Gressenich an LR Aachen betr. Arbeits- und Erziehungslager, 26.4.1941, HStAD, Reg. Aachen 
23085, n.p. 
91 Vgl. ebd. 
92 Vgl. Inspekteur der Sipo und des SD an RP Aachen, 26.6.1941, HStAD, Reg. Aachen 23085, n.p. � For-
schungsbericht Aachen, a.a.O., S. 94ff. 
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Wohl der deutschen �Volksgemeinschaft� zu zwingen. In der Phase zwischen der Pogrom-

nacht vom 9. November 1938 und der bis 1943 vollzogenen Deportation in die Konzentrati-

ons- und Vernichtungslager wurden jüdische Deutsche einerseits aus der deutschen Gesell-

schaft ausgeschlossen und mithilfe dezentraler Lager zu Zwangsgemeinschaften formiert, 

zum anderen wurden sie zur Arbeit gezwungen.93 Dieser �Arbeitseinsatz der Juden� verlief 

parallel zur Etablierung der Zwangsarbeit ausländischer ZivilarbeiterInnen und Kriegsgefan-

gener in den ersten Kriegsjahren. Er ähnelte dem �Ausländereinsatz� in dem Maße, wie der 

Status der jüdischen Bevölkerung infolge der Nürnberger Rassegesetze dem von Nichtdeut-

schen angenähert worden war, ging aufgrund des Antisemitismus jedoch an Brutalität über 

ihn hinaus. 

Durch einen Erlass des Reichsarbeitsministers Friedrich Syrup vom 20. Dezember 

1938 war es den Arbeitsämtern möglich, erwerbslose und sozialunterstützte jüdische Deut-

sche auf dem Status von HilfsarbeiterInnen zum �geschlossenen Arbeitseinsatz� unter diskri-

minierenden Bedingungen und zu Mindestlöhnen zu nötigen. Hierzu richtete die Arbeitsver-

waltung zwischen 1939 und 1941 in Zusammenarbeit mit der Gestapo ein Netz von mindes-

tens 38 dezentralen �Arbeitslagern� ein, von denen sich eines im Gebiet des damaligen Land-

kreises Aachen, nämlich in Walheim (heute Stadt Aachen), befand. Die Existenzbedingungen 

in diesen Lagern waren, soweit rekonstruierbar, durch schwere körperliche Arbeit, extrem 

lange Arbeitszeiten, Schikanen und Misshandlungen, unzureichende Ernährung, permanente 

Überwachung und eine möglichst vollständige Absonderung der Insassen von der übrigen 

Bevölkerung gekennzeichnet. Allerdings divergierte die konkrete Gestaltung des Lagerre-

gimes regional erheblich, wobei häufig gerade die unteren Verwaltungsbehörden zusätzlichen 

Druck auf die jüdischen Insassen ausübten.94 

 Im Februar 1941 ordnete die Gestapo Aachen im �Einvernehmen� mit dem Gauleiter 

der NSDAP eine Intensivierung der jüdischen Zwangsarbeit an: �Alle männlichen Juden im 

arbeitsfähigen Alter von 17 � 60 Jahren� sollten �für einen noch zu bestimmenden Arbeitsein-

satz� in Listen erfasst und einzeln �vernommen� werden. Ausgenommen waren lediglich sol-

che, die �aufgrund amtsärztlicher Untersuchung auch für eine leichte körperliche Arbeit als 

untauglich befunden wurden� oder einen �arbeitsmäßig wichtigen und zur Zeit noch nicht 

entbehrlichen Beitrag für die deutsche Gesamtwirtschaft leisten.� Hierbei sei jedoch �ein 

strenger Maßstab anzulegen.� Soweit sie nicht �im eigenen Haushalt voll beschäftigt seien�, 

sollten nach den gleichen Grundsätzen auch �weibliche Juden� erfasst werden. In der Begrün-

                                                 
93 Vgl. einführend Gruner, Wolf: Der Geschlossene Arbeitseinsatz deutscher Juden. Zur Zwangsarbeit als Ele-
ment der Verfolgung 1938-1943, Berlin 1997. 
94 Vgl. ebd., S. 217-228. 
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dung greift die Gestapo ausdrücklich auf das antisemitische Ideologem der jüdischen Nicht-

Arbeit zurück.95 

 Die Betroffenen wurden in einem Zwangsarbeiterlager in Walheim einquartiert. Über 

dieses Lager, das Wolf Gruner in seiner Studie über den �Arbeitseinsatz der Juden� dem Sys-

tem der �Arbeitslager� zurechnet, liegen nur wenige Informationen vor. Ein Zeitzeuge 

berichtete im Rahmen des Aachener Projekts �Wege gegen das Vergessen�, die Insassen 

hätten vermutlich im Zusammenhang mit dem Straßenbau �Steine klopfen� müssen und seien 

genötigt worden, vor einem aus Grasnarben an einem Abhang gebildeten Hakenkreuz zu 

salutieren.96 

Im November 1941 verlegten Gestapo und Arbeitsverwaltung das Lager auf ein ange-

mietetes Grundstück der Kali-Chemie-AG an der Stolberger Rhenaniastraße. Bis Juni 1942 

waren hier bis zu 121 Männer und drei Frauen aus der gesamten Region Aachen unterge-

bracht und gezwungen, im Stolberger Werk der Aktien-Spinnerei Aachen, in der Fabrik feuer-

fester Produkte Peters und im Stolberger Werk der Kali-Chemie-AG zu arbeiten.97  

Stefan Krebs kommt in seiner Untersuchung über Zwangsarbeit in Stolberg zu dem 

Schluss, dass die Arbeitsbedingungen im Werk der Kali-Chemie am stärksten �der national-

sozialistischen Vorstellung von Arbeit als Strafe� entsprachen: �Die jüdischen Zwangsarbeiter 

wurden während eines zwölfstündigen Arbeitstages bei unzureichender Verpflegung zu harten 

und gesundheitsschädigenden Arbeiten herangezogen.�98 Der Journalist Manfred Bierganz 

beschreibt darüber hinaus unter Berufung auf mündliche Quellen verschiedene Formen von 

Schikanen und Misshandlungen. So hätte die SS-Wachmannschaft Vergnügen daran gehabt, 

die Suppenkessel der ZwangsarbeiterInnen umzutreten, diese am Sabbat zu sogenannten Trai-

nings zu zwingen oder von einem Wachhund die Halde der Chemiefirma herauf und hinunter 

hetzen zu lassen. Obwohl ein Teil der jüdischen ZwangsarbeiterInnen bereits Anfang 1942, 

also nur wenige Wochen nach Inbetriebnahme, nicht mehr �arbeitsfähig� war, seien sie im 

gleichen Winter gezwungen worden, ihre Wollkleidung an die NS-Frauenschaft abzugeben.99 

Ob es bis zur Deportation der Lagerinsassen im Juni 1942 zu Todesfällen kam, ist nicht be-

kannt100, könnte durch eine Auswertung der Sterberegister der Stadt Stolberg jedoch ermittelt 

werden. 

                                                 
95 Schreiben der Stapo Aachen betr. Arbeitseinsatz der Juden, 3.2.1941, HStAD, Reg. Aachen 23546, p. 2. � Vgl. 
auch Lepper, Herbert: Von der Emanzipation zum Holocaust. Die Israelitische Synagogengemeinde zu Aachen 
1801-1942, Bd. 1, Aachen 1994, S. 134. 
96 Vgl. Forschungsbericht Aachen, a.a.O., S. 157. 
97 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 76, 91; Jaud, a.a.O., S. 673f. 
98 Krebs, a.a.O., S. 76. 
99 Vgl. Bierganz 1989, a.a.O., S. 66ff. 
100 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 76.  
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Nach der Deportation101 bestand das Lager in der Rhenaniastraße fort. An die Stelle 

der jüdischen ZwangsarbeiterInnen traten sowjetische Kriegsgefangene und ab 1943 italieni-

sche Militärinternierte.102 

Wolf Gruner beschreibt ein weiteres Netz von mindestens 38 dezentralen Lagern, die 

überwiegend im Bereich des westlichen Rheinlandes lagen. Es entstand im Frühjahr und 

Sommer 1941, ausgehend von Vorstößen der Gestapostelle Köln, die durch Zwangsräumun-

gen aus ihren Privatwohnungen vertriebenen jüdischen Deutschen in Barackenlagern zu kon-

zentrieren. Die eigentliche Funktion dieser Lager war �die Konzentration jüdischer Familien 

im Hinblick auf die kommende Deportation, deren Überwachung und ihr Einsatz zur Zwangs-

arbeit.�103  

Die Staatspolizeistelle Aachen plante im Frühjahr 1941 zunächst, alle jüdischen Ein-

wohner der Kreise Aachen-Land, Monschau, Düren, Schleiden und Geilenkirchen-Heinsberg 

in ein leerstehendes Fabrikgebäude in Wassenberg (Kreis Geilenkirchen-Heinsberg) einzu-

quartieren, um die �spätere Aussiedlung der Juden�, also ihre Deportation, �in geeigneter 

Weise vorzubereiten�.104 Verwirklicht wurde dieser Plan allerdings ebenso wenig wie die 

Einrichtung eines �Sammellagers� auf Kreisebene. Nach einem Vorstoß des Landrates, �die 

gesamten Juden des Landkreises� in mehreren �judeneigenen Häusern� aufs �engste[...]� zu-

sammenzufassen, entstanden jedoch zwei kleinere �Sammellager� in Eschweiler-Pumpe und 

Haaren-Hergelsmühle.105 Ein weiteres Lager befand sich in einer zuvor als Jugendheim ge-

nutzten ehemaligen Kriegsgefangenenbaracke aus dem Ersten Weltkrieg auf dem Gelände des 

heutigen Waldfriedhofes in Eschweiler-Stich.106 Wie auch das Lager in der Stolberger Rhena-

niastraße, erfüllte es �die Funktion eines Prangers, indem die Jüdinnen und Juden der Bevöl-

kerung vorgeführt und die PassantInnen aufgefordert wurden, sie mit faulen Lebensmitteln zu 

bewerfen.�107 

                                                 
101 Ein unvollständiges Verzeichnis der deportierten jüdischen Bürger des Landkreises Aachen und der Gemein-
de Setterich findet sich in: Lucas, Eric: �Die Herrschaft�. Geschichte einer jüdischen Großfamilie im Kreis Aa-
chen von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum 2. Weltkrieg (Heimatblätter des Kreises Aachen, Heft 1-
4/1980), Aachen 1980, S. 68-71. 
102 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 136. 
103 Gruner, a.a.O., S. 250. 
104 Stapo Aachen an LR Aachen, 31.3.1941, zit. n. Jaud, a.a.O., S. 674. 
105 Vgl. Jaud, a.a.O., S. 674f. Zum Lager Haaren-Hergelsmühle vgl. auch Sturm, Hans: Die Juden in Haaren, 
Kreis Aachen. Der jüdische Friedhof. Die jüdischen Bürger, Aachen 1979. Zum Lager Eschweiler-Pumpe vgl. 
Müller, Thomas: Wer weiß noch, wo die Lager waren?, in: Eschweiler Nachrichten, 9.5.1990. Das Lager ist 
nicht identisch mit dem Lager Eschweiler-Stich. Es befand sich im hinteren Bereich eines Wohngebäudes nahe 
der Kreuzung Stolberger Straße/Alte Rodung in Eschweiler. 
106 Vgl. Küpper, Simon: Sie lebten mitten unter uns. Juden in Eschweiler, in: Schriftenreihe des Eschweiler Ge-
schichtsvereins, Heft 11 (1989), S. 78-95, hier: 88f. 
107 AutorInnenkollektiv: Hitler-Faschismus in Eschweiler � eine unvollständige Dokumentation, in: Arbeitskreis 
gegen Rechts (Hrsg.), a.a.O., S. 7-24, hier: 24. 
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 Darüber hinaus wurden mehrere hundert Jüdinnen und Juden aus anderen Regierungs-

bezirken bei Beginn der Deportation durch den Kreis Aachen geschleust. Im Sommer 1942 

wurde in Bardenberg-Pley ein leerstehendes Barackenlager des RAD aus der Phase des 

Westwallbaus mit mehreren hundert meist älteren Jüdinnen und Juden aus dem Raum Köln 

belegt. Diese waren nach Angaben eines Zeitzeugen per Güterzug nach Herzogenrath trans-

portiert und bereits während des Fußmarsches in das Lager von der SS schikaniert und miss-

handelt worden.108 Ein zweites Lager für mehr als 300 Juden entstand zeitgleich in einer 

RAD-Baracke im heutigen Stolberger Stadtteil Mausbach.109 Die Existenzbedingungen der 

Insassen beider Lager werden als unmenschlich beschrieben; für das Lager Mausbach ist der 

Suizid zweier Insassen belegt.110 Beide Lager existierten nur wenige Wochen.  

Nach der Deportation im Sommer 1942 wurden das Lager Bardenberg-Pley als Ostar-

beiterlager der Grube Gouley111 und das Lager Mausbach als Kriegsgefangenenlager112 in das 

Lagersystem des �Ausländereinsatzes� integriert.  

 Die Verknüpfung der jüdischen Zwangsarbeit mit der Zwangsarbeit von Zivilarbeite-

rInnen und Kriegsgefangenen beschränkt sich nicht auf die Weiterverwendung der meisten 

Lager und eine antisemitisch motivierte Brutalisierung der Zwangsarbeit. Wenig bekannt ist, 

dass nach der Deportation mehrere jüdische Friedhöfe im Kreis Aachen auf zynische Weise in 

die Praxis des �Ausländereinsatzes� eingefügt wurden. Sofern sie nicht, wie in Würselen, als 

Steinbrüche für den Bau von Zwangsarbeiterlagern missbraucht wurden,113 waren sie häufig 

Begräbnisstätten für osteuropäische ZwangsarbeiterInnen. So befanden sich auf dem jüdi-

schen Friedhof Talstraße in Eschweiler nach Kriegsende 70114, auf dem jüdischen Friedhof 

Weiden bei Würselen 23115 und auf dem jüdischen Friedhof Langweiler bei Aldenhoven 28 

Gräber116 sowjetischer Kriegsgefangener und OstarbeiterInnen. 

                                                 
108 Vgl. Brief R. Dieregsweiler an Dr. Helbig, 29.2.1996 (den Brief stellte Herr Helbig freundlicherweise zur 
Verfügung) 
109 Vgl. Jaud, a.a.O., S. 676. 
110 Vgl. Heimatverein Bardenberg: Hunger gehörte zum Alltag, in: Aachener Nachrichten, Lokalausgabe Nord-
kreis, 30.9.2000. 
111 Während der Nutzung als Ostarbeiterlager bestand das Lager aus sieben oder acht Holzbaracken, die ab 1943 
von bewaffneten Posten bewacht wurden. Die Insassen wurden zu Fuß von bewaffneten Zivilisten zur Arbeit 
gebracht. Im Lager lebten 500 Ostarbeiter und 100 Ostarbeiterinnen. Vgl. ASVG, BUR 98, Camps douteux: 
Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 93f (Kopie ALVR) 
112 Vgl. ASVG, BUR 98, Camps douteux: Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol 119f bzw. 121f (Kopie 
ALVR). 
113 So der jüdische Friedhof in Würselen, vgl. RP Aachen an Stadtdirektor Würselen, 9.2.1949, HStAD, BR 
1058/148, p. 46. 
114 Vgl. BM Eschweiler an LR Aachen betr. Gräber russischer Staatsangehöriger, HStAD, Reg. Aachen 20681 
Teil I, p. 93-99. 
115 Vgl. Schreiben an OKD Aachen, 18.5.1949, StA Würselen (Broichweiden), 89, p. 41. 
116 Auf diesem (außerhalb des Kreisgebiets gelegenen) Friedhof wurden Zwangsarbeiter der Grube Maria im 
heutigen Alsdorfer Stadtteil Mariadorf bestattet. Vgl. Kriegsgräberliste Zentralstätte für sowjetische Kriegstote, 
1.9.1959, S. 46ff, GemA Simmerath 397.  
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2.3 Zwischen „Ausländerüberwachung“ und „Arbeitseinsatz“:  
      Die ortsansässigen MigrantInnen 
 

Vor Beginn des Zweiten Weltkrieges lebten im heutigen Kreis Aachen mehr als 4000 Auslän-

derInnen, davon mehr als 1500 abhängig Beschäftigte. Da in den Industrie- und Berg-

baustandorten zum Teil seit dem frühen 19. Jahrhundert eine intensive Arbeitsmigration be-

stand,117 war die Gesellschaft des Landkreises Aachen durch sehr unterschiedliche Gruppen 

und Generationen von MigrantInnen geprägt, während die soziale Erfahrung der Migration 

bzw. des Umgangs mit MigrantInnen im ländlichen Kreis Monschau trotz der Nähe zur belgi-

schen Grenze fast gänzlich fehlte.  

 

Tab 1: Nichtdeutsche EinwohnerInnen der Landkreise Aachen und Monschau vor Kriegsbe-
ginn (Stand: 1. Juli 1939) 
 

Kr. Aachen-Land Kr. Monschau Insgesamt Nationalität 
Ausländer 
insgesamt 

abhängig 
beschäftigt

Ausländer 
insgesamt 

abhängig 
beschäftigt 

Ausländer 
insgesamt 

abhängig 
beschäftigt

Niederlande 2465 859 13 7 2478 866 
Jugoslawien 417 183 - - 417 183 
Polen 311 122 1 1 312 123 
Staatenlos  279 78 6 1 285 79 
Belgien 191 69 18 5 209 74 
Italien 154 70 - - 154 70 
Luxemburg 82 30 - - 82 30 
Schweiz 79 26 1 - 80 26 
Frankreich 51 17 2 2 53 19 
Ungarn 46 17 2 2 48 19 
Danzig 6 5 - - 6 5 
USA 5 - 1 - 6 - 
Großbritannien 5 1 - - 5 1 
Protektorat Böhmen/Mähren 4 4 1 1 5 5 
Spanien 2 - - - 2 - 
Serbien 2 1 - - 2 1 
Rumänien 1 1 1 1 2 2 
Türkei 1 - - - 1 - 
Iran 1 - - - 1 - 
China 1 - - - 1 - 
Gesamt 4103 1483 46 20 4149 1503 
Quelle: Regierungspräsident Aachen, Nachweisung der im Regierungsbezirk Aachen wohnenden Ausländer, Juli 1939, HStAD Reg. Aachen 
23424. 
 

                                                 
117 Vgl. Stegemann, Oskar: Der Eschweiler Bergwerks-Verein und seine Vorgeschichte 1784-1910. Zugleich ein 
Beitrag zur Geschichte des Aachener Steinkohlenbergbaues, Halle a.S. 1910, S. 104f. 
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Wie in der Tabelle deutlich wird, lebten 99 % der AusländerInnen der Landkreise Aachen und 

Monschau im Landkreis Aachen, wo niederländische und belgische Staatsangehörige sowie 

die überwiegend niederländischen Staatenlosen rund zwei Drittel der nichtdeutschen Wohn-

bevölkerung und der abhängig Beschäftigten stellten. Bei den übrigen handelt es sich über-

wiegend um FremdarbeiterInnen (bzw. ihre Angehörigen und Nachkommen) aus typischen 

Anwerbeländern wie Jugoslawien, Polen und Italien. Die meisten der niederländischen und 

belgischen EinwohnerInnen, aber auch ein Teil der ehemaligen FremdarbeiterInnen und ihrer 

Nachkommen, waren weitgehend assimiliert, wie folgende Passage aus einem Schreiben des 

Reichsinnenministeriums an den Aachener Regierungspräsidenten verdeutlicht:  

 
�In einem Teil der an die Niederlande grenzenden Bezirke des Reiches leben nieder-
ländische Staatsangehörige in größerer Zahl, deren Familien oft bereits seit mehreren 
Generationen im Grenzgebiet ansässig sind. Fast durchweg sind die Betreffenden in-
folge der Verheiratung mit Deutschen und der Erziehung der Kinder im deutschen 
Sinne, sowie nach ihrer gesamten persönlichen Einstellung und Lebensführung mit 
dem deutschen Bevölkerungsanteil ihrer Wohngebiete aufs engste verwachsen; teil-
weise fühlen sie sich � obwohl sie formell noch fremde Staatsangehörige sind � selbst 
nicht mehr als Ausländer, vielfach sind sie nicht einmal der niederländischen Sprache 
mächtig.�118  
 

Hinzu kamen zahlreiche GrenzgängerInnen aus der niederländischen Provinz Limburg und, in 

wesentlich geringerem Umfang, aus Belgien.119 Ihre genaue Zahl ist bislang nicht bekannt, 

doch überstieg sie vermutlich die der ortsansässigen niederländischen Arbeitskräfte. Ende 

1938 schätzte der Leiter des Arbeitsamtes Aachen die Zahl der niederländischen Grenzgänge-

rInnen in seinem Bezirk auf mindestens 800 und die der belgischen auf etwa 200. Lediglich 

37 bzw. 83 Deutsche pendelten hingegen zu Arbeitsplätzen in den Niederlanden bzw. Bel-

gien.120  

Die ortsansässigen AusländerInnen, FremdarbeiterInnen und GrenzgängerInnen der 

Vorkriegszeit unterlagen einer repressiven �Ausländerüberwachung� durch die Ausländerpo-

lizei, d.h. die Ausländerämter der Kreise, die Ortspolizeibehörden sowie die Staatspolizeistel-

le Aachen (Gestapo). Es erscheint sinnvoll, diesen Normalzustand eines institutionellen Ras-

sismus anhand eines Fallbeispiels zu beleuchten. 

Die Brüder Josef und Hermann H. lebten seit ihrer Geburt im elterlichen Haus in der 

Gemeinde Bardenberg, waren jedoch niederländische Staatsbürger. Bei Beginn des Krieges 

waren sie etwa 20 Jahre alt, lebten, wie auch ihre Eltern, in materieller Not, arbeiteten als un-

                                                 
118 Reichsministerium des Inneren an RP Aachen, 30.9.1943, HStAD, Reg. Aachen 23531, p. 130. 
119 Vgl. Jaud, a.a.O., S. 702ff. 
120 Vgl. AA Aachen an RP Aachen, 12.12.1938, HStAD, Reg. Aachen 16908, n.p.  
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qualifizierte Arbeiter in verschiedenen Fabriken und Gruben der Region. Sie hatten mehrfach 

ihre Arbeitsstelle gewechselt und schlechte Arbeitszeugnisse ausgestellt bekommen. Im April 

1940 verwarnte die für die Ausländerüberwachung zuständige Ortspolizeibehörde Bardenberg 

Josef H., da er seiner Arbeit zu unregelmäßig nachgegangen sei. Damit begann eine Serie von 

Repressionen durch die unteren Verwaltungsbehörden, in deren Verlauf die Brüder zum 

Spielball verschiedener Institutionen wurden. Zwei Monate nach der ersten Verwarnung droh-

te die Ortspolizeibehörde Bardenberg Josef H, dass er �umgehend einem Internierungslager 

zugeführt� werde, falls er nicht sofort die ihm abverlangte Arbeitsleistung erbringe.121 In ei-

nem polizeilichen Verhör erklärte er sich daraufhin bereit, jede Arbeit mit Ausnahme seiner 

alten Arbeitsstelle anzunehmen, wo �der Meister [...] ihn dauernd beschimpfe und schikanie-

re�. Außerdem verwies Josef H. auf einen extrem geringen Lohn und seinen schlechten Ge-

sundheitszustand. Nachdem das Unternehmen ein gelegentliches Fernbleiben des Jugendli-

chen bestätigt und die Ortspolizei die Ermittlungen zwischenzeitlich auch auf den Bruder 

Hermann ausgeweitet hatte, beantragte sie beim Arbeitsamt Aachen �Zwangsmassnahmen� 

gegen beide, die fortan als �arbeitsscheue und arbeitsunwillige Ausländer� und als �Asoziale� 

kategorisiert wurden. Dies eröffnete den Behörden ein zusätzliches Repertoire von Repressa-

lien. Hermann und Josef H. wurden von nun an kontinuierlich durch Anfragen beim Arbeit-

geber, Befragungen von NachbarInnen, Druck auf Angehörige und ähnlichen Methoden ü-

berwacht. Anfang 1942 ordnete das Ausländeramt des Landrats ihre gemeinsame Ausweisung 

an. Die daraufhin gewaltsam durchgesetzte Abschiebung in die besetzten Niederlande ver-

schärfte die materielle Not der Betroffenen und ihrer Eltern zusätzlich. Nachdem das Ar-

beitsamt Heerlen die Abgeschobenen gegen den Willen des Ausländeramtes als Grenzgänger 

einstufte und �zum Arbeitseinsatz nach Deutschland� vermittelte, wertete der Landrat des 

Kreises Aachen dies als illegalen Grenzübertritt und ordnete ihre erneute Abschiebung an. 

Nach einem positiven Zeugnis des Arbeitgebers duldete es zwar den Aufenthalt des Hermann 

H., schob seinen Bruder Josef im Oktober 1942 jedoch zum zweiten Mal ab. Auch diesmal 

kehrte er zu seinen Eltern zurück, fand einen neuen Arbeitsplatz - und wurde wegen illegalen 

Grenzübertritts kurz darauf verhaftet. In seiner Vernehmung wies er darauf hin, dass ihm in 

den Niederlanden weder Geld, noch ein Quartier zur Verfügung gestanden hätten. Im Mai 

1943 verurteilte das Amtsgericht Aachen ihn wegen �Zuwiderhandlung gegen ein Aufent-

haltsverbot, begangen in Tateinheit mit Passvergehen,� zu einer Gefängnisstrafe von vier Mo-

naten, die er in Aachen verbüßte. Zugleich beantragte der Landrat des Kreises Aachen bei der 

Gestapo-Außenstelle Aachen seine Einlieferung in ein �Arbeitslager� nach der Haftentlas-
                                                 
121 Die angedrohte Internierung stand im Kontext der weiter unten behandelten Internierung �feindlicher Auslän-
der� nach dem Überfall auf die westlichen Nachbarstaaten. 
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sung. Da Josef H. jedoch während eines Luftangriffs entlassen wurde, konnte er zunächst un-

entdeckt im Landkreis Aachen leben, wurde nach dem Hinweis eines Grenzpostens jedoch im 

August 1943 erneut von der Ortspolizei verhaftet und der Gestapo �zugeführt�. Diese beließ 

es in seinem Fall jedoch bei einer schriftlichen Verwarnung, der, abgesehen von ständiger 

Überwachung, bis Kriegsende keine weiteren Repressalien folgten.122  

Dieses Beispiel ist deshalb aussagekräftig, weil es die allmähliche Verschärfung von 

traditionellen Formen einer repressiv und rassistisch strukturierten Ausländerverwaltung hin 

zu spezifisch nationalsozialistischen Disziplinierungsmitteln wie der Einschaltung der Gesta-

po und der Drohung mit der Einweisung in ein �Arbeitslager�, womit wohl ein AEL gemeint 

war, deutlich macht.  

Zusätzliche Kontrollprozeduren für ArbeitsmigrantInnen und GrenzgängerInnen erga-

ben sich aus dem �Grenzschutz�. Dieser gehörte zum Aufgabengebiet der Gestapo Aachen, 

der sowohl die Grenzpolizeikommissariate, als auch die örtlichen Grenzposten unterstan-

den.123 Das Passieren der Grenze war daher stets mit der Gefahr einer Festnahme durch die 

Gestapo verbunden, wie der Fall des niederländischen Arbeiters Josef Richmeyer illustriert.  

Im deutschen Merkstein bei Herzogenrath geboren und im niederländischen Kerkrade 

wohnhaft, arbeitete Richmeyer vor Kriegsbeginn mit einer sozialdemokratischen Exilgruppe 

zusammen. Im August 1938 wurde er an einem Grenzübergang zwischen Herzogenrath und 

Kerkrade von der Gestapo festgenommen, misshandelt und inhaftiert. Im Rahmen eines Er-

mittlungsverfahrens gegen einen der Gestapo-Beamten sagte er nach Kriegsende aus: 

 
�Als Grenzbewohner bin ich häufig nach Deutschland gegangen, zumal ich früher in 
dem Grenzort Herzogenrath wohnhaft war. Bei einem dieser Besuche in Deutschland, 
am 11. August 1938, bin ich [...] von dem diensttuenden Beamten in das deutsche 
Zollamt Herzogenrath, Eygelshovenerstraße, hineingewiesen worden. Der diensttuen-
de Beamte war der Zollassistent Eisenescher. Als ich den Dienstraum des Zollamtes 
betrat, wurde ich von dem Staatspolizeibeamten Schmidt, dessen Name und Person 
mir bekannt war, sofort mit Faustschlägen ins Gesicht geschlagen. [...] Schmidt schlug 
mit Faustschlägen auf mich ein und schrie lediglich: �Das ist der verdammte Schwein-
hund.� Der Überfall und diese Faustschläge hatten meine Besinnung wesentlich ge-
nommen. Als ich wieder voll zu mir kam, war ich bereits in Armketten gelegt. Diese 
Armketten bestanden darin, dass ich um jedes Handgelenk eine Kette gelegt hatte, 
welche von je einem Beamten gehalten wurde. Während dieser Misshandlung waren 4 
oder 5 Personen in dem Raume anwesend. [...] Schmidt versuchte nun fortgesetzt auf 
mich einzureden und mich zu Aussagen zu bewegen. Ich muss erwähnen, dass er hier-
bei weiterhin mich fortgesetzt durch Faustschläge ins Gesicht schlug. [...] Meine Aus-

                                                 
122 Vgl. Akten betr. arbeitsscheues Verhalten der Gebrüder Josef und Hermann H., Niederbardenberg, StA Wür-
selen (Bardenberg), 204, p. 44-140, passim. 
123 Vgl. Forschungsbericht Aachen, a.a.O., S. 117f. 
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sage, welche ich machte, bestand darin, dass ich mich mit niemandem in irgendwelche 
politische Machenschaften eingelassen hätte.�124 
 

Richmeyer wurde zur Gestapo-Dienststelle in Herzogenrath transportiert, dort erneut verhört 

und misshandelt, bevor die Gestapo ihn in das Polizeigefängnis Aachen einlieferte und ein 

Untersuchungsrichter Haftbefehl erteilte. Er durchlief mehrere Haftanstalten und wurde 1940 

schließlich vom IV. Senat des Volksgerichtshofes in Berlin freigesprochen. Anfang Mai sollte 

er per Sammeltransport über die niederländische Grenze abgeschoben werden. Zur gleichen 

Zeit jedoch begann der deutsche Überfall auf die westlichen Nachbarn. Anstelle des Rück-

transporte wurde Richmeyer als �feindlicher Ausländer� eingestuft und in ein Zivilinternie-

rungslager bei Wisselberg (Bayern) eingewiesen, das er erst Ende 1941 verlassen durfte. Von 

dort kehrte er drei Jahre nach seiner Festnahme nach Kerkrade zurück.125  

 Mit Beginn des Krieges verließen zahlreiche Ausländer, vor allem Wehrpflichtige, den 

Landkreis Aachen und kehrten in ihre Heimatländer zurück. Da sie sich in der Regel nicht 

polizeilich abmeldeten, war ihre Zahl bereits den damaligen Behörden nicht bekannt. Aller-

dings ging das Ausländeramt des Landkreises Aachen davon aus, dass die meisten von ihnen 

nach der Besetzung der Niederlande, Belgiens und Frankreichs am 10. Mai 1940 bzw. ihrer 

Entlassung aus dem Wehrdienst allmählich wieder in den Kreis zurückkehrten. Infolge der 

Okkupation war es vielen AusländerInnen nicht mehr oder nur noch schwer möglich, die für 

eine Aufenthaltserlaubnis erforderlichen Papiere zu beschaffen oder zu aktualisieren. Sofern 

die Ausländerverwaltung ihnen nicht durch die Ausstellung eines Fremdenpasses entgegen-

kam, waren sie mitunter gezwungen, Wohnung und Arbeitsstelle im Kreis Aachen auf-

zugeben.126 

 Für die Beschäftigung der GrenzgängerInnen stellte der 10. Mai 1940 keinen wesentli-

chen Einschnitt dar. Nach einer sechstägigen Grenzsperrung ließ die Wehrmacht den �kleinen 

Grenzverkehr� ab dem 16. Mai 1940 wieder in vollem Umfang zu, konzentrierte ihn aller-

dings auf die �Zollzweigstelle Aachenerstrasse� in Herzogenrath, wo die Begleitscheinkarten 

der GrenzgängerInnen aufbewahrt wurden und daher eine stärkere Kontrolle möglich war.127 

Noch im Mai sprach sich der deutsche Militärbefehlshaber in den Niederlanden und Belgien 

                                                 
124 Protokoll Richmeyer v. 24.6.1947, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 34, n.p. 
125 Vgl. ebd. 
126 Vgl. LR Aachen, Ausländeramt, an RP Aachen betr. Neuordnung der Ausländerpolizei, 24.6.1940, HStAD, 
Reg. Aachen 23459, n.p. 
127 Vgl. Schreiben des Kompanieführers der Grenzwachkompanie 2/46, 15.5.1940; Vermerk des Bezirkszoll-
kommissars Herzogenrath, 16.5.1940, HStAD (Kalkum), Hauptzollamt Aachen 24, n.p. 
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für die Neuausstellung von Grenzpässen für arbeitslose niederländische Gruppen- und Textil-

arbeiter aus, die �im deutschen Grenzgebiet Arbeit finden können�.128  

Die am 2. September 1939 in Kraft gesetzte �Grenzzonenverordnung� gab den Behör-

den zusätzliche Druckmittel in die Hand, um AusländerInnen und Staatenlose aus der Grenz-

zone ausweisen oder zu einem Umzug ins Innere des Deutschen Reiches zu zwingen. Ausge-

nommen hiervon waren allerdings die GrenzgängerInnen.129 Aufgrund einer Verordnung 

Himmlers vom 7. September 1939 konnten die lokalen Polizeibehörden zusätzlich alle aus-

ländischen Männer von 16 bis 65 Jahren, die einem sogenannten Feindstaat angehörten, in 

�Schutzhaft� nehmen und anschließend in ein Internierungslager der Wehrmacht �überfüh-

ren�. Allerdings sah die Bestimmung eine Reihe von Ausnahmeregelungen vor, die den örtli-

chen Behörden sowie der Gestapo eine letztlich willkürliche Entscheidung beließ. Diejenigen, 

die nicht interniert wurden, unterlagen einer rigiden Meldepflicht. 130  

Als �feindliche Ausländer� galten zunächst polnische, französische und britische 

Staatsangehörige.131 Ob und wie viele PolInnen im Kreis Aachen in Polizeigewahrsam ge-

nommen und interniert wurden, ist nicht bekannt. Allerdings mussten sich zumindest in eini-

gen Kreisen des Regierungsbezirks Aachen alle polnischen EinwohnerInnen ab September 

1939 täglich, dann alle drei Tage bei der Ortspolizei melden. Für den Fall, dass sie dies ver-

säumten, drohten Polizeigewahrsam und Internierung.132 Anfang Februar 1940 hob Himmler 

die Internierung der ortsansässigen PolInnen auf, die in der Folge zwar weniger stark diskri-

miniert wurden als die polnischen ZivilarbeiterInnen und Kriegsgefangenen. So mussten sie 

sich nicht mit einem �P� kennzeichnen, gleichwohl aber galt das Sonderstrafsystem der Ges-

tapo einschließlich des Verbots sexueller Beziehungen zu Deutschen auch für sie.  

Von der Anordnung zur Internierung französischer StaatsbürgerInnen war lediglich ei-

ner der 29 in den Landkreisen Aachen und Monschau erfassten Franzosen betroffen.133 Es 

handelte sich um einen französischen Austauschschüler, der mehrere Monate im Eschweiler 

                                                 
128 Militärbefehlshaber in den Niederlanden und Belgien an LR der Grenzkreise etc., 23.5.1940, HStAD, Reg. 
Aachen 23556, p. 16. 
129 Vgl. Grenzzonenverordnung v. 2. September 1939, Reichsgesetz I/1939, S. 1578; Verordnung zur Änderung 
der Grenzzonenverordnung v. 30. Oktober 1939, Reichsgesetzblatt I/1939, S. 2114. � Wie viele Menschen den 
Kreis Aachen aufgrund der Verordnung verlassen mussten, ist nicht bekannt. Im Nachbarkreis Jülich untersagte 
der Landrat bis März 1940 fünfzehn AusländerInnen, allesamt NiederländerInnen, der Aufenthalt im Kreisge-
biet. Bei zweien legte er Wert auf ein besonders schnelle Durchsetzung des Verbots � sie waren jüdischen Glau-
bens. Vgl. Landrat Jülich an Ortspolizeibehörden, 1.3.1940, StA Eschweiler (Dürwiß), 3206, n.p. 
130 Vgl. Reichsführer SS, Schnellbrief betr. Verordnung über die Behandlung von Ausländern, 7.9.1939, StA 
Eschweiler (Dürwiß), 3205 II, n.p. 
131 Vgl. Reichsführer SS, Schnellbrief betr. ausländerpolizeiliche Behandlung feindlicher Ausländer, 16.9.1939, 
StA Eschweiler (Dürwiß), 3205 II, n.p. 
132 Vgl. LR Jülich an Bürgermeister des Kreises, 23.9.1939, Reg. Aachen 23459.  
133 Vgl. handschriftlicher Vermerk betr. Behandlung feindlicher Ausländer, o.D., HStAD, Reg. Aachen 23459, 
n.p. 
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Polizeigefängnis verbringen musste, bevor er durch Vermittlung des Auswärtigen Amtes und 

des Internationalen Roten Kreuzes über die neutrale Schweiz ausreisen durfte.134 Zu einer 

Internierung der wenigen britischen BewohnerInnen des Kreises kam es nicht.135 

Seit dem 11. Mai 1940, also dem Tag nach dem deutschen Überfall, galt die Verord-

nung über �feindliche Ausländer� auch für NiederländerInnen und BelgierInnen. Per Schnell-

brief wies die Staatspolizeistelle Aachen die Landräte und Bürgermeister des Regierungsbe-

zirks an, pauschal alle NiederländerInnen und BelgierInnen zwischen dem 18. und 60. Le-

bensjahr vorzuladen und in Polizeigewahrsam zu nehmen. Gleichzeitig nahm sie �Volksdeut-

sche�, �deutschfreundlich eingestellt[e]� und �für die deutsche Wirtschaft unentbehrlich[e]� 

Personen von der Inhaftierung aus. Die Entscheidung, ob eine solche Ausnahme vorlag, lag 

bei den Ortspolizeibehörden, den Arbeitsämtern und der Gestapo.136 

Der größte Teil der ortsansässigen AusländerInnen war damit einem rigiden Kontroll-

regime unterworfen. Innerhalb einer halben Woche fertigten die kommunalen Verwaltungen 

auf Anweisung des Ausländeramtes des Kreises Listen aller NiederländerInnen und Belgie-

rInnen an, in denen vermerkt war, wer aus welchen Gründen in Polizeigewahrsam genommen 

werden solle.137 Wie bereits bei den PolInnen, führten die Kreis- und Ortspolizeibehörden 

zeitweise eine tägliche Meldepflicht ein.138 Von der Festnahme sahen sie in den meisten Fäl-

len ab. Gleichwohl nahmen sie bis Ende Mai im Regierungsbezirk 49 NiederländerInnen, drei 

BelgierInnen und 2 Staatenlose in Polizeigewahrsam; fünfzehn dieser Festnahmen entfielen 

auf den Landkreis Aachen, zwei auf den Kreis Monschau.139 Letztere wurden von der Ge-

meinde Simmerath lediglich damit begründet, dass die Betroffenen �nicht zweifelsfrei 

deutschfreundlich eingestellt� seien.140 Wie die meisten Festgenommenen, wurden sie nach 

wenigen Tagen wieder entlassen. Ein belgischer, drei niederländische und ein staatenloser 

Arbeiter aus dem Landkreis Aachen hingegen wurden am 22. Mai 1940 in das Internierungs-

                                                 
134 Vgl. LR Aachen an RP Aachen, 28.10.1939; Vermerk des RP, 2.11.1939, Fernschreiben 
RFSSu.Ch.d.Dt.Pol./RMDI an RP Aachen betr. deutsch-franzoesischer schueleraustausch, 29.2.1940, Reg. Aa-
chen 23459, n.p. 
135 Vgl. HStAD, Reg. Aachen 23459, passim. 
136 Gestapo Aachen, Schnellbrief betr. Internierung von belgischen und niederländischen Staatsangehörigen, 
11.5.1940, StA Eschweiler (Dürwiß), 3205 II, n.p. � Die Aufforderung an die Niederländer und Belgier erschien 
u.a. in der Nr. 132 des Westdeutschen Beobachters als Kurznotiz (Titel: �Belgier und Niederländer melden!�). 
Vgl. StA Aachen, blaue Nr. Brand 1617, n.p. 
137 Vgl. LR Aachen, Ausländeramt, an die BM des Kreises, 12.5.1940, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, 
n.p. 
138 Vgl. BM Brand an LR Aachen, 14.5.1940, StA Aachen, blaue Nr. Brand 1617, n.p. 
139 In den Aachen-Stadt gab es 4, in den Kreisen Geilenkirchen-Heinsberg 29, Jülich 1 und Schleiden 1 Fest-
nahmen. Vgl. RP Aachen an Polizeipräsident Aachen, 22.5.1940, HStAD, BR 1011/151 II; p. 53. 
140 Sie stammten im Gegensatz zu den meisten Belgiern nicht aus den �volksdeutschen� Kreisen Eupen, Malme-
dy und St. Vith. Ende Mai wurden sie wieder freigelassen. Vgl. BM Simmerath an LR Monschau 14.5.1940; 
Vermerk BM Simmerath, 13.6.1940, HStAD, BR 1011/151 II.  



 43

lager �Stalag XIII� bei Nürnberg-Langwasser transportiert,141 wo sie bis zum Spätsommer 

oder Herbst 1940 bleiben mussten.142  

Über die Entscheidungspraxis der Behörden gibt der Fall des 36jährigen niederländi-

schen Arbeiters Peter P. Aufschluss. Der Familienvater hatte während der 1930er Jahre teils 

im niederländischen, teils im deutschen Grenzgebiet gelebt und gearbeitet. Längere Zeit war 

er arbeitslos gewesen. Die Ortspolizei der Stadt Herzogenrath hatte ihm bereits im März 1940, 

also vor dem deutschen Überfall, mit der Einweisung in ein �Arbeitslager� gedroht, falls er 

die von ihm verlangte Arbeitsleistung nicht erbringe. Auch seine Internierung war mit seiner 

angeblichen �Verwahrlosung� begründet.143 Obwohl die Ortspolizei ihre Vorwürfe nicht 

stichhaltig begründen konnte und später fallen ließ, intervenierte sie bis Februar 1941 gegen 

seine Entlassung aus dem Internierungslager.144 Seine Ehefrau entging ihrer Internierung le-

diglich, weil sie die deutsche Staatsangehörigkeit besaß.145 Nicht nur an diesem Fall wird 

deutlich, dass die kommunalen Behörden ihre erweiterten Repressionsmöglichkeiten gezielt 

einsetzten, um sich unliebsamer Ausländer zu entledigen. In den Namenslisten der Festge-

nommenen im Kreis Geilenkirchen-Heinsberg finden sich Kurzbegründungen wie: �unzuver-

lässig�, �zweifelhaft�, �nicht einwandfrei�, �[hat] stets nur seine eigenen Interessen gesucht�, 

�hat sich beim Abtransport belg. Gefangener unliebsam hervorgetan, indem er denselben 

Aepfel und Zigaretten gegeben hat� oder �staatspolizeilich verdächtig (Tochter bei einem 

deutschen Juden in Holland in Stellung)�.146 Vielfach diente die Internierung als Disziplinie-

rungsmittel gegen Arbeiter, denen eine zu geringe Arbeitsbereitschaft vorgeworfen wurde.147 

Dabei konnte es durchaus vorkommen, dass die Ortspolizei einen niederländischen National-

                                                 
141 Vgl. LR Aachen an RP Aachen, 19.6.1940, HStAD, Reg. Aachen 23459) 
142 Vgl. RP Aachen an RFSSuChdP, 16.9.1940, LR Geilenkirchen-Heinsberg an Stapo Aachen, 26.9.1940, 
HStAD, Reg. Aachen 23459) 
143 Vgl. BM Herzogenrath an LR Aachen, 4.7.1940, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, n.p. 
144 Vgl. LR Aachen an RP Aachen, 21.2.1941, HStAD, Reg. Aachen 23459, n.p. 
145 Vgl. Schreiben an LR Aachen, 22.5.1940, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, n.p. 
146 Das Landratsamt des Kreises ordnete die Niederländer drei Kategorien zu. In der ersten waren 12 Personen 
erfasst, die �nach nochmaliger genauer Nachprüfung [...] in erster Linie für die Internierung bestimmt� seien. 
Einer zweiten Kategorie waren drei Personen zugeordnet, bei denen die Gestapo entscheiden solle, �ob sie inter-
niert werden können, obwohl sie über 60 Jahre alt sind.� (Hervorhebung im Original) Für 12 weitere Personen 
bat das Landratsamt die Gestapo um eine Prüfung, ob �politische Unzuverlässigkeit bekannt ist bezw. staatspoli-
zeiliche Bedenken bestehen.� Vgl. LR Geilenkirchen-Heinsberg an Stapostelle Aachen, 16.5.1940, HStAD, Reg. 
Aachen 23459, n.p. 
147Bezeichnend hierfür ist der Fall des auf der Zeche Carolus Magnus beschäftigten Hermann L., der trotz seiner 
Mitgliedschaft in der niederländischen nationalsozialistischen Partei NSNAP interniert wurde. Vgl. Schreiben 
der Ehefrau an den LR Geilenkirchen und den BM Übach-Palenberg v. 11.6. u. 23.8.1940 sowie des BM Übach 
Palenberg und des LR Geilenkirchen-Heinsberg in gleicher Sache v. 30.8. u. 16.9.1940, HStAD, Reg. Aachen 
23459, n.p.  
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sozialisten und Gestapo-Spitzel festnahm, damit er lerne, �wie er sich als Ausländer in 

Deutschland zu verhalten hat.�148  

 Während des Krieges befanden sich die ortsansässigen NiederländerInnen und Belgie-

rInnen in einer ambivalenten Situation, die von Vereinnahmung und Repression gekennzeich-

net war. Am 30. September 1943 reflektierte das Reichsinnenministerium in einem Schreiben 

an den Aachener Regierungspräsidenten die Reaktion der ansässigen NiederländerInnen seit 

Kriegsbeginn: Zunächst habe sich ein Teil der �wehrfähigen� Niederländer �ebenso wie die 

mit ihnen aufgewachsene deutsche Jungmannschaft� freiwillig zum �Dienst in der Wehr-

macht oder der Waffen-SS gemeldet und dadurch die deutsche Staatsangehörigkeit erwor-

ben�. Allerdings sei die Bereitschaft zu solcher Kollaboration �mit zunehmender Länge des 

Krieges� deutlich gesunken. Angebote der deutschen Behörden, die deutsche Staatsangehö-

rigkeit zu erwerben, stießen inzwischen �meistens auf Ablehnung�. Der formale Ausländer-

status erweise sich sogar als Vorteil, da er es den Betroffenen häufig ermögliche, �ungehin-

dert ihrem Beruf und Erwerb nachgehen zu können�, ohne wie ihre deutschen �Mitbürger� 

zum �Dienst in der Wehrmacht oder zu sonstigen unmittelbaren Kriegsdienstleistungen he-

rangezogen [zu] werden�. Hieraus ergäben sich �Reibungen und Spannungen innerhalb der 

Bevölkerung, die unter den besonderen Verhältnissen des Grenzgebietes durchaus uner-

wünscht sind�. Die Praxis der lokalen Behörden, bereits gestellte Einbürgerungsanträge unter 

Verweis auf eine generelle Einbürgerungssperre anzulehnen oder nicht zu bearbeiten, ver-

schlechterte die Situation aus Sicht des Innenministeriums zusätzlich.149 

 Als Konsequenz verlangte das Ministerium eine Intensivierung der Einbürgerungen 

einschließlich der Möglichkeit einer doppelten Staatsbürgerschaft, falls NiederländerInnen 

�aus Gründen der Tradition� Wert darauf legten, ihre alte Staatsangehörigkeit nicht zu verlie-

ren. Gegenüber allen übrigen seien die Zügel anzuziehen: 

 

�Um Niederländer, die seit Jahrzehnten mit ihren Familien unter dem Schutze des Rei-
ches leben, ohne aber die Lasten des Krieges in dem gleichen Ausmaß auf sich zu 
nehmen, wie die staatsangehörigen Bewohner des Grenzgebietes, wenigstens mittelbar 
zum Einsatz im Kriege heranziehen zu können, bitte ich zu prüfen, inwieweit etwa ihr 
Einsatz auf Grund der Notdienstverordnung unter den Voraussetzungen des RdErl. 
vom 18.8.1939 [...] möglich ist. Auch könnte ihre Einstellung in die Organisation Todt 
auf Grund der Dienstpflichtverordnung vom 13.2.1939 [...] im Benehmen mit den zu-
ständigen Arbeitsbehörden erwogen werden, soweit sie nicht bereits jetzt in kriegs-
wichtigen Aufgaben eingesetzt sein sollten.�150 

                                                 
148 So im Fall des in Frelenberg lebenden niederländischen Bergarbeiters Fritz B. Vgl. LR Geilenkirchen an 
Stapo Aachen, 26.9.1940, HStAD, Reg. Aachen 23459, n.p. 
149 Vgl. RMDI an RP Aachen, 30.9.1943, HStAD, Reg. Aachen 23531, p. 130. 
150 Ebd. 
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Mit anderen Worten ging es also um die zwangsweise Dienstverpflichtung zur Arbeit in der 

Rüstungsindustrie oder der �Organisation Todt�.  

Ganz im Sinne dieser Politik forderte der Aachener Landrat die Kommunen im No-

vember 1943 auf, alle niederländischen Einwohner hinsichtlich einer �Dienstverpflichtung� 

zu �kriegswichtigen Arbeiten� zu überprüfen.151 In welchem Umfang ortsansässige Nieder-

länderInnen infolgedessen Zwangsarbeit leisten mussten, ist nicht bekannt. Da die meisten 

von ihnen jedoch bereits regulär beschäftigt waren, dürfte die Zahl eher gering gewesen 

sein.152 Gleichwohl wird deutlich, dass der Übergang von der Normal- zur Zwangsarbeit auch 

für assimilierte MigrantenInnen fließend war. 

 

                                                 
151 Vgl. LR Aachen an BM des Kreises, 1.11.1943, StA Stolberg (Stolberg), 3072, n.p. 
152 Vgl. Jaud, a.a.O., S. 704. 
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3 Der Umfang des „Ausländereinsatzes“ 
 

 

3.1 Die Gruppen 

 

Zwischen 1940 und 1944 überkreuzten sich im Kreis Aachen verschiedene Formen der 

Zwangsarbeit in einer für das deutsch-belgisch-niederländische Grenzgebiet charakteristi-

schen Form.153 Anders als in den übrigen Regionen des Deutschen Reiches, setzte sich die 

traditionelle Beschäftigung niederländischer und belgischer Arbeitskräfte � ZivilarbeiterInnen 

wie GrenzgängerInnen � ungebrochen fort und verband sich schleichend mit dem �Ar-

beitseinsatz� zwangsrekrutierter ArbeiterInnen aus den besetzten Staaten im Westen, der wie-

derum häufig in der traditionellen Form des grenzübergreifenden Pendelns organisiert war. 

Parallel dazu wurden ab Oktober 1939 polnische Kriegsgefangene zur Zwangsarbeit in das 

Gebiet des heutigen Kreises Aachen gebracht. Aufgrund der Grenznähe behielten sie ihren 

Kriegsgefangenenstatus länger als im Reichsinneren, wo die meisten polnischen Kriegsgefan-

genen im März 1940 den Zivilarbeiterstatus erhielten. Aus dem gleichen Grund setzte in den 

Grenzkreisen Aachen und Monschau auch die Zwangsarbeit polnischer ZivilarbeiterInnen erst 

relativ spät ein. Eine dritte Großgruppe waren zivile Arbeitskräfte, die 1940 und 1941 im 

nordostfranzösischen Steinkohlenrevier und im deutschen Satellitenstaat Kroatien als Fremd-

arbeiter angeworben wurden. Bei ersteren handelte es sich überwiegend um polnische Ar-

beitsmigranten (in der NS-Terminologie: �Westpolen�), die bzw. deren Eltern nach dem Ers-

ten Weltkrieg aus dem Ruhrgebiet abgewandert waren. Hinzu kam eine kleinere Anzahl ita-

lienischer Fremdarbeiter. Die vierte und größte Gruppe der ZwangsarbeiterInnen stammte aus 

der Sowjetunion. Ende 1941 gelangten die ersten sowjetischen Kriegsgefangenen in den Kreis 

Aachen, doch geriet ihr �Einsatz� infolge des Massensterbens in den Lagern der Wehrmacht 

und während der Transporte ins Deutsche Reich sehr schnell ins Stocken. Die Arbeitsverwal-

tung kompensierte dies durch die Rekrutierung ziviler OstarbeiterInnen, die ab März 1942 in 

großem Umfang in den Kreis Aachen verfrachtet wurden. Als fünfte und letzte Gruppe kamen 

1943 die italienischen Militärinternierten hinzu.  

 Darüber hinaus mussten auch andere Menschen im Regierungsbezirk Aachen 

Zwangsarbeit leisten. Neben den bereits erwähnten 121 jüdischen Insassen des Zwangsarbei-

terlagers Rhenaniastraße in Stolberg-Atsch gehörten hierzu die 150 bis 250 Insassen des wei-

                                                 
153 Siehe hierzu ausführlich Kap. 4. 
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ter unten behandelten �Arbeitserziehungslagers� Alsdorf.154 Ob im Kreis Aachen auch Sinti 

und Roma zur Arbeit gezwungen wurden, ist nicht bekannt. 

Eine weitere Form der Zwangsarbeit war der �Arbeitseinsatz� deutscher und ausländi-

scher Strafgefangener innerhalb der Gefängnisse. So beschäftigte das Stolberger Unterneh-

men William Prym während des Zweiten Weltkrieges rund 500 Insassen der Gefängnisse 

Köln und Aachen in sogenannter Heimarbeit.155 In den Kreisen Aachen-Stadt und Land un-

terhielt das Gefängnis Aachen außerdem mehrere �Außenkommandos� von etwa 10 - 30 Ge-

fangenen, denen u.a. wegen �Arbeitsverweigerung� verurteilte niederländische, belgische und 

ukrainische ZivilarbeiterInnen angehörten.156 Nachweisbar ist der Einsatz dieser Arbeits-

kommandos durch die Firmen Harbott & Hoyer (Bau der Reichsautobahn im Abschnitt Als-

dorf-Eschweiler), Dederichs in Eschweiler (Arbeit auf einer Bleischlackenhalde in Stolberg) 

und William Prym in Stolberg (Be- und Entladen von Lastwagen).157 Wir können daher eine 

Mindestzahl von etwa 30 � 90 Strafgefangenen im Kreis Aachen zu Grunde legen; die tat-

sächliche Zahl dürfte jedoch deutlich größer gewesen sein.158 

Nach der Evakuierung der grenznahen Kreise mussten in der zweiten Septemberhälfte 

und im Oktober 1944 zwischen 40.000 und 60.000 deutsche und ausländische ArbeiterInnen, 

darunter auch OstarbeiterInnen, unter dem Kommando des �Höheren SS- und Polizeiführers 

West� Karl Gutenberger im rückwärtigen Frontgebiet militärische Befestigungen errichten. 

Vom 18. bis 21. September gehörte zu ihrem Einsatzgebiet auch der Landkreis Aachen.159 

Fraglich bleibt, ob auch KZ-Insassen im Kreis Aachen arbeiten mussten. Vermutlich 

befanden sich unter den Insassen des AEL Alsdorf einige KZ-Häftlinge, die bei Fluchtversu-

chen an der Grenze festgenommen worden waren.160 Möglicherweise war im September 1944 

                                                 
154 Siehe ausführlich Kapitel 5.4. 
155 Vgl. Leiter des Gefängnisses Köln an Generalstaatsanwalt Köln, 17.2.1941; Vorstand des Gefängnisses Aa-
chen an Generalstaatsanwalt Köln, 3.1.1941; Vertrag zwischen Gefängnisverwaltung Aachen und Fa. William 
Prym, 30.12.1940, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 321/1057, p. 1-4, 38. 
156 Vgl. die Berichte des Gefängisses Aachen über das Entweichen von Gefangenen, HStAD (Kalkum), Ger. 
Rep. 321/1233, passim. 
157 Vgl. Gefängnis Aachen, Vernehmungsprotokoll Oberwachtmeister Bücken, 13.6. od. 13.7.1940; Vorstand der 
Haftanstalt Aachen an Generalstaatsanwalt Köln, 5.9.1942; desgl. 5.1.1942, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 
321/1233, p. 14, 35, 39f. 
158 In den vorliegenden Quellen werden die Arbeitskommandos lediglich im Zusammenhang mit Fluchtfällen 
erwähnt. Angaben über die Gesamtzahl der Kommandos bzw. der Gefangenen fehlen. 
159 Ein Einsatz polnischer und sowjetischer Zwangsarbeiter ist zumindest für die Gemeinde Dürwiß belegt (vgl. 
Küpper, Simon: Dürwiß 71. Vergangenheit und Gegenwart, hrsg. v. d. Gemeinde Dürwiß, Eschweiler 1971, S. 
123.) - Vgl. auch die Einsatzmeldungen des Kommandos der Schutzpolizei betr. Arbeitseinsatz am Westwall v. 
18.9. � 9.10.1944, insbes. 21.9.1944, HStAD, RW 37/7, p. 27ff, 32, 39-43. 
160 Siehe Kapitel 5.4. 
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auch die vor den vorrückenden alliierten Truppen zurückweichende �SS-Baubrigade V-

West�, ein Außenkommando des KZ Buchenwald, kurzzeitig im Kreis Aachen stationiert.161 

 

 

3.2 Der quantitative Umfang 

 

Die Zahl aller Menschen, die während des Krieges unfreiwillig im Kreis Aachen arbeiten 

mussten, ist nicht mehr rekonstruierbar. Entsprechende Namenslisten der Sozialversiche-

rungsträger sowie des Suchdienstes des Internationalen Roten Kreuzes sind der Forschung 

nicht zugänglich. Auch von den in der Nachkriegszeit angefertigten Listen aller Angehörigen 

der Vereinten Nationen, die während des Zweiten Weltkrieges in die Nord-Rheinprovinz ka-

men oder gebracht wurden, sind in den Kommunalarchiven meist nur Fragmente erhalten 

geblieben.162  

Wir können daher lediglich rekonstruieren, in welchem Umfang ausländische Arbeiter 

während des Krieges eingesetzt wurden. Erste Anhaltspunkte liefern punktuelle Zahlenanga-

ben wie die der NSDAP-Kreisleitung Aachen-Land, die im September 1941 von 5374 auslän-

dischen Arbeitskräften einschließlich der Ortsansässigen sprach.163 Ein Jahr später spricht sie 

von über 7000 AusländerInnen, darunter 1849 GrenzgängerInnen, 2495 OstarbeiterInnen und 

etwa 3000 Kriegsgefangenen.164 Bis Februar 1944 stieg die Zahl der ZivilarbeiterInnen nach 

Angaben der Gesundheitsbehörden im Landkreis Aachen auf 6406, darunter 3378 Ostarbeiter. 

Die Zahl der Kriegsgefangenen und GrenzgängerInnen ist für diesen Zeitpunkt nicht überlie-

fert.165  

Einen kontinuierlichen Überblick vermitteln die Ausländerstatistiken der Landkreise 

Aachen (Anhang 1) und Monschau (Anhang 2).166 In diesen seit 1938 vierteljährlich für die 

                                                 
161 Die Baubrigade V-West bestand aus Häftlingen der Konzentrationslager Buchenwald und Neuengamme. Im 
Mai 1944 ist ihre Stationierung in Rouen nachgewiesen. �On 17.9.44 this Baubrigade was located at Aachen and 
had the �Feldpost No. 15566�.� (International Tracing Service Hq.: Catalogue of Camps and Prisons in Germany 
and German-Occupies Territories Sept. 1st, 1939 � May 8th, 1945, 1st Issue, Arolsen 1949, p. 601 [unter dem 
Titel �Das nationalsozialistische Lagersystem (CCP)� hrsg. v. Martin Weinmann mit Beiträgen von Anne Kaiser 
und Usrula Krause-Schmitt, Frankfurt a.M., ³1998]) 
162 Eine vollständige Namensliste ist lediglich in Baesweiler erhalten geblieben (StA Baesweiler [Baesweiler 
nach 1935], 483). Fragmentarisch überliefert sind die entsprechenden Akten in Würselen (StA Würselen [Würse-
len bis 1971], 688), Bardenberg (StA Würselen [Würselen bis 1971], 205), Dürwiß (StA Eschweiler [Dürwiß], 
2211 II) und Herzogenrath (StA Herzogenrath [Herzogenrath], 100 u. 138).  
163 Vgl. Monatsbericht des Kreisleiters Schubert an Gauleiter Grohé, 30.9.1940, HStAD, RW 23/1. 
164 Vgl. desgl., 30.10.1942, HStAD, RW 23/1. 
165 Vgl. LR Aachen, Gesundheitsamt, an RP, 18.2.1944, HStAD, BR 1029/13, n.p. 
166 Nachweisungen über die im Regierungsbezirk Aachen lebenden Ausländer, HStAD, Reg. Aachen 23424 (bis 
1. Quartal 1943) und 23462 (bis Kriegsende). - Die Ausländerstatistiken wurden aufgrund eines Runderlasses 
vom 10.4.1938 zur Reichsmeldeverordnung vom 6.1.1938 von 1938 bis 1944 durchgängig geführt. Sie wurden 
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Aachener Gestapo und das Oberpräsidium der Rheinprovinz erstellten Nachweisungen sind 

alle beim Ausländeramt der Kreise registrierten AusländerInnen getrennt nach Selbständigen, 

abhängig Beschäftigten und Familienangehörigen erfasst. Gleichwohl ist ihre Aussagekraft 

begrenzt. Zum einen fehlen die GrenzgängerInnen, Kriegsgefangenen und Militärinternierten, 

und bei den übrigen wird nicht zwischen Ortsansässigen und Neuankömmlingen unterschie-

den. Auch die hohe Fluktuation ausländischer Arbeitskräfte wurde nicht quantifiziert. Da die 

Ausländerämter für bestimmte Nationalitäten außerdem mit ungenauen und regional unter-

schiedlich angewandten Kategorien operierten, entstanden zusätzliche Verzerrungen. So ist 

unklar, ab wann die in den Zivilarbeiterstatus entlassenen polnischen Kriegsgefangenen re-

gistriert wurden167 oder warum das Ausländeramt des Kreises Monschau rund 200 polnische 

und knapp 300 sowjetische ZivilarbeiterInnen erst ein halbes Jahr nach ihrer Ankunft in die 

Statistik aufnahm.168 Der Umstand, dass die Ausländerstatistiken der Kreise nicht exakt mit 

denen der Kommunen übereinstimmen, lässt außerdem auf eine punktuell lückenhafte Erfas-

sung schließen.169 Durch die Ankunft der ersten großen Zivilarbeiterkontingente aus Nordost-

frankreich war das Ausländeramt des Landkreises Aachen dann derart überlastet, dass es wäh-

rend eines halben Jahres nur einen Teil der Angeworbenen �ausländerpolizeilich behandeln� 

konnte.170  

Dennoch machen die Ausländerstatistiken die quantitative Zunahme und soziale Neu-

zusammensetzung der Arbeiterschaft durch den �Ausländereinsatz� deutlich (Anhang 5). Der 

traditionell hohe Anteil nichtdeutscher Beschäftigter blieb demnach bei Kriegsbeginn relativ 

konstant bei etwa 1400 Personen und erreichte kurz nach dem Überfall auf die westlichen 

Nachbarstaaten ein Minimum. Während dieser Phase überwogen Arbeitskräfte aus Westeuro-

pa, insbesondere den Niederlanden.  

Mit der Anwerbung der franko-polnischen Bergarbeiter im Sommer 1940 stieg die 

Zahl der ausländischen Arbeitskräfte sprunghaft auf mehr als 2000 und erreichte nach der 
                                                                                                                                                         
u.a. der Staatspolizeistelle Aachen zur Verfügung gestellt, wo sie eine bis 1938 geführte Generalkartei ersetzten. 
Vgl. Stapo Aachen an RP Aachen, 21.5.1938, HStAD, Reg. Aachen 23424. 
167 Vgl. LR Aachen an Polizeipräsident Aachen, 31.3.1941, HStAD, Reg. Aachen 23424. 
168 Am 23. März 1943 meldete die Kreisverwaltung auf Anfrage des SD-Abschnitts Aachen die Anwesenheit 
von 215 polnischen, 168 ukrainischen ZivilarbeiterInnen sowie 110 OstarbeiterInnen (vgl. HStAD, BR 
1011/159). In der Ausländerstatistik tauchen erst im 4. Quartal 1943 entsprechende Werte auf, wobei die Ostar-
beiterInnen offenbar unter der Kategorie �Ukrainer� mitgezählt wurden. (Vgl. Nachweisung der im Regierungs-
bezirk lebenden Ausländer, Stand 1. Oktober 1943, HStAD, Reg. Aachen 23462. 
169 So wies das Ausländeramt des Landkreises Aachen den Bürgermeister von Herzogenrath im Juni 1940 auf 
eine Differenz von acht Niederländern, einem Jugoslawen, einem Polen und vier Staatenlosen zwischen der 
kommunalen Nachweisung der Ausländer und der Ausländerkartei des Landkreises hin. Die beim Ausländeramt 
des Landkreises gemeldeten Amerikaner und sechs Luxemburger tauchten in der kommunalen Nachweisung 
überhaupt nicht auf. Vgl. LR Aachen, Ausländeramt, an BM Herzogenrath, 25.6.1940, StA Herzogenrath (Her-
zogenrath), 100, n.p. � Zu ähnlichen Divergenzen im Landkreis Jülich vgl. LR Jülich an Ortspolizeiverwalter des 
Bezirks, 29.3.1940, StA Eschweiler (Dürwiß), 3206, n.p. 
170 Vgl. LR Aachen an RP 28.9.1940; desgl. 30.12.1940, HStAD, Reg. Aachen 23424. 
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Anwerbung der kroatischen Bergarbeiter im Herbst 1941 einen ersten Höchsstand von mehr 

als 3000 Personen. Mehr als die Hälfte, Anfang 1942 sogar fast zwei Drittel der ausländischen 

Beschäftigten waren nun ethnische Polen oder Kroaten bzw. Jugoslawen (Anhang 7).  

Der Beginn des �Russeneinsatzes� ist in der Statistik klar erkennbar. Innerhalb weni-

ger Monate wurden im Frühjahr und Sommer 1942 etwa 2000 sowjetische ZivilarbeiterInnen 

in den Landkreis Aachen verschleppt. Nach einer kurzzeitigen Stagnation im Herbst und Win-

ter 1942/43, die vermutlich auf die nun anlaufenden, statistisch jedoch nicht erfassten Anfor-

derungen sowjetischer Kriegsgefangener durch die Betriebe zurückzuführen ist, stieg ihre 

Zahl im Herbst 1943 auf knapp 3400. Mehr als die Hälfte der insgesamt rund 6000 ausländi-

schen ZivilarbeiterInnen waren nun OstarbeiterInnen; während die bisherigen Hauptgruppen - 

westeuropäische und (franko-)polnische/kroatische ArbeiterInnen � jeweils etwa ein Viertel 

ausmachten.  

Die Zahl der OstarbeiterInnen blieb bis Kriegsende konstant zwischen 3200 und 3400. Die 

der polnischen, belgischen, französischen und niederländischen nahm im Lauf des Jahres 

1943 stark zu, während die der jugoslawischen bzw. kroatischen Arbeiter kontinuierlich auf 

das Vorkriegsniveau zurückging.  

Die folgende Tabelle zeigt, wie hoch der Anstieg bei den einzelnen Gruppen ausländi-

scher ZivilarbeiterInnen war, und in welchem Zeitraum er erfolgte: 

 

Tab. 2: Zunahme ausländischer ZivilarbeiterInnen im Landkreis Aachen 
 

Minimum Maximum Nationalität 
Stichtag Zahl Stichtag Zahl 

Differenz
 

Niederlande 1.7.1940 739 1.7.1943 1266 527 
Belgien 1.7.1940 65 1.10.1943 279 214 
Frankreich (ohne Franko-Polen) 1.7.1940 11 1.10.1943 342 331 
Jugoslawien u. Kroatien 1.1.1941 277 1.1.1942 846 569 
Polen (einschl. Franko-Polen) 1.4.1940 153 1.7.1943 1426 1273 
Sowjetunion (einschl. Ukrainer) 1.7.1940 0 1.4.1944 3396 3396 
Gesamtzuwachs an ausländischen ZivilarbeiterInnen 6310 
Quelle: Ausländerstatistik des Landkreises Aachen, HStAD Reg. Aachen 23424 u. 23462, passim 
 

Die Zahl der ausländischen ZivilarbeiterInnen nahm während des Krieges im Landkreis Aa-

chen also um 6310 Personen zu. Aufgrund der hohen Fluktuation durch Umverlegungen, 

Fluchten, Krankheit und Todesfälle ist jedoch von einer hohen Dunkelziffer auszugehen. 

Anders als im Landkreis Aachen, gab es im Kreis Monschau trotz der Grenzlage we-

der eine größere nichtdeutsche Wohnbevölkerung, noch eine relevante Zahl nichtdeutscher 

Arbeitskräfte (Anhang 6). Die Zwangsarbeit der beiden Weltkriege war mithin die erste Be-
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gegnung einer konservativ-katholischen Landbevölkerung mit AusländerInnen überhaupt. Die 

Zahl der ausländischen Beschäftigten sank nach dem Überfall auf die Niederlande, Belgien 

und Frankreich zunächst fast auf Null und stieg erst in der zweiten Jahreshälfte 1942 gering-

fügig, ab 1943 dann rapide an. Die Beschäftigung niederländischer, belgischer und französi-

scher ZivilarbeiterInnen erreichte 1943 ein Maximum von etwa 300 Personen. Die Anzahl der 

polnischen und sowjetischen ZivilarbeiterInnen ist erst ab 1944 erfasst und lag zu diesem 

Zeitpunkt bei insgesamt 500. Für den Kreis Monschau ergibt sich damit folgendes Bild: 

 

Tab. 3: Zunahme ausländischer ZivilarbeiterInnen im Kreis Monschau 
 

Minimum Maximum Nationalität 
Stichtag Zahl Stichtag Zahl 

Differenz 
 

Niederländer 1.10.1941 1 2.3.1943 215 214 
Belgier 1.1.1942 0 1.10.1943 51 51 
Franzosen 1.10.1942 0 1.10.1943 42 42 
Polen 1.1.1940 0 23.3.1943 215 215 
Sowjetunion 1.7.1942 0 23.3.1943 278 278 
Gesamtzuwachs an ausländischen ZivilarbeiterInnen 800 
Quelle: Regierungspräsident Aachen, Nachweisungen der im Regierungsbezirk Aachen wohnenden Ausländer, HStAD Reg. Aachen 23424 
u. 23462, passim; Landrat Monschau an Abwehrstelle des WK VI, 2.3.1943; Landrat Monschau an SD Aachen, 23.3.1943, HStAD BR 
1011/159, n.p. 
 

Insgesamt erhöhte sich die Anzahl der ZivilarbeiterInnen im Landkreis Aachen um 6310 und 

im Kreis Monschau um 800 Personen. In beiden Kreisen waren damit mindestens 7110 Zivil-

arbeiterInnen beschäftigt, wobei nochmals auf die Dunkelziffer verwiesen sei. 3674 (52 %) 

dieser Menschen waren OstarbeiterInnen, 1488 (Franko-)Polen (21 %), 741 Niederländer (18 

%), 569 Jugoslawen bzw. Kroaten (8 %), 373 Franzosen (5 %) und 265 Belgier (4 %). Dar-

über hinaus sind in der Ausländerstatistik des Landkreises Aachen im letzten Kriegsjahr 45 

�Familienangehörige� von OstarbeiterInnen registriert,171 wobei es sich überwiegend um 

Kinder handelt, die unter den Bedingungen der Zwangsarbeit zur Welt kamen.172 

Nur schwer zu bestimmen ist die Anzahl der Kriegsgefangenen und Militärinternier-

ten. Weder für das heutige Kreisgebiet, noch für die ehemaligen Landkreise Aachen und 

Monschau, sind Statistiken überliefert. Die im Rahmen dieser Studie ermittelten Kriegsgefan-

genenlager verfügten über eine Mindestkapazität von etwa 4500 Plätzen im heutigen Kreisge-

biet, von denen etwa 2750 (61 %) auf Bergbaubetriebe und 1750 (39 %) auf landwirtschaftli-

                                                 
171 Vgl. Ausländerstatistik Landkreis Aachen, Stand 1.4.1944, HStAD, Reg. Aachen 23462, p. 98. 
172 Vgl. auch die Geburts- und Sterbeurkunden: Standesamt Alsdorf, Geburtenbuch Alsdorf 1944, Reg.-Nr. 15, 
37, 46, 87,91f, 108, 115, 131, 133; Sterbebuch Alsdorf 1944, Reg.-Nr. 96, 145, 149, 153; Standesamt Würselen, 
Geburtenbuch Bardenberg 1944, Reg.-Nr. 468. 
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che und industrielle Betriebe entfielen.173 Da die Kriegsgefangenenlager jedoch nicht voll-

ständig erfasst werden konnten, die Kapazität der erfassten Lager in einigen Fällen nicht und 

sonst meist nur ungenau überliefert ist und in der Landwirtschaft auch andere Unterbrin-

gungsformen174 praktiziert wurden, dürfte die Anzahl der Kriegsgefangenen und Militärinter-

nierten bedeutend höher gelegen haben.  

Einen weiteren Anhaltspunkt liefern die an anderer Stelle ausführlich referierten Zah-

lenangaben aus dem Aachener Steinkohlenbergbau.175 Im gesamten Aachener Revier waren 

1943 insgesamt 6053 Kriegsgefangene und etwa 3500 italienische Militärinternierte beschäf-

tigt. Von den zehn Gruben, die während des Krieges förderten, befanden sich acht auf dem 

Gebiet des heutigen Kreises Aachen, sodass wir allein für den Steinkohlenbergbau von schät-

zungsweise 4850 Kriegsgefangenen und 2800 Militärinternierten im heutigen Kreisgebiet 

ausgehen können. Zählt man die Lagerkapazität von mindestens 1750 Plätzen im landwirt-

schaftlichen und industriellen Sektor hinzu, so ergibt sich eine geschätzte Gesamtzahl von 

9000 bis 10.000 Kriegsgefangenen und Militärinternierten im heutigen Kreisgebiet.  

Zusammenfassend können wir festhalten, dass in unserem Untersuchungsgebiet etwa 

16000 bis 17000 ZwangsarbeiterInnen beschäftigt waren, wobei die Anzahl der Zivilarbeite-

rInnen für die Landkreise Aachen und Monschau relativ genau angegeben werden kann, die 

der Kriegsgefangenen und Militärinternierten jedoch mit einem hohen Unsicherheitsfaktor 

belastet ist, der nur durch weitere Forschungen auszuräumen sein wird. Nicht in dieser Zahl 

enthalten sind die schätzungsweise 2000 GrenzgängerInnen, die knapp 1500 bei Kriegsbeginn 

ansässigen nichtdeutschen ArbeiterInnen, ihre Familienangehörigen sowie die fluktuationsbe-

dingte Dunkelziffer.  

  

 

3.3 Regionale und strukturelle Aspekte 

 

Der Einsatz von ZwangsarbeiterInnen konnten von Kommune zu Kommune sehr unterschied-

lich verlaufen. Wie aus der Ausländerstatistik der Grenz- und Bergbaustadt Herzogenrath 

(Anhang 3) hervorgeht, lebten dort während des Krieges zwischen 170 und 230 Niederlände-

rInnen.176 In den ersten beiden Kriegsjahren kamen 39, um die Jahreswende 1942/43 noch-

                                                 
173 In der Zahl 4500 sind Lager ohne Angaben über die Kapazität nicht enthalten. Lagen in den übrigen Fällen 
abweichende Zahlenangaben vor, wurden die geringeren zu Grunde gelegt. Siehe ausführlich Kapitel 5.1 sowie 
Anhang 8. 
174 Ein Teil der in der Landwirtschaft eingesetzten Kriegsgefangenen war auf den Höfen untergebracht.  
175 Siehe Kapitel 4.4. 
176 Vgl. Nachweisungen der vorhandenen Ausländer, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, passim. 
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mals etwa 30 niederländische ZivilarbeiterInnen hinzu. Die Zahl der niederländischen Grenz-

gängerInnen verdoppelte sich von 103 im Juni 1941 auf 207 im Dezember 1942 und dürfte 

auch in den folgenden Jahren kaum zurückgangen sein. Eine belgische und französische 

Wohnbevölkerung gab es in Herzogenrath zunächst nicht, allerdings gelangten bis November 

1942 fünf belgische ZivilarbeiterInnen, zwei belgische GrenzgängerInnen und 30 französi-

sche Kriegsgefangene nach Herzogenrath,177 gefolgt von rund 40 französischen und ebenso 

vielen italienischen Zivilarbeitern im Jahre 1944.178 Der ohnehin geringe Anteil der ortsansäs-

sigen Jugoslawen ging während des Krieges leicht, der Anteil der Polen auf Null zurück, ohne 

dass es zu Neuzuweisungen jugoslawischer oder polnischer ZivilarbeiterInnen kam.179 Die 

Zahl der sowjetischen Kriegsgefangenen, die vermutlich ausschließlich auf der Grube Voccart 

des EBV arbeiteten, lag im November 1942 bei 552.180 Hinzu kamen zunächst 17 zivile Ost-

arbeiterInnen,181 deren Zahl sich bis Kriegsende auf 143 erhöhte.182 Wir sehen also, dass der 

Bedarf an Arbeitskräften in erster Linie durch niederländische GrenzgängerInnen und sowje-

tische Kriegsgefangene und erst in zweiter Linie durch OstarbeiterInnen sowie kleinere Kon-

tingente französischer und italienischer Arbeitskräfte gedeckt werden konnte, während polni-

sche und jugoslawische ArbeiterInnen hier überhaupt keine Rolle spielten.  

 Im agrarisch geprägten Amtsbezirk Dürwiß (Anhang 4) waren bei Kriegsbeginn hin-

gegen nur ein Jugoslawe und 16 NiederländerInnen, von denen die Hälfte im Vorfeld des 

deutschen �Westfeldzugs� die Gemeinde verließ, beschäftigt. Im Sommer 1940 wurden etwa 

20 niederländische und 100 in den Zivilarbeiterstatus entlassene polnische Kriegsgefangene in 

Dürwiß registriert. Während die Zahl der NiederländerInnen bis 1943 kontinuierlich zurück-

ging, blieb die der Polen weitgehend konstant. Im Frühjahr 1942 kamen 50 OstarbeiterInnen 

hinzu, deren Zahl bis Kriegsende auf 92 stieg. Außerdem gelangten seit 1943 einige wenige 

belgische, französische und niederländische ZivilarbeiterInnen nach Dürwiß.183 Der Bedarf 

der mehr als 70 überwiegend landwirtschaftlichen Einsatzbetriebe184 wurde somit in erster 

                                                 
177 Vgl. Aufstellung der vorhandenen Arbeitskräfte, 23.6.1941; Nachweisung über die in Herzogenrath einge-
setzten ausländischen Arbeiter, 31.12.1942, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, n.p. 
178 Vgl. Nachweisung der vorhandenen Ausländer, 22.3. u. 20.6.1944, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, 
n.p. 
179 Vgl. ebd., passim. 
180 Vgl. Nachweisung über die in Herzogenrath eingesetzten ausländischen Arbeiter, 31.12.1942, StA Herzogen-
rath (Herzogenrath), 100, n.p. 
181 Vgl. ebd. 
182 Vgl. Nachweisung der vorhandenen Ausländer, 20.6.1944, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 100, n.p. 
183 Vgl. Nachweisund der Ausländer im Amtsbezirk Dürwiß, 23.9.1939, StA Eschweiler (Dürwiß), 3206, passim. 
184 Im Amtsbezirk Dürwiß beschäftigten mindestens 71 landwirtschaftliche Betriebe sowie eine Getreidehand-
lung und eine Bäckerei polnische, sowjetische und eine kleine Anzahl französische ZwangsarbeiterInnen. Vgl. 
BM Dürwiß, Nachweisungen über russische Staatsangehörige, die in deutschen Betrieben während des Krieges 
gearbeitet haben, Sept./Okt. 1945, StA Eschweiler (Dürwiß), 3206, n.p.; Stellungnahmen des BM Dürwiß zu 
UK-Stellungs-Gesuchen von Bauern, StA Eschweiler (Dürwiß), o.Nr., passim. 
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Linie durch polnische und sowjetische Arbeitskräfte gedeckt, während die Beschäftigung von 

GrenzgängerInnen keine und von westeuropäischen ZivilarbeiterInnen nur eine marginale 

Bedeutung hatte. 

Für die Gemeinde Baesweiler sind die Namen von 587 ZivilarbeiterInnen überliefert. 

318 von ihnen waren sowjetischer, 136 kroatischer und 60 niederländischer, die übrigen pol-

nischer, jugoslawischer, französischer und belgischer Nationalität. Rund drei Viertel von ih-

nen arbeiteten auf der örtlichen Zeche Carl Alexander. Die übrigen mussten überwiegend in 

der Landwirtschaft, handwerklichen Kleinbetrieben, auf Baustellen und im Einzelfall auch in 

privaten Haushalten arbeiten. Größere industrielle Betriebe waren in Baesweiler nicht vor-

handen. Lediglich die Ringofenziegelei Oidtweiler beschäftigte 12 zumeist sowjetische Zivil-

arbeiterInnen.185 Während die polnischen und belgischen Arbeiter überwiegend in der Land-

wirtschaft, im Handwerk und im Baugewerbe arbeiteten, waren die jugoslawischen und kroa-

tischen ausschließlich und die sowjetischen, französischen und kroatischen zum größten Teil 

dem Bergbau zugewiesen: 

 

Tab. 4: Verteilung ausländischer Arbeitskräfte auf die Wirtschaftssektoren  
am Beispiel der Gemeinde Baesweiler 
 

Bergbau Ringofen-
ziegelei 

Bau, Handw., 
Landwirtsch. 

Nationalität 

Anzahl Prozent Anzahl Prozent Anzahl Prozent 

Ge-
samt 

Niederlande 35 58 % 1 2 % 24 40 % 60 
Belgien 0 0 % 0 0 % 11 100 % 11 
Frankreich 16 76 % 4 19 % 0 0 % 21 
Kroatien 136 100 % 0 0 % 0  0 % 136 
Jugoslawien 16 100 % 0 0 % 0 0 % 16 
Polen 6 24 % 0 0 % 19 76 % 25 
Sowjetunion 239 75 % 7 2 % 72 23 % 318 
Gesamt 448 76 % 12 2 % 126 22 % 587 
Quelle: Stadtarchiv Baesweiler (Baesweiler nach 1935), 483, passim. 

 
 

Annähernd die Hälfte (48 %) der sowjetischen ZivilarbeiterInnen der Grube Carl Alexander 

waren zwischen 1923 und 1927 geboren � 26 % allein 1925. Zum Zeitpunkt ihres Einsatzes 

waren sie also Jugendliche unter 20 Jahren, die kaum über eine ausreichende Ausbildung für 

die Untertagearbeit verfügt haben dürften. Zwischen 21 und 30 Jahren alt waren lediglich 16 

                                                 
185 Vgl. BM Baesweiler, Nachweisungen der russischen bzw. polnischen Staatsangehörigen, die im Amtsbezirk 
Baesweiler gewohnt haben, 22.9.1945; BM Baesweiler, Nachweisung über Angehörige der Vereinten Nationen, 
die seit dem 1.9.1939 entweder freiwillig oder unfreiwillig in der Nord-Rheinprovinz wohnten oder durch diese 
Provinz reisten, Nationalität: Sowjetunion, o.D. [1946]; desgl. Niederlande, Frankreich, Belgien, Jugoslawien, 
Polen; desgl. Sonderaufstellung Sowjetrussland (Bergarbeiter), Kroatien (Bergarbeiter), Polen (Bergarbeiter) u. 
Jugoslawien (Bergarbeiter), StA Baesweiler (Baesweiler nach 1935), 483, n.p. 
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%, zwischen 31 und 40 Jahren 24 % und zwischen 41 und 50 Jahren 11 % der sowjetischen 

Bergarbeiter. Eine vergleichbare Altersstruktur findet sich ebenfalls bei den kroatischen Berg-

leuten.186  

Darüber hinaus liegen Statistiken der Arbeitsämter vor. Da die Arbeitsamtsbezirke 

Aachen und Eschweiler jedoch bereits in der Vorkriegszeit nicht den damaligen oder heutigen 

Kreisgrenzen entsprachen und beide Ämter 1942 zudem vereinigt wurden, sind sie für eine 

quantitative Schätzung der Zwangsarbeit unergiebig, doch verdeutlichen sie die strukturellen 

Veränderungen in der regionalen Wirtschaft. Im Arbeitsamtsbezirk Aachen-Eschweiler waren 

am 31. März 1943 demnach 13.617 ausländische ZivilarbeiterInnen und Kriegsgefangene 

beschäftigt, 2515 von ihnen waren Frauen. Der Anteil ausländischer Arbeitskräfte an der Ge-

samtzahl der Beschäftigten lag bei 11,8 % und war bei den Männern mit 15,5 % deutlich hö-

her als bei Frauen (5,7 %).187 Aufschlussreich ist auch folgende Statistik des Landesar-

beitsamtes Rheinland über die Verteilung der ausländischen Arbeitskräfte auf die verschiede-

nen Wirtschaftszweige des Bezirks Aachen-Eschweiler

                                                 
186 Errechnet nach ebd. 
187 Vgl. LAA Rheinland, Arbeitseinsatz und Kräftebedarf in den rheinischen Gauen nach der Statistik des LAA, 
Anlage 4 zum Bericht über die Arbeitseinsatzlage im April 1943, HStAD, RW 86/3, p. 17. 
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Hier wird deutlich, dass in landwirtschaftlichen Betrieben überwiegend nichtsowjetische 

männliche Zivilarbeiter, jedoch nur ein geringer Anteil der OstarbeiterInnen und Kriegsge-

fangenen arbeiteten. Auch im industriellen Bereich überwogen die nichtsowjetischen männli-

chen Zivilarbeiter, doch fällt hier der überproportional hohe Anteil von Ostarbeiterinnen auf. 

Im Bergbau waren vor allem (sowjetische) Kriegsgefangene eingesetzt, doch auch die Anzahl 

der männlichen Ostarbeiter überstieg hier wenige Monate nach Beginn des �Russeneinsatzes� 

bereits den der traditionell hohen Anteil nichtsowjetischer Zivilarbeiter. Im Dienstleistungsbe-

reich, zu dem vor allem die Arbeit als Dienstboten zählte, waren demgegenüber fast aus-

schließlich nichtsowjetische Zivilarbeiterinnen beschäftigt. Die an rassistischen Kriterien ori-

entierte Zuteilung der körperlich schwersten und gesundheitlich schädigendsten Arbeiten an 

osteuropäische Männer und Frauen ist hier deutlich erkennbar. 
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4 Verlauf und Bedingungen des „Ausländereinsatzes“ 
 

 

4.1 Der Beginn des „Ausländereinsatzes“: Polnische Kriegsgefangener und Zivilarbeite-
rInnen 
 

Der Einsatz nichtdeutscher ZwangsarbeiterInnen im Regierungsbezirk Aachen begann im 

Herbst 1939. Bereits in den ersten Kriegswochen betätigte sich die Landesbauernschaft 

Rheinland als Lobby, um rechtzeitig zur Rüben- und Kartoffelernte 1939 in den Kreisen Dü-

ren, Jülich und Erkelenz �eine entsprechende Anzahl Kriegsgefangener und Gesindekräfte aus 

Polen� zu akquirieren.188 Auf ihre Initiative hin wies der Aachener Regierungspräsident die 

Landräte am 13. Oktober 1939 an, den Kreisbauernschaften bei der Einrichtung von Lagern 

und der Aufstellung von Wachmannschaften unbürokratisch entgegen zu kommen.189 Pünkt-

lich zum Beginn der Ernte teilte der Landrat des Kreises Jülich dem Bürgermeisteramt Dür-

wiß die Modalitäten der Zusammenarbeit zwischen Ortsbauernführern, Bürgermeistern und 

landwirtschaftlichen Betrieben bei der �Einrichtung und Unterhaltung der Gefangenenlager 

polnischer Kriegsgefangener� mit.190 Am 28. Oktober 1939 wurden erstmals 30 polnische 

Kriegsgefangene erwähnt, die im Saal der Gaststätte Breuer, später in einem leerstehenden 

Fabrikraum der Schreinerei Dickmeis in Fronhoven (Amtsbezirk Dürwiß) untergebracht wa-

ren und auf 25 landwirtschaftliche Betriebe innerhalb und außerhalb des Amtsbezirks arbeiten 

mussten.191  

 Am Beispiel des Lagers Fronhoven wird die Rolle der lokalen Akteure deutlich. Für 

die Einrichtung und Unterhaltung war weniger die Wehrmacht, sondern vielmehr der Orts-

bauernführer und der Amtsbürgermeister verantwortlich.192 Die Landwirte des Amtsbezirks 

Dürwiß, die einen oder mehrere polnische Kriegsgefangene beschäftigten, finanzierten die 

Unterhaltung des Lagers und die Gemeinschaftsverpflegung der Insassen durch feste Beiträ-

ge.193 Mit einer Neuzuweisung polnischer Kriegsgefangener im März und April 1940 richtete 

die Bürgermeisterei �im Einvernehmen mit dem Ortsgruppenleiter der NSDAP und unter Be-

teiligung der Ortsbauernführer� drei weitere Lager ein. Eines von ihnen befand sich im Pfarr-

                                                 
188 Vgl. Landesbauernschaft Rheinland an RP Aachen, 9.10.1939, StA Baesweiler (Baesweiler nach 1935), 116, 
n.p. 
189 Vgl. RP an LR des Bezirks, 13.10.1939, Zusatz ebd. 
190 Vgl. LR Jülich an BM Dürwiß, 28.10.1939, StA Eschweiler (Dürwiß), 2214, n.p. 
191 Die Gefangenen arbeiteten in Rittergut Hausen, Laurenzberg, Gut Volkershoven, Langweiler, Obermerz, 
Niedermerz, Altdorf, Dürwiß, Lohn, Erberich und Pützlohn. Zur Unterbringung vgl. BM Dürwiß an LR Jülich, 
12.12.1939 u. Vermerk BM Dürwiß, 14.12.1939, StA Eschweiler (Dürwiß), 2214, n.p. 
192 Vgl. LR Jülich an BM des Kreises, 28.10.1939, StA Eschweiler (Dürwiß), 2214, n.p. 
193 Vgl. BM Dürwiß an Landwirt Vahsen, 7.12.1939, StA Eschweiler (Dürwiß), 2214, n.p. 
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saal der katholischen Pfarre St. Josef in Lohn194, der vom Ortsbauernführer angemietet und 

auf Kosten der Gemeindeverwaltung umgebaut worden war.195 

In den Landkreisen Aachen und Monschau durften polnische Kriegsgefangene auf-

grund der Grenzlage zunächst nicht eingesetzt werden. Erst mit den Neuzuweisungen im 

März 1940 gelangten die ersten 700 Kriegsgefangenen in das Grenzzonengebiet des Regie-

rungsbezirks Aachen.196 Anders als in den meisten anderen Regionen, wurden sie zunächst 

nicht in den Zivilarbeiterstatus entlassen.197 Der Kreisleiter der NSDAP im Landkreis Aachen 

erwähnt ihren Einsatz erstmals im August 1940. Ihre Zahl war mit 350 Personen vergleichs-

weise gering. Sie mussten überwiegend in der Landwirtschaft arbeiten oder die nach der 

Westexpansion obsolet gewordenen Drahthindernisse des �Westwalls� beseitigen.198 Über das 

Verhalten der einheimischen Bevölkerung gegenüber den Gefangenen berichtete Kreisleiter 

Schubert:  

 
�In den ersten Tagen des Einsatzes der Gefangenen war es notwendig, hier und da ein-
zugreifen, weil es immer noch Leute gab, die mit den Gefangenen Mitleid hatten und 
nicht den notwendigen Abstand halten konnten. Inzwischen haben diese Klagen je-
doch völlig nachgelassen.�199 

 

Der gesellschaftliche Umgang mit den Kriegsgefangenen war demnach ambivalent: einer ver-

breiteten Praxis mitmenschlicher Hilfe, von der auch zahlreiche ZeitzeugInnen berichten,200 

stand eine zunehmende Akzeptanz der Segregation gegenüber. 

Diese Akzeptanz kam freilich nicht ohne Repression zustande. Die Ortspolizeibehör-

den schritten selbst bei banalen Abweisungen von der Verhaltensnorm rigoros ein, und die 

Amts-, Land- und Sondergerichte der Region fällten drastische Urteile, die wiederum von der 

Tagespresse der NSDAP ausführlich referiert und kommentiert wurden. Ein Beispiel hierfür 

ist der Artikel �Laßt Gefangene Gefangene sein! Ein Monat Gefängnis für nationale Würdelo-

sigkeit� aus der Eschweiler Lokalausgabe des �Westdeutschen Beobachters�201 vom August 

                                                 
194 Der Ortsteil Lohn wurde, wie auch die Dörfer Erberich, Lürken, Laurenzberg und Pützlohn sowie das Ritter-
gut Hausen im Zuge des Braunkohlentagebaus abgebaggert. 
195 Vgl. BM Dürwiß an Pfarrer Hillebrandt, 2.3.1940; BM Dürwiß an Kreisbauernschaft Jülich, 11.4.1940, StA 
Eschweiler (Dürwiß), 2214, n.p. 
196 Vgl. LAA Rheinland, Einsatzlagebericht für die Zeit vom 16.-31. März 1940, HStAD, RW 86/3, p. 138.  
197 Die Sonderregelung galt für die Wehrkreise VI und XII. Vgl. LAA Rheinland, Einsatzlagebericht für die Zeit 
vom 16.-31. Mai 1940, HStAD, RW 86/3, p. 127. 
198 Vgl. Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1940, HStAD, RW 23/1, p. 111.  
199 Ebd. 
200 Vgl. exemplarisch die Aussagen über französische Kriegsgefangene in Alsdorf in: Stadtteilprojekt Alsdorf-
Busch (Hrsg.): Wir haben klein gelebt. Geschichten aus den Alsdorfer Bermannssiedlungen Busch, Zopp und 
Wilhelmschacht. Herzogenrath ²1998, S. 43. 
201 Der �Westdeutsche Beobachter� war die Ausgabe des �Völkischen Beobachters� für den NSDAP-Gau Köln-
Aachen.  
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1940. Der Artikel beginnt mit der Schilderung einer alltäglichen Situation, die einem Esch-

weiler Bürger eine einmonatige Gefängnisstrafe einbrachte: 

 
�Ein Mann aus Eschweiler hatte die Absicht, sich auf der Straße eine Zigarette anzu-
zünden. Er hatte aber kein Feuer oder tat wenigstens so. Da in der Nähe polnische 
Kriegsgefangene waren, ging er zu einem von ihnen hin und sprach ihn um Feuer an. 
Dass er mit einem Gefangenen, und dazu einem Polen, zu tun hatte, das sah der Mann. 
Denn der andere trug eine Feldmütze von fremdem Schnitt und brauner Farbe. Und 
zudem konnte er nicht Deutsch, man unterhielt sich auf dem Umwege über die Gebär-
densprache. Und so ergab es sich, dass der Eschweiler auch dem Kriegsgefangenen ei-
ne Zigarette anbot und ihn von seinem Feuer nehmen ließ. Das Spiel wäre wohl noch 
weiter gegangen, der Eschweiler hatte anscheinend nicht übel Lust, Brüderschaft mit 
dem Fremden zu machen. Aber da wurde dem dann doch ein Riegel vorgeschoben. 
Schon genug Ärgernis hatte das sonderbare Verhalten erregt. Die Personalien des 
Mannes wurden festgestellt und jetzt stand er als Angeklagter vor dem Amtsrichter in 
Aachen.�202 
 

Der anschließende Kommentar denunziert das Anbieten der Zigarette als Verbrechen gegen 

die �Volksgemeinschaft� und gipfelt in offenen Drohungen gegen alle, die �den �armen� Ge-

fangenen Hilfsdienste anbieten.�203 Der Repressionsdruck wurde im Verlauf des Krieges deut-

lich angehoben: So verurteilte die 1. Strafkammer des Landgerichts Aachen kurz vor Kriegs-

ende eine Frau aus Monschau zu einem Jahr Gefängnis, weil sie �einem deutschen Mädchen 

Gelegenheit gegeben hat, in ihrer Wohnung mit einem polnischen Kriegsgefangenen zusam-

menzukommen, und weil sie unerlaubt 2 Briefe an einen polnischen Kriegsgefangenen wei-

tergegeben hat.�204 Eine Frau aus Rohren im Kreis Monschau wurde 1943 wegen �Umgangs 

mit Polen� und �Abhörens von Auslandssendern� in das KZ-Ravensbrück deportiert, wo sie 

16 Monate später starb.205 

Auch die Zuweisung polnischer ZivilarbeiterInnen verzögerte sich in der westlichen 

Grenzzone erheblich. Zwar kündigte der Präsident des Landesarbeitsamtes Rheinland bereits 

im September 1939 den Einsatz polnischer �Gesindekräfte� in größerem Umfang an, doch 

waren die Landkreise Aachen und Monschau hiervon ausgenommen.206 Wenn es auch nicht 

auszuschließen ist, dass vereinzelte polnische ZivilarbeiterInnen in den Kreis Aachen gelang-

                                                 
202 �Laßt Gefangene Gefangene sein! Ein Monat Gefängnis für nationale Würdelosigkeit�, in: Westdeutscher 
Beobachter, Lokalteil Eschweiler, 16.8.1940 (Zeitungsarchiv der Stadt Eschweiler). 
203 Ebd.  
204 Urteilsbegründung der 1. Strafkammer des Landgerichts Aachen in der Strafsache gegen Maria M. aus Mon-
schau wegen verbotenen Umgangs mit Kriegsgefangenen, 9.8.1944, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 113/220, p. 32. 
205 Vgl. Kreisverwaltung Monschau, Amt für Wiedergutmachung, an RP Aachen betr. Suchdienst für in Kon-
zentrationslagern inhaftiert gewesene Personen, 30.5.1951, HStAD BR 1029/483, n.p. 
206 Von den Kreisen, die sich mit dem heutigen Gebiet des Kreises Aachen überschnitten, wurde lediglich der 
Landkreis Düren erwähnt. Vgl. Präsident des LAA Rheinland an RP, 19.9.1939, HStAD, Reg. Aachen 23459) 
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ten, so begann ihr regulärer Einsatz erst im September 1940,207 also parallel zum Einsatz fran-

zösischer Kriegsgefangener und zur Anwerbung niederländischer GrenzgängerInnen und 

franko-polnischer Bergarbeiter in Nordostfrankreich.  

Wie die polnischen Kriegsgefangenen, arbeiteten die polnischen ZivilarbeiterInnen 

überwiegend in der Landwirtschaft. Kleinere Höfe von etwa 20 bis 50 Morgen beschäftigten 

meist einen, mittelgroße Höfe von etwa 100 Morgen zwei und größere Betriebe von mehr als 

300 Morgen sechs oder mehr polnische ZwangsarbeiterInnen. Oftmals arbeiteten sie zusam-

men mit deutschen Jugendlichen, die ihr Landjahr ableisten mussten, unqualifizierten deut-

schen Arbeitskräften, mitarbeitenden Familienangehörigen und ab 1942 sowjetischen 

Kriegsgefangenen und OstarbeiterInnen.208 Für die Landwirte sowie ihre männlichen 

Angehörigen und Arbeitskräfte bedeutete die Zuweisung eines Zwangsarbeiters oder einer 

Zwangsarbeiterin häufig den Verlust des sogenannten UK-Status und damit der Einziehung 

zum Kriegsdienst.209 In den ländlichen Gebieten, etwa im Kreis Monschau, blieben die 

polnischen Kriegsgefangenen und ZivilarbeiterInnen bis zum Beginn des �Russeneinsatzes� 

nahezu die einzigen ZwangsarbeiterInnen. Vereinzelt ist auch ihr Einsatz in der Industrie 

belegt. So mussten beispielsweise die im Kriegsgefangenenlager Monschau-Florabrücke 

internierten polnischen Offiziere in �hiesigen Fabriken� arbeiten.210 Auch die Firma Junker in 

Lammersdorf (Gemeinde Simmerath) unterhielt ein Lager für polnische ZivilarbeiterInnen.211 

 Bereits vor dem Eintreffen der ersten Kontingente übte die Aachener Gestapo Druck 

auf die Kommunen aus, um eine �straffe Durchführung� der �Polenerlasse� zu gewährleisten. 

In einem Rundschreiben an die Landräte heißt es beispielsweise: 

 
�Es ist insbesondere dafür Sorge zu tragen, dass die Kennzeichnung nach Möglichkeit 
noch am Tage des Eintreffens polnischer Arbeitergruppen geschieht und nicht etwa 
Lockerungen dadurch eintreten, dass beispielsweise an heißen Tagen die Polen ihre 
Röcke ausziehen und damit in der Öffentlichkeit ungekennzeichnet auftreten.�212 
 

Eine gleichzeitig erlassene Polizeiverordnung des Regierungspräsidenten Franz Vogelsang 

ermächtigte die lokalen Polizeibehörden, die Einhaltung der �Polenerlasse� zu überwachen 

und Verstöße, die nicht in den Zuständigkeitsbereich der Gestapo fielen, mit einem Zwangs-

                                                 
207 Vgl. LR Monschau an BM des Kreises, 5.9.1940, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. Siehe auch die 
Ausländerstatistik Dürwiß (Anlage 4). 
208 Vgl hierzu die Gutachten des Amtsbürgermeisters Dürwiß zu Anträgen auf UK-Stellung, StA Eschweiler 
(Dürwiß), o. Nr., n.p. 
209 Vgl. ebd. 
210 Vgl. Schreiben an LR Monschau betr. Verhalten der Kriegsgefangenen, 30.11.1943, StA Monschau (Mon-
schau), 11120, n.p. 
211 Vgl. LR Monschau an BM Roetgen, 24.1.1944, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
212 Stapo Aachen an LR des Bezirks, 24.8.1940, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
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geld von 150 RM oder einer dreiwöchigen �Zwangshaft� zu ahnden. Hierzu zählten die Miss-

achtung des nächtlichen Ausgangsverbots, die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel ohne 

polizeiliche Genehmigung, der Besuch kultureller, kirchlicher und geselliger Veranstaltungen 

oder das Betreten von Gaststätten.213 Darüber hinaus wurden sowohl die polnischen Zwangs-

arbeiterInnen, als auch die �Betriebsführer� der Einsatzbetriebe, sprich die Bauern, von den 

kommunalen Verwaltungen und ihrer Polizei regelmäßig über den Inhalt der �Polenerlasse�, 

insbesondere die mögliche Einweisung in ein Arbeitserziehungs- oder Konzentrationslager 

und das Verbot sexueller Beziehungen, belehrt. 

 Zu denjenigen, die eine besonders repressive Behandlung der polnischen Zivilarbeite-

rInnen verfochten, gehörte die Landesbauernschaft Rheinland. Ihre Schreiben an die Kommu-

nalverwaltungen enthalten eine Vielzahl von Applikationsvorgaben214 für legale und illegale 

Gewaltakte gegen die landwirtschaftlichen ZivilarbeiterInnen. Im Februar 1941 riet die Bau-

ernorganisation den Landräten, ihre Polizeiorgane �entsprechend der nationalsozialistischen 

Auffassung zu einer scharfen Überwachung der polnischen Zivilgefangenen [sic] anzuweisen 

und wenn möglich auch auf die Ärzte zwecks einer strengen Prüfung bei Krankmeldungen 

von Polen einzuwirken.� Als vorbildhaft beschrieb sie die Praxis einiger Polizeiorgane, �die 

polnischen Burschen alle 2 Wochen zusammen[zu]trommeln und ihnen durch den Dolmet-

scher die Kriegsartikel [�Polenerlasse�, T.M.] zum Verlesen [zu] bringen� - und zwar �mit 

den notwendigen mehr oder weniger legalen Handbewegungen�.215 Im gleichen Schreiben 

lobte sie das Verhalten eines Bauern, der einem ärztlich krankgeschriebenen Zivilarbeiter die 

Nahrung entzogen habe, woraufhin der Pole schnell wieder gearbeitet hätte.216 Welche Folgen 

solche Anregungen haben konnten, zeigt der Fall des - sowjetischen - Kriegsgefangenen Fe-

dor Suchow, der am 16. Dezember 1942 auf einem Bauernhof in Stolberg-Büsbach an völli-

ger Entkräftung starb, da der Landwirt es nicht für nötig erachtet hatte, den erkrankten und 

arbeitsunfähig gewordenen Gefangenen zu ernähren.217  

Im Zuge ihrer Verschärfungskampagne etablierte die Landesbauernschaft in Zusam-

menarbeit mit der Gestapo ein Überwachungssystem, in das die Orts- und Kreisbauernschaf-

ten, die Bürgermeister und ihre Polizeiorgane, die Arbeitsverwaltung und der SD einbezogen 
                                                 
213 Vgl. RP Aachen, Polizeiverordnung betr. das Verhalten der Zivilarbeiter polnischen Volkstums, 18.9.1940, 
StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
214 Als Applikationsvorlagen werden in der Diskursanalyse handlungsregulierende Diskurselemente verstanden. 
In diesem Fall stellte die Landesbauernschaft das Aushungern polnischer Zwangsarbeiter nicht nur als ein �nor-
males� und �legitimes�, sondern als geradezu erwünschte Handlungsmuster vor, ohne eine direkte Aufforderung 
zu erteilen.  
215 Landesbauernschaft Rheinland, Verwaltungsamt, an RP, 5.2.1941, StA Monschau (Monschau), 11140, n.p. 
216 Vgl. ebd. 
217 Vgl. die Rekonstruktion des Falles durch Horst von der Stein: Tod eines ukrainischen Zwangsarbeiters auf 
einem Bauernhof in Stolberg-Büsbach am 16. Dezember 1942, in: Lange-Rehberg, Karen: Auf Spurensuche in 
Stolberg, Stolberg 1991 (Ms.), S. 2. 
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waren.218 Die Landesbauernschaft stützte sich hierbei auf eine Situationsanalyse der Aachener 

SD-Dienststelle, die den Landwirten eine �Hauptschuld an dem aufsässigen Verhalten der 

Polen� zuwies, da diese es häufig nicht verstünden, �sich bei den Polen Respekt zu verschaf-

fen� und sich scheuten, �Disziplinlosigkeit und Widersetzlichkeiten von Polen zur Anzeige zu 

bringen, weil sie offenbar fürchteten, dass ihnen die Arbeitskraft des betreffenden Polen ver-

loren gehe, weil er für längere Zeit eingesperrt werde�.219 

 Diese Aussage deutet darauf hin, dass die Bauern weniger nationalsozialistischen, als 

vielmehr traditionellen Handlungsmustern, die aber durchaus ressentimentgeladen sein konn-

ten, folgten. Die ZwangsarbeiterInnen wurden am ehesten in die Rolle eines Knechtes oder 

einer Magd verwiesen und als solche in die traditionelle Hofhierarchie integriert, was aus 

Sicht der Verwaltung- und Polizeibehörden gegen das Segregationsgebot der �Polenerlasse� 

verstieß. So klagte der NSDAP-Kreisleiter von Malmedy im März 1941 über vermeintliche 

Missstände im Nachbarkreis Monschau: 

 
�Es wird mir mitgeteilt, dass das Auftreten und die Behandlung der im Kreise Mon-
schau befindlichen polnischen Kriegsgefangenen sich sehr gelockert hat. So soll es 
vorkommen, dass Kriegsgefangene bei den Bauern zusammen am Tisch essen, Veran-
staltungen besuchen, ja sogar tanzen. Ebenso die Kirchen besuchen bei den Sonntags-
messen.�220 

 

Klagen wie diese finden sich in den kommunalen Archiven zuhauf. Von den lokalen Verwal-

tungen aufgegriffen und stereotyp wiederholt, sollten sie Repressalien lokaler Geltung legiti-

mieren. Ein besonders drastisches Beispiel hierfür ist eine vertrauliche Anweisung des Land-

rats von Monschau an die Gendarmerie vom 8. Juli 1941. Unter Verweis auf die angeblich 

�berechtigten� Beschwerden über das �Verhalten polnischer Arbeiter� stellt der Landrat 

kontrafaktisch fest, dass es den ZwangsarbeiterInnen �hinsichtlich ihrer Verpflegung, Beklei-

dung, Unterbringung und Behandlung� in Deutschland besser ergehe wie in ihrer Heimat und 

ihre Beschwerden über die Arbeits- und Lebensbedingungen daher pauschal grundlos seien.221 

Als Konsequenz wies er die Gendarmerie an, polnische ZwangsarbeiterInnen, die durch ihr 

Verhalten in der Öffentlichkeit, durch Beschwerden über ihre Behandlung oder durch Denun-

ziationen der ArbeitgeberInnen auffielen, systematisch zu misshandeln:  

 

                                                 
218 Landesbauernschaft an Kreisbauernschaften, 3.7.1941, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
219 Wiedergabe des im Original nicht überlieferten Berichts des SD-Abschnitts Aachen im Rahmen eines Tref-
fens beim Reichstreuhänder der Arbeit für das Wirtschaftsgebiet Rheinland in Köln an 1.7.1941, Aktenvermerk 
des Reichstreuhänders Rheinland v. 2.7.1941, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
220 LR Malmedy an LR Monschau, 28.3.1941, StA Monschau (Monschau), 11140, n.p. 
221 LR Monschau an BM des Kreises (vertraulich), betr. Verhalten polnischer Arbeiter, 8.7.1941, StA Monschau 
(Monschau), 11120, n.p. 
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�1.) Polnische Arbeiter und Arbeiterinnen, die sich in der Öffentlichkeit, auf Straßen, 
Plätzen und in Lokalen ungebührlich benehmen, sind unverzüglich einer durchgrei-
fenden körperlichen Züchtigung zu unterziehen. 
2.) Bei Beschwerden von Arbeitgebern über polnische Arbeiter ist in jedem Falle, oh-
ne nähere Nachprüfung des Sachverhalts, der betreffende polnische Arbeiter bezw. 
Arbeiterin einer körperlichen Züchtigung zu unterziehen. 
3.) Bei Beschwerden polnischer Arbeiter bezw. Arbeiterinnen sind die Beschwerde-
führer bzw. �führerinnen, ohne Nachprüfung des Sachverhalts, einer körperlichen 
Züchtigung zu unterziehen.�222 
 

Den polnischen ZwangsarbeiterInnen war damit jede Möglichkeit genommen, sich gegen eine 

inhumane Behandlung zur Wehr zu setzen, während Einsatzbetriebe und Polizei ihnen gegen-

über freie Hand hatten. Diese strukturelle Ausrichtung der lokalen Verwaltungs- und Polizei-

behörden auf die Entrechtung und Misshandlung der ZwangsarbeiterInnen resultierte weniger 

aus der Anwendung der �Polenerlasse� auf die Region, sondern erscheint eher als ein eigen-

mächtiger Vorstoß der lokalen Verwaltung, die Stellung der Nichtdeutschen in einer bis dahin 

monokulturellen Gesellschaft zu definieren. Vermutlich legalisierte der Monschauer Landrat 

hierbei lediglich eine ohnehin gängige Praxis der unteren Polizeiorgane.223 Dabei jedoch ü-

berschritt er offenbar seine Kompetenz, was erklärt, warum er seine �Züchtigungs�-

Anweisung noch im gleichen Monat wieder aufhob.224  

Gleichwohl machten die lokalen Verwaltungen und Polizeibehörden von ihren Sankti-

onsmitteln gegen die polnischen (und in zugespitzter Form ab 1941/42 auch gegenüber den 

sowjetischen) ZwangsarbeiterInnen in großem Umfang Gebrauch. In der Regel handelt es 

sich um die Verhängung von Geld- und Arreststrafen wegen geringfügiger Vergehen im All-

tag, die nicht in den Zuständigkeitsbereich der Gestapo oder der Kriminalpolizei fielen. Die 

Arrestanten wurden dabei in der Regel in den kommunalen �Polizeigefängnissen�, bei denen 

es sich zumeist um eine oder zwei Zellen in Rathäusern oder anderen öffentlichen Gebäuden 

handelte, eingesperrt.225 Allein die Ortspolizeibehörde Dürwiß verhängte im Winter 1941/42 

in 42 Fällen entsprechende �Zwangsmaßnahmen�,226 im August 1944 stieg die Zahl sogar auf 

                                                 
222 LR Monschau an Gendarmerie-Kreisführer betr. Verhalten polnischer Arbeiter, 8.7.1941, StA Monschau 
(Monschau), 11120, n.p. 
223 Ein Beispiel hierfür ist Ortsgendarm der Gemeinde Dürwiß, Leopold Romeike. Die Staatsanwaltschaft Aa-
chen ermittelte nach Kriegsende gegen ihn wegen der z.T. mehrmaligen Misshandlung von vier polnischen 
Landarbeitern und einer Ukrainerin in Dürwiß. Allerdings stellte sie 1950 die Ermittlungen ein, weil im Falle 
eines Gerichtsprozesses �eine Freiheitsstrafe von mehr als 6 Monaten nicht zu erwarten� sei. Vgl. Staatsanwalt-
schaft Aachen, Verfügung v. 28.1.1950 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/193, p. 23f. 
224 Vgl. LR Monschau an BM Monschau, 31.7.1941, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
225 Allein im Kreis Monschau bestanden 1944 acht Polizeigefängnisse. Sie befanden sich in Monschau, Kal-
terherberg, Höfen, Imgenbroich, Kesternich, Simmerath, Lammersdorf und Roetgen. Der Bau eines neunten in 
Vossenack war vorgesehen. Vgl. die Schreiben der BM des Kreises an LR Monschau v. 8.-19.1.1944, HStAD, 
BR 1011/151 II, n.p. 
226 Vgl. Nachweisung über die im Ortspolizeibezirk Dürwiß eingesetzten polnischen Zivilarbeiter gemäß Verfü-
gung der Stapo Aachen, 12.3.1942 (Stand: 28.2.1942), StA Eschweiler (Dürwiß), 3206, n.p. 
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29 Fälle innerhalb eines Monats. Betroffen waren zumeist ArbeiterInnen, die um wenige Mi-

nuten verspätet am Arbeitsplatz erschienen, abends nicht rechtzeitig in ihre Lager zurückkehr-

ten oder das Gebiet des Amtsbezirks Dürwiß ohne polizeiliche Genehmigung verließen. Um 

ihre Bestrafung � verhängt wurde in der Regel ein Zwangsgeld von 10 RM an die Amtskasse 

der Gemeinde � zu beschleunigen, fertigte das Bürgermeisteramt Dürwiß standardisierte 

Strafzettel (mit vorgefertigter Beschreibung des Delikts!) an, in die nur noch der Name des 

polnischen oder sowjetischen Arbeiters eingetragen werden musste.227 Darüber hinaus 

arbeiteten die Polizeibehörden der Kommunen und des Kreises der Gestapo zu, wie weiter 

unten am Beispiel der Hinrichtungen polnischer Zivilarbeiter gezeigt werden soll. 

 Es verwundert daher nicht, dass zahlreiche PolInnen von ihren Arbeitsstätten flohen 

oder während eines Heimaturlaubs untertauchten. Einer Statistik des Bürgermeisteramts Dür-

wiß zufolge kehrten 12 von 23 polnischen ZivilarbeiterInnen im Winter 1941/42 nicht aus 

dem Heimaturlaub zurück, sechs weitere stellten Ersatzmänner.228  

 

 

4.2 Die Ausweitung auf Arbeitskräfte aus den besetzten westlichen Nachbarstaaten 

 

Eine regionale Besonderheit des �Ausländereinsatzes� ist die hohe Anzahl der niederländi-

schen und belgischen ArbeiterInnen, insbesondere der GrenzgängerInnen aus der niederländi-

schen Nachbarprovinz Limburg. Sie wurden von den Arbeitsämtern zumeist in den Steinkoh-

lenbergbau, jedoch auch in Industrie- und Bauunternehmen, die Landwirtschaft und in Privat-

haushalte vermittelt. Die Zahl der GrenzgängerInnen nahm dabei erheblich stärker zu als die 

ihrer in Deutschland untergebrachten Landsleute.229 

Bereits in der Vorkriegszeit sollte die Einstellung niederländischer Grenzgänger die 

Lücken füllen, die durch die Abwanderung deutscher Bergarbeiter ins Ruhrgebiet und die 

Belastung des Arbeitsmarktes durch die Wehrmacht und den Bau des �Westwalls� entstanden 

waren. In der Tat gelang es beispielsweise der Zeche Carl Alexander in Baesweiler, ihren 

Bedarf an Arbeitskräften 1938 durch die Einstellung von Niederländern zu decken.230 Bis 

Dezember 1938 stieg die Zahl der dort beschäftigten niederländischen Pendler auf rund 

                                                 
227 Vgl. die zusammengestellten Strafzettel v. April bis August 1944, StA Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, n.p. 
228 Vgl. Nachweisung über die im Ortspolizeibezirk Dürwiß eingesetzten polnischen Zivilarbeiter gemäß Verfü-
gung der Staatspolizeistelle Aachen, 12.3.1942 (Stand: 28.2.1942), StA Eschweiler (Dürwiß), 3206, n.p. 
229 Leider sind kontinuierliche Zahlenangaben nur punktuell überliefert. So erhöhte sich die Zahl der niederländi-
schen GrenzgängerInnen in Stolberg von 147 im Juni 1942 auf 210 im Juli 1943, die der belgischen im gleichen 
Zeitraum von 21 auf 38. Vgl. Krebs, a.a.O., S. 72. 
230 BM Baesweiler an LR, Wirtschaftspolitischer Lagebericht, 26.9.1938, StA Baesweiler (Baesweiler nach 
1935), 159, n.p. 
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200;231 hinzu kam eine Remigration von Deutschen, die zeitweise im niederländischen Berg-

bau Arbeit gefunden hatten.232 Doch schon zu Beginn des Jahres 1939 plante die Zeche Carl-

Alexander, einen neuerlichen Bedarf an 100 bis 150 Arbeitskräften durch die Einstellung wei-

terer Niederländer zu decken, was ihr von behördlicher Seite zunächst verwehrt wurde, im 

Lauf des Frühjahrs dann aber doch gelang.233  

Unmittelbar nach dem deutschen Überfall am 10. Mai 1940 favorisierte die Arbeits-

verwaltung einen groß angelegten Einsatz niederländischer Bergleute aus der Provinz Lim-

burg im Wurmrevier. Er sollte das Gegenstück zum Einsatz überwiegend polnischer Bergar-

beiter aus Ostoberschlesien im Ruhrbergbau bilden, der für das Aachener Revier keine Bedeu-

tung erlangte, da die Grenzzonenverordnung lediglich den Einsatz �volksdeutscher Kräfte� 

zuließ.234 Nach einer gewissen Verzögerung in den ersten Wochen der Besatzung stellte die 

Arbeitsverwaltung dem Aachener Steinkohlenbergbau rund 1000 Pendler aus den Niederlan-

den und in wesentlich geringerem Umfang auch aus dem annektierten Eupen-Malmedy zur 

Verfügung.235 Bergarbeiter aus den belgischen Steinkohlenrevieren hingegen waren vor allem 

für den Ruhr-Bergbau vorgesehen.236 

Für die Anwerbeaktionen waren unter anderem die Arbeitsämter Aachen und 

Eschweiler verantwortlich. Im Vordergrund stand die Anwerbung einer möglichst großen 

Zahl von Arbeitskräften. Um dieses Maximum zu erreichen, nahmen die Arbeitsämter keine 

Rücksicht auf die geltenden Pass- und Einreisebestimmungen, was zur Folge hatte, dass sich 

die ArbeiterInnen zunächst faktisch illegal in der Grenzzone aufhielten und keine Möglichkeit 

besaßen, die erforderlichen Grenzübertrittsbescheinigungen des Ausländeramtes zu erhalten. 

Auch der Versuch der beiden Arbeitsämter, die NiederländerInnen zum Teil �in Lagern� 

unterzubringen und nur einmal wöchentlich eine Heimreise zu gestatten, bedeutete einen 

Verstoß gegen die Aufenthaltsbestimmungen.237 Hinzu kam, dass die kommunalen Behörden 

teilweise nicht informiert waren, welche Papiere die niederländischen Arbeitskräfte überhaupt 

benötigten. Erst im August 1941 trat eine verbindliche Sonderregelung für den Grenzübertritt 

                                                 
231 BM Baesweiler an LR, Wirtschaftspolitischer Lagebericht, 12.12.1938, StA Baesweiler (Baesweiler nach 
1935), 159, n.p. 
232 BM Herzogenrath an LR betr. Wirtschaftslage, 22.9.1938, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 34, n.p. 
233 BM Baesweiler an LR, Wirtschaftspolitische Lageberichte, 20.3. und 26.6.1939, StA Baesweiler (Baesweiler 
nach 1935), 159, n.p. 
234 Nur etwa 100 als �volksdeutsch� eingestufte Bergarbeiter aus dem okkupierten polnischen Ostoberschlesien 
gelangten ins Aachener Revier. 
235 Vgl. Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen, Wirtschaftspolitischer Lagebericht Juni 1940, HStAD, BR 
1055/274, p. 132. 
236 Vgl. Reichsverteidigungskommissariat VI, Vermerk über Besprechung beim Oberpräsidium in Münster am 
19.6.1049, HStAD, RW 37-13, p. 10. 
237 Vgl. LR Aachen an RP Aachen betr. Deutsch-niederländischer Grenzverkehr, 3.7.1940, HStAD, Reg. Aachen 
23035, n.p. 
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Erst im August 1941 trat eine verbindliche Sonderregelung für den Grenzübertritt der Berufs-

pendlerInnen in Kraft.238  

Stadt und Kreis Aachen entwickelten sich schnell zu einer Drehscheibe des Einsatzes 

dieser sogenannten WestarbeiterInnen. Bis zum 31. August 1941 passierten 225.300 Men-

schen ein Durchgangslager in Aachen, und allein zwischen dem 1. Juli und 31. August gingen 

von hier nach Angaben des Landesarbeitsamtes �39 Sonderzüge und 594 Sonderwagen in die 

verschiedensten Teile des Großdeutschen Reiches�.239 Herzogenrath fungierte parallel dazu 

als Durchgangsstation für niederländische ArbeiterInnen, die während ihres Urlaubs oder 

nach Ablauf ihres Arbeitsvertrags in die Niederlande zurückkehrten. Ab 1941 wurden sie in 

Sonderzügen, die von der DAF begleitet waren, über die Grenzübergänge Herzogenrath, Elten 

und Bentheim geschleust und hier anhand von Sammellisten kontrolliert.240  

Glaubt man den in vielen Punkten sicherlich überzogenen241 Monatsberichten des 

NSDAP-Kreisleiters Schubert an den Gauleiter Grohé, so unterwarfen sich niederländische 

ZivilarbeiterInnen und GrenzgängerInnen dem vom NS-Regime proklamierten Arbeitsethos 

nicht in dem Maße, wie Unternehmen, Verwaltungen, Polizei und NSDAP es erwarteten. An-

knüpfend an verbreitete antiholländische Klischees, berichtet er im August 1940 über die rund 

1000 niederländischen Bergarbeiter im Landkreis Aachen: 

 
�Während sich die Belgier einigermaßen schicken, wird von allen Seiten über die Hol-
länder geklagt. Diese sind nicht nur faul und undiszipliniert sondern auch aufsässig, 
sodaß hier und da schon eine Tracht Prügel verabreicht werden musste. Unsere Berg-
leute arbeiten nur ungern mit ihnen zusammen.�242  
 

Auch in den folgenden Monaten spricht Schubert wiederholt davon, dass die niederländischen 

Bergleute �ruppig�, �frech� oder �anmaßend� seien und daher �öfter zurechtgestaucht� oder 

mit Geldbußen belegt würden.243 In den Jahren 1941 und 1942 macht die Kreisleitung sie zu-

sätzlich für die Zunahme der Feierschichten auf den Gruben verantwortlich: �So entfallen auf 

der Grube Adolf in Merkstein von 986 gefahrenen willkürlichen Feierschichten 626 auf hol-

                                                 
238 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 71f. 
239 LAA Rheinland, Einsatzlagebericht für den Monat August 1941, HStAD, RW 86/3, p. 77. 
240 Vgl. Schnellbrief RFSS betr. Passtechnische Behandlung ausländischer Arbeiter, 23.8.1941, StA Eschweiler 
(Dürwiß), 3203, n.p. 
241 Die Berichte lassen in Bezug auf AusländerInnen eine rassistische, autoritaristische und manichäische Dis-
kursposition erkennen, die zuweilen ins Paranoide umschlägt. Der Rassismus des Kreisleiters knüpft dabei weni-
ger an die verschiedenen �rassenwissenschaftlichen� Ideologeme des Regimes, sondern an alltägliche rassisti-
sche bzw. nationalistische Ressentiments an.  
242 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1940, HStAD, RW 23-1, p. 111. 
243 Kreisleiter Schubert u. stellv. Kreisleiter Lehmann an Gauleiter Grohé, Monatsberichte September 1940, 
März und Juni 1941, HStAD, RW 23-1, p. 74, 83, 104. 
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ländische Grenzgänger [...].�244 Darüber hinaus beschuldigt die Kreisleitung sie der Verbrei-

tung von unzensierten Nachrichten: 

 

�Nach wie vor wird mir berichtet, dass vor allen Dingen durch die holländischen 
Grenzgänger Gerüchte, die von englischen Sendern stammen, verbreitet werden. Wir 
haben in vielen Fällen einwandfrei festgestellt, dass die in der Bevölkerung kursieren-
den Gerüchte eben von diesen Holländern stammen, wie überhaupt in unserem Grenz-
gebiet die Haltung und das Auftreten der holländischen Bevölkerung stark kritisiert 
wird. Man ist überall der Auffassung, dass wir viel zu milde und gnädig mit den Hol-
ländern umgehen. Ein Ortsgruppenleiter macht den Vorschlag, sämtliche Radioappara-
te in Holland einziehen zu lassen, genau so wie es die Franzosen bei der Rheinlandbe-
setzung gemacht haben.�245 
 

Wie die zitierten Passagen zeigen, korrespondiert die klischeehafte Wahrnehmung der Nieder-

länderInnen (und der konkreten Handlungen, mit denen sie das nationalsozialistische Arbeits- 

und Informationsregime gewollt oder ungewollt unterliefen) mit der Absicht, über eine Ver-

schärfung staatlicher Repression hinaus auch Gewalthandlungen (eine �Tracht Prügel�) als 

Disziplinierungsmittel zu normalisieren. Deutlich erkennen wir hier eine allmähliche Ent-

hemmung einer Alltagsgewalt, die sich � man denke an die Anordnung des Landrates Mon-

schau zur �körperlichen Züchtigung� - auch an Angehörigen anderer Nationen entlud.  

 Neben der NSDAP traten auch andere Akteure für eine stärkere Repression gegen die 

niederländischen ArbeiterInnen ein. Im Oktober 1940 richtete der Oberpräsident der Rhein-

provinz ein Rundschreiben an sämtliche Landräte und Oberbürgermeister, in dem er Auskunft 

über das Verhalten der niederländischen ArbeiterInnen erbat. Für die Zukunft schlug er vor, 

�die Bewegungsfreiheit der Holländer, vor allem in Bezug auf den Besuch von Schankwirt-

schaften, zu beschränken.�246 Sehr aufschlussreich ist die Antwort des Ausländeramtes des 

Landkreises Aachen: 

 

�Nach den Berichten der Bürgermeister des Kreises ist undiszipliniertes Verhalten der 
eingesetzten holländischen Arbeiter nur vereinzelt vorgekommen. Die Gründe liegen 
darin, dass die Arbeitskräfte, die überwiegend als Grenzgänger beschäftigt sind, 
manchmal sehr weite Strecken von ihrer Wohnung zur Arbeitsstelle mit dem Fahrrad 
zurücklegen müssen und daher häufiger krank sind als die Arbeiter, die am Arbeitsort 
wohnen. Montags wird die Arbeit teilweise oder auch ganz versäumt, weil manche 
Holländer zum Wochenende ihre Angehörigen besuchen. Viele Arbeiter haben früher 
anderen Berufen angehört und müssen sich an die neue Beschäftigung erst gewöhnen. 
Das Arbeitstempo ist in Holland allgemein langsamer; daraus folgt, dass die Arbeits-

                                                 
244 Stellv. Kreisleiter Lehmann an Gauleiter Grohé, Monatsbericht September 1941, HStAD, RW 23-1, p. 57. 
245 Ebd., p. 58. 
246 Oberpräsident der Rheinprovinz an RP Aachen, betr. Einsatz holländischer Zivilarbeiter, 30.10.1940, HStAD, 
Reg. Aachen 23531, p. 12. 
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leistung entsprechend geringer ist. Schlechter Wille oder ausgesprochene Arbeitsun-
lust sind nicht beobachtet worden. Es besteht daher hier z. Zt. keine Veranlassung zu 
Sondermaßnahmen.�247 
 

Auch das Landratsamt des Nachbarkreises Geilenkirchen-Heinsberg führte die �geringe Ar-

beitsbereitschaft und Arbeitsleistung� der niederländischen Bergarbeiter darauf zurück, dass 

sie �ihre Arbeit nur gezwungen� verrichteten und nicht für den Bergbau ausgebildet seien. 

Anders als im Landkreis Aachen, wurden etwa 90 Prozent der im Kreisgebiet arbeitenden 

NiederländerInnen täglich mit Omnibussen zur Arbeit und zurück in ihre Wohnorte transpor-

tiert, sodass eine Einschränkung der Bewegungsfreiheit als Sanktionsmittel ausschied. Statt-

dessen berichtet der Landrat über eine bereits bestehende Vereinbarung zwischen der Zeche 

Carolus Magnus in Übach-Palenberg und dem Arbeitsamt Heerlen, niederländische Arbeite-

rInnen nach sechs �Feierschichten� zu entlassen und dem Arbeitsamt Heerlen zu melden, das 

ihnen dann eine Arbeitsstelle �im Osten des Reiches� zuwies.248 Eine aus deutscher Sicht zu 

geringe Arbeitsleistung wurde also durch eine verschärfte Form des �Arbeitseinsatzes� sank-

tioniert. Zu der vorgeschlagenen Einschränkung der Bewegungsfreiheit kam es folglich 

nicht.249 

 Die �Betriebsführer� der Gruben und die Leiter der Arbeitsämter richteten ihre Be-

schwerden über das �undisziplinierte Verhalten� und die �mangelnde Arbeitsfreudigkeit� der 

NiederländerInnen auch an die Aachener Dienststelle der Gestapo. Wie auch die Landräte, 

lehnte diese eine Beschränkung der Bewegungsfreiheit aus pragmatischen Gründen ab.250 

Stattdessen kündigte sie im April 1941 im �Einvernehmen� mit dem Reichstreuhänder der 

Arbeit �staatspolizeiliche Maßnahmen� gegen niederländische ArbeiterInnen an, die der �Ar-

beitsunlust, Widersetzlichkeit oder Einlegung von Feierschichten� beschuldigt wurden. Die 

Betriebe wurden angewiesen, �diese arbeitsunwilligen holländischen Arbeiter nunmehr letzt-

malig unter Hinzuziehung des Betriebsobmanns [der DAF] ernstlich verwarnen und auf das 

Einschreiten der Staatspolizei im Wiederholungsfalle hinweisen zu lassen.� Die Bergbauun-

ternehmen sollten die in Betracht kommenden Arbeiter der Gestapo melden und von der Orts-

polizei festnehmen lassen; die Staatspolizeistelle Aachen entschied alsdann über die �im Ein-

                                                 
247 LR Aachen an RP betr. Einsatz holländischer Zivilarbeiter, 21.11.1940, HStAD, Reg. Aachen 23531, p. 17. 
248 LR Geilenkirchen-Heinsberg an RP, betr. Einsatz holländischer Zivilarbeiter, HStAD, Reg. Aachen 23531, p. 
15. 
249 Allerdings stellte der Oberpräsident den Regierungspräsidenten die �Einführung örtlicher Sonderbeschrän-
kungen� anheim. Vgl. Oberpräsident der Rheinprovinz an RP Aachen, Köln, Koblenz und Trier, 11.2.1941, 
HStAD, Reg. Aachen 23531, p. 28. Vgl. auch die Schreiben des RP Aachen v. 5.12.1940 u. 18.2.1941, ebd., p. 
26f, 29. 
250 Stapo Aachen an RP, betr. Einsatz holländischer Zivilarbeiter, HStAD, Reg. Aachen 23531, p. 14. 
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zelfall zu ergreifenden staatspolizeilichen Maßnahmen�,251 wozu auch die Einweisung in ein 

Arbeitserziehungs- oder Konzentrationslager zählte. Die Gestapo hatte ihre extralegalen Re-

pressions- und Terrorinstrumente damit ungeachtet der generellen Privilegierung �germani-

scher� AusländerInnen auf niederländische ArbeiterInnen im Grenzgebiet ausgedehnt, sofern 

diese sich nicht konform verhielten. Es nimmt daher nicht Wunder, dass zahlreiche Nieder-

länderInnen nicht an ihre Arbeitsstelle zurückkehrten. 

 Gleichwohl bemühte sich das Regime um die Vereinnahmung kollaborationswilliger 

ArbeiterInnen aus den besetzten Nachbarländer im Westen. Mit einer groß angelegten Wer-

bekampagne versuchte der �Höhere SS- und Polizeiführer West� Karl Gutenberger vom 19. 

bis 29. Juni 1943, die im Regierungsbezirk eingesetzten niederländischen, belgischen und 

französischen Arbeiter als Freiwillige für die Waffen-SS zu gewinnen. In Zusammenarbeit 

mit dem Regierungspräsidenten und der Gendarmerie mussten im Landkreis Aachen 868 Nie-

derländer, 34 flämische und 156 wallonische Belgier sowie 143 Franzosen die Werbekam-

pagne über sich ergeben lassen. Das Ergebnis war aus Sicht der Organisatoren ernüchternd: 

Lediglich 37 Niederländer, ein flämischer und ein wallonischer Belgier sowie zwei Franzosen 

traten der Waffen-SS bei;252 hinzu kamen zwei Franzosen aus dem Kreis Monschau.253 Wie 

ein Dolmetscher gegenüber dem �Höheren SS- und Polizeiführer� anmerkt, hätten die nieder-

ländischen und flämischen Männer durchweg erklärt: �Sie sollen uns holen, wenn wir Soldat 

werden sollen. Freiwillig kommen wir nicht�, und auch die Wallonen und Franzosen hätten 

unzweideutig klar gestellt, dass sie �durch ihre Arbeitsleistung in Deutschland genug tä-

ten.�254 

Alles in allem verlief der Einsatz der niederländischen ArbeiterInnen aus Sicht der 

deutschen Bürokratie wenig effektiv. Noch im Januar 1944 beklagte der Regierungspräsident, 

dass die �Arbeitsmoral� der GrenzgängerInnen trotz der verschärften Repression �in einer 

Reihe von Betrieben in einem Maße zu wünschen übrig lässt, das sich auf die Produktion aus-

zuwirken droht.� Resignierend schlug er vor, im Zuge der bevorstehenden �Einberufungen in 

die Landwirtschaft� im Grenzgebiet keine NiederländerInnen mehr zu �nehmen�, da diese 

�erfahrungsgemäss zu einem großen Teil sehr bald wieder ausbleiben. Die Zuweisung von 

Ostarbeitern und Ostarbeiterinnen hat sich für die Grenzgebiete als bedeutend günstiger er-

                                                 
251 Stapo Aachen an Landräte des Bezirks, 22.4.1941, StA Stolberg (Stolberg), 3072. 
252 Vgl. Dolmetscher-Unterstab des Gendarmerie-Kreisführers für den Landkreis Aachen an RP Aachen, 
2.7.1943 u. 14.8.1943, HStAD, Reg. Aachen 23098. 
253 Vgl. RP Aachen an HSSPF West, 18.8.1943, HStAD, Reg. Aachen 23098. 
254 Vgl. Dolmetscher-Unterstab des Gendarmerie-Kreisführers für den Landkreis Aachen an RP, 14.8.1943, 
HStAD, Reg. Aachen 23098. 
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wiesen.�255 Niederländische und belgische GrenzgängerInnen galten, so wird hier deutlich, als 

ZwangsarbeiterInnen zweiter Wahl. 

Neben zivilen Arbeitskräften mussten auch französische Kriegsgefangene im Kreis 

Aachen arbeiten. Ihre Zahl wird für 1940 mit etwa 1500 beziffert. Wie die polnischen Gefan-

genen, waren sie in der Landwirtschaft und zur Desarmierung des �Westwalls� eingesetzt.256 

Doch auch die Kommunen sahen in ihnen ein Reservoire �billiger Arbeitskräfte� und entwi-

ckelten, wie ein Beispiel aus Würselen zeigt, mitunter eine erstaunliche Energie, um auf sie 

zugreifen zu können.257 Da eine reguläre Bezahlung der Kriegsgefangenen mit 60 % des übli-

chen Lohns aus Sicht des Würselener Bürgermeisters �unwirtschaftlich� war, vereinbarte die-

ser mit den Kommandeuren der im Ort stationierten Arbeitskommandos 520 bzw. 812 die 

informelle �Überlassung� von 10, später 18 französischen Kriegsgefangenen. Die Stadt stellte 

der Lagerverwaltung im Gegenzug Räumlichkeiten nebst Schreibmaschine für die Wach-

mannschaft zur Verfügung, ließ Transportarbeiten für das Lager erledigen und organisierte 

die Versorgung mit Lebensmitteln und Baustoffen.258 Die Gefangenen mussten ab August 

1940 für ein minimales Entgelt Straßenarbeiten verrichten, eine im Ortszentrum gelegene 

Kalkhalde abtragen und Steine aus den Fundamenten der stillgelegten Solvey-Werke heraus-

brechen. Ziel der Arbeiten, die gegenüber dem vorgesetzten Festungspionierstab 21 der 

Wehrmacht als Erweiterungsmaßnahmen des Kriegsgefangenenlagers ausgegeben wurden, 

war der Bau eines Sportstadions auf dem Halden- und Solvey-Gelände.259 Bereits in den 

1930er Jahren hatte die Stadt für dieses Projekt Arbeitslose und Fürsorgeempfänger verpflich-

tet.260 Parallel zum Einsatz der Kriegsgefangenen verhandelte der Bürgermeister außerdem 

mit dem �Reichsarbeitsdienst� über eine Beteiligung am Stadionbau, der, da ein Einsatz des 

RAD hierfür nicht vorgesehen war, nun kurzerhand als landwirtschaftliche Rekultivierungs-

maßnahme kaschiert wurde.261  

 

 

 

 
                                                 
255 RP Aachen an Landeswirtschaftsamt Köln-Aachen, 4.1.1944, Reg. Aachen 14428. 
256 Vgl. Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1940, HStAD, RW 23/1, p. 111. 
257 So wörtlich BM Würselen, Vermerk v. 26.8.1940, StA Würselen (Würselen bis 1971), 246, p. 11. 
258 Vgl. die Vermerke des BM Würselen v. 23.8., 26.8., 12.9.1940, StA Würselen (Würselen bis 1971), 246, p. 
11, 14 
259 Vgl. Vermerke BM Würselen v. 26.8., 6.9., 2.10.1940, StA Würselen (Würselen bis 1971), 246, p. 8, 11, 15, 
sowie ebd. die Lohnlisten von September 1940 bis Januar 1941. 
260 Vgl. hierzu StA Würselen (Würselen bis 1971), 245 u. 246, passim. Zum Stadionprojekt vgl. den Zeitungs-
ausschnitt �Würselen erhält ein Stadion � 34000 Kubikmeter Erde sind zu bewegen � 20000 Tagewerke erfor-
derlich�, Westdeutscher Beobachter, verm. 18.2.1938, StA Würselen (Würselen bis 1971), 245, n.p. 
261 Vgl. Vermerk BM Würselen, 26.8.1940, StA Würselen (Würselen bis 1971), 246, p. 12. 
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4.3 Die Anwerbung franko-polnischer und kroatischer Bergarbeiter 

 

Der allmähliche Übergang von der Ausländerbeschäftigung zur Zwangsarbeit setzte sich mit 

der Anwerbung von Bergleuten im nordostfranzösischen Steinkohlenrevier fort. Bei ihnen 

handelte es sich zum größten Teil um polnische Arbeitsmigranten, die oder deren Eltern in der 

Krisenphase 1922/23 aus dem Ruhrgebiet in das nordostfranzösische Revier abgewandert 

waren. Die Biographie des Bergmanns Johann O. illustriert dies exemplarisch: 

 

�Ich wurde [am 12. Dezember 1896] als Sohn des Landwirtes O. in Zagajow geboren. 
Drei Winterhalbjahre lang habe ich in Gory die kath. Volksschule besucht. Im Som-
mer habe ich in der elterlichen Landwirtschaft gearbeitet. [...] Ich habe [...] praktisch 
nur 1 ½ Jahre lang eine Schule besucht. [...] Im März 1914 bin ich von zu Hause fort-
gegangen und bin bis nach Hannover gekommen. Dort habe ich bis zum Ausbruch des 
Weltkrieges in der Landwirtschaft � Spargelkulturen � gearbeitet. Anschließend war 
ich dann ungefähr 5 Jahre lang ebenfalls in der Landwirtschaft in Pommern beschäf-
tigt. Vorübergehend habe ich dann in Sachsen in der Landwirtschaft und in Braun-
schweig in einer Braunkohlengrube Beschäftigung gefunden. Soviel mir heute noch 
bekannt ist habe ich in Braunschweig bis 1921 gearbeitet. Von 1921 an bis zum Jahre 
1923 war ich auf verschiedenen Gruben und Fabriken in Westfalen als Bergmann und 
Arbeiter tätig. 1923 bin ich von Westfalen nach Nordfrankreich gegangen. Dort habe 
ich bis zum Jahre 1940 auf verschiedenen Gruben als Bergmann gearbeitet. Im August 
1940 kam ich dann nach Deutschland und bin z.Zt. als Bergmann in der Grube �Caro-
lus Magnus� in Palenberg beschäftigt.�262 
 

Nachdem zahlreiche Zechen dort nach dem deutschen Überfall ganz oder teilweise ihren Be-

trieb hatten einstellen müssen, begann das Reichsarbeitsministerium im Juli 1940 eine An-

werbeaktion mit dem Ziel, die arbeitslos gewordenen Bergarbeiter in den westdeutschen Re-

vieren einzusetzen. Rund 1000 Bergarbeiter gelangten auf diese Weise in den Landkreis Aa-

chen und wurden in den Ledigenheimen der Gruben untergebracht.263 Weitere 421 wurden auf 

der benachbarten Zeche Carolus Magnus in Übach-Palenberg eingesetzt, womit der Arbeits-

kräftebedarf des Aachener Steinkohlenbergbaus vorerst gedeckt war.264 Anderthalb Jahre vor 

dem Einsatz von Kriegsgefangenen und OstarbeiterInnen stieg die Anzahl nichtdeutscher Be-

schäftigter im gesamten Aachener Steinkohlenbergbau damit auf über 4500 im August und 

über 4800 im September 1940.265 

                                                 
262 Gestapo Aachen, Vernehmungsprotokoll Johann O., 25.2.1942, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 113/110, p. 6. 
263 Vgl. Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsberichte August und September 1940, HStAD, RW 23-
1, p. 104, 111f. 
264 LAA Rheinland, Einsatzlagebericht August 1940, RW 86-3, n.p. 
265 Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen, Wirtschaftliche Lageberichte August und September 1940, 
HStAD, BR 1055/274, p. 140, 146. 
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Unter den nordostfranzösischen Bergarbeitern befanden sich nicht nur polnische Ar-

beitsmigranten. Gemäß einer vom Landrat des Kreises Geilenkirchen-Heinsberg vorgelegten 

Statistik, die sich wohl auf die Gruben des Landkreises Aachen übertragen lässt, waren ledig-

lich 317 der 421 auf Carolus Magnus eingesetzten Bergarbeiter polnischer Nationalität. Hinzu 

kamen 18 Jugoslawen, zwölf Belgier, sechs Italiener, fünf Franzosen, drei Staatenlose und ein 

Russe (die Nationalität der übrigen 59 Bergleute war im Oktober 1940 noch nicht erfasst).266  

 Der Einsatz dieser Bergarbeiter erschien aus betrieblicher Sicht zunächst besonders 

effektiv, da er den seit Kriegsbeginn sprunghaft gestiegenen Bedarf an Arbeitskräften weitge-

hend deckte, ohne dass auf niederländische Grenzgänger zurückgegriffen werden musste. 

Stärker als diese, waren die nordfranzösischen Bergleute der betrieblichen, administrativen 

und polizeilichen Kontrolle unterworfen. In der Praxis widersprachen die Lebens- und Ar-

beitsbedingungen damit dem vergleichsweise positiven Bild, das die deutsche �Werbestelle 

für Bergarbeiter nach Deutschland� in Lille während der Anwerbeaktion vermittelt hatte. In 

einem öffentlichen Aufruf hatte sie zugesichert: 

 
�Die Auszahlungen der Löhne erfolgen nach den Tariflöhnen Deutschlands. Die 
Nichtverheirateten erhalten, auf der Arbeitsstelle selbst, ihren vollen Lohn. Die Ver-
heirateten erhalten jedoch nur ein Drittel, während die beiden anderen Drittel durch 
die Bürgermeister an ihre Frauen in Frankreich ausbezahlt werden. Dasselbe kann 
auch, auf Antrag, für Nichtverheiratete geschehen.  
Kost und Logis kann zu billigen Preisen gefunden werden, und zwar Privat, in Ge-
meindehäusern oder Kosthäusern. 
Arbeitsanzüge sind mitzubringen. 
Der Briefwechsel mit den Familienangehörigen ist sichergestellt und wird einen be-
sonderen Vorzug erhalten. 
Die Hin- und Rückfahrten sind kostenlos.� 267 

 

Anders als hier suggeriert, diskriminierten die deutschen Behörden die sogenannten Westpo-

len deutlich stärker als andere westeuropäische Arbeitskräfte. Einer Anweisung Hermann Gö-

rings vom Oktober 1940 zufolge sollten sie in �geschlossenen Lagern� untergebracht und von 

der DAF �betreut� werden; außerdem verbot Göring sexuelle Beziehungen zu deutschen 

Frauen.268 Zur gleichen Zeit gab auch der Aachener Landrat eine Richtlinie heraus, die den 

gemachten Zusagen punktuell widersprach: 

 

                                                 
266 Vgl. LR Geilenkirchen, Bericht über den Einsatz ausländischer Bergarbeiter aus Nordostfrankreich, HStAD, 
Reg. Aachen 1673, p. 57. 
267 Vgl. LR Geilenkirchen, Bericht über den Einsatz ausländischer Bergarbeiter aus Nordostfrankreich, HStAD, 
Reg. Aachen 1673, p. 57. 
268 Vgl. HSSPF im Wehrkreis VI an RP etc., 34.10.1940, StA Eschweiler (Dürwiß), 3209, n.p. 
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1. �Die ausländischen Arbeiter aus Nordfrankreich werden ohne Unterschied der Na-
tionalität in Gemeinschaftslagern mit Gemeinschaftsverpflegung untergebracht. 

2. Zapfenstreich ist um 22 Uhr, mit Ausnahme der um diese Zeit oder später aus 
Schichtwechsel kommenden Arbeiter. Die Feststellung hierfür [sic] erfolgt durch 
den Lagerverwalter. 

3. Vor Kriegsschluss kommt eine Heranschaffung der Familien der ausländischen 
Arbeiter nicht in Frage. 

4. Abgesehen von vorstehenden Einschränkungen sind weitere Einschränkungen 
nicht vorgesehen. Die Arbeiter sollen sich in der Freizeit frei bewegen können. Sie 
können Wirtschaften besuchen und die öffentlichen Verkehrsmittel benutzten; e-
benso ist keine Kennzeichnungspflicht vorgesehen.�269 

 

Wenige Monate später weitete das Reichssicherheitshauptamt die Anweisungen Görings auf 

alle �westpolnischen� ArbeiterInnen aus. Dadurch waren diese zwar nicht den �Polenerlas-

sen� unterworfen, faktisch jedoch wandte das RSHA einige der Kernbestimmungen wie das 

Sonderstrafsystem der Gestapo und die Todesstrafe für Liebesbeziehungen zu deutschen 

Frauen auch auf die �Westpolen� an.270 Eine über die Aachener Gestapo an die Landräte und 

Bürgermeister weitergeleitete Musterlagerordnung sah außerdem die Befehlsgewalt des �La-

gerführers� sowie der �Lager-�, �Baracken-� und �Stubenältesten�, die Befristung und 

Überwachung der Ausgangszeiten, die Einschränkung der Besuchsmöglichkeiten, Postzensur 

und Lagerappelle vor.271  

Die Zusagen der Anwerbestelle in Lille waren damit null und nichtig. Kreisleiter 

Schubert berichtete im August 1940:  

 
�Die aus Nordostfrankreich hereingeholten polnischen Bergarbeiter [...] wünschen [...] 
bald ihre Familie nachkommen zu lassen und betrachten das Leben, wie sie es augen-
blicklich in den Ledigenheimen des EBV führen, als unerträglich. 2/3 ihres Lohnes 
wird an die Wehrmacht zur Auszahlung an die Familien überwiesen. 1/3 erhält der 
Bergmann ausgezahlt. Von diesem 1/3 muss er jedoch Kost und Logis bezahlen. Neu-
erdings sollen von diesem Drittel noch bestimmte Abzüge gemacht werden.�272 

 

Drei Monate später schreibt der Landrat des Kreises Geilenkirchen-Heinsberg: 

 
�Die Leute sind nun nicht, wie es ihnen bei der Anwerbung versprochen worden ist, in 
Privatquartieren untergebracht worden, sondern liegen in Baracken auf dem Zechenge-
lände. [...] Der Standort der Baracken ist nicht günstig. Sie liegen in der Nähe der Ko-
kerei und sind dadurch starker Rauchbelästigung ausgesetzt. Die Leute klagen über 
Störung ihrer Nachtruhe durch den Zechenbetrieb; dazu kommen die unvermeidlichen 

                                                 
269 Vermerk LR Aachen, Ausländeramt, 9.10.1940. 
270 Vgl. Stapo Aachen an LR des Bezirks, 22.2.1941, StA Monschau (Monschau), 11140, n.p. 
271 Vgl. Lagerordnung, Anlage zu ebd. 
272 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1940, HStAD, RW 23-1, p. 111f. 
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Störungen durch den Schichtwechsel, da Angehörige verschiedener Arbeitsschichten 
in den gleichen Räumen schlafen.�273  
 

Auf der Zeche Carolus Magnus in Übach-Palenberg kam es im Herbst 1940 zu kollektiven 

Protesten der fanko-polnischen Arbeiter, die zur Folge hatten, dass sich verschiedene regiona-

le Akteure ihrer Situation annahmen.274 Obschon sowohl die Gewerkschaft Carolus Magnus, 

die im Falle eines Abzugs der franko-polnischen Bergarbeiter einen monatlichen Förderungs-

verlust von 10.000 Nettotonnen und schwerwiegende ökonomische Probleme befürchtete, als 

auch der Landrat des Kreises Geilenkirchen-Heinsberg für ein Ende der Lagerunterbringung 

plädierten, teilte die Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen der Zechenleitung am 23. 

August 1940 kategorisch mit, �dass die Unterbringung der Arbeiter aus Belgien und Nord-

frankreich ausschließlich in Baracken und Ledigenheimen, keinesfalls dagegen in Privatquar-

tieren erfolgen� dürfe.275 Auch der �Abwehrbeauftragte� beim Oberbergamt Bonn, Haupt-

mann Erbslöh, beharrte auf Kasernierung und ließ lediglich für die wenigen Italiener, �deren 

faschistische Zuverlässigkeit nachgewiesen sei�, Ausnahmen zu.276 Im Landkreis Aachen 

setzte sich Kreisleiter Schubert für eine harte, von ihm ausdrücklich rassistisch legitimierte 

Linie ein: �Ich habe�, schrieb er im August 1940 an Gauleiter Grohé, �bisher strikte an meiner 

Anweisung festgehalten, nur soviel Leute hereinzunehmen, als in geschlossenen Lagern un-

tergebracht werden können. Bei ca. 90 % dieser Leute handelt es sich völkisch gesehen um 

Minderwertige. 10 % können völkisch ertragen werden.�277 

Offenbar spitzte sich der Konflikt zwischen den Bergarbeitern und der Zechenleitung, 

aber auch zwischen den verschiedenen regionalen Akteuren, im Herbst 1940 weiter zu. Am 

15. Oktober 1940 reichten die angeworbenen Bergarbeiter auf Anraten eines Vertreters des 

Arbeitsamtes beim Landrat des Kreises Geilenkirchen-Heinsberg eine Beschwerdeschrift ein, 

in der sie neben der Unterbringung in Privatquartieren sieben weitere Forderungen formulier-

ten. Sie forderten �bessere Verpflegung�, die Auszahlung des ihnen zustehenden Trennungs-

geldes, Urlaub, freie Fahrt zu ihren in Frankreich verbliebenen Familien und wahrheitsgemä-

ße Aufklärung über den versprochenen, nun aber verweigerten Familiennachzug. Für ihre 
                                                 
273 LR Geilenkirchen, Bericht über den Einsatz ausländischer Bergarbeiter aus Nordostfrankreich, HStAD, Reg. 
Aachen 1673, p. 58. 
274 Mit den Ereignissen befasst bzw. darüber informiert waren neben der Betriebsführung der Amtsbürgermeister 
von Palenberg, der Landrat des Kreises Geilenkirchen-Heinsberg, der Regierungspräsident von Aachen, der 
Oberpräsident der Rheinprovinz, der Abwehroffizier im Bereich des Oberbergamtes Bonn, die Abwehrstelle im 
Wehrkreis VI in Münster, die Kreisleitung der NSDAP in Geilenkirchen, die Gauleitung in Köln, die Bezirks-
gruppe Steinkohlenbergbau in Aachen, die Firma Schniedwind & Co. als Kreiswirtschaftsberater, die Nebenstel-
le Geilenkirchen des AA Erkelenz, der Kreisobmann der DAF, die SD-Dienststelle in Erkelenz, der SD-
Abschnitt Aachen, das Reichssicherheitshauptamt und der Leiter der Gestapo-Stelle Aachen. 
275 Zit. ebd., p. 58. 
276 Zit. ebd. 
277 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1940, HStAD, RW 23-1, p. 112.. 
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Familien forderten sie Deputatkohle, freie ärztliche Behandlung und freie Arznei, beschleu-

nigten Postverkehr und schnellere Geldüberweisungen in die Heimat.278  

 Nachdem die Zeche �im Rahmen ihrer Möglichkeiten� der Forderung nach Urlaub 

und Heimreise nachgekommen war, wurden sich die angeworbenen Bergleute in vollem Um-

fang bewusst, in welchem Ausmaß sie getäuscht worden waren und welche Konsequenzen 

dies für den Lebensalltag der Angehörigen hatte, die aus französischer Sicht nur allzu leicht 

als Nutznießer der Okkupation erschienen: 

 
�Die Arbeiter sind aus dem Urlaub zurückgekehrt und haben noch nachdrücklicher als 
vorher gebeten, ihre Familien nachkommen zu lassen, da diese von den französischen 
Behörden schikaniert würden und ihnen die nationalfranzösische Bevölkerung die 
Fenster einwerfe, die Lebensmittel verweigere usw. [...] Die Leute fühlen sich [...] 
betrogen.�279 
 

Die Arbeitsverwaltung, die um den Erfolg künftiger Anwerbeaktionen in Nordostfrankreich 

fürchtete, kennzeichnete die Situation der Familien im Oktober 1940 am Beispiel eines auf 

der Zeche Carolus Magnus beschäftigten Bergmanns: 

 
�Bruno A., verheiratet, 5 Kinder unter 14 Jahren aus Escaudain stellt Antrag auf Ge-
nehmigung zur Lösung seines Arbeitsverhältnisses aus folgenden Gründen: 
Die Familie in Frankreich müsste hungern. Seine Frau wäre krank. [...] Inzwischen hat 
der Betreffende einen kurzfristigen Urlaub erhalten [...]. Über den Besuch bei seiner 
Familie gibt er folgende Auskunft: 
Die Familie seien ohne Kohlen und Milch. Wenn sie etwas in den französischen Ge-
schäften haben wolle, so würde ihr bedeutet, dass der Mann das Notwendige aus 
Deutschland schicken solle. Die ersten am 16.8.1940 abgeschickten 50.- RM hat die 
Frau erst am 13.9.1940 erhalten und hiermit die von der Gemeinde gezahlten Vor-
schüsse zurückzahlen müssen. Die am 21.9.1940 abgeschickten Gelder waren bis zum 
4.10.1940 noch nicht ausgezahlt. Eine persönliche Vorsprache bei der Feldkomman-
dantur hat ihn darüber unterrichtet, dass er sich in allen Fragen, besonders wegen der 
Übersiedlung seiner Familie an die zuständigen Stellen im Reich wenden soll. Zudem 
erklärt der Betroffene, dass fast alle Familien aus dem Ort Auskunft erhalten hätten, 
dass ihre Männer das Geld in Deutschland in Alkohol umsetzen und zweifelhafte 
Strassen in Aachen besuchen würden. A. hat für einen anderen Kameraden einen Brief 
aus der Heimat mitgebracht, worin die Frau mitteilt, dass sie schon 3 Briefe nach 
Deutschland abgesandt hätte. Diese Briefe sind bis heute nicht im Besitz des Betref-
fenden. Allgemein wird darüber geklagt, dass das Geld sehr schleppend ausgezahlt 
wird.�280 
 

                                                 
278 LR Geilenkirchen, Bericht über den Einsatz ausländischer Bergarbeiter aus Nordostfrankreich, HStAD, Reg. 
Aachen 1673, S. 59. 
279 Ebd. 
280 Bericht des AA Erkelenz v. 18.10.1940, zit. ebd., p. 63. 
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Der Landrat ging in dieser Situation soweit, ein Alternativkonzept vorzulegen, das die Aufhe-

bung der Kasernierung und den Familiennachzug beinhaltete, jedoch an eine vorherige Selek-

tion der Bergleute nach völkisch-rassistischen und sicherheitspolizeilichen Kriterien knüpfte. 

Demnach sollten unverheiratete Bergleute, die nach einem abgekürzten Verfahren Aussicht 

auf Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit hätten, nicht Angehörige eines �Feindstaates� 

seien und auf politische Zuverlässigkeit überprüft seien, bei politisch �zuverlässigen� deut-

schen Familien untergebracht werden. Für Verheiratete, die den gleichen Kriterien genügten, 

stellte die Zeche 100 unbewohnte Werkswohnungen in Aussicht, damit sie mit ihren Familien 

�geschlossen in einer oder mehreren Straßen untergebracht� werden könnten.281 Verwirklicht 

wurde der Alternativvorschlag, der von den übrigen Zechen des Wurmreviers ohnehin nicht 

aufgegriffen wurde, jedoch nicht. 

Die zunehmende Enteignung der persönlichen Lebensführung der nichtdeutschen Ar-

beiter zeigt sich in dieser Phase nicht nur an ihrer Kasernierung in Lagern, dem verweigerten 

Familiennachzug und der parteiamtlich legitimierten Anwendung körperlicher Gewalt. Weit-

aus direkter drückt sie sich in der Aufhebung der sexuellen Selbstbestimmung der franko-

polnischen Bergarbeiter aus. Ihre Sexualität wurde auf die Benutzung von Bordellen redu-

ziert, die, von der deutschen Bevölkerung strikt abgesondert, an allen größeren Lagerstandor-

ten entstehen sollten. Ihre Einrichtung zielte auf die Regulierung der männlichen Sexualität 

unter der Prämisse von �Arbeitsdisziplin�, �Sicherheit� und �Rassenhygiene�. 

Die �Bordelle für fremdvölkische Arbeiter� entstanden aufgrund einer reichsweiten 

Anordnung, die Heinrich Himmler in seiner Funktion als Reichsinnenminister am 9. Septem-

ber 1940 erteilt hatte. Ihre Einrichtung oblag in erster Linie der Kriminalpolizei, die hierfür 

mit der SS, den Kreis- und Kommunalverwaltungen und der DAF zusammenarbeitete.282 Hat-

ten sowohl der Regierungspräsident, als auch der �Inspekteur der Sicherheitspolizei und des 

SD� zu Beginn des Jahres 1941 zunächst ein flächendeckendes Netz von Bordellen in allen 

Gemeinden des Regierungsbezirks und für alle Lager, in denen mehr als 100 �fremdvölki-

sche� Arbeiter untergebracht seien, angestrebt, so konzentrierten sich die Planungen ab März 

1941 ausschließlich auf den Bergbau und die dort eingesetzten Arbeitsmigranten aus Nordost-

frankreich. Die Gründe dieser Beschränkung waren Schwierigkeiten bei der Anmietung ge-

eigneter Räumlichkeiten sowie ein zu hoher Kostenaufwand bei der Aufstellung entsprechen-

der Baracken.283 

                                                 
281 Ebd., p. 62. 
282 Vgl. Vermerk über eine Besprechung beim Reichsverteidigungskommissar für den Wehrkreis VI über Fragen 
des Ruhrbergbaus am 4.3.1941, HStAD, RW 37-13, p. 19. 
283 RP an Polizeipräsident und Landräte, 27.1.1941; Vermerk Kriminalpolizeistelle Aachen betr. Errichtung von 
Bordellen für fremdvölkische Arbeiter, 3.4.1941, HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 30, 44f. 
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Mit Genehmigung des EBV, der örtlichen Bürgermeister und der DAF begann die 

Kriminalpolizei Aachen im März 1941 mit der Einrichtung der Bordelle. Zunächst war vorge-

sehen,  

�in einem vollständig abgeschlossenen Teil der Ledigenheime, in denen die fremdvöl-
kischen Arbeiter untergebracht sind, Dirnen unterzubringen. Als Orte für die Unter-
bringung der Dirnen (Ledigenheime) kommen infrage: 

Kohlscheid, 
Alsdorf, 
Eschweiler-Nothberg und 
Broichweiden.284 

Mit der Gewerkschaft Carolus-Magnus I in Uebach-Palenberg wurde eine diesbezüg-
liche Einigung nicht erzielt, da es dort kein Ledigenheim gibt.�285 
 

Nachdem der EBV seine Genehmigung am 22. März wieder zurückgezogen hatte, ordnete der 

�Inspekteur der Sicherheitspolizei und des SD� an, �dass in diesen Orten eine andere Unter-

bringung der Dirnen bezw. Plätze für die Errichtung von Baracken gesucht werden� müss-

ten.286 Die Kriminalpolizeistelle Aachen forderte beim Berliner �Zentralbüro für den Ar-

beitseinsatz� der DAF daraufhin drei Baracken für die Ledigenheime in Kohlscheid und Esch-

weiler sowie das Lager in Broichweiden an. Für Alsdorf hatte der Bürgermeister bereits die in 

der Herzogenrather Straße 134 gelegene �Herberge Zur Heimat� angemietet. Die Zeche 

Carolus Magnus stellte eine bereits bestehende Baracke auf dem Werksgelände zur Verfü-

gung.287 Die Kosten für die Errichtung, Ausstattung und Möblierung der Baracken trugen der 

EBV und die Gewerkschaft Carolus Magnus. Vorgesehen war, dass in Alsdorf vier, in Übach 

drei und in den übrigen Orten je zwei polnische Frauen, überwacht von den Gesundheitsäm-

tern der Landratsämter Aachen und Geilenkirchen-Heinsberg, als Prostituierte arbeiten soll-

ten.288 Die Umstände lassen vermuten, dass auch sie sich, ähnlich den franko-polnischen 

Bergleuten, im Übergangsbereich zur Zwangsarbeit bewegten. 

 Die Inbetriebnahme der Bordelle verzögerte sich mehrfach und erfolgte schließlich nur 

in einem abermals reduzierten Umfang. Lediglich das Bordell in der Alsdorfer �Herberge Zur 

Heimat� und auf dem Gelände der Zeche Carolus Magnus wurden im Juli 1941 eröffnet, 

nachdem die Kriminalpolizei die Pläne zur Errichtung der Bordellbaracken in Eschweiler, 

Broichweiden und Kohlscheid �wegen der Verringerung der Zahl ausländischer Arbeiter� 

                                                 
284 Gemeint ist offensichtlich das Lager für ausländische Arbeiter im beschlagnahmten Missionshaus des Klos-
ters Broich, siehe Kap. 5.2.4. 
285 Vermerk Kriminalpolizeistelle Aachen betr. Errichtung von Bordellen für fremdvölkische Arbeiter, 3.4.1941, 
HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 44f. 
286 Ebd., p. 45. 
287 Ebd. 
288 Kriminalpolizeistelle Aachen an Chef der Sipo und des SD, 24.4.1941, HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 51f. 
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bereits im Juni aufgegeben hatte.289 �Wegen starken Rückgangs der Besucher� schloss die 

Kripo das Alsdorfer Bordell bereits am 20. Oktober wieder, bevor am 18. Dezember 1941 

auch das Bordell der Zeche Carolus Magnus aufgelöst und die Baracke mit sowjetischen 

Kriegsgefangenen belegt wurde. Die Frauen wurden entsprechenden Bordellen in Bochum 

und Braunschweig �zugeführt�.290 Wie es scheint, haben die Bordelle die ihnen zugedachte 

Funktion nicht erfüllt. Ob hierfür, wie die Kriminalpolizei mutmaßte, der Umstand eine Rolle 

spielte, dass die Mehrzahl der franko-polnischen Arbeiter verheiratet war,291 sei dahingestellt. 

Wesentlicher erscheint die Feststellung, dass die ausländischen Arbeiter über die zunehmend 

repressive Gestaltung ihrer Arbeits- und Lebenswelt hinaus zur Projektionsfläche rassistisch 

aufgeladener Männerphantasien und zum Objekt eines repressiven Zugriffs auf ihre Sexualität 

wurden, dessen Kehrseite die Todesstrafe für selbstbestimmte Liebesbeziehungen zu Deut-

schen war.  

 Letztlich blieb die �heimliche Abwanderung� für viele das einzige Mittel, sich einer 

Beschäftigung zu entziehen, die mit der Lagerunterbringung bereits eindeutige Züge von 

Zwangsarbeit angenommen hatte. Allein vom 18. September bis zum 25. Oktober 1940 flohen 

29 der in Übach-Palenberg kasernierten Bergleute292 - eine Tendenz, an der sich im Aachener 

Revier auch im Laufe des folgenden Jahres nichts änderte.293  

Das hier erkennbare Übergangsmuster zwischen traditioneller Fremdarbeiterbeschäfti-

gung und Zwangsarbeit wiederholte sich, als im Mai und Juni 1941 rund 1150 Arbeitskräfte 

aus dem deutschen Satellitenstaat Kroatien bzw. der damaligen kroatischen Provinz Bosnien 

von den Gruben des Wurmreviers eingestellt wurden.294 Josef Aretz beschreibt sie in einer 

lokalgeschichtlichen Monographie als �buntes Völkergemisch�, das �teilweise mit Turban als 

Kopfbedeckung� allmorgendlich in bewachten Kolonnen vom Ledigenheim des EBV zur 

Grube geführt wurde: �Es ist ein Haufen des Jammers, der, in den ersten Tagen sogar ohne 

Schuhwerk, das Mitleid der Bevölkerung erweckt. Pakete mit Brot, Kleidung und Schuhwerk 

werden zum großen Ärger der Bewacher aus den Fenstern in die vorbeiziehende Kolonne 

geworfen.�295Auch sie waren von den Werbestellen falsch über die Realität ihres �Arbeitsein-

satzes� informiert worden, woraufhin sie einem Bericht des stellvertretenden Kreisleiters 

Lehmann zufolge im Juli 1941 streikten: 
                                                 
289 Kriminalpolizeistelle Aachen an RP, 24.6. und 22.10.1941, HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 49, 52. 
290 Kriminalpolizeistelle Aachen an RP, 22.10.1941 und 8.1.1942, HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 52, 79. 
291 Vermerk Kriminalpolizeistelle Aachen betr. Errichtung von Bordellen für fremdvölkische Arbeiter, 3.4.1941, 
HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 47f. 
292 Ebd., p. 58. 
293 Vgl. LAA Rheinland, Einsatzlagebericht Mai 1941, HStAD, RW 86-3, n.p.  
294 Vgl.ebd.; Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen, Wirtschaftlicher Lagebericht Juni 1941, HStAD, BR 
1055/275, p. 46. � Zur regionalen Herkunft vgl. die Einträge in den Sterbebüchern der Standesämter. 
295 Aretz, Josef: Kohlscheider Bergwerke. Herzogenrath 1986, S. 640. 
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�Die im hiesigen Kreisgebiet eingesetzten Kroaten haben die Arbeit verweigert, da sie 
sich übervorteilt fühlten. Sie waren von den deutschen Werbern in ihrer Heimat für 
das Ruhrgebiet geworben worden mit einem Mindestlohn von RM 6,03. Durch eine 
Fehldisposition des Arbeitsamtes kamen sie in das Wurmkohlengebiet mit einem Lohn 
von RM. 5,54. Es wurde festgestellt, dass die Kroaten im Recht waren; deshalb wurde 
von schärferen Maßnahmen abgesehen. Sie werden umgeleitet zum Ruhrgebiet. Aus-
wirkungen auf andere fremdländische Arbeiter sind bisher nicht zu bemerken gewe-
sen.�296 
 

Der für die Beteiligten keinesfalls ungefährliche Streik erbrachte damit zumindest einen Teil-

erfolg. Ob es zu der angekündigten Verlegung ins Ruhegebiet kam, muss allerdings bezwei-

felt werden, denn die Ausländerstatistik lässt lediglich einen allmählichen Rückgang erken-

nen, der bis zum Ende des Krieges andauert. In einem �Einsatzlagebericht� vom November 

1941 berichtet das Landesarbeitsamt Rheinland außerdem von zahlreichen Fluchtfällen.297  

Im November 1940 zog eine nicht näher bezeichnete Zeche des Aachener Revier Bi-

lanz über den Verlauf der Ausländerbeschäftigung seit Kriegsbeginn. Die in Nordostfrank-

reich angeworbenen Polen waren demnach überwiegend �gelernte Bergarbeiter�, die nieder-

ländischen Grenzgänger hingegen zumeist �bergfremd�. Die Nettoförderung je Mann und 

Schicht sank von 1632 kg im Jahresdurchschnitt 1939 auf 1555 kg im ersten Halbjahr 1940 

und 1320 kg im zweiten Halbjahr 1940, bevor sie im ersten Halbjahr 1941 wieder geringfügig 

auf 1379 kg anstieg. Das Lohngefälle zwischen deutschen und nichtdeutschen Bergarbeitern 

war nicht zuletzt aufgrund des Gruppenakkordsystems erheblich. Während �gute deutsche 

Bergleute� je Schicht bis zu 15,16 Reichsmark verdienten, betrug der Gruppenlohn für polni-

sche und niederländische Arbeiter mitunter nur 6,50 Reichsmark. Dieses Lohngefälle wurde 

dadurch verfestigt, dass die Zechenleitung �möglichst gleichwertige Kräfte in entsprechenden 

Gruppen� zusammenfasste, um einer �Verärgerung unter der Gefolgschaft� vorzubeugen. 

Dennoch bereitete es der Zechenleitung offenbar Probleme �unter solchen Umständen [...] die 

Arbeitsdisziplin im Interesse eines Leistungsoptimums� aufrecht zu erhalten. 298  

Das Management favorisierte daher den Einsatz russischer Kriegsgefangener und den 

damit verbundenen Übergang zu einer besonders repressiven Form des �Arbeitseinsatzes�. 

Doch es verschärfte auch den Druck auf die bereits eingestellten Zivilarbeiter: Mit polizeili-

cher Genehmigung zogen die meisten Grubenbetriebe des Aachener Reviers die Pässe ihrer 

                                                 
296 Stellv. Kreisleiter Lehmann an Gauleiter Grohé, Monatsbericht Juli 1941, HStAD, RW 23-1, p. 68. 
297 LAA Rheinland, Einsatzlagebericht November 1941, HStAD, RW 86-3, n.p. 
298 LAA Rheinland, Einsatzlagebericht November 1941, HStAD, RW 86-3, n.p. 
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ausländischen Arbeitskräfte ein, um zu verhindern, dass sie die Grenze legal überschreiten 

konnten.299  

 

 

4.4 Der „Russeneinsatz“ 

 

Nachdem Hitler und Göring die Zwangsarbeit sowjetischer Kriegsgefangener im November 

1941 im Grundsatz genehmigt hatten,300 sahen die Unternehmen dem �Russeneinsatz� mit 

Ungeduld entgegen. Wie das Landesarbeitsamt im November 1941 am Beispiel eines Ze-

chenbetriebs des Aachener Reviers ausführte, erwarteten sie �von den russischen Kriegsge-

fangenen, die unter scharfer Kontrolle gehalten werden können, auf lange Sicht bessere Be-

triebsergebnisse als von den bisher beschäftigten niederländischen Grenzgängern�, zumal 

diese �vielfach einer unerwünschten politischen Beeinflussung� unterlägen.301  

 Die unteren Verwaltungs- und Polizeiorgane konnten von Beginn an auf ein funktions-

fähiges System der Überwachung und Bestrafung zurückgreifen, das, wie am Beispiel der 

polnischen ZwangsarbeiterInnen gezeigt wurde, auf der Kooperation der lokalen Verwal-

tungs- und Polizeibehörden sowie der Einsatzbetriebe mit der Aachener Dienststelle der Ges-

tapo als zentraler Repressionsbehörde beruhte und das von einem rassistischen Medien- und 

Alltagsdiskurs flankiert war.  

Wie bereits die �Polenerlasse�, wurden auch die Erlasse zur �Behandlung� der sowje-

tischen Kriegsgefangenen und OstarbeiterInnen über die Gestapo Aachen bzw. den Regie-

rungspräsidenten, die Landräte, Bürgermeister und Gendarmerieführer an die unteren Verwal-

tungsorgane, die Ortspolizei, die neu aufgestellten Land- und Stachtwachten, die Einsatzbe-

triebe, Wachmannschaften der Lager usw. weitergegeben. Wandten sie diese nicht konsequent 

an, so übte die Gestapo über den Regierungspräsidenten und die Landräte Druck aus, indem 

sie etwa forderte, �auf Bitten von Betriebsführern usw. die notwendigen polizeilichen Maß-

nahmen gegen Ostarbeiter zu treffen oder bei der Geheimen Staatspolizei anzuregen�.302 

Ein Beispiel für die lokale Umsetzung der �Ostarbeitererlasse� ist die am 15. Mai 

1942 von der Gestapo Aachen erlassene �Anweisung für die Wachmänner� der Ostarbeiterla-

ger im Regierungsbezirk. Angelehnt an Vorlagen aus dem Reichssicherheitshauptamt, heißt 

es dort, die OstarbeiterInnen seien �von der deutschen Bevölkerung, anderen ausländischen 

                                                 
299 Vgl. LR Jülich an Ortspolizeiverwalter des Kreises, 16.1.1941, StA Eschweiler (Dürwiß), 3209, n.p. 
300 Vgl. Herbert 1985, a.a.O., S. 140-143; ders. 1986, a.a.O., S. 135f. 
301 LAA Rheinland, Einsatzlagebericht November 1941, HStAD, RW 86-3, n.p. 
302 Stapo Köln an RP Köln, Aachen und Ortspolizeibehörden der Bezirke Köln und Aachen, 8.10.1942, StA 
Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
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Zivilarbeitern und allen Kriegsgefangenen streng abzusondern� und in �geschlossenen La-

gern� unterzubringen, �die sie nur zum Zwecke des Arbeitseinsatzes in Begleitung des Wach-

personals verlassen dürfen.� Jeder �Umgang� mit Deutschen �und vor allem jeder Ge-

schlechtsverkehr� sei �bei Androhung der Todesstrafe zu verbieten.� Das deutsche Lagerper-

sonal � der �Leiter der Bewachung� und die ihm unterstehenden Wachmänner � sollten �bei 

den geringsten Anzeichen von Widersetzlichkeit und Ungehorsam rücksichtslos� durchgrei-

fen und �zur Brechung von Widerstand auch von der Waffe schonungslos Gebrauch machen. 

Auf fliehende Ostarbeiter ist sofort zu schießen mit der festen Absicht zu treffen.� Gegenüber 

OstarbeiterInnen die gegen die �strenge Zucht und Ordnung� im Lager verstießen, waren 

�Ordnungsstrafen nach Beendigung der Arbeitszeit�, �Zuteilung zum Straftrupp�, �Entzie-

hung der warmen Tagesverpflegung bis zu drei Tagen in der Woche� und �Arrest auf die 

Dauer von höchstens drei Tagen� vorgesehen. Die Angehörigen des �Straftrupps� � in der 

Regel OstarbeiterInnen, deren Arbeitsleistung aus Sicht der Betriebe zu gering war � seien 

�mit besonderer Schärfe anzufassen�; die Arreststrafen sollten in einer lagereigenen �Strafzel-

le bei Entzug der Arbeit, der Bewegung im Freien und des Bettlagers sowie unter Beschrän-

kung der Kost auf Wasser und Brot� vollzogen werden. Über den Zu- und Abgang der Lager-

insassen und die verhängten Strafen führte der Lagerleiter detailliert Buch. Alle aus �sicher-

heitspolizeilicher� Sicht relevanten Vorgänge wie �schwere Disziplinarvergehen, Unbotmä-

ßigkeiten, Sabotagehandlungen und �versuche, Fälle von Geschlechtsverkehr und kriminelle 

Verfehlungen� waren der Staatspolizeistelle Aachen zu melden und die beschuldigten Ostar-

beiterInnen �bis zum Ergehen weiterer Weisungen� in Arrest zu nehmen. Auch den Ortspoli-

zeibehörden war ein ganzer Katalog von Aufgaben zugewiesen. Er umfasste die Registrierung 

der Lagerinsassen und die Beschaffung der Ostarbeiter-Kennzeichen ebenso wie die Unter-

stützung der Wachmannschaften bei einer Niederschlagung kollektiver Proteste der Insas-

sen.303  

 Die Lebens- und Überlebensbedingungen der sowjetischen Zwangsarbeiter waren von 

Anfang an miserabel. Dies galt besonders für die Kriegsgefangenen. Infolge des kalkulierten 

Massensterben in den besetzten Gebieten der Sowjetunion erreichten die meisten von ihnen 

krank, ausgehungert oder sterbend die �Stammlager� (Stalags) und �Arbeitskommandos� der 

Wehrmacht. Typisch für die Situation im Kreis Aachen ist die Aussage eines Wachmanns des 

Kriegsgefangenenlagers �Flora-Brücke� bei Monschau, wonach zahlreiche sowjetische Ge-

fangene �völlig erschöpft und ausgehungert ankamen und nach wenigen Tagen Aufenthalt 

verstorben sind. Wenn ich mich nicht irre, sind während der Dauer meiner Tätigkeit [1941 bis 
                                                 
303 Stapostelle Aachen, Anweisung für die Wachmänner, gez. Schwitzgebel, 15.5.1942, HStAD, RW 35/6, p. 60-
63. 



 82

1944] insgesamt 52 russische Soldaten verstorben.�304 Um die Kriegsgefangenen überhaupt 

wieder �arbeitsfähig� zu machen, teilte Wehrmacht und Arbeitsverwaltung diejenigen, die 

noch �aufpäppelungsfähig� erschienen, häufig zunächst einem in der Landwirtschaft einge-

setzten �Arbeitskommando� zu, da Ernährung und Arbeitsbedingungen dort der Regel besser 

waren als in Bergwerken, Steinbrüchen und der Schwerindustrie.305 

Als vermutlich erster Betrieb im Kreis Aachen setzte die Westdeutsche Kalk- und 

Portlandzementwerke AG in Stolberg im Oktober 1941 ein �Arbeitskommando� von etwa 40 

� 50 sowjetischen Kriegsgefangenen ein. Wie auch Stefan Krebs herausstellt, �befanden sie 

sich bei ihrer Ankunft in einem körperlich schlechten Zustand�, mussten jedoch entsprechend 

der nazistischen Rassenhierarchie schwere körperliche Steinbrucharbeiten verrichten. Eine 

überproportional hohe Zahl von Sterbefällen � 20 der 25 vom Standesamt Stolberg beurkun-

deten Todesfälle sowjetischer Kriegsgefangener ereigneten sich in diesem Betrieb - ließen 

�den Schluss zu, dass [...] die Arbeitskraft der sowjetischen Kriegsgefangenen hemmungslos 

ausgebeutet und der Tod einzelner Gefangener billigend in Kauf genommen wurde.�306 

Als erstes Bergbauunternehmen des Aachener Reviers beschäftigte vermutlich die 

Gewerkschaft Carolus Magnus um die Jahreswende 1941/42 sowjetische Kriegsgefangene, 

die in der früheren Bordellbaracke für �fremdvölkische Arbeiter� einquartiert wurden.307 

Auch �für den Arbeitseinsatz im Bergbau des E.B.V.� waren um die Jahreswende 1941/42 

sowjetische Kriegsgefangene vorgesehen,308 doch verzögerte sich ihre Zuweisung durch das 

zuständige �Stalag VI G� in Bonn erheblich.309 Als Grund hierfür gab die �Abteilung Kriegs-

gefangene� des Wehrkreiskommandos VI an, dass �seit November 1941 keine größeren Ge-

fangenentransporte aus dem Osten mehr in den Wehrkreis VI überführt worden sind.�310  

 Erst im März 1942 wurden erneut sowjetische Kriegsgefangene, in weitaus größerem 

Umfang jedoch OstarbeiterInnen, ins Aachener Revier gebracht. Der erste Transport von 130 

OstarbeiterInnen aus dem Donezrevier traf am 5. März auf den Alsdorfer Anna-Gruben des 

EBV ein.311 Bis April erhielten auch die Zechen Voccart (Herzogenrath), Reserve (Eschwei-

                                                 
304 Polizei Monschau, Vernehmungsprotokoll Lenzen u.a., 4.3.1960, HStAD, BR 1058/148, p. 30f. 
305 Vgl. GBA an Präsidenten der LAA, 17.12.1942; Präsident LAA an Leiter der Arbeitsämter, 25.2.1943, 
HStAD, RW 86/3, p. 58, 88. 
306 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 106f. 
307Vgl. Kriminalpolizeistelle Aachen an RP, 8.1.1942, HStAD, Reg. Aachen 23073, p. 79; RP an Gestapo Aa-
chen betr. Behandlung der Arbeitskräfte aus dem altsowjetischen Gebiet, 14.5.1942, HStAD, Reg. Aachen 
23092, p. 172.  
308 LR Aachen an Wehrkreiskommando VI, 7.1.1941, HStAD, BR 1055/274, p. 101. 
309 So war etwa für den 15. Februar die erstmalige Zuteilung von 120 bis 150 Kriegsgefangenen �zwecks Einsatz 
auf der Schachtanlage [Anna] III in Neuweiler� vorgesehen. Einen Tag später teilte der EBV mit, dass sich ihre 
Ankunft bis Anfang März verzögere. Vgl. LR Aachen an RP, 10.2.1942, HStAD, BR 1055/274, p. 101. 
310 Wehrkreiskommando VI, Abt.Kr.Gef. an LR Aachen, 5.2.1942, HStAD, BR 1055/274, p. 103.  
311 LK Aachen, Ausländeramt an RP, 17.3.1942, HStAD, Reg. Aachen 23092. 
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ler) und Adolf (Merkstein) sowie zahlreiche Industrieunternehmen starke Kontingente von 

OstarbeiterInnen, während den Zechen Carl Alexander (Baesweiler) und Carolus Magnus 

(Übach-Palenberg) sowjetische Kriegsgefangen zugeteilt wurden. Zwischen April und Juni 

1942 schwankte der Umfang der Zuweisungen jeweils zwischen 150 und 350 Personen. In der 

zweiten Jahreshälfte reduzierten sich die Kontingente der OstarbeiterInnen auf weniger als 

100 Personen.312 An ihre Stelle traten nun verstärkt sowjetische Kriegsgefangene.313 Einen 

Überblick über die Anforderungen der Betriebe, die Zuweisungsprioritäten der Arbeitsämter 

und die Handhabung der Unterbringung vermitteln die für das erste Jahr des �Russeneinsat-

zes� erhalten gebliebenen Meldungen der Bürgermeister und Landräte an den Regierungsprä-

sidenten (nicht erfasst sind allerdings die Kriegsgefangenen):  

 
Tab. 5: Ankunft und Verteilung der OstarbeiterInnen während des Jahres 1942 

 
Datum Ort Betrieb Unterbringung Männer Frauen 
vor 1.4.42  Alsdorf EBV Grube Anna I und II  226  
2.4.1942 Herzogenrath EBV Grube Voccart Lager auf Betriebsgelände 270  
8.4.1942 Eschweiler EBV Grube Reserve  67  
vor 10.4.42 Alsdorf, 

Merkstein 
Landwirtschaft  2 1 

vor 1.5.42 Merkstein EBV Grube Adolf Ledigenheim (Menage) 308  
vor 28.5.42 Eschweiler EBV Grube Reserve Lager Konkordiahütte 166  
vor 28.5.42 Eschweiler EBV Hüttenabteilung Lager Konkordiahütte  40 
17.6.1942 Eschweiler EBV-Hüttenabteilung Lager Konkordiahütte  120 
17.6.1942 Eschweiler Kesselfabrik Dohmen Lager Konkordiahütte  25 
17.6.1942 Eschweiler F.A. Neumann Lager Konkordiahütte  20 
17.6.1942 Eschweiler Rheinische Lederfabrik Lager Konkürdiahütte  25 
24.6.1942 Eschweiler Fa. Albert Hoffmann Saal Krehl, Cäcilienstr. 42  
29.6.1942 Eschweiler Fa. Felten & Guilleaume Lager auf Betriebsgelände  17 17 
Juni 1942 Stolberg Zinkhütte Münsterbusch Lager auf Betriebsgelände,  

Cockerillstraße 81 
106  

Juni 1942 Stolberg Dalli-Werke Mäurer & Wirtz Lager Zweifaller Str. 74  42 
Juni 1942  Stolberg Aktienspinnerei Stolberg Lager auf Betriebsgelände  20 
Juni 1942 Stolberg Landwirtschaft beim Arbeitgeber 6  
3.7.1942 Eschweiler Fa. Albrecht Hoffmann Saal Krehl, Cäcilienstr. 3  
3.7.1942 Eschweiler Fa. Albert Jussen Saal Krehl, Cäcilienstr. 13  
10.7.1942 Eschweiler Fa. Albrecht Hoffmann Saal Krehl, Cäcilienstr. 4  
10.7.1942 Eschweiler  Schuhmachermeister Wiesen  1 10 
19.7.1942 Hoengen, 

Eschweiler 
EBV Grube Maria, Hoengen Ledigenheim der Grube 

Reserve, Eschweiler 
83  

29.7.1942 Stolberg Vereinigte Glaswerke Lager auf Betriebsgelände 68  
1.8.1942 Herzogenrath Fa. Schmetz  37  
1.8.1942 Alsdorf Landwirtschaft Lager der Kohlenhandlung 

Rudolf von der Linde 
13  

7.8.1942 Stolberg Stolberger Metallwerke Saal Scheffen,  
Eisenbahnstr. 91 

 22 

7.8.1942 Stolberg Fa. Kerpen & Co. Saal Schreiber, Vicht  22 

                                                 
312 Die Meldungen sollten einen ständigen Überblick über Umfang, Zusammensetzung, Arbeits- und Unterbrin-
gung der russischen Kriegsgefangenen und ZivilarbeiterInnen liefern. Vgl. die Meldungen des Polizeipräsiden-
ten, der Landräte und Bürgermeister an den RP, HStAD, Reg. Aachen 23092 und 23093.  
313 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1942, HStAD, RW 23-1, p. 41. 
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26.8.1942 Stolberg Fa. William Prym Marktschule 28  
29.8.1942 Eschweiler EBV Grube Reserve Ledigenheim der Grube 12 1 
1.10.1942 Eschweiler  Ledigenheim der Grube 15  
6.10.1942 Eschweiler  Lager Konkordiahütte 37 27 
15.12.1942 Eschweiler EBV Hüttenabteilung  21 2 
Quelle: Meldungen an den Regierungspräsidenten, HStAD Reg. Aachen 23092 und 23093 

 

Der Schwerpunkt des �Russeneinsatzes� lag damit zunächst im Steinkohlenbergbau: von 

März bis Mai 1942 konnten fast ausschließlich die Gruben Voccart, Eschweiler-Reserve, An-

na, Adolf und Maria auf Ostarbeiter zurückgreifen, und zwar fast ausschließlich auf Männer. 

Erst im Juni 1942 setzte auch die metallverarbeitende Industrie in Eschweiler und Stolberg 

sowohl männliche als auch weibliche OstarbeiterInnen ein, während der Anteil der landwirt-

schaftlichen und handwerklichen Betriebe äußerst gering war. Parallel dazu nahm auch der 

Anteil der Frauen in der Belegschaft des EBV zu, allerdings mußten diese nicht unter Tage, 

sondern in den Hüttenabteilungen arbeiten.. Erst im Laufe des Krieges weiteten die Arbeits-

ämter ihn auf alle Kommunen und Wirtschaftsbereiche aus, sodass sowjetische Kriegsgefan-

gene und OstarbeiterInnen zur mit Abstand wichtigsten Zwangsarbeitergruppe im Kreis Aa-

chen wurden.  

 Welchen Diskriminierungen und Schikanen die sowjetischen ZwangsarbeiterInnen in 

ihrem Lebens- und Arbeitsalltag ausgesetzt waren, zeigt der Fall des Ostarbeiters Alex Jaro-

woij, der auf der Grube Maria arbeitete und in einem von der DAF betriebenen Ostarbeiterla-

ger in Broichweiden untergebracht war. Da er das Vertrauen der Lagerführung besaß, war er 

beauftragt, bei Landwirten der umliegenden Dörfer Lebensmittel für das Lager einzukaufen. 

Eine Sondergenehmigung der Gemeinde Broichweiden erlaubte es ihm, entgegen den �Ostar-

beitererlassen� ein lagereigenes Fahrrad zu benutzen und das Gemeindegebiet zu verlassen.314 

Für Jarowoij bot sich damit die Möglichkeit, seine Freundin, eine ukrainische Ostarbeiterin 

bei einem Landwirt in Lürken (Amtsbezirk Dürwiß), zu besuchen und einige Male bei ihr zu 

übernachten. Obwohl Liebesbeziehungen von OstarbeiterInnen untereinander nicht verboten 

waren, setzte ein örtlicher Landwachtmann alles daran, Jarowoijs Besuche zu kriminalisieren. 

Nach Absprache mit dem Gendarmeriemeister der Gemeinde Dürwiß, Leopold Romeike, 

nahm er ihn am 30. April 1944 in Lürken fest, beschlagnahmte das Fahrrad und nahm ihm das 

gesamte, für die Einkäufe mitgeführte Geld (20 RM) ab. Zur Begründung hieß es, Jarowoij 

habe das Ostarbeiter-Abzeichen nicht getragen und ein Fahrrad benutzt. Damit nicht genug, 

denunzierte der Landwachtmann auch die Ukrainerin und beschuldigte sie des widerrechtli-

chen Benutzens einer öffentlichen Fernsprecheinrichtung, da sie den Leiter des Ostarbeiterla-

                                                 
314 Vgl. DAF, Kreisobmann, Abt. Arbeitseinsatz/Ausländer, an Gemeindeverwaltung Dürwiß, 12.5.1944, StA 
Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, n.p. 
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gers Broichweiden telefonisch über die Festnahme ihres Freundes unterrichtet hatte.315 Die 

Frau zog daraus die Konsequenz und floh.316 Als die �Abteilung Arbeitseinsatz/Ausländer� 

des Kreisobmanns der DAF gegen die Festnahme Jarowoijs und die Beschlagnahmung des 

Lagerfahrrades protestierte,317 beschuldigte die Ortspolizei nicht nur Jarowoij, die Flucht sei-

ner Freundin veranlasst zu haben, sondern bezichtigte noch zwei andere Bewohner des Ostar-

beiterlagers Broichweiden, �mehreren Ostarbeitern und Ostarbeiterinnen� in den Dörfern 

Lürken und Laurenzberg318 �zur Flucht bezw. zum Arbeitsvertragsbruch verholfen� zu ha-

ben.319 Mit dieser Anschuldigung hatte die Ortspolizei einen Tatbestand konstruiert, der für 

die Auslieferung der Betroffenen an die Gestapo ausreichte und die Möglichkeit einer Ein-

weisung in ein AEL oder KZ eröffnete. Ob es hierzu kam, ist allerdings nicht überliefert.  

 

 

4.5 Höhepunkt und Ende der Zwangsarbeit am Beispiel des Steinkohlenbergbaus 
 
 

Die Praxis des �Russeneinsatzes� in den letzten beiden Kriegsjahren soll nun im Kontext der 

Gesamtentwicklung im Aachener Steinkohlenbergbau umrissen werden. Bereits am 5. Mai 

1942 beschäftigten sämtliche Zechen des Aachener Reviers 1645 sowjetische Kriegsgefange-

ne und ZivilarbeiterInnen,320 was einem Anteil von rund 6 % der Gesamtbelegschaft (26.390 

Personen) entsprach. Ein am gleichen Tag datierter Erfahrungsbericht der Bezirksgruppe 

Steinkohlenbergbau Aachen lässt Rückschlüsse auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen zu. 

Zum Einsatz der OstarbeiterInnen (�Sowjetzivilrussen�) heißt es:  

 
�Die bisherigen Erfahrungen, die mit Sowjetzivilrussen gemacht worden sind, sind 
verhältnismäßig günstig. Die Leute sind durchweg gesund, kräftig und arbeitswillig. 
Irgendwelche Sabotageakte sind nicht festgestellt worden. Jedoch sind bis jetzt bereits 
36 Zivilrussen entflohen. Letzteres ist wahrscheinlich teilweise darauf zurückzuführen, 
dass die Russen sich den Einsatz in Deutschland anders gedacht haben und ihnen wohl 
auch größere Vergünstigungen als nunmehr gewährt angekündigt worden sind. Die 
Arbeitsleistung war zunächst im Vergleich zu anderen ausländischen Arbeitskräften 
verhältnismäßig günstig und wurde auf 50 bis 70 % der Leistung vergleichbarer Arbei-
ter geschätzt. Viele der Russen kamen aus stark mechanisierten Gruben mit sehr güns-
tigen Lagerungsbedingungen. Inzwischen ist die Leistung teilweise zurückgegangen. 

                                                 
315 Vgl. Vermerk über die Strafe, 30.4.1944; Vernehmungsprotokoll Josef Nacken, 17.5.1944; Vermerk der 
Ortspolizeibehörde Dürwiß, 23.5.1944, StA Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, n.p. 
316 Vgl. Ortspolizeibehörde Dürwiß an DAF-Kreisbeauftragter, 21.6.1944, StA Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, 
n.p. 
317 Vgl. DAF-Kreisobmann, Abt. Arbeitseinsatz/Ausländer, an Gemeindeverwealtung Dürwiß, 12.5.1944, StA 
Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, n.p. 
318 Der Ort ist nicht identisch mit dem heutigen Aachener Stadtteil Laurensberg. 
319 Ortspolizeibehörde Dürwiß an DAF-Kreisbeauftragter, 21.6.1944, StA Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, n.p. 
320 Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen, Lagebericht April 1942, HStAD, BR 1055/275, p. 83. 
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Begründet ist dies darin, dass die anfänglichen Verpflegungssätze zu gering gewesen 
sind und den Leuten bisher nur ein sehr geringes Taschengeld verbleibt. Wie schon 
oben gesagt worden ist, ist den Zivilrussen bei der Werbung freie Unterkunft und Ver-
pflegung, eine Barentschädigung zur Bestreitung persönlicher Ausgaben und Sicher-
stellung der Ernährung der zurückgebliebenen Familien in Aussicht gestellt oder ver-
sprochen worden. Hinweise und Schritte zur Herabdrückung der leistungsmindernden 
Einflüsse haben dazu geführt, dass inzwischen die Verpflegungssätze heraufgesetzt 
und dass neue Unterbringungs- (Lager-) Richtlinien herausgegeben worden sind. Hin-
sichtlich der Bezahlung, um den Russen einen Arbeitsanreiz zu geben, und hinsicht-
lich der Benachrichtigung und Ernährung der Familienangehörigen sind Vorschläge 
bereits in der Prüfung durch die Reichsstellen.�321  
 

Im Anschluss daran geht der Bericht auf die sowjetischen Kriegsgefangenen ein: 

 

�Die Erfahrungen mit den kriegsgefangenen Sowjetrussen waren bisher noch nicht so 
günstig, weil die Russen infolge ihres schlechten Ernährungszustandes anfangs kaum 
arbeitsfähig waren. Die Leute sind an sich arbeitswillig, und es ist anzunehmen, dass 
nach Aufbessern des Ernährungszustandes ein voller Arbeitseinsatz möglich ist. Ge-
genwärtig sind die Leistungen noch nicht zufriedenstellend.�322 
 

Beide Passagen belegen, dass die sowjetischen Kriegsgefangenen und in geringerem Maße 

auch die OstarbeiterInnen in dieser frühen Phase an Hunger litten. Teils war er die Folge der 

Internierung und des Transports durch die Wehrmacht, teils der unzureichenden Verpflegung 

in den Betriebslagern. Auch wird deutlich, dass der Lohn bis auf ein Taschengeld nicht aus-

gezahlt wurde, sodass die OstarbeiterInnen weder ihre eigene Ernährung aufbessern, noch die 

ihrer zurückgebliebenen Angehörigen sicherstellen konnten. 

 Hinweise auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen finden sich auch in den Monatsbe-

richten der NSDAP-Kreisleitung von August bis Oktober 1942. Demnach handelte es sich bei 

den Kriegsgefangenen im Gegensatz zu den ZivilarbeiterInnen �fast ausschließlich um Nicht-

facharbeiter zwischen 17 und 48 Jahren,� deren Arbeitsleistung von den Gruben mit 25 bis 40 

% eines deutschen Bergmanns � und teilweise sogar noch weniger � beziffert werde.323 Zy-

nisch wertet der Kreisleiter dies jedoch nicht als Folge der Arbeitsbedingungen, sondern aus-

schließlich als �Arbeitssabotage�. So merkt er im August 1942 an, man müsse die Kriegsge-

fangenen ständig beaufsichtigen, da sie sonst �faullenzen� und gegen die �Arbeitsdisziplin� 

verstießen.324 Einen Monat später berichtet er über einen Anstieg der Fluchtfälle sowjetischer, 

aber auch anderer ZwangsarbeiterInnen. Allein auf der Grube Adolf seien �von 904 unterge-

brachten Kriegsgefangenen [...] in den ersten beiden Septemberwochen 19 Mann geflüchtet, 
                                                 
321 Ebd., p. 83f. 
322 Ebd., p. 84. 
323 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1942, HStAD, RW 23-1, p. 41. 
324 Ebd. 
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die nur zum geringsten Teil wieder aufgegriffen wurden.� 325 Wiederum einen Monat später 

hebt der Kreisleiter eine enorme Zunahme von Kranken und Verletzten hervor, was er jedoch 

erneut nicht auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen zurückführt, sondern verschwörungs-

theoretisch als eine besonders perfide Form der �Arbeitssabotage� deutet:  

 

�Die Produktion hemmend macht sich der ansteigende Krankenstand der eingesetzten 
sowjetrussischen Kriegsgefangenen bemerkbar. Von 800 Russen liegen z.Zt. bis zu 
240 Krankmeldungen vor, sodaß der Verdacht der Arbeitssabotage aufrecht erhalten 
bleibt. Die Russen rufen an ihrem eigenen Körper Verletzungen und Eiterungen her-
vor, deren Heilung sie dadurch behindern, dass sie viel Salz essen, das ihnen von den 
Holländern mitgebracht wird. Es werden auch Blutvergiftungen hervorgerufen, um 
sich an der Arbeit vorbeizudrücken.�326  
 

Als der Kreisleiter erfuhr, dass zahlreiche deutsche Bergleute die Situation der Zwangsarbei-

terInnen durch heimlich zugesteckte Lebensmittel abzumildern versuchten, nahm er auch die-

se ins Visier und veranlasste nach eigenen Angaben den EBV, �es nicht bei Verwarnungen 

und ähnlichem zu belassen� und �gelegentlich� einige der deutschen Bergarbeiter �exempla-

risch zur Bestrafung zu bringen.�327  

Auch andere Quellen deuten darauf hin, dass sich die Lebens- und Arbeitsbedingun-

gen der sowjetischen ZwangsarbeiterInnen während des ersten Einsatzjahres krisenhaft zu-

spitzten. Ein Zeitzeuge spricht in diesem Zusammenhang von einer regelrechten 

�Hungerepidemie�, die sich durch den willkürlichen Entzug der ohnehin knappen und noch 

dazu an die Arbeitsleistung gekoppelten Ernährung durch die Wachmannschaften der 

Kriegsgefangenen noch zugespitzt habe: �Da sind die weggestorben wie die Fliegen.�328 Dies 

war keineswegs ein Einzelfall, sondern gängige Praxis, ergab doch eine ärztliche Überprüfung 

der Arbeitskommandos des Wehrkreises VI im Mai 1943, dass die sowjetischen Kriegsgefan-

genen   

�[...] nicht überall die Verpflegungssätze erhalten, die ihnen zustehen. Bei den gerin-
gen Sätzen für die sowj. Kr.Gef. (sowohl quantitativ als qualitativ) fällt dies ganz be-
sonders schwer ins Gewicht. In einer ganzen Reihe der getroffenen Feststellungen hat 
sich ergeben, dass die Kr.Gef. die zustehenden Zulagen (Lang- und Nachtarbeiter, 
Schwer- und Schwerstarbeiter- und Untertagezulage) nicht selten viel zu spät, häufig 
erst Wochen nach ihrem Arbeitsbeginn erhalten. Das Missverhältnis zwischen Arbeit 
und Ernährung ist dann erheblich und führt schnell zu Schädigungen der Gesundheit 
und zur Zerstörung der Arbeitskraft der Kr.Gef., zumal sich diese häufig erst an die 

                                                 
325 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht September 1942, HStAD, RW 23-1, p. 32. 
326 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht Oktober 1942, HStAD, RW 23-1, p. 27. 
327 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht August 1942, HStAD, RW 23-1, p. 41. 
328 Zeitzeugeninterview Martha L., Hilmar G., Dora R., Willi M., Naturfreundehaus Merkstein, v. 4.12.1992. 
Eine Kopie stellte mir freundlicherweise das Bergbaumuseum Wurmrevier in Alsdorf zur Verfügung. 
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ungewöhnliche Arbeit gewöhnen müssen. Ist eine solche Schädigung erst eingetreten, 
so ist es meistens unmöglich, die wieder aufzuholen.�329 
 

Zwar hätten zahlreiche Betriebe eingesehen, dass die Einhaltung minimaler Standards erfor-

derlich seien, um �das höchstmögliche an Arbeitsleistung� aus den Kriegsgefangenen heraus-

zuholen. Gleichwohl aber habe sich wenig daran geändert, �dass sowjet. Kr.Gef., die in eini-

germaßen gutem körperlichen Zustand den Arb.Kdos. zugeführt werden, körperlich so herun-

tergewirtschaftet werden, dass sie bei Rücklieferung in die Reviere der Mannschaftsstammla-

ger und der Kr.Gef.-Lazarette wegen Entkräftung zu Grunde gehen.�330 

Auch im Aachener Revier verbesserte sich die Situation erst ein Jahr nach Beginn des 

�Russeneinsatzes�, der die Vorteilserwartungen des Managements, wie ein Bericht der Be-

zirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen zeigt, im übrigen nur bedingt erfüllte: 

 
�Die Berichte der Werke sind verschieden. Einige Gruben klagen darüber, dass bei 
fast allen Ausländern die Leistung und die Arbeitswilligkeit noch zu wünschen übrig 
ließen und dass es sehr vieler Mühe und Kleinarbeit bedürfe, ehe von diesen Leuten 
eine einigermaßen ansprechende Leistung erwartet werden könne. Von anderen Gru-
ben wird berichtet, dass die Leistung der Ausländer zufriedenstellend sei; die Einge-
wöhnung der Kriegsgefangenen und Ostarbeiter in den Untertagearbeiten sei weithin 
fortgeschritten und die Leistung daher entsprechend gestiegen. Auch sei eine Besse-
rung der Arbeitsfreudigkeit unter den Kriegsgefangenen infolge Besserung des Ge-
sundheitszustandes zu verzeichnen.� 331 
 

Da es in den okkupierten Ländern zunehmend schwieriger wurde, Arbeitskräfte zu rekrutie-

ren, entwickelten die Arbeitsämter spezifische Techniken, um den kontinuierlich steigenden 

Bedarf an ZwangarbeiterInnen für den Steinkohlenbergbau durch Umverteilungen innerhalb 

der regionalen Wirtschaft zu decken. In einem Bericht an den �Generalbevollmächtigten für 

den Arbeitseinsatz� Sauckel vom Frühjahr 1943 stellte das Landesarbeitsamt Rheinland eine 

dieser Techniken, den sogenannten Ringaustausch, am Beispiel des Aachener Reviers dar: 

 

�Das Arbeitsamt Aachen hatte für eine Steinkohlenzeche insgesamt 79 Kräfte zu stel-
len. Daraus ergaben sich folgende Maßnahmen: 
1. Herausnahme von 25 sowjetrussischen Gefangenen aus Kalksteinbrüchen für den 

unmittelbaren Einsatz in der genannten Steinkohlenzeche. 
2. Ersatz dieser 25 sowjetrussischen Gefangenen durch andere Gefangene aus der 

Seifenfabrik. 
3. Ersatz dieser 25 Gefangenen durch 25 Ostarbeiterinnen (sehr schmutzige Arbeit), 

die in einem Metallbetrieb (leichtere Arbeit) beschäftigt waren. 

                                                 
329 Wehrkreiskommando VI, Abt. Kr.Gef., 10.5.1943, HStAD, Reg. Aachen 23492, p. 192f; parallel überliefert 
in StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
330 Ebd. 
331 Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen, Einsatzlagebericht März 1943, HStAD, BR 1055/275, p. 90. 
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4. Ersatz dieser 25 Ostarbeiterinnen wiederum durch deutsche Frauen aus dem Per-
sonenkreis der Meldepflichtigen. 

5. Die restlichen 54 Kräfte mussten aus [...] 16 verschiedenen Betrieben herausgezo-
gen werden, und zwar im wesentlichen durch den Rückgriff auf Ostarbeiterinnen, 
die abermals durch deutsche Frauen oder durch andere Ostarbeiterinnen aus leich-
terer Arbeit zu ersetzen waren. 

So ergaben sich also in diesem Beispiel mindestens 220 vermittlungsmäßige Einzelak-
tionen, um einen anerkannten Bedarf von 79 Bergleuten zu decken.�332 
 

Durch diese Umverteilungspraxis ergab sich eine generelle Verschlechterung der Arbeitsbe-

dingungen, ohne dass die Hierarchisierung der Arbeit entlang rassistischer und geschlechtli-

cher Linien aufgegeben worden wäre.  

Im Aachener Steinkohlenbergbau waren im März 1943 insgesamt 1130 Ostarbeiter, 

6053 überwiegend sowjetische Kriegsgefangene und 2341 �sonstigen Ausländer� beschäf-

tigt.333 Im Lauf des Jahres 1943 verdoppelte sich die Anzahl der OstarbeiterInnen auf durch-

schnittlich 2229, während die der Kriegsgefangenen um rund 500 auf 5638 zurückging. Hinzu 

kamen Ende 1943 rund 3.500 italienische Militärinternierte. 334 Doch reichte auch dies aus 

betriebswirtschaftlicher Sicht nicht aus: �Für die Bergbaubetriebe im Landkreise Aachen sol-

len weitere ausländische Arbeitskräfte eingesetzt werden, da es mit den heute vorhandenen 

Kräften nicht möglich ist, das Fördersoll zu halten�, berichtete der Regierungspräsident An-

fang Mai 1944 dem Landeswirtschaftsamt Köln-Aachen.335 Da auch die amtliche Ausländer-

statistik bis Mai 1944 einen Anstieg bei den im Landkreis Aachen gemeldeten Russen erken-

nen lässt,336 ist anzunehmen, dass der �Ausländereinsatz� im Aachener Steinkohlenbergbau 

im Mai 1944 seinen Höhepunkt erreichte. Etwa 14000 bis 15000 ausländische ArbeiterInnen, 

davon rund 40 % Kriegsgefangene, 15 % OstarbeiterInnen, 25 % italienische Militärinternier-

te und 20 % sonstige ZivilarbeiterInnen, dürften zu diesem Zeitpunkt auf den Zechen beider-

seits der heutigen Kreisgrenze gearbeitet haben. Gemessen an einer Gesamtbelegschaft von 

knapp 30.000 Personen lag der Anteil ausländischer Arbeitskräfte etwa bei 50 %.337 Es ist 

                                                 
332 LAA Rheinland an GBA Sauckel, Bericht über die Arbeitseinsatzlage März 1943, HStAD, RW 86-3, p. 26.  
333 Vgl. Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen, Erfahrungsbericht März 1943. HStAD BR 1055/275, p. 89. 
334 Die hier angegebenen Zahlen fungieren in der regionalgeschichtlichen Literatur bis in die neunziger Jahre 
hinein als die einzigen exakten empirischen Angaben über den Umfang des �Ausländereinsatzes� im Aachener 
Revier. Sie gehen auf Berechnungen Oidtmanns aus dem Jahre 1955 zurück, für die dieser jedoch keine Quellen 
angibt. Das mir vorliegende Quellenmaterial läßt eine Verifizierung dieser Zahlen nicht zu. Gleichwohl können 
sie als realistisch bewertet werden. Vgl. Oidtmann, a.a.O., Bd. 1, S. 128 und Bd. 2, Zahlentafel 26; Schunder, 
a.a.O., S. 297; Jaud, a.a.O., S. 705. 
335 Vgl. RP an Landeswirtschaftsamt Köln-Aachen, 4.5.1944, HStAD, Reg. Aachen 14428, n.p. 
336 Vgl. die fortlaufenden Nachweisungen über die im Regierungsbezirk Aachen wohnenden Ausländer aus den 
Jahren 1943 und 1944, HStAD, Reg. Aachen 23462. 
337 Für die Berechnung wurden in Bezug auf die Anzahl der Ostarbeiter, Kriegsgefangenen und italienischen 
Militärinternierten die von Oidtmann angegebenen Zahlen des Jahres 1943, für die sonstigen ausländischen Ar-
beitskräfte eine Statistik von Juli 1944 (Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen an Gestapo Aachen, 
22.7.1944, HStAD, Reg. Aachen 1673, p. 67) und für den Umfang der Gesamtbelegschaft Daten vom Juli 1944 
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nicht auszuschließen, dass der Anteil der ZwangsarbeiterInnen in einzelnen Betriebsbereichen 

noch deutlich höher lag. Nach Angaben des damaligen Betriebsdirektor Günther Venn setzte 

sich beispielsweise die Untertage-Belegschaft der Alsdorfer Anna-Gruben gegen Kriegsende 

zu 80 % aus Zwangsarbeitern zusammen.338 

Auf der Basis der Zwangsarbeit war es den Gruben des Aachener Reviers möglich, ih-

re Förderung nach einem Einbruch bei Kriegsbeginn nicht nur zu stabilisieren, sondern bis 

1943 wieder dem Vorkriegsniveau anzunähern.339 

 

 

Im Mai 1944 wurden die sowjetischen Kriegsgefangenen aus dem Aachener Revier abgezo-

gen und dem Ruhr-Bergbau zugewiesen. Die Bergbaubetriebe, die dadurch erstmals seit 

Kriegsbeginn größere Verluste in der Tagesförderung hinnehmen mussten, reagierten mit ei-

ner Umverteilung der verbliebenen Arbeitskräfte.340 Der Anteil nichtdeutscher Arbeitskräfte 

an der Gesamtbelegschaft ging nunmehr auf 41,2 % im Juli 1944 zurück, nahm im August 

jedoch wieder um 1,3 Prozentpunkte zu.341 Neben den verbliebenen OstarbeiterInnen und 

                                                                                                                                                         
(Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen an RP zur Weiterleitung an das Landeswirtschaftsamt Köln-Aachen, 
4.9.1944, HStAD, Reg. Aachen 14428, n.p.) zu Grunde gelegt. 
338 Venn, a.a.O., S. 5. 
339 Vgl. Oidtmann, Bd. II, Zahlentafel 4: Entwicklung der Jahresförderung der Gruben des Aachener Reviers von 
1890 � 1953 (in 1000 t). 
340 Lagebericht der Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen an RP zur Weiterleitung an das Landeswirt-
schaftsamt Köln-Aachen, 4.9.1944, HStAD, Reg. Aachen 14428, n.p. 
341 Ebd. 
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italienischen Militärinternierten arbeiteten im Aachener Steinkohlenbergbau im Sommer 1944 

insgesamt 2847 AusländerInnen aus 11 Nationen. Die größten Anteile stellten mit 1441 Per-

sonen (51 %) die niederländischen und mit 885 Personen (31 %) franko-polnischen Arbeits-

kräfte; hinzu kamen 49 Belgier (1,7 %), 40 Franzosen (1,4 %), 39 Italiener (1,4%), 82 Kroa-

ten (2,9 %), 128 Serben (4,5 %), 28 Ungarn (1 %), 61 Staatenlose (2,2 %) sowie 103 �Sonsti-

ge�.342 Hier wird deutlich, dass sich die Beschäftigung niederländischer und franko-polnischer 

Bergarbeiter bis Kriegsende andauerte, während die kroatischen Bergarbeiter nur noch eine 

marginale Rolle spielten.  

In der letzten Kriegsphase verschlechterten sich auch die Arbeits- und Lebensbedin-

gungen, was sich bereits im Laufe des Jahres 1943 in einer weiteren Zunahme der Fluchten 

niederschlug: allein aus dem Ostarbeiterlager der Zeche Anna III in Alsdorf-Neuweiler flohen 

im August 1943 99 ZwangsarbeiterInnen.343 Gleichwohl finden sich in einem Bericht der Be-

zirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen vom 4. September 1944 Hinweise darauf, dass die 

Zechenleitungen zu Zugeständnissen bereit waren, um die Einsatzfähigkeit der Zwangsarbei-

terInnen zu erhalten. Ihr Gesundheitszustand war demnach mit Ausnahme der italienischen 

Militärinternierten im Sommer 1944 �im großen und ganzen zufriedenstellend�. Man strebe 

eine �Erziehung zur selbständigen Arbeit der eingesetzten fremdländischen Arbeitskräfte� an 

und versuche, durch �die Angleichung der Ostarbeiterlöhne an die Löhne der deutschen Ge-

folgschaft� und �die Gewährung von Prämien an die Kriegsgefangenen [...] die Arbeitsfreu-

digkeit dieser Leute� zu steigern.344  

Die Zwangsarbeit im Aachener Steinkohlenbergbau endete mit der Evakuierung des 

Reviers im Spätsommer und Herbst 1944. Allein am 9. September 1944 wurden �Tausende 

von Fremdarbeitern� aus Alsdorf abgezogen.345 Dabei wurde eine Kolonne italienischer Mili-

tärinternierter des bis dahin auf den Anna-Gruben eingesetzten �Arbeitskommandos 638� von 

alliierten Tieffliegern beschossen. 47 Italiener und zwei deutsche Wachmänner fanden dabei 

den Tod, zehn weitere starben im Knappschaftskrankenhaus Bardenberg an den Folgen ihrer 

Verletzungen. 346  

                                                 
342 Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen an Gestapo Aachen, betr. Nationalität der ausländischen Arbeits-
kräfte, Stand Ende Juni 1944, 22.7.1944, HStAD, Reg. Aachen 1673, p. 67. 
343 LR Aachen an RP Aachen, Wirtschaftspolitischer Lagebericht, 31.8.1943, HStAD, Reg. Aachen 14428, n.p.  
344 Lagebericht der Bezirksgruppe Steinkohlenbergbau Aachen an RP zur Weiterleitung an das Landeswirt-
schaftsamt Köln-Aachen, 4.9.1944, HStAD, Reg. Aachen 14428, n.p. 
345 Venn, a.a.O., S. 9. 
346 Todesbescheinigung mit Liste der am 2. September 1944 auf der Jülicherstraße in Alsdorf durch feindl. Flie-
gerbeschuß zu Tode gekommenen Italiener, 11.9.1944, Stadt Alsdorf, Friedhofsamt, Akte 730/09/8 (Italiener), 
n.p.; Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Alsdorf 1944, Reg.-Nr. 156-201; Standesamt Würselen, Sterbebuch und 
Sammelakten Bardenberg 1944, Reg. Nr. 302-310 , 313. 
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Doch nicht alle Zwangsarbeiter wurden abtransportiert. Andere blieben während der 

militärischen Auseinandersetzungen im Kreis Aachen und wurden als �displaced persons� im 

Lauf des Jahres 1945 in Lagern der alliierten Militärverwaltung zusammengezogen und in 

ihre Heimatländer zurückgebracht.347 Der amerikanische Offizier Saul K. Padover, der im 

Rahmen einer Untersuchung über die Mentalität der Deutschen in Würselen mit ehemaligen 

OstarbeiterInnen aus dem Steinkohlenbergbau zusammentraf und ihren �Arbeitseinsatz� un-

zweideutig als moderne Form der Sklaverei kennzeichnet, hebt in einem Brief ihren Wider-

standswillen hervor, der nicht habe gebrochen werden können.348 Dessen ungeachtet wurden 

insbesondere sowjetische ZwangsarbeiterInnen nach ihrer �Repatriierung� oftmals der Kolla-

boration beschuldigt, verfolgt, interniert und in ihrem späteren beruflichen Werdegang behin-

dert.  

 

                                                 
347 Die Geschichte der �displaced persons� konnte im zeitlichen und finanziellen Rahmen dieser Studie nicht 
untersucht werden. Vgl. hierzu Forschungsbericht Aachen, a.a.O., S. 126-134; Krebs, a.a.O., S. 54ff. 
348 Der Brief ist wiedergegeben in  Padover, Saul K.: Lügendetektor. Vernehmungen im besiegten Deutschland 
1944/45. Aus dem Amerikanischen von Matthias Fienbork, Frankfurt a.M. 1999, S. 143-146, vgl. auch die 
Schilderung des Zusammentreffens ehemaliger OstarbeiterInnen mit dem früheren Lagerführer Franz Eschweiler 
in Würselen, ebd,. S. 138-143. 
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5 Das System der Zwangsarbeiterlager 
 

 

5.1 Der Aufbau des Lagersystems 

 

Wir können uns den Existenzbedingungen der ZwangsarbeiterInnen weiter annähern, indem 

wir das System der Zwangsarbeiterlager, d.h. ihre geographische Lage, architektonische 

Form, ihre Ausstattung, Verwaltung und Funktionsweise, ihrer Repressions- und Disziplinie-

rungstechniken und nicht zuletzt die Anzahl der Toten, untersuchen. Die verschiedenen Grup-

pen von ZwangsarbeiterInnen waren (je nachdem, ob sie ZivilarbeiterInnen oder Kriegsge-

fangene waren) in getrennten Lagersystemen untergebracht, deren Insassen wiederum je nach 

Nationalität und Geschlecht separiert leben mussten.  

 Das System der Kriegsgefangenenlager entstand unmittelbar nach dem Überfall auf 

Polen. Das zuständige �Wehrkreiskommando VI� der Wehrmacht in Münster richtete in den 

ersten anderthalb Kriegsjahren neun �Kriegsgefangenen-Mannschaftsstammlager� (Stalags) 

und fünf �Offizierslager� (Oflags) ein. Hinzu kam das Kölner �Durchgangslager F� (Dulag 

F), das in den ersten Kriegsmonaten de facto als �Stalag� fungierte. Die �Stalags� waren die 

regionalen Zentren des Kriegsgefangenen-Einsatzes. Jedem �Stalag�-Kommandanten stand 

ein Beauftragter des zuständigen Landesarbeitsamtes zur Seite, der die Zuteilung der Kriegs-

gefangenen an die Einsatzbetriebe regelte. Ein Betrieb, der Kriegsgefangene einsetzen wollte, 

wandte sich an die örtlichen Arbeitsämter, die den Bedarf an den Beauftragten des Landesar-

beitsamtes im zuständigen �Stalag� meldete. Jedem �Stalag� war ein �Arbeitseinsatzbezirk� 

zugewiesen. Zu �Arbeitskommandos� zusammengefasst, mussten die Gefangenen in diesem 

Bezirk arbeiten. Die �Arbeitskommandos� waren in der Regel in dezentralen Lagern unterge-

bracht, doch blieben sie Teil des �Stalags�, das auch die Wachmannschaften der Lager stellte. 

Jeder �Arbeitseinsatzbezirk� war nach �Wachbezirken� gegliedert, in denen jeweils eine Lan-

desschützenkompanie die Bewachung der �Arbeitskommandos� übernahm.349 

Der Kreis Aachen gehörte, wie das gesamte linksrheinische Gebiet des Wehrkreises 

VI, zunächst zum �Arbeitseinsatzbezirk� des Kölner �Dulag F�.350 Anfang 1940 war das �Sta-

lag VI F� in Bocholt zuständig. Es umfasste zwei �Wachbezirke�, von denen einer die Kreise 

Aachen-Stadt und Land, Jülich, Geilenkirchen-Heinsberg und Erkelenz, der andere die Kreise 

                                                 
349 Vgl. Wehrkreiskommando VI betr. Richtlinien für den Arbeitseinsatz der Kriegsgefangenen, 9.10.1939, 
HStAD, BR 1055/274, p. 2ff; RP Aachen an OB, PP u. LR Aachen, 13.3.1940, HStAD, Reg. Aachen 16908. 
350 Vgl. Wehrkreiskommando VI betr. Richtlinien für den Arbeitseinsatz der Kriegsgefangenen, 9.10.1939, 
HStAD, BR 1055/274, p. 2ff. 
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Monschau und Schleiden abdeckte351 Am 7. Mai 1940 wurde der Regierungsbezirk Aachen 

dem neu eingerichteten �Stalag VI H� in Arnoldsweiler (Kreis Düren) zugewiesen und alle 

bereits bestehenden �Arbeitskommandos� diesem Lager angegliedert.352 Nachdem das �Stalag 

VI H� im Oktober 1940 nach Borissow in Russland verlegt wurde, gehörte der Regierungsbe-

zirk Aachen zum �Arbeitseinsatzbezirk� des �Stalag VI G� auf dem Gelände des heutigen 

Bundesverteidigungsministeriums in Bonn.353 Die Gebäude des Lagers in Arnoldsweiler blie-

ben jedoch als Zweiglager des �Stalag VI G� in Betrieb. 

 Das Lager in Arnoldsweiler war ein Komplex von etwa 30 Baracken, die von Stachel-

drahtzäunen und Wachtürmen umgeben waren.354 Intern gliederte es sich in Bereiche für 

west- und osteuropäische Gefangene sowie für Offiziere und Soldaten unterer Dienstgrade, 

außerdem verfügte es über ein Lazarett. Während westeuropäische Gefangene und Offiziere 

nach humanitären Mindeststandards behandelt wurden, mussten die sowjetischen Gefangenen 

teilweise in Zelten leben, wurden misshandelt, manche sogar ermordet.355 Die sowjetischen 

Kriegsgefangenen trafen in der Regel völlig entkräftet ein. Darüber hinaus wurden �arbeitsun-

fähig� gewordene Kriegsgefangene aus den Arbeitskommandos zurück in das Stalag gebracht, 

wo nach Angaben eines ehemaligen Sanitäters ein Großteil von ihnen starb.356 All dies erklärt 

die hohe Zahl der Todesfälle: Bei einer Exhumierung des Lagerfriedhofs �Merzenicher Hei-

de�357 wurden 1960 die Leichen von 1552 sowjetischen Kriegsgefangenen entdeckt.358  

 Bereits im Februar 1941 unterhielt das �Stalag VI H� im Regierungsbezirk Aachen 

insgesamt 144 dezentrale Kriegsgefangenenlager,359 hinzu kommt eine unbekannte Anzahl 

                                                 
351 Vgl. RP Aachen an OB, PP u. LR Aachen, 13.3.1940, HStAD, Reg. Aachen 16908. 
352 Vgl. Kommandant des Stalag VI H, von Moers, an BM Dürwiß, 10.5.1940, StA Eschweiler (Dürwiß), 2214, 
n.p. � Zum Stalag VI H vgl. ausführlich Wallraff, Horst: Nationalsozialismus in den Kreisen Düren und Jülich. 
Tradition und �Tausendjähriges Reich� in einer rheinländischen Region 1933 � 1945, Düren ²2000, S. 491-514; 
Dürener Geschichtswerkstatt, a.a.O., S. 39-46. 
353 Vgl. Tessin, Georg: Verbände und Truppen der deutschen Wehrmacht und der Waffen-SS im Zweiten Welt-
krieg 1929-1945, Bd. 16, Teil I: Wehrkreise I � VI, S. 292. - Zum Stalag VI G vgl. Bonner Geschichtswerkstatt 
(Hrsg.): �Es treibt mich die Nötigung des Lebens...� Fremde in Bonn. Ein historisches Lesebuch, Bonn o.J., S. 
66-74.  
354 Vgl. ASVG, BUR 69, Camps douteux: Reg.Bez. Aachen I/397, Lk. Düren, p. 1f (Kopie ALVR) 
355 Vgl. Wallraff, a.a.O., S. 491ff, 499-502; Dürener Geschichtswerkstatt, a.a.O., 39-44. 
356 Vgl. Dürener Geschichtswerkstatt, a.a.O., S. 40. 
357 Der Pfarrer von Arnoldsweiler sagte 1960 über diesen Friedhof aus: �[Die Russen] wurden durchweg mit 3 in 
einem Grab begraben. So stand auf den Gräbern immer ein Zeichen, etwa 100-103, 104-6 usw. [...] Als durch 
Kriegsgefahr die Beerdigungen auf der Höhe der Heide zu kritisch wurden, hat man anscheinend nebenan in 
einer alten ausgearbeiteten Sandgrube begraben. Nach dem Zusammenbruch wurden alle Parteimitglieder kom-
mandiert, die Leichen aus der Sandgrube herauszunehmen und oben zu den Toten auf der Heide zu legen. Dort 
wurden sie zu größeren Gräbern (Sammelgräbern), es waren ja nur noch Knochen, zusammengelegt.� (Pfr. 
Dautzenberg an Reg. Aachen 21.1.1960, HStAD, BR 1058/1161, p. 86). 
358 Vgl. RP an Innenminister NRW, 31.8.1960, GemA Simmerath (Simmerath), 141, n.p.; vgl. auch Gemeinde 
Simmerath (Hrsg.): Ehrenstätte für sowjetische Kriegstote Rurberg, Simmerath o.J. (Stand: November 1991), S. 
2-5. 
359 Vgl. Liste der Kriegsgefangenen-Lager, Anlage zu Kommandant Stalag VI H an RP Aachen, 27.2.1941, 
HStAD, BR 1055/274, p. 41-48. 
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kleinerer, von den Ortsbauernschaften bzw. den Bürgermeistereien unterhaltener Lager nach 

dem Muster des oben erwähnten Lagers Fronhoven.360 Achtzehn Lager befanden sich im Ge-

biet des heutigen Kreises Aachen: je eines in Alsdorf, Baesweiler, Bardenberg, Eschweiler, 

Hoengen, Herzogenrath-Bank, Strauch und Weisweiler, je zwei in Merkstein, Monschau und 

Würselen sowie vier in Stolberg (Binsfeldhammer, Bernhardshammer, Glaswerke, Atsch).361 

 Im Verlauf des Krieges stieg die Zahl der Kriegsgefangenenlager einschließlich der 

firmen- oder gemeindeeigenen Klein- und Kleinstlager im heutigen Kreisgebiet auf mindes-

tens 42, in denen zwischen 10 und 800 Gefangne lebten (Anhang 8). Insgesamt verfügten die 

Lager über eine Mindestkapazität von 4500 Plätzen, wobei die tatsächliche Kapazität mit Si-

cherheit bedeutend größer war, da nur die Kapazität eines Teils der Lager bekannt ist und 

auch diese zumeist nur durch tendenziell beschönigende Eigenangaben von Betrieben und 

Behörden aus der Nachkriegszeit überliefert sind. 15 der im Rahmen der vorliegenden Unter-

suchung identifizierten Kriegsgefangenenlager entfielen auf industrielle Unternehmen, 10 auf 

den Steinkohlenbergbau und ebenso viele auf die Landwirtschaft. Die übrigen konnten kei-

nem Wirtschaftssektor zugeordnet werden oder wurden, wie das Lager �Flora-Brücke� bei 

Monschau, sowohl von Kleinunternehmen, landwirtschaftlichen und kommunalen Einsatzbe-

trieben genutzt. In geographischer Hinsicht konzentrierten sich die Kriegsgefangenenlager in 

erster Linie auf die Industriestädte Stolberg (13 Lager im heutigen, 11 im damaligen Stadtge-

biet) und Eschweiler (10 Lager im heutigen, 6 im damaligen Stadtgebiet) und erst in zweiter 

Linie auf die Grubenstandorte Herzogenrath (5 Lager im heutigen, 2 im damaligen Stadtge-

biet), Alsdorf (3 Lager im heutigen, 2 im damaligen Stadtgebiet), Würselen (3 Lager im heu-

tigen, 2 im damaligen Stadtgebiet) und Baesweiler (2 Lager im heutigen und damaligen 

Stadtgebiet). In den landwirtschaftlich geprägten Gemeide bestanden aufgrund der alternati-

ven Unterbringung innerhalb der Einsatzbetriebe nur wenige Kriegsgefangenenlager.  

Neben der Wehrmacht unterhielten die Einsatzbetriebe in Kooperation mit der Ar-

beitsverwaltung, der DAF, der Gestapo, den Kommunalverwaltungen und der Ortspolizei ein 

System von Zivilarbeiterlagern. Sämtliche ost- und südosteuropäischen Zivilarbeiter ein-

schließlich der Franko-Polen mussten von Anfang an in Lagern leben. Niederländischen und 

belgischen ZivilarbeiterInnen war es möglich, eigene Wohnungen anzumieten, doch schränk-

ten der Regierungspräsident, die Kreisverwaltung, die Gestapo und die DAF diese Möglich-

                                                 
360 Siehe Kapitel 4.1. 
361 Vgl. Liste der Kriegsgefangenen-Lager, Anlage zu Kommandant Stalag VI H an RP Aachen, 27.2.1941, 
HStAD, BR 1055/274, p. 41-48. 
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keit ab 1941 zunehmend ein. Die angestrebte Kasernierung aller WestarbeiterInnen war in der 

Praxis allerdings nicht durchsetzbar.362  

Insgesamt konnten im heutigen Kreis Aachen 57 Zivilarbeiterlager mit einer Einzelka-

pazität von 10 bis 1000 und einer Gesamtkapazität von etwa 7000 Plätzen nachgewiesen wer-

den (Anhang 9). Etwa ein Zehntel dieser Lager ging aus früheren Kriegsgefangenenlagern 

hervor oder wurden in solche umgewandelt. Sie befanden sich zumeist auf werkseigenem 

Gelände oder in angemieteten Sälen, doch sind auch eine stillgelegte Fabrik, ein katholisches 

Jugendheim und ehemalige RAD-Lager nachgewiesen; in einem Fall nutzte ein Betrieb die 

Unterbringung der ZivilarbeiterInnen zur Aufstockung seines Bürogebäudes.363 32 der identi-

fizierten Zivilarbeiterlager konnten industriellen Unternehmen, 12 dem Steinkohlenbergbau, 

sechs der Deutschen Reichsbahn, vier der Landwirtschaft und eines dem Braunkohlenbergbau 

zugeordnet werden. Geographische Schwerpunkte bildeten auch hier Stolberg (23 Lager auf 

heutigem, 21 auf damaligem Stadtgebiet) und Eschweiler (16 Lager auf heutigem, 8 auf da-

maligem Stadtgebiet) sowie in zweiter Linie die Grubenstandorte Herzogenrath (5 Lager auf 

heutigem, 3 auf damaligem Stadtgebiet), Alsdorf (4 Lager auf heutigem, 2 auf damaligem 

Stadtgebiet), Würselen (4 Lager auf heutigem, 2 auf damaligem Stadtgebiet) und Baesweiler 

(2 Lager auf heutigem und damaligem Stadtgebiet). 

Neben den Kriegsgefangenen- und Zivilarbeiterlagern unterhielt die Gestapo im ehe-

maligen Landkreis nacheinander zwei AEL, von denen sich lediglich eines im heutigen 

Kreisgebiet, nämlich in Alsdorf, befand.364  

Handelt es sich bei Kriegsgefangenen-, Zivilarbeiter- und Arbeitserziehungslagern um 

organisatorisch und funktional getrennte Lagersysteme, so griffen sie auf betrieblicher und 

kommunaler Ebene gleichwohl ineinander. Unternehmen wie der EBV, die Gewerkschaft 

Carl Alexander in Baesweiler, das Albert Hoffmann Elektro-Gußstahlwerk, das Eschweiler 

Gusswerk Albert Jussen und die Firma F.A. Neumann in Eschweiler sowie die Vereinigten 

Glaswerke, die Firma Kraus, Walchenbach & Pelzer, die Firma William Prym, die Kali-

Chemie AG, die Dalli-Werke Mäurer & Wirtz, die Stolberger Zink AG, die Westdeutschen 

Kalk- und Portlandzementwerke, die Stolberger Metallwerke KG in Stolberg verfügten so-

wohl über Kriegsgefangenen-, als auch über Zivilarbeiterlager (sowie im Fall des EBV über 

ein AEL) oder teilten sich entsprechende Lager mit anderen Unternehmen. Für eine Reihe 

weiterer Unternehmen, so die Felten & Guilleaume Carlswerk Eisen und Stahl AG (genannt 

                                                 
362 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 73. 
363 So die Rheinische Lederfabrik Hugo Heusch in Eschweiler, vgl. Bauamt Eschweiler, Bauakte Aachener Stra-
ße 87. 
364 Siehe ausführlich Kapitel 2.1 und 5.4. 
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�Drahtfabrik�), das Lynenwerk, die Rheinische Lederfabrik Hugo Heusch GmbH, die BIAG 

Zukunft, die Gesellschaft für Elektrometallurgie (�Elektrowerk�) und die Heinrich Brinkmann 

Reißwollfabrik in Eschweiler, die Firma Feuerfeste Produkte P. Peters, die Vereinigte Ketten-

fabrik, die Brauerei Finkensief, die Kerpen Kabel- und Gummiwerke und das Werk der Akti-

enspinnerei Aachen in Stolberg, einen Steinbruch in Stolberg-Werth, die Firma Schmetz und 

die Glaswerke in Herzogenrath sowie die Junkerswerke in Simmerath sind lediglich Kriegsge-

fangenen- oder Zivilarbeiterlager nachweisbar. Insgesamt haben wir es also mit einem dichten 

Netz von annähernd 100 identifizierten Lagern zu tun, das sich in nahezu jede Ortschaft und 

jeden �kriegswichtigen� Betrieb erstreckte. Die Lager waren im Alltag der Menschen ebenso 

präsent wie im Handeln der Verwaltungs- und Polizeibehörden. Nicht zuletzt stellte bereits 

ihre Errichtung und Unterhaltung einen nicht zu unterschätzenden Wirtschaftsfaktor dar, von 

dem nicht nur die Einsatzbetriebe selbst, sondern auch die überörtlichen AnbieterInnen von 

Baracken und Lagerausstattungen, die regionalen Elektrizitäts- und Wasserwerke, zahlreiche 

örtliche Bauunternehmen, Kleinbetriebe, Handwerker, Händler, Landwirte und nicht zuletzt 

die Kommunen profitierten.365 

 

 

5.2 Die Mikrostruktur des Lagersystems am Beispiel der Bergbauunternehmen 

 

Wie bereits im Ersten Weltkrieg,366 griffen die Bergbauunternehmen zunächst auf die Ledi-

gen- bzw. Bergmannsheime zurück und wandelten sie sukzessive in Lager und ganze Lager-

komplexe um. Mit dem Beginn des �Russeneinsatzes� kam ein Netz von Barackenlagern hin-

zu, das bis Kriegsende kontinuierlich ausgebaut wurde. Zuständig für die Errichtung und 

Verwaltung der Lager waren die Unternehmen, die Wehrmacht bzw. die DAF. Im Rahmen 

der baupolizeilichen Genehmigungsverfahren, in die neben den Bauträgern und kommunalen 
                                                 
365 So waren etwa an der Errichtung und Unterhaltung des Kriegsgefangenenlagers in Würselen nach einer 
Berechnung des städtischen Bauamtes von August 1940 bis Januar 1941 insgesamt 17 örtliche Betriebe sowie 
das Wasserwerk des Landkreises Aachen und die Rheinische Elektrizitäts- und Kleinbahn-AG mit 38 Aufträgen 
zwischen 0,50 und 487 RM beteiligt. Hinzu kamen im gleichen Zeitraum 32 Aufträge an örtliche Betriebe zur 
Verpflegung der Gefangenen. Bei den Betrieben handelt es sich um Bäckereien, Metzgereien, Installateure, Apo-
theken, Zimmerer, Anstreicher, Dachdecker, Desinfektoren sowie Händler für Haushalts- und Sanitätsartikel, 
Textilien und Baustoffe. Für die Gemeinden erhaben sich hieraus Gesamtausgaben von 5.782,47 RM, denen 
Einsparungen von 7938,04 RM gegenüberstanden, die durch den Einsatz von durchschnittlich 5 französischen 
Kriegsgefangenen des Lagers als Billigarbeiter anstelle regulär entlohnter und untergebrachter städtischer Arbei-
ter zustande kamen. Vgl. Bauamt Würselen, Kostenaufstellung Gefangenenlager, o.D. (Jan./Feb. 1941), StA 
Würselen (Würselen bis 1971), 246, p. 123-126. 
366 Die Bergbauunternehmen des Aachener Reviers beschäftigten während des Ersten Weltkrieges im Jahres-
durchschnitt insgesamt rund 2000 Kriegsgefangene (vgl. Oidtmann, a.a.O., S. 126) sowie mindestens 1000 ost-
europäische ZivilarbeiterInnen (vgl. RP an EBV, 5.11.1915; RP an LR Geilenkirchen, 11.2.1916, StA Baeswei-
ler [Baesweiler vor 1935], 246, p. 45, 52; Vermerk LR Geilenkirchen, 20.7.1916, StA Baesweiler [Baesweiler 
vor 1935], 1184, n.p.). 
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Bauämtern auch die Kreis-, Arbeits- und Luftschutzbehörden sowie die Gestapo eingeschaltet 

waren, benutzte die Bauverwaltung des EBV gegen Kriegsende sogar standardisierte Baube-

schreibungen, in die nur noch der Name und Standort des Lagers eingetragen werden musste.  

Insgesamt sind für die Steinkohlengruben des heutigen Kreisgebietes 27 Lager, davon 

ein AEL, nachweisbar, die zumeist größere, um die Ledigenheime gruppierte Lagerkomplexe 

bildeten. Die meisten der Lager fassten 300 bis 800 Personen und waren damit deutlich größer 

als die industrieller und landwirtschaftlicher Betriebe. Rund 200 Todesopfer können den ein-

zelnen Lagern zugeordnet werden, was, wie noch zu zeigen sein wird, allerdings weniger als 

die Hälfte aller nachweisbaren Todesfälle im Steinkohlenbergbau ausmacht.  

 

Tab.6: Die Zwangsarbeiterlager im Bergbau 
 

beurkundete Todesfälle Grube Standort Funktion des  
Lagers 

Zahl der 
Insassen im Lager außerhalb 

Zivilarbeiterlager 400 1 2 
Ostarbeiterlager 600 6+ ? 

Ledigenheim 

Lager für italienische Mili-
tärinternierte 

200 ? ? 

Zivilarbeiterlager 360 ? 1+ Konkordia- 
Hütte Lager für sowjetische 

Kriegsgefangene 
   

Eschweiler Reserve 

Wetterschacht 
Weisweiler 

Ostarbeiterlager bzw. 
Lager für sowj. Kgf. 

? ? 1+ 

Zivilarbeiter- bzw. 
Ostarbeiterlager 

100 0 1 Ledigenheim 
 

Ostarbeiterlager  ? 1 0 
Neuweiler Ostarbeiterlager 400-600 36 21 
Gemeindeheide Lager für italienische Mili-

tärinternierte 
400 2 4 

Anna I � III 

Rob.-Koch-Str. Arbeitserziehungslager 200-250 1 1 
Kloster Broich Ostarbeiterlager 300 21 8 Maria 
Mariadorf Lager für italienische Mili-

tärinternierte 
? 0 1 

Adolf 
 

Ledigenheim Ostarbeiter bzw.  
Lager für sowj. Kgf.  

650 34 7 

Zivilarbeiterlager  ? ? 1 
Ostarbeiterlager ? ? 1 
Lager für sowjetische 
Kriegsgefangene 

200 ? 1+ 

Ledigenheim 

Lager für italienische Mili-
tärinternierte 

? ? ? 

Gouley 

Pley Ostarbeiterlager 600 11 13 
Zivilarbeiterlager 300-350 2 2 Ledigenheim 
Ostarbeiterlager  ? ? 

Laurweg 

Bismarckstr. Lager für italienische Mili-
tärinternierte 

300 ? ? 

Lager für sowjetische 
Kriegsgefangene 

750 23 8 Voccart Ledigenheim 

Lager für italienische Mili-
tärinternierte 

150 1 4 

Ledigenheim Zivilarbeiterlager ? 0 2 Carl Alexander 
Zeche Ostarbeiterlager 600 ? ? 
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  Lager für sowjetische 
Kriegsgefangene 

? ca. 43 

 

Wie aus Bauakten einzelner Lager hervorgeht, waren sie um ein Vielfaches dichter belegt als 

die Ledigenheime und Wohnbaracken der Vorkriegszeit. In den Schlafbaracken entfielen auf 

jeden Zwangsarbeiter weniger als drei, teilweise sogar weniger als ein Quadratmeter,367 wobei 

allerdings berücksichtigt werden muss, dass sie aufgrund der Schichtarbeit nicht ständig voll 

belegt waren. Unzureichend waren, wie Interventionen der zuständigen Behörden deutlich 

machen, auch die sanitären Anlagen der Baracken, die Versorgungsstationen für Verletzte und 

Kranke sowie der gegenüber der deutschen Belegschaft ohnehin massiv eingeschränkte 

Schutz vor Luftangriffen.  

Für die Bewachung der Zivilarbeiterlager sowie zur Unterstützung der militärischen 

Wachmannschaften der Kriegsgefangenenlager setzten die Unternehmen in der Regel Bergin-

validen ein, die dem Werkschutz zugeteilt und mit Schusswaffen ausgerüstet waren. Die La-

gerinsassen arbeiteten im Regelfall in der nächstgelegenen Grube, doch diente das Netz der 

Grubenanschlussbahnen, aber auch die zwischen verschiedenen Betriebspunkten vorhandenen 

Drahtseilbahnen, dazu, ZwangsarbeiterInnen auch an entfernteren Orten einzusetzen.368 In der 

folgenden Analyse einiger gut dokumentierter Grubenstandorte werden in tabellarischer Form 

die Ermittlungsergebnisse des belgischen �Service des Victimes de la Guerre� über das La-

ger- und Gefängnissystem in Westdeutschland wiedergegeben. Dabei gilt es allerdings zu 

beachten, dass die Ermittlungen vielfach nicht abgeschlossen wurden und die erhobenen Da-

ten in der Regel auf Eigenangaben der deutschen Betriebe und Behörden beruhen. Sie sind 

damit nur von begrenzter Aussagekraft. 

 

 
5.2.1 Grube Adolf 

 

Am Beispiel der Grube Adolf in Merkstein können wir den Ausbau eines Ledigenheims zu 

einem Lager sehr genau nachvollziehen. Die an der Bahnstrecke Herzogenrath-Merkstein 

etwa 800 m westlich der Kolonie Streiffeld und 700 m nordöstlich der Grube Adolf gelegene 

                                                 
367 So das Lager für italienische Militärinternierte der Grube Laurweg in Kohlscheid, vgl. Bauarchiv Herzogen-
rath, Bauakte Grube Laurweg 470/35. 
368 So bereiteten die Anna-Gruben im Juni 1942 die Einrichtung einer Personenbeförderung auf der Grubenan-
schlussbahn Anna-Adolf vor, um 300 Insassen des Ostarbeiterlagers der Grube Adolf zur Grube Anna II zu 
transportieren. Die Zwangsarbeiter sollten in Gruppen von 150 Personen in geschlossenen Güter- oder Perso-
nenwaggons transportiert werden. Vgl. Schreiben der Anna-Gruben betr. Personenbeförderung auf der Gruben-
anschlussbahn Anna-Adolf, 26.6.1942, Archiv Bergbaumuseum Wurmrevier, Nr. 369. 
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�Menage�369 bestand bei Kriegsbeginn aus einem Speisehaus und fünf Holz- und Steinbara-

cken, die ab 1913 in mehreren Etappen als �Schlafhäuser� für ledige Bergleute der Grube 

Adolf errichtet worden waren. Sie verfügten in der Regel über Sechs-Bett-Zimmer, Wasch- 

und Toilettenräume, eine Kantine und Räume für einen Aufseher. Jedem Bewohner standen in 

diesem Zeitraum rund 4,5 Quadratmeter zur Verfügung.370  

 Zwischen dem 31. Juli und 5. August 1940 quartierte die Grube Adolf 128 überwie-

gend franko-polnische Bergarbeiter aus dem nordostfranzösischen Revier in der �Menage�371 

ein, denen am 13. Juni 1941 ein Kontingent von 67 Kroaten folgte.372 Wie die Belegschafts- 

und Abgangsbücher der Grube Adolf zeigen, flohen mehrere Dutzend Angehörige beider 

Gruppen aus dem Lager oder kehren von Heimaturlauben nicht zurück, mehr als 20 wurden 

�wegen Bummelei� verhaftet und wieder andere entlassen, weil sie sich weigerten, eine für 

sie ungünstige �Lohnerklärung� zu unterzeichnen. Die übrigen franko-polnischen und kroati-

schen Arbeiter wurden wenige Tage vor der Umwandlung der �Menage� in ein Ostarbeiterla-

ger im April 1942 zu den Gruben Anna II (Alsdorf), Gouley (Würselen) und Maria (Hoengen) 

verlegt.373  

Die Einrichtung des Ostarbeiterlagers im April 1942 stellt sowohl in quantitativer, als 

auch in qualitativer Hinsicht einen Einschnitt dar. Am 23. und 27. April 1942 brachte der 

EBV 308 Ostarbeiter in der �Menage�, die in den Bauakten nun durchweg als �Gefangenen-

lager� bezeichnet wird, unter. Sie mussten teils im Untertagebetrieb sowie der Ziegelei der 

Grube Adolf arbeiten, teils wurden sie mithilfe eines eigens angeschafften Gefangenenzuges 

des EBV zum �Arbeitseinsatz� auf die Grube Anna II in Alsdorf transportiert.374 Vor der 

abermaligen Umwandlung in ein Lager für sowjetische Kriegsgefangene verlegte der EBV die 

                                                 
369 Zur Lokalisierung vgl. Anlage zum baupolizeilichen Zustimmungsbescheid v. 17.9.1943; Lageplan Kriegsge-
fangenenlager Adolf 1:2000 v. 19.4.1943, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/214, n.p. 
370 Zur Baugeschichte: Die erste, in Holz ausgeführte Baracke, war 1913 entstanden. 1920 wurde sie um eine und 
1921 durch zwei Steinbaracken (die 1925 um einige Räume erweitert wurden) sowie einen Schweinestall er-
gänzt. Die fünfte Beracke entstand 1928. Das heute im allgemeinen als Bergmannsheim bezeichnete Speisehaus 
kam erst später hinzu. Auf die 1943 errichtete sechste und siebte Holzbaracke wird weiter unten genauer einge-
gangen. Die letzte Erweiterung des Barackenkomplexes erfolgte 1949, als die 1913 errichtete Holzbaracke und 
die 1943 errichtete siebte Baracke durch Steinbaracken ersetzt und eine achte Steinbaracke hinzugefügt wurde. 
In diesem Zustand blieb der Komplex bis zum Abbruch der Baracken und der Umwandlung des Speisehauses in 
einen Supermarkt im Jahre 1976 erhalten. Vgl. Bauarchiv Herzogenrath, Bauakten Bergmannsheim/An der 
Waidmühl 22/13, 1/21, 10/21, 15/22, 6/25, 8/27, 6417. 
371 Neben den franko-polnischen Arbeitern gehörten zu dieser Gruppe drei Jugoslawen, drei Ungarn, zwei Staa-
tenlose, ein Franzose und ein Deutscher. Vgl. Belegschaftsbuch der Grube Adolf v. 1.5.1928 � 22.5.1945, Perso-
nalarchiv des EBV. 
372 Vgl. ebd. 
373 Vgl. Abgangsbuch der Grube Adolf, Untertagebetrieb, v. 1.6.1937 � 30.12.1946, Personalarchiv des EBV. 
374 Vgl ebd.; Belegschaftsbuch der Grube Adolf v. 1.5.1928 � 22.5.1945, Personalarchiv des EBV. - Schreiben 
der Grube Anna betr. Personenbeförderung auf der Grubenanschlussbahn Anna-Alsdorf, 26.5.1942, Archiv des 
Bergbaumuseums Wurmrevier, Nr. 369. 
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verbliebenen OstarbeiterInnen im Juli 1942 zu den Gruben Anna I (Alsdorf), Gouley (Würse-

len), Laurweg (Kohlscheid), Maria (Hoengen) und Eschweiler Reserve.375 

Seit dem 18. Juli 1942 beschäftigte die Grube Adolf 301 sowjetische Kriegsgefangene 

des �Arbeitskommandos 133� des �Stalag VI H�. In welchem Zustand sich die Gefangenen 

befanden und unter welchen Bedingungen sie arbeiteten, zeigt sich in einem rapiden Anstieg 

der Todesfälle sowie der Einweisungen in ein Lazarett. Bis zum 26. Oktober 1942 wurden 62 

der im Untertagebetrieb eingesetzten Gefangenen nach einer Lazarett-Einweisung abgemel-

det,376 17 Gefangene starben im gleichen Zeitraum innerhalb der �Menage� und im Grubenbe-

trieb.377 Die Zahl der Gefangenen stieg bis Kriegsende kontinuierlich. Im August und Sep-

tember 1942 verzeichnete die Grube weitere 144, im Lauf des Jahres 1943 weitere 500 und im 

Lauf des Jahres 1944 nochmals etwa 160 �Zugänge�. Allerdings handelt es sich hierbei nicht 

ausschließlich um neu zugewiesene Kontingente, denn ein Teil der Einstellungen kam durch 

Umverteilungen zwischen verschiedenen Gruben und Betriebsbereichen zustande, bei anderen 

handelt es sich um festgenommene Flüchtlinge.378 Die Zahl der �Abgänge� durch betriebsin-

terne Verlegungen, Einweisungen ins Lazarett, Rücktransporte ins �Stalag�, Flucht und Tod 

blieb bis Kriegsende deutlich geringer,379 sodass wir von einer kontinuierlich zunehmenden 

Überbelegung der �Menage� mit entsprechenden Folgen für die Lebens- und Überlebensbe-

dingungen der Gefangenen ausgehen können. Die Ermittlungsergebnisse des belgischen �Ser-

vice des Victimes de la Guerre� bestätigen dies: 

 

Kriegsgefangenenlager Adolf  
Gebäude: 5 Steinbauten und 2 Holzbaracken 
Insassen: Durchschnittlich 650 Russen 
Kontrolle: Stacheldrahtumzäunung, 

dauernde Bewachung durch bewaffnete Posten, 
kein besonderes Wecken und keine Appelle 

Transport zum Arbeitsplatz: zu Fuß, begleitet durch bewaffnete Militärangehörige 
Art der Arbeit: Über- und Untertagearbeit 
Arbeitszeit: 8 Stunden in drei Schichten 
Vergütung: ja  
Bekleidung: Grubenkleidung 
Lagerführer: Max Meier (1942) 
Wachmannschaft: Wehrmacht 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 156f (Kopie ALVR); Standesamt Herzogenrath, Sterbe-
buch Merkstein 1942, Reg.-Nr. 38. 
 

                                                 
375 Vgl. Abgangsbuch der Grube Adolf, Untertagebetrieb, v. 1.6.1937 � 30.12.1946, Personalarchiv des EBV. � 
LR Aachen, Ausländeramt, an RP, 30.7.1942, HStAD Reg. Aachen 23093, p. 70. 
376 Vgl. Abgangsbuch der Grube Adolf, Untertagebetrieb, v. 1.6.1937 � 30.12.1946, Personalarchiv des EBV. 
377 Vgl. Standesamt Herzogenrath, Sterbebuch Merkstein 1950, Reg. Nr. 19-57. 
378 Vgl. Belegschaftsbuch der Grube Adolf v. 1.5.1928 � 22.5.1945, Personalarchiv des EBV. 
379 Vgl. Abgangsbuch der Grube Adolf, Untertagebetrieb, 1.6.1937 � 30.12.1946; desgl., Übertragebetrieb, v. 
Jan. 1943 � Okt. 1954, Personalarchiv des EBV.  
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Mit der Umwandlung in ein Ostarbeiter- bzw. Kriegsgefangenenlager waren auch einschnei-

dende bauliche Veränderungen verbunden. Die �Menage� wurde mit zwei parallel verlaufen-

den Stacheldrahtzäunen samt Beobachtungsbunkern umgeben. Außerdem stellte das Ober-

kommando des Heeres dem EBV zwei zusätzliche �genormte Holzbaracken vom Typ 260/9� 

bereit.380  

Für diese beiden Baracken ist sowohl die ursprünglich geplante, als auch die tatsäch-

lich ausgeführte Raumaufteilung überliefert. Der EBV plante demnach, in �Baracke 6� drei 

mit Etagenbetten ausgestattete Schlafräume für 36, 48 bzw. 62 Gefangene einzurichten. Die 

Grundfläche dieser Räume sollte 129 m² bzw. 69 m² betragen, d.h. auf jeden der insgesamt 

140 Insassen entfielen zwischen 1,9 und 2,7 Quadratmeter. Hinzu kam ein Waschraum mit 18 

Waschplätzen.381 Nach Interventionen der zuständigen Militärbehörden und eines Arztes um 

die Jahreswende 1942/43 reduzierte der EBV die Kapazität der �Baracke 6� auf 132 Perso-

nen, die auf zwei Schlafräume von je 172 m² aufgeteilt wurden; auf jeden Gefangenen entfie-

len nun zumindest 2,6 Quadratmeter. Zwischen den beiden Schlafräumen befanden sich ein 

Wasch- und ein Abortraum.382 

Die �Baracke 7� war zunächst lediglich als Raumreserve für erwartete weitere Zuwei-

sungen von Kriegsgefangenen vorgesehen. Auch sie sollte drei Schlafräume für insgesamt 

140 Gefangene sowie einen 2,25 m breiten und 9,5 m langen �Abortraum mit 8 Aborten, einer 

Pissrinne und der darunter gelegenen Abortgrube ohne Überlauf� enthalten.383 Nach der er-

wähnten Intervention wurde die Funktion der Baracke völlig verändert. Sie diente nun als 

Krankenstation mit einem Schlafraum für 60 Personen mit Abort- und Waschraum, Räumen 

für je 20 Verletzte bzw. Revierkranke mit separaten Toiletten, Warteräumen und separaten 

Zimmern für einen Arzt, einen polnischen und einen russischen Sanitäter.384  

 Die Anlage der beiden Baracken vermittelt nicht nur eine Vorstellung von der sehr 

dichten Belegung, den unzureichenden sanitären Anlagen und dem Entzug jeder Privatheit. 

Die Divergenz zwischen Planung und Ausführung aufgrund der ärztlichen Intervention deutet 

außerdem darauf hin, dass die damals für vertretbar gehaltene Belegungsdichte überschritten 

wurde und zugleich nur eine unzureichende Kapazität für die Versorgung und Unterbringung 

der Verletzten und Kranken eingeplant worden war.  
                                                 
380 Baubeschreibung, Anlage zum Baugesuch v. 15.9.1942, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210, n.p. 
381 Vgl. Baubeschreibung, Anlage zum Baugesuch v. 15.9.1942; Bauplan Kriegsgefangenenlager Adolf, 
14.9.1942, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210, n.p.  
382 Vgl. EBV über BM Merkstein an LR Aachen, 4.2.1943; Bauplan Kriegsgefangenenlager Adolf 1:100, 
2.2.1943, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210, n.p. 
383 Baubeschreibung, Anlage zum Baugesuch v. 15.9.1942; vgl. auch Bauplan Kriegsgefangenenlager Adolf, 
14.9.1942, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210, n.p.  
384 Vgl. EBV über BM Herzogenrath an LR Aachen, 4.2.1943; Bauplan Kriegsgefangenenlager Adolf 1:100, 
2.2.1943, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210, n.p. 
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Unzureichend war das Lager auch aus Sicht der Luftschutzbehörden. Die �Außenstelle 

Köln� des �Luftgaukommandos VI� stellte im August 1943 fest, dass die �Richtlinien des 

Reichsarbeitsministerium über bauliche Brand- und Luftschutzmaßnahmen in Holzbaracken 

und ähnlichen Behelfsbauten� nicht eingehalten worden waren. Insbesondere die Mindestab-

stände der Baracken entsprachen den Richtlinien nicht.385 Daher forderte das Luftgaukom-

mando zunächst, zwei Baracken zu entfernen und eine zu versetzen, zog diese Forderung je-

doch zurück, als der EBV Anfang 1944 zusicherte, �[d]ie Verantwortung für etwa auftretende 

Schäden, die aus den geringeren Abständen entstehen können, [zu tragen].�386 Auch wenn die 

übrigen Auflagen der Luftschutzbehörde � Anlage eines Löschteiches neben dem Berg-

mannsheim, Ausstattung aller Baracken mit Löschwassertonnen, Löschsand und Löschgerä-

ten, Verbesserung der Wasserversorgung, Einrichtung von �Splitterschutzunterstellmöglich-

keiten� im Kellergeschoss des Speisehauses und Tarnung des Lagers durch Buschwerk, 

Baumanpflanzungen und einen dunkelbraunen Anstrich der Baracken � erfüllt wurden, so 

verweist diese Vereinbarung doch auf eine bewusste oder fahrlässige Inkaufnahme vermeid-

barer Personenschäden durch das Management.  

 Neben den sieben Baracken verfügte das Lager über eine �Entlausungs- und Entseu-

chungsanlage�, die das Gesundheitsamt des Landkreises Aachen bereits im Mai 1942, also 

während der Nutzungsphase als Zivilarbeiterlager, eingefordert hatte.387 Die Anlage befand 

sich im Kellergeschoss des Speisehauses. Über einen separaten Eingang gelangten die 

Zwangsarbeiter in einen 13 m² großen �Auskleideraum�, von wo eine aufgeheizte �Desinfek-

tionszelle� zu betreten war. Anschließend passierten die Gefangenen einen �Duschraum�, 

mussten sich einer �Nachuntersuchung� unterziehen und gelangten von dort durch einen �An-

kleideraum� zum Ausgang.388 

 Von den 1942 im Ledigenheim untergebrachten Ostarbeitern starben einer innerhalb 

des Lagers389 und einer im Knappschaftskrankenhaus Bardenberg390. Während der Nutzung 

als Kriegsgefangenenlager starben 33 Kriegsgefangene innerhalb des Lagers � zwei durch 

Suizid -, fünf im Untertagebetrieb der Grube Adolf391 und einer im Knappschaftskrankenhaus 

Bardenberg.392 

                                                 
385 Vgl. Luftgaukommando VI, Außenstelle Köln, an LR Aachen, 3.11.1942, StA Herzogenrath (Merkstein), 
6/210, n.p. 
386 EBV an BM Merkstein, 27.1.1944, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210, n.p. 
387 Vgl. EBV an BM Merkstein, 21.5.1942, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210. 
388  Vgl. Bauplan Entlausungsanlage Bergmannsheim Grube Adolf, 1:50, 13.5.1942, StA Herzogenrath (Merk-
stein), 6/210. 
389 Vgl. Standesamt Herzogenrath, Sterbebuch Merkstein 1942, Reg.-Nr. 38. 
390 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebuch und Sammelakten Bardenberg 1942, Reg.-Nr. 118. 
391 Vgl. Standesamt Herzogenrath, Sterbebuch Merkstein 1950, Reg.-Nr. 19-56. 
392 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebuch und Sammelakten Bardenberg 1950, Reg.-Nr. 209. 
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Nach einer Erweiterung und Sanierung, bei der die unzureichenden sanitären Zustände 

beseitigt wurden, nutzte der EBV das Lager nach Kriegsende erneut als Ledigenheim.393  

 
 
 
5.2.2 Grube Eschweiler Reserve 

 

Wie die Grube Adolf, wandelte auch die Grube Eschweiler Reserve ihr Ledigenheim schritt-

weise in ein Zwangsarbeiterlager um, richtete darüber hinaus jedoch einen ganzen Komplex 

weiterer Lager ein.  

Das 1926 an der damaligen Bergstrasse 9 errichtete, heute gewerblich genutzte Heim 

verfügte ursprünglich über eine Kapazität von 244 Betten, die auf 61 Vierbettzimmer verteilt 

waren, sowie über Waschräume mit insgesamt 156 Becken, einen Speisesaal für 202 Perso-

nen, Küchen- und Vorratsräume, eine Kegelbahn, eine Wohnung für den Verwalter und einen 

Pförtnerraum.394 Bereits vor Kriegsbeginn war am nahegelegenen Omerbach außerdem eine 

Wohnbaracke errichtet worden.395 

 Bereits viele der regulären Bewohner waren Arbeitsmigranten. Allein im Sommer 

1939 lebten hier 63, im Sommer 1940 weitere 22 tschechische Bergarbeiter, Schlosser und 

Hauer, die meist nach wenigen Wochen Privatwohnungen in der Nähe der Grube bezogen 

oder in andere Bergbaureviere und Industrieregionen abwanderten. Diese Funktion als vorü-

bergehender Wohnort neu eintreffender deutscher und ausländischer Bergarbeiter behielt das 

Ledigenheim in verringertem Umfang während des gesamten Krieges. Im Hausbuch finden 

sich mehrere Einträge polnischer, kroatischer und belgischer Zivilarbeiter, die zwischen 1941 

und 1944 meist einzeln aus umliegenden Städten nach Eschweiler gelangten. Auch ein russi-

scher Techniker und eine Gruppe von 12 ukrainischen Bergarbeitern, die zuvor in Siersdorf 

eingesetzt waren, sind 1943/44 als reguläre Bewohner des Ledigenheims gemeldet.396 

 Gleichzeitig entstand im Ledigenheim und in seiner unmittelbaren Umgebung ein 

Komplex von insgesamt drei Zwangsarbeiterlagern mit einer Gesamtkapazität von etwa 1200 

Insassen. Leider versäumten es die belgischen Ermittler, die Lager getrennt zu untersuchen. 

Ihre Untersuchung führte zu dem Befund: 

 

                                                 
393 Vgl. Bauarchiv Herzogenrath, Bauakte Bergmannsheim/An der Waidmühl 6417. 
394 Vgl. Vorentwurf zum Ledigenheim, Anlage zum Baugesuch v. 26.10.1925, Stadtbauamt Eschweiler, Bauakte 
Zechenstr. 130 (ehem. Bergstr. 9) 
395 Vgl. Lageplan der Grube und Kokerei Eschweiler-Reserve 1:1000, Anlage zum Baugesuch vom 31.1.1939, 
Stadtbauamt Eschweiler, Bauakte EBV Zechenstraße. 
396 Stadtverwaltung Eschweiler, Hausbuch Bergstraße 9, S. 14-21. 
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Kriegsgefangenen- und Zivilarbeiterlager Ledigenheim 
Gebäude: 3 Gebäude 
Insassen: 1200 Arbeiter, davon etwa 600 Russen, 400 Polen und 200 Italiener 
Kontrolle: Russenlager mit Stacheldraht umzäunt, andere Lager nicht, 

dauernde Bewachung durch bewaffnete und unbewaffnete Posten, 
Wecken und Anwesenheitsappelle 

Transport zum Arbeitsplatz: zu Fuß, begleitet von Zivilisten 
Art der Arbeit: verschiedene Tätigkeiten im Bergbau, über- und unterirdisch 
Arbeitszeit: normale Arbeitszeit 
Vergütung: Vergütung bis zu 2 Mark 
Bekleidung: gefärbte deutsche Uniform 
Lagerführer: unbekannt 
Wachmannschaft: Wehrmacht und Berginvaliden der Grube Reserve 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 105f (Kopie ALVR); Standesamt Eschweiler, Sterbebuch 
Eschweiler 1942, Reg.-Nr. 397, 400. 
 

Der Ausbau dieses Lagerkomplexes begann mit der Nutzung des Ledigenheimes zur Unter-

bringung franco-polnischer Arbeitsmigranten im Spätsommer 1940.397 Zwei Jahre später kam 

ein Ostarbeiterlager hinzu. In der Küche des Ledigenheims wurde außerdem die Nahrung der 

insgesamt 900 OstarbeiterInnen und sowjetischen Kriegsgefangenen der Grube Reserve zube-

reitet. Da die Räumlichkeiten des Ledigenheims hierfür nicht ausreichten, wurden die Kartof-

felvorräte auf einem Nachbargrundstück in Erdmieten gelagert. Erst Ende 1942 wurde ein 

zusätzlicher Vorratskeller angelegt. Unzureichend waren auch die sanitären Anlagen, die so-

gar erst im September 1943 ausgebaut wurden.398  

 Das dritte Lager dieses Komplexes entstand Anfang 1944 auf einem nördlich gelege-

nen Gelände zwischen der Nothberger Straße und der Bahntrasse Stolberg-Jülich. Es diente 

zur Unterbringung italienischer Militärinternierter und bestand aus fünf umzäunten Baracken, 

die einen dreieckigen Innenhof bildeten. Zwei jeweils 10 x 57 m große Baracken dienten als 

Unterkünfte. In einer ebenso großen dritten Baracke befanden sich ein �Ess-� und Wasch-

raum, in einer etwas kleineren ein Trocken- und Vorratsraum sowie eine Kranken- und Iso-

lierstation. Wache und Lagerpersonal belegten die fünfte, neben dem Eingang des Lagers ge-

legene Baracke. Die Baracken waren aus Bimssteinen und Bimsbetonplatten erbaut, verfügten 

lediglich über einen Betonfußboden ohne Estrich und wurden mit gemauerten Öfen beheizt.399  

 Im Lagerkomplex des Ledigenheims starben 1941 ein kroatischer und 1942 sechs 

sowjetische Zivilarbeiter; zwei polnische Bewohner starben 1941 im St. Antonius-Hospital 

Eschweiler. Spätere Todesfälle wurden nicht beurkundet.400 

                                                 
397 Siehe auch Kapitel 2.2.3. 
398Vgl. Stadtbauamt Eschweiler, Bauakte Zechenstr. 130 (ehem. Bergstr. 9). 
399 Vgl. Baubeschreibung und Lageplan, Lager für italienische Militärinternierte der Grune Eschweiler-Reserve 
1:1000, Anlage zum Zustimmungsbescheid vom 18.2.1944, Stadtbauamt Eschweiler, Bauakte EBV Zechenstra-
ße. 
400 Vgl. Standesamt Eschweiler, Sterbebücher 1941/42, passim 
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In der Konkordiahütte, einem stillgelegten, heute als Ruine erhaltenen Hochofenwerk 

der EBV-Hüttenabteilung in Eschweiler-Stich, richtete der EBV im Frühjahr 1942 ein Lager 

für 250 russische �Zivilgefangene� ein. Es bestand aus zwei separaten Bereichen, in denen 

einerseits Ostarbeiterinnen der nahegelegenen Hüttenabteilung des EBV, andererseits Ostar-

beiter der Grube Reserve sowie einiger anderer Unternehmen (Kesselfabrik Dohmen, F.A. 

Neuman und Rheinische Lederfabrik Hugo Heusch) einquartiert waren.401 Zu einem späteren 

Zeitpunkt wurde ein Teil des Lagers für Kriegsgefangene umfunktioniert. 

  

Zivilarbeiter- und Kriegsgefangenenlager Ichenberg 
Gebäude: 2 Gebäude 
Insassen: etwa 360 Insassen verschiedener Nationalität,  

davon 94 Ostarbeiterinnen, 34 Ostarbeiter, 42 Italiener, 150 Franzosen, 3 Nie-
derländer, 7 Belgier 

Kontrolle: Stacheldrahtumzäunung (nur Kriegsgefangenenlager), 
dauernde Bewachung durch bewaffnete Posten (nur Kriegsgefangenenlager), 
Wecken und Zählappelle  

Transport zum Arbeitsplatz: zu Fuß, 
die Kriegsgefangenen begleitet durch bewaffnete Soldaten der Wehrmacht 

Art der Arbeit: verschiedene Arbeiten als Hilfsarbeiter 
Arbeitszeit: normale Arbeitszeit 
Vergütung: Tariflohn 
Bekleidung: blaue Arbeitskleidung, vom Werk gestellt 
Lagerführer: unbekannt 
Wachmannschaft: Wehrmacht (nur Kriegsgefangenenlager) 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 113f (Kopie ALVR) 
 
 

Der größere der beiden Lagerbereiche umfasste drei Fabrikhallen, die als Schlaf-, Vorrats- 

und Speiseräume genutzt wurden. In den kleineren Nebengebäuden waren Küche und Wache, 

in einem benachbarten Steinschuppen ein Kartoffellager untergebracht. Der zweite Lagerbe-

reich lag etwa 200 Meter entfernt und bestand aus einem einzelnen Fabrikgebäude, das als 

Schlaf- und Waschraum diente. Beide Lagerbereiche waren eingezäunt bzw. eingefriedet und 

verfügten über eigene �Abortschuppen� und �Luftschutzgräben�.402 Die Konkordiahütte war 

über eine Drahtseilbahn mit anderen Betriebspunkten der Grube Reserve verbunden. Nach 

Angaben eines Zeitzeugen wurden auf diese Weise nicht nur Koks, Abraum und Kalk, son-

dern auch ZwangsarbeiterInnen transportiert.403 Ein Bewohner des Ostarbeiterlagers starb 

                                                 
401 So meldete der Landrat im Juni 1942 die Unterbringung von 120 Ostarbeiterinnen der EBV-Hüttenabteilung 
sowie je 20 bzw. 25 Ostarbeiterinnen der genannten Betriebe in der �alten Steinbfabrik� (Konkordiahütte), vgl. 
LR Aachen an RP, 2.6.1942, HStAD, Reg. Aachen 23093. 
402 Vgl. Die beiden Baupläne �Ausbau Gefangenenlager Konkordiahütte 1:100� v. 14.4.1942, Stadtbauamt 
Eschweiler, Bauakte Konkordiahütte. 
403 Den Hinweis verdanke ich Herrn Peter Jussen� aus Eschweiler. 
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1943 im St. Antonius-Hospital Eschweiler,404 weitere Todesfälle sind anzunehmen,405 wurden 

aber nicht beurkundet.  

Ein weiteres, von den belgischen Ermittlern nicht registriertes, Lager unterhielt der 

EBV auf dem Gelände des Wetterschachts Weisweiler an der Dürener Straße.406 Ein hier un-

tergebrachter ukrainischer Zivilarbeiter starb im Juni 1942 im Eschweiler Krankenhaus.407 Im 

August 1943 ist es als Kriegsgefangenenlager mit mindestens drei Baracken erwähnt.408  

 

 

5.2.3 Grube Anna  

 

Ein noch weiter differenziertes Lagersystem können wir bei den Alsdorfer Gruben Anna I bis 

III beobachten. Auch hier wurde das in der Herzogenrather Straße 100 gelegene Ledigenheim 

� es war bereits im Ersten Weltkrieg als Kriegsgefangenenlager genutzt worden409 - schritt-

weise in ein Zwangsarbeiterlager umgewandelt. Allerdings wurden hier zunächst vor allem 

franko-polnische und kroatische Arbeiter untergebracht, die bereits auf anderen Gruben des 

EBV, u.a. der Grube Adolf, gearbeitet hatten. Die nahegelegene Gaststätte �Zur Heimat� in 

der Herzogenrather Straße 134 war dem Ledigenheim in dieser Phase als �Bordell für fremd-

völkische Arbeiter� angegliedert.410 

Erst im Dezember 1942 kam eine kleinere Gruppe von Ostarbeitern hinzu, der im 

März 1943 eine Gruppe polnischer Zivilarbeiter aus dem Essener Krupp-Werk folgte. Im Ap-

ril 1943 mietete der EBV den Saal der nahegelegenen Gaststätte Lüsgens (Herzogenrather 

Straße 118) an und quartierte dort 85 weitere Ostarbeiter ein, die überwiegend aus der ukrai-

nischen Landwirtschaft stammten.411 Ein weiteres Kontingent von 223 Ostarbeitern wurde in 

                                                 
404 Vgl. Standesamt Eschweiler, Sterbebuch Eschweiler 1943, Reg.-Nr. 643. 
405 In Eschweiler starben mehr sowjetische Kriegsgefangene als in anderen Kommunen des Kreises Aachen, 
sodass wir für das Lager Konkordiahütte eine hohe Dunkelziffer annehmen müssen. 
406 Anders als der Name vermuten läßt, befand sich der Wetterschacht auf damaligem Eschweiler Stadtgebiet 
nahe der heutigen Ecke Dürener Straße/Südstraße. 
407 Standesamt Eschweiler, Sterbebuch 1942, Reg.-Nr. 348. 
408 Luftgaukommando VI, Außenstelle Köln an Betreuungsstelle Köln, StA Herzogenrath (Merkstein), 6/210. 
409 Seit 1915 arbeiteten auf den Alsdorfer Gruben rund 1000 Kriegsgefangene, die im Ledigenheim unterge-
bracht waren. Trotz einer hohen Stacheldrahtumzäunung, mit der das Lager gesichert war, entflohen nach Anga-
ben des Alsdorfer Lokalhistorikers Albert Kraemer �immer wieder Gefangene und strebten der nahen Grenze zu. 
Hier wurden viele wieder eingefangen. Andere bezahlten die Flucht mit dem Tode. Sie wurden beim Durchgang 
durch den deutschen Grenzschutz erschossen, oder sie blieben an dem Sperrzaun längs der belgisch-
niederländischen Grenze, der mit hochgespanntem elektrischen Strom geladen war, hängen.� (Kraemer, Albert: 
Geschichte der Stadt Alsdorf, Alsdorf 1928, S. 91) 
410 Siehe Kapitel 4.3. 
411 Vgl. LR Aachen, Ausländeramt, an RP, 7.5.1943, HStAD Reg. Aachen 23093, p. 133; Zugangsbuch der Gru-
be Anna II v. 1.1.1942 � 28.5.1945, Personalarchiv des EBV. 
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den darauf folgenden Monaten auf das Ledigenheim und den Saal Lüsgens verteilt.412 Zumin-

dest einzelne OstarbeiterInnen wurden außerdem in der Gaststätte �Zur Heimat� unterge-

bracht.413 Der belgische �Service des Victimes de la Guerre� stellte fest: 

 

Zivilarbeiterlager Ledigenheim 
Gebäude: 3 Steinbauten  
Insassen: etwa 100 ukrainische Zivilarbeiter414 
Überwachung:  keine Umzäunung,  

keine Bewachung, 
kein Wecken und keine Appelle 

Transport zum Arbeitsplatz: zu Fuß in einigen Minuten, unbewacht 
Art der Arbeit: Zuteilung nach eigener Meldung und persönlicher Eignung 
Arbeitszeit: täglich 8 ¾ Stunden unter Tage oder 9 ¾ Stunden über Tage 
Vergütung: wie deutsche Arbeiter 
Bekleidung: Arbeitskleidung von der Grubenverwaltung gestellt 
Lagerführer: Simon Bettengausen (Saal Lüsgens) 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 83f (Kopie ALVR); Standesamt Alsdorf, Sterbebuch 
Alsdorf 1944, Reg.-Nr. 6. 
 

Todesfälle im Ledigenheim sind nicht belegt, allerdings starb ein kroatischer Bewoh-

ner nach einem Betriebsunfall auf der Grube Anna II im Knappschaftskrankenhaus Barden-

berg.415 Eine Ostarbeiterin starb im Januar 1944 im Saal Lüsgens.416  

Die meisten OstarbeiterInnen der Anna-Gruben lebten jedoch im �Ostarbeiterlager der 

Grube Anna III�, das im Februar/März 1942 nahe der Siedlung Neuweiler in Betrieb genom-

men wurde und aus fünf bis sechs Holzbaracken bestand. Untergebracht waren hier sowohl 

Männer, als auch Frauen, die in verschiedenen Betriebsbereichen arbeiteten.417 Geleitet wurde 

das Lager von Josef Hahnraths aus Alsdorf, der von 1911 bis 1939 zunächst als Schlosser, 

später als Fördermaschinist auf der Grube Anna I gearbeitet hatte, bevor er nach kurzem Mili-

tärdienst von 1941 bis 1944 als Lagerleiter fungierte. Er gehörte der DAF an, war jedoch nicht 

Mitglied der NSDAP. Nach Kriegsende wurde Hahnraths von der amerikanischen Besat-

zungsarmee interniert. 1947 fand er eine Anstellung als Heimleiter bei der Grube Anna I.418 

 

Ostarbeiterlager der Grube Anna III (Siedlung Neuweiler) 
Gebäude: 5 bis 6 Holzbaracken auf Grubengelände 

                                                 
412 Vgl. Zugangsbuch der Grube Anna II v. 1.1.1942 � 28.5.1945, Personalarchiv des EBV. 
413 Im Oktober 1943 und Januar 1944 wird die Gaststätte �Zur Heimat� als Geburtsort zweier Kinder eines gali-
zischen bzw. russischen Ehepaares genannt, die unter der gleichen Adresse gemeldet waren. Vgl. Standesamt 
Alsdorf, Geburtenbuch Alsdorf 1943, Reg.-Nr. 177; Geburtenbuch 1944, Reg.-Nr. 15. 
414 Wie die Personalunterlagen des EBV zeigen, wurde diese Zahl zu gering  veranschlagt. 
415 Standesamt Würselen, Sterbebuch und Sammelakten Bardenberg, Reg.-Nr. 151. 
416 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Alsdorf 1944, Reg.-Nr. 6. 
417 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebücher Alsdorf 1942-44, passim, Geburtenbücher Alsdorf 1943/44, passim. 
418Der Entnazifizierungsausschuß Aachen Bergbau reihte ihn in die Kategorie IV ohne Vermögenssperre ein. In 
der Begründung heißt es: �Als Lagerleiter kann er nur eingesetzt sein, wenn er Verbindungen zur Partei hatte. Er 
wird vom Batriebsrat Anna I mit Vorsicht beurteilt.� Entnazifizierungsakte Josef Hahnraths. Für die Hinweise 
aus dieser Akte bin ich Frau Silke Raab zu Dank verpflichtet. 
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Insassen: etwa 400 bis 600 Ostarbeiter 
Kontrolle: Stacheldrahtumzäunung (nur erstes Halbjahr), 

dauernde Bewachung durch bewaffnete Posten (nur erstes Halbjahr), 
kein Wecken und keine Appelle 

Transport zum Arbeitsplatz: Zu Fuß in einigen Minuten, 
bewacht durch bewaffnete Wachmänner (nur erstes Halbjahr) 

Arbeitsplatz: Zuweisung nach eigener Meldung und persönlicher Eignung 
Arbeitszeit: täglich 8 ¾ Stunden unter Tage oder 9 ¾ Stunden über Tage 
Vergütung: wie deutsche Arbeiter 
Bekleidung: Arbeitskleidung von der Grubenverwaltung gestellt 
Lagerführer: Josef Hahnraths, Alsdorf (1941 bis Sept. 1944) 

Stellvertreter: Heinrich Fuchs, Alsdorf 
Wachmannschaft: 10 bewaffnete Mitglieder des Werkschutzes 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 87f (Kopie ALVR); Standesamt Alsdorf, Sterbebücher 
1942-44, passim, insbes. Reg.-Nr. 1944/76 sowie Standesamt Alsdorf an Polizeiverwaltung , 6.9.1944, in Sammelakten zum Geburtenbuch, 
Sterbebuch und Traubuch 1940-44, ohne Signatur, n.p.; Übersicht über die im Landkreis Aachen eingesetzten sowjetischen Arbeiter, Stand 
1.4.1942, HStAD Reg. Aachen 23092. 
 

Aufgrund der belgischen Angaben entsteht leicht der Eindruck, dass das Lager nur während 

der ersten sechs Monate sehr rigide überwacht worden wäre, dann jedoch eine Liberalisierung 

des Lagerregimes stattgefunden hätte. In der Tat scheinen die Lebensbedingungen während 

dieser Phase besonders katastrophal gewesen zu sein, weist doch selbst Kreisleiter Schubert 

unter Verweis auf die DAF darauf hin, dass speziell �die Zustände im Lager Anna III. des 

EBV. einer gründlichen Veränderung [bedürfen]� und �die notwendigen Schritte hierzu� be-

reits unternommen seien.419 Gleichwohl scheint sich beispielsweise am Einsatz bewaffneter 

Posten, der nach den belgischen Ermittlungen lediglich zu Beginn üblich gewesen sein soll, 

auch in der Folgezeit nichts geändert zu haben: Am 28. Januar 1943 wurde der russische 

Bergmann Wladimir Trocenko bei einem nächtlichen Fluchtversuch von einem Wachposten 

des Lagers angeschossen, im Knappschaftskrankenhaus Bardenberg erlag er wenig später 

seinen Verletzungen.420 Insgesamt starben 36 Ostarbeiter innerhalb des Lagers421, 11 im 

unterirdischen Schachtbetrieb422, 9 im Knappschaftskrankenhaus Bardenberg423 und einer im 

St.-Antonius-Hospital Eschweiler424. In den Jahren 1943/44 wurden acht Kinder im Lager 

geboren, von denen vier bereits im Lager starben.425 

Ein drittes Großlager der Anna-Gruben befand sich auf dem Gelände einer Pferde-

rennbahn am südlichen Ortsausgang Alsdorfs. Es bestand aus zehn Baracken, in denen nach 

                                                 
419 Im Rahmen ihrer Überwachung der Ostarbeiterlager hatte die DAF ansonsten nur Missstände in �einigen 
kleineren Lagern� bemängelt. Vgl. Kreisleiter Schubert, Monatsbericht an Gauleiter Grohé, September 1942, 
HStAD, RW 23-1, p. 32. 
420 Vgl. Schreiben an die Staatsanwaltschaft Aachen, 29.1.1943, Standesamt Würselen, Sammelakten zum Ster-
bebuch Bardenberg 1943, Reg.-Nr. 15. 
421 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebücher Alsdorf 1942-44, passim. 
422 Vgl. ebd. 
423 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebücher und Sammelakten Bardenberg 1942-44, passim. 
424 Vgl. Standesamt Eschweiler, Sterbebuch Eschweiler 1943, Reg.-Nr. 77. 
425 Vgl. Standesamt Alsdorf, Geburtenbuch Alsdorf 1943, Reg.-Nr. 75; desgl. 1944, Reg.-Nr. 37, 46, 87, 91, 92, 
108, 115, 191, 133. 
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belgischen Angaben etwa 400 italienische Militärinternierte des �Arbeitskommandos 638� 

untergebracht waren:426  
 

Kriegsgefangenenlager 638 (auf der Gemeindeheide) 
Gebäude: 10 Holzbaracken außerhalb des Grubengeländes 
Insassen: 400 italienische Militärinternierte 
Kontrolle: Stacheldrahtumzäunung,  

dauernde Bewachung durch bewaffnete Posten,  
Wecken und Appelle 

Transport zum Arbeitsplatz: zu Fuß in wenigen Minuten,  
begleitet durch bewaffnete Posten 

Art der Arbeit: nach eigener Meldung und persönlicher Eignung unter Tage oder über Tage 
Arbeitszeit: täglich 8 ½ bzw. 9 ½ Stunden, 

zweimal monatlich Sonntagsarbeit 
Vergütung: Vergütung abzüglich Unterkunfts- und Verpflegungsgeld 
Bekleidung: Arbeitskleidung durch Grubenverwaltung gestellt 
Lagerführer: unbekannt 
Wachmannschaft: 10 Soldaten der Wehrmacht und 10 Invaliden der Grubenverwaltung 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 81f (Kopie ALVR) 

 

Neben den 57 Lagerinsassen, die während ihres Abtransports im September 1944 bei einem 

Luftangriff tödlich verletzt wurden, starben zwei Italiener innerhalb des Lagers,427 drei im 

unterirdischen Schachtbetrieb der Grube Anna I428 und drei im Knappschaftskrankenhaus 

Bardenberg429.  

 Es gibt Hinweise darauf, dass es in Alsdorf noch weitere Kriegsgefangenen- und Zi-

vilarbeiterlager gab. So ist im Zugangsbuch der Grube Anna II ein �Lager Eduardschacht�, in 

mündlichen Quellen ein Kriegsgefangenenlager im Bereich der Würselener Stra-

ße/Prämienstraße430 und im �Catalogue of Camps and Prisons�, einer 1949 vom �International 

Tracing Service� herausgegebenen Zusammenstellung von Lagern- und Gefängnisstandorten 

in Deutschland und den von Deutschland besetzten Ländern, ein Lager für 1000 Zivilarbeiter 

im Bereich der Siedlung Zopp431 erwähnt. Allerdings konnte keines dieser Lager anhand der 

vorliegenden Archivquellen verifiziert werden. 

 

 

 

                                                 
426 Vgl. Schreiben an die Staatsanwaltschaft Aachen, 10.7.1944, Standesamt Würselen, Sammelakten zum Ster-
bebuch Bardenberg 1944, Reg.-Nr. 233. 
427 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch 1944, Reg.-Nr. 97, 108, 122. 
428 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch 1944, Reg. Nr. 31, 90. 
429 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebuch und Sammelakten 1944, Reg.-Nr. 233, 250, 281. Zu den Todesursa-
chen siehe Kap. 7. 
430 Für den Hinweis danke ich Frau Schupp aus Alsdorf. Eine Bauakte für das in Frage kommende Gelände ist 
nicht überliefert. Eine Durchsicht der Bauakten eines Nachbargebäudes ergab jedoch Hinweise eine Nutzung 
durch die Wehrmacht. 
431 Vgl. Catalogue of Camps and Prisons, a.a.O., S. 399. 
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5.2.4 Grube Maria  

 

Anders als die übrigen Gruben, brachte die Grube Maria in Mariadorf (ehem. Gemeinde 

Hoengen, heute Stadt Alsdorf) die Zivilarbeiter nicht oder nur zu einem geringen Teil in ih-

rem Ledigenheim unter,432 sondern griff auf ein bestehendes RAD-Lager im �Kloster Broich�, 

dem Vorgängerbau des heutigen Heilig-Geist-Gymnasiums in Broichweiden, zurück. Am 

Beispiel dieses Lagers wird der Übergang von der paramilitärischen Beschäftigung deutscher 

Arbeiter in der Vorkriegszeit hin zur Zwangsarbeit besonders deutlich. 

Der Bürgermeister der Gemeinde Broichweiden hatte am 12. Januar 1939 die Missi-

onsschule des Klosters Broich beschlagnahmt.433 Ein kleinerer Teil des Gebäudes diente wei-

terhin kirchlichen Zwecken, ein anderer wurde im Vorfeld des Überfalls auf die westlichen 

Nachbarstaaten zur Einquartierung von 35 Wehrmachtssoldaten benutzt. Hauptsächlich aber 

wandelte die �Abteilung Arbeitseinsatz West� der �Gauwaltung Köln-Aachen� der DAF es in 

ein Arbeitslager für 300 deutsche Bauarbeiter eines Dürener Unternehmens um, die von der 

�Organisation Todt� beim Bau des �Westwalls� eingesetzt wurden. Das Lager bestand aus 

drei Schlafsälen, Küchenräumlichkeiten, einem Untersuchungszimmer, einer für �Kraft durch 

Freude�-Veranstaltungen genutzten Turnhalle, einem Lagerbüro und mehreren Zimmern für 

das Lagerpersonal; die sanitären Anlagen waren von vornherein unzureichend. Zur Überwa-

chung der Bauarbeiter hielt die DAF die sieben Eingänge der Missionsschule bis auf einen 

geschlossen, der von einem Wachraum neben dem Lagerbüro aus kontrolliert werden konn-

te.434 

 Nach der Anwerbeaktion im nordfranzösischen Revier wurde das Lager am 24. Au-

gust 1940 mit 200 franko-polnischen Bergarbeitern sowie mit entlassenen französischen 

Kriegsgefangenen belegt, die auf den umliegenden Gruben des EBV arbeiteten; eine Woche 

später erhöhte sich ihre Zahl auf 300.435 Ab Herbst 1942 fungierte das Kloster Broich schließ-

lich als Ostarbeiterlager der Grube Maria: 

   

Zivilarbeiterlager Kloster Broich  
Gebäude: 1 geschlossener Steinbau 
Insassen: etwa 300 russische Zivilarbeiter 
Kontrolle: keine Umzäunung, 

unbewaffneter Pförtner im Gebäude, 
Wecken vor dem Schichtwechsel durch den Krankendienst 

                                                 
432 Das Ledigenheim wurde nach mündlichen Quellen mit Kriegsgefangenen belegt. 
433 BM Broichweiden, Beschlagnahmeverfügung, 12.1.1939, StA Würselen (Broichweiden), 43, p. 259. 
434 Vgl. die Korrespondenz zwischen DAF, Bürgermeister und Wehrmacht, StA Würselen (Broichweiden), 43, p. 
264-290. 
435 Aktenvermerk BM Broichweiden, 2.9.1940, StA Würselen (Broichweiden), 43, p. 290. 
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Transport zum Arbeitsplatz: zu Fuß,  
begleitet von unbewaffnetem Zivilisten 

Art der Arbeit: Grubenarbeit auf der Zeche Mariadorf über und unter Tage 
Arbeitszeit: keine Angaben 
Vergütung: vergütete Lohnarbeit 
Bekleidung: trugen Zivilkleidung 
Lagerführer: SA-Mann Körlings 
Wachmannschaft: Berginvalide als Pförtner 
Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg.-Bez. Aachen I/397, Lk. Aachen, fol. 99f (Kopie ALVR); DAF-Kreiswaltung Aachen-Land, 
Abt. Arbeitseinsatz/Ausländer, an BM Dürwiß als Ortspolizeibehörde, 13.6.1944, StA Eschweiler (Dürwiß), 3106 II, n.p. 
 

Geleitet wurde das Lager von der �Abteilung Arbeitseinsatz/Ausländer� der DAF-

Kreiswaltung Aachen-Land in Würselen. Wie der Spiritanerpater Josef Lenoire spricht in ei-

nem Kriegstagebuch berichtet, übernahn der EBV das Gebäude von der DAF mit dem glei-

chen Mitvertrag, den diese zuvor für die Westwallarbeiter geschlossen habe. Die Zahl der 

unterbegrachten Ostarbeiter stieg Lenoire zuvolge von 250 auf 350 Personen, �darunter Fami-

lien mit mehreren Kindern�. Insgesamt hätten etwa 25 Kinder im Lager gelebt. In bezug auf 

die Lebensbedingungen und das Verhalten der in ein Nebengebäude verdrängten Ordensbrü-

der findet sich im Text lediglich der Hinweis: 

 
�Über die Behandlungs-Ernährungsweise [sic] dieser Armen Arbeiter will ich hier 
keine Worte verlieren. Bei unserem armseligen Zustande waren wir zu größerer Hilfe 
nicht in der Lage, wenn wir auch gedurft hätten. Lediglich den Kindern konnten wir 
hie u. da etwas zustecken. Wohl über 30 Arbeiter sind in den beiden Jahren gestorben. 
Sehr viele haben sich bei günstiger Gelegenheit auf und davon gemacht.�436 

 

Diese Passage kann als Hinweis auf Mangelernährung und Misshandlungen einerseits und 

eine eher passives Verhalten der Partres andererseits gelesen werden, wenn auch an anderer 

Stelle von zwei im Kloster versteckten und versorgten Ostarbeitern in den letzten Kriegstagen 

die Rede ist.437  

Gegen Kriegsende sollte das Lager geräumt und in ein Ausweichkrankenhaus umge-

wandelt werden. �Die Russen�, schreibt Lenoire, �sollten in Baracken, näher der Grube�. 

Obwohl die Einrichtung des Krankenhauses Ende August 1944 anlief, verzögerte sich die 

�Verlegung der Russen�, weil �keine Baracken zu beschaffen� waren. So blieb das Lager bis 

zur Evakuierung der Insassen am 9. September bestehen. Lenoire zufolge wurden die Ostar-

beiter von der örtlichen Polizei in einem siebeneinhalbstündigen Fußmarsch nach Düren und 

von dort nach Köln gebracht, das Gepäck wurde auf Lastwagen transportiert.438 

                                                 
436 Lenoire, Josef: Broich im Kriege (Tagebuch des Missionshauses vom hl. Geist, Broich), p. 1. Das Tagebuch 
befindet sich im Archiv des Heilig-Geist-Gymnasiums und wurde uns von Herrn Tobias Schreiber freundlicher-
weise zur Verfügung gestellt. 
437 Vgl. ebd., p. 10. 
438 Vgl. ebd., p. 2. 
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Die Auswertung der Standesregister bestätigt Lenoires Schätzung, der zufolge etwa 30 

Bewohner des Lagers gestorben seien. 21 Ostarbeiter starben innerhalb des Lagers, zwei im 

Untertagebetrieb der Grube Maria-Hauptschacht. Zwei weitere wählten 1943 den Freitod, 

indem sie sich in der Hauptwerkstätte der Grube Maria II bzw. auf offener Straße überfahren 

ließen.439 Im Knappschaftskrankenhaus Bardenberg starben vier Ostarbeiter aus dem Broich-

weidener Lager.440 

Darüber hinaus existierten im Umfeld der Maria-Grube Lager für Kriegsgefangene 

und italienische Militärinternierte.441 Einer der Insassen des Lagers für italienische Militärin-

ternierte starb im Mai 1944 durch einen Sturz in den Schacht.442  

 
 
 
5.3 Die Misshandlung von Lagerinsassen 
 
 

Am Beispiel der Zeche Carl Alexander in Baesweiler, die sich als einzige Grube des heutigen 

Kreises Aachen nicht im Besitz des EBV befand, wird deutlich, auf welche Weise das betrieb-

liche Lagerpersonal die sogenannte Arbeitsdisziplin durchsetzte. Wie an den übrigen Gruben-

standorten, hatte die Gewerkschaft Carl Alexander zunächst das Ledigenheim als �Kroatenla-

ger�443 genutzt, bevor es 1942 getrennte Lager für OstarbeiterInnen und sowjetische Kriegs-

gefangene des �Arbeitskommandos 480� einrichtete.444 Die Ostarbeiter, die durchweg auch 

als �Zivilgefangene� bezeichnet werden, und die sowjetischen Kriegsgefangenen waren in 

getrennten Betriebsbereichen beschäftigt. Bestand etwa die Belegschaft der Separationsabtei-

lung zu einem Drittel aus Deutschen und zwei Dritteln aus Kriegsgefangenen, so werden die 

Ostarbeiter ausschließlich im Zusammenhang mit Untertagearbeiten erwähnt. 

 In den Jahren 1947 und 1948 ermittelte die Staatsanwaltschaft Aachen gegen den 

stellvertretenden Lagerführer, den Berginvaliden Karl P., der von mehreren Bergarbeitern 

sowie einem ehemaligen Wachmann beschuldigt wurde, wiederholt Ostarbeiter misshandelt 

zu haben. �Als das Ausländerlager eingerichtet wurde�, sagte ein Bergarbeiter aus, habe die 

                                                 
439 Vgl. Standesamt Hoengen, Sterbebuch Hoengen 1943 und Ordner Erneuerung des Sterbebuchs 1943, Reg.-
Nr. 31, 62. 
440 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebücher und Sammelakten Bardenberg 1934/44, passim. 
441 Auch für den Hinweis danke ich Herrn Heinz Schüller. 
442 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Hoengen 1944, Reg.-Nr. 71. � Für den Hinweis auf den mutmaßlichen 
Lagerstandort danke ich Herrn Heinz Schüller aus Alsdorf-Hoengen. 
443 Vgl. Erklärung des kroatischen Bergarbeiters Wladislaus M. v. 6.11.1941 im Rahmen seines Antrags auf 
Erteilung der Ausländer-Aufenthaltserlaubnis in der Grenzzone v. 4.11.1941, StA Baesweiler (Baesweiler nach 
1935), 476, n.p.  
444 Vgl. Standesamt Baesweiler, Sterbebuch Baesweiler 1942, Reg.-Nr. 69; Standesamt Würselen, Sterbebuch 
und Sammelakten Bardenberg 1942, Reg.-Nr. 237. 
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Grubenverwaltung für die �Vertrauensposten� der Lagerführung �nur Leute [gebraucht], die 

rücksichtslos gegen die Ostarbeiter vorgingen�.445 �Mein Dienst�, gab P. zu Protokoll, �be-

stand darin, diese Ostarbeiter von Kartoffeldiebstählen fernzuhalten. Weiter eine Verbindung 

mit den kriegsgefangenen Russen zu verhindern. Fernerhin mussten wir den Ausgang des 

Zechengeländes bewachen, damit die Ostarbeiter nicht mit der einheimischen Bevölkerung 

zusammen kamen und dadurch getarnt fliehen konnten.�446 Nach Aussagen eines Bergarbei-

ters demonstrierte P. diese Machtstellung auf drastische Weise: 447 

 
�Eines möchte ich nicht vergessen, als ich P. eines Tages im Lager aufsuchte, hingen 
über seinem Tisch 6 Ochsenschwänze. Auf meine Frage, was sind das für Dinger, 
nahm P. einen vom Nagel, fuhr mit der Hand durch den Riemen und schlug damit 
durch die Luft und sagte, ein Schlag und die Brüder gehen in die Knie. Ich machte P. 
deswegen Vorhaltungen, aber P. hatte nur ein Lächeln dazu.�448 

 

Obschon P. diese Begebenheit abstritt, ergaben die Ermittlungen, dass zumindest zwei dieser 

Peitschen, die übrigens Privateigentum des Lagerführers Hugo Hellmeier waren, an der Wand 

des Speiseraums des Ostarbeiterlagers hingen449 und von den Wachmännern bei der nächtli-

chen Bewachung der Kartoffelmieten mitgeführt wurden, bevor die Zechenleitung einige Mo-

nate vor Kriegsende �einen ständigen Posten mit Karabinerbewaffnung� aufstellte.450 Ein 

Berginvalide, der 1944 vom Arbeitsamt als Wachmann zur Zeche Carl Alexander vermittelt 

worden war, berichtet von ständigen Klagen über Misshandlungen aufgrund geringfügiger, oft 

der materiellen Not geschuldeter Handlungen: 

 
�[Bei der Bewachung der Kartoffelmiete] kam ich dann auch mit den Ostarbeitern in 
Berührung, weil diese sich dann und wann schon einige Kartoffeln holten, die an der 
Miete verstreut herumlagen. Hierbei kam es auch schon vor, dass ich mit den Ostar-
beitern gesprochen habe. Im Verlauf einer Unterhaltung erzählten mir dann die Ostar-
beiter, dass der eine Meister sehr schlecht ist, denn der schlägt oft. Ich ließ mir den 
Meister beschreiben und zeigen und musste feststellen, dass es sich dabei um P. han-
delte. Befragt erklärten diese Leute, dass sie nicht wissen, warum P. sie geschlagen 
hat. Einige Tage später erschienen wieder einige Leute und einer trug einen Arm ein-
gewickelt. Auf meine Frage erklärte er, dass der Meister wieder geschlagen habe. 
Nach dem Grund befragt, sagte dieser Mann, dass er sich den Esskübel auskratzen 
wollte und dafür von P. mit einem Stock geschlagen wurde. Er streifte seinen Ärmel 
hoch und ich konnte deutlich die Spuren von dem Schlag erkennen. Auf dem Unter-

                                                 
445 Eingabe an die Ortsgruppe Geilenkirchen VVN, 1.12.1947 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/85, p. 
3. 
446 Vernehmungsprotokoll Karl P. v. 19.10.1948, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/84, p. 9. 
447 Eingabe an die Ortsgruppe Geilenkirchen VVN, 1.12.1947 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/85, p. 
3. 
448 Ebd. 
449 Vgl. Vernehmungsprotokoll Karl P. v. 19.10.1948, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/84, p. 9. 
450 Schreiben Hellmaier an die Ortspolizei Baesweiler, 16.10.1948, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/84, p. 8. 
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arm war ein wulstiger Streifen zu sehen. Ich möchte betonen, dass sich dieser Vorgang 
laufend wiederholt hat, als die Leute sich über P. ausklagten.451 

 

Ein anderer Bergarbeiter sagte aus, dass die Ostarbeiter auch auf dem Weg vom Lager zur 

Arbeitsstätte misshandelt worden seien: 

 

�Es war im Jahr 1944, als ich aus der Waschkaue kam. Hier sah ich, wie P. mit etwa 
20 Ostarbeitern vom Schacht zur Lampenbude ging. In der Lampenbude mussten sie 
die Lampen abgeben. [...] Plötzlich beobachtete ich folgendes: Ein Ostarbeiter trat et-
was aus der Reihe. Im gleichen Augenblick schlug P. mit einem Ochsenziemer oder 
Schlauch auf den Ostarbeiter ein. Er hat dem Ostarbeiter mehrere Schläge damit ver-
setzt. [...] Vor der Lampenbude versetzte P. dem Ostarbeiter einige Fußtritte, als dieser 
seine Lampe abgab.�452  

 
 

Einen dritten Fall von Misshandlungen beschrieb ein Hauer, der zum Zeitpunkt des Gesche-

hens gemeinsam mit zwei deutschen und einem russischen Arbeiter einen Senkschacht abteuf-

te. In seiner Aussage wird zugleich deutlich, dass auch eine mitunter sehr handfeste Solidari-

tät mit den �Zivilgefangenen� durchaus möglich war: 

 
�Die Arbeit bei uns war sehr schwer. Außerdem war sie sehr nass. Aus diesem Grunde 
mussten wir mit dem Vorkorb ausfahren, damit wir nicht mit unseren nassen Kleidern 
lange stehen mussten. Die Russen fuhren allgemein erst nach den Deutschen aus. Wir 
nahmen den uns zugeteilten Russen selbst mit und brachten ihn auch ins Lager. Der 
Russe hieß Alex. Eines Tages sagte er mir, da er so viel arbeiten würde möchte ich 
dem Wachmann sagen, dass er ihm zusätzliche Essmarken geben solle. Ich sagte dies 
dem P.. P. nahm jedoch einen Knüppel (es war meines Wissens ein Ochsenziemer) 
und schlug dem Russen auf den Rücken. Ob er nur einmal schlug oder mehrmals, kann 
ich heute nicht mehr sagen. [...] Diesen Vorgang erzählte ich meinen Arbeitskamera-
den. [Einer von ihnen] sagte[:] �Morgen bringe ich den Russen weg, und wenn er ihn 
dann wieder schlägt, dann schlage ich ihm die Fresse ein.� Am anderen Tag kam [die-
ser Arbeitskollege] auch mit P. in Streit.�453 

 
 
Die Misshandlung der Lagerinsassen war keinesfalls ein Einzelfall, sondern integraler Be-

standteil des Lagerregimes und der betrieblichen Repressionsmöglichkeiten. So weist auch 

Stefan Krebs am Beispiel des Stolberger Unternehmens William eine betriebliche Strafpraxis 

nach, die darin bestand, OstarbeiterInnen im Rahmen der von der Gestapo eingeräumten 

Sanktionsmöglichkeiten zu misshandeln, einzusperren oder ihnen die Nahrung zu entzie-

                                                 
451 Vernehmungsprotokoll Peter B. v. 11.10.1948, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/84, p. 6. 
452 Vernehmungsprotokoll Wilhelm D. v. 11.10.1948, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/84, p. 5. 
453 Vernehmungsprotokoll Mathias F. v. 11.10.1948, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/84, p. 6. 
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hen.454 Eine Schlüsselrolle hierbei spielte der als Abwehrbeauftragter, Werkschutzleiter und 

Leiter der Betriebsfeuerwehr fungierende Betriebsleiter Fritz Grupp. In einer von Krebs zitier-

ten Einschätzung zum �Fall Grupp� und zur Rolle der Betriebsfeuerwehr kommt der Entnazi-

fizierungsausschuss Stolberg 1947 zu dem Schluß: 

 

�Ein williges Werkzeug in seiner [Grupps] Hand war die Feuerwehr; nicht selten wur-
de sie als Werks-SS bezeichnet, die sich besonders den ausländischen Arbeitern und 
Arbeiterinnen gegenüber zu Brutalitäten hinreissen liess. [...] Die Fremdarbeiter und �
arbeiterinnen wurden oft schon bei geringen Verfehlungen vom Arbeitsplatz durch 
Feuerwehrleute fortgeführt und Herrn Grupp zugeleitet zum Verhör. Vielfach wurden 
dann die Angeklagten in einen Keller gesperrt und dort unmenschlich geschlagen. An 
den Arbeitsplatz zurückgekehrt zeigten die Misshandelten den deutschen Mitarbeitern 
die Striemen und Flecke der Schläge. Ganz besonders tragisch ist der Fall einer aus-
ländischen Arbeiterin, die nach vielen Quälereien (Aushungerungen, Überarbeit, Ein-
sperrungen und Schläge) sich das Leben durch Erhängen nahm [...].�455 

 

Wie ehemalige Lagerinsassen mitteilten, misshandelte die Betriebsfeuerwehr auch Zwangsar-

beiterInnen, die versucht hatten zu fliehen, anstatt sie an die Gestapo auszuliefern.456 Neben 

dieser betrieblichen Repression, die in der Nachkriegszeit kaum aufgearbeitet wurde und für 

die Täter in der Regel keine juristischen Folgen nach sich zog, waren sowohl ausländische, als 

auch deutsche ArbeiterInnen von der Einweisung in ein AEL bedroht, sobald ihre Arbeitsleis-

tung oder ihr Verhalten nicht der geforderten Norm entsprach oder sie nach einem Fluchtver-

such festgenommen wurden. 

 

 

5.4 Die „Arbeitserziehungslager“ 

 

Von besonderer Bedeutung im regionale System der Zwangsarbeiterlager ist das �Arbeitser-

ziehungslager Alsdorf� (AEL Alsdorf).457 Es entstand im Kontext des Ausbaus dieses Repres-

sions- und Terrorinstruments der Gestapo zu Beginn des Jahres 1944. Zu diesem Zeitpunkt 

war es das einzige AEL im Landkreis Aachen, nachdem das 1940 entstandene �Polizeihaftla-

ger Vicht� bereits 1941 wieder aufgelöst458 und das 1943 gegründete AEL Eilendorf Anfang 

                                                 
454 Vgl. Krebs, a.a.O., S. 94f. 
455 Zit. n. ebd., S. 94.  
456 Vgl. ebd., S. 94ff.  
457 Vgl. Rapport definitif No. 42. Complexe d�Alsdorf, S. 13f, ASVG, Mappe MF 18/5 (Archiv ALVR) 
458 Siehe Kapitel 2.1. 
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1944 in das Kurhaus Aachen-Burtscheid und später in ein früheres Kriegsgefangenenlager in 

Aachen-Steinebrück verlegt worden war.459  

Das im Mai 1944460 gegründete AEL Alsdorf befand sich auf dem Gelände der Anna-

Gruben im Bereich der heutigen Robert-Koch-Strasse, also in der Nähe des Ortszentrums. Es 

bestand aus mindestens zwei Holzbaracken und war von einem etwa 3 m hohen Stacheldraht-

zaun umgeben. An einer Ecke des Lagers befand sich ein Wachturm; nachts wurde der Zaun 

mit Hilfe zweier Scheinwerfer ausgeleuchtet. Zaun und Eingang wurden rund um die Uhr von 

bewaffneten und uniformierten Wachen, Berginvaliden des EBV, kontrolliert. In verwaltungs-

technischer Hinsicht war der EBV, in exekutiver die Gestapo für das Lager verantwortlich. 

Der Lagerführer Peter Mänz aus Alsdorf461 unterstand der vom SS-Hauptsturmführer und 

Kriminalrat Richard Bach geleiteten Gestapo Aachen.462  

Die Gefangenen mussten sich zu Beginn ihrer Internierung einer Rasur unterziehen 

und ihre persönliche Kleidung abgeben, die sie erst bei ihrer Entlassung zurück erhielten. 

Während ihrer Haft trugen sie Arbeitskleidung der Grube mit einer aufgenähten Nummer. Sie 

durften das Lager nicht verlassen und wurden auf dem Weg zum Arbeitsort und während der 

Arbeit permanent von bewaffneten Wachmännern der Grube überwacht. Über die Art ihrer 

Arbeit liegen unterschiedliche Angaben vor, was darauf schließen lässt, dass sie an verschie-

denen Betriebspunkten arbeiten mussten. Erwähnt werden die Gruben Anna I und II, die Koh-

lendestillation sowie Erd- und Ausschachtungsarbeiten.463  

 Soweit der belgische �Service des Victimes de la Guerre� feststellen konnte,464 waren 

mehr als die Hälfte der zwischen 150 bis 250 Insassen deutsche Arbeiter, die vor allem wegen 

sogenannter Arbeitsbummelei und anderer Verstöße gegen die rigide Arbeitsdisziplin einge-

liefert wurden. Die übrigen waren Zwangsarbeiter, die beim Versuch, über die niederländi-

sche, belgische oder französische Grenze zu fliehen, festgenommen worden waren. Über die 

Dauer ihrer Haft entschied die Gestapo willkürlich, wenn auch eine Dauer von sechs Wochen 

in der Regel nicht überschritten wurde.465  

Einen Eindruck von der Funktionsweise des Lagers vermittelt eine von den belgischen 

Behörden zusammen gestellte Übersicht belgischer Insassen: 

 
                                                 
459 Vgl. Forschungsbericht Aachen, a.a.O., S. 95f. 
460 Vgl. Tessin, ananO., Bd. 16, Teil I, S. 352. 
461 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Alsdorf 1944, Reg. Nr. 126. 
462 Vgl. Rapport definitif No. 42. Complexe d�Alsdorf, S. 4ff, 9ff, 14f, ASVG, Mappe MF 18/5 (Archiv ALVR) 
463 Vgl. ebd. 
464 Anders als bei der oftmals oberflächlichen Erfassung Kriegsgefangenen- und Zivilarbeiterlagern recherchierte 
der �Service des Victimes de la Guerre� in diesem Fall sehr gründlich. Neben Informationen (und vermutlich 
auch Akten) der deutschen Institutionen führte er u.a. mehrere Befragungen ehemaliger Insassen durch. Vgl. ebd. 
465 Vgl. ebd. 



 118

Tab 7: Belgische Häftlinge im AEL Alsdorf 

Name Alter Vorheriger Aufenthalt Haftzeitraum Anschließend in 
Gilbert M. 31 Lager in Wickrath  Mai � Juli 1944 Duisburg 
André K. 19 Lager in Oberhausen-Hiesfeld 6.6. � Sept. 1944 geflohen 
Gabriel B. 29 Flucht aus Duisburg 12.6. � 10.7.1944 Duisburg 
Maurice C. 30 Flucht aus Solingen, 

Gefängnis Eupen 
17.6. � 8.7.1944 Solingen 

Roger M. 25 Flucht aus AEL Mülheim-Flug-
hafen 

17.6. � 29.7.1944 Hameln-Walken-
mühle [?] 

Henri A. 19 Flucht aus Walsum Juni � 27.7.1944 Walsum 
Roger B. 21 Aachen 11.7. � 10.8.1944 Siersdorf [?] 
Jean G. 33 Gefängnis Eupen 19.7. � 24.8.1944 gestorben 
Jules M. 23 Flucht aus Mülheim Juli � 28.8.1944 Dortmund 
Armand L. 39 Flucht aus AEL Duisburg Juli � Ende Okt. 44 Duisburg 
Max V. 31 Flucht aus Lager in Wernigerode Juli � Anf. Okt. 44 Solingen [?] 
Joseph G. 44 Flucht aus Lager in Duisburg 14.8. � 7.9.1944 Duisburg 
Guy N. 21 Flucht aus Essen Anf. Aug. 44 - ? Essen 
Yves P. 23 Flucht aus Essen Anf. Aug. 44 - ? Karnap 
Robert T. 21 Flucht aus Wernigerode 8.9. � 25.10.1944 ? 
Clément J. 21 Flucht aus Walkmühle Ende Sept. 44 - ?  ? 
Jules L. 22 ? ? � 17.7.1944 gestorben 
Manuel M. 23 Flucht aus Aachen ? � 22.9.1944 Geflohen 
Maurice M. 34 Flucht aus Siebenhirten ?  Müngersdorf 
Joseph P. 36 Flucht aus Meschede ? � 17.4.1945 befreit durch die 

US-Armee 
Henri S. 21 Lager in Duisburg ? � April/Mai 44 Duisburg ? 
Pierre S. 24 Lager in Holten 2 Monate Geflohen 
Gaston S.  22 Flucht aus Lager Kaisergarten 2 Wochen Kaisergarten 

Quellen: Tableau des convois et transferets (camp disciplinaire d�Alsdorf), in: Rapport definitif  No. 42. Complexe  d�Alsdorf, S. 13f, AVG 
Mappe 18/5 (Kopie ALVR); Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Alsdorf 1944, Reg-Nr. 126, 148.  
 

Wie unschwer zu erkennen ist, waren die Insassen überwiegend aus Zwangsarbeiterlagern im 

Bereich des Ruhrgebietes geflohen und über das Gefängnis der Grenzstadt Eupen nach Als-

dorf gebracht worden. Nach dem Ende ihrer Haft in Alsdorf brachte man sie in der Regel in 

ihre ursprünglichen Lager zurück. Einigen gelang die Flucht aus dem AEL Alsdorf. Zwei In-

sassen, die Belgier Jules Lecerf und Jean Goffin, starben im Lager bzw. in der Kohlendestilla-

tion der Zeche Anna.466 

 Einige der hier aufgeführten Insassen wie Roger M. und Armand B. waren aus AEL in 

Mülheim bzw. Duisburg geflohen. Andere, Maurice M. und Max V., waren vermutlich den in 

Wernigerode bzw. Siebenhirten stationierten Außenkommandos der Konzentrationslager Bu-

chenwald bzw. Mauthausen entkommen, dann aber an der Grenze festgenommen und nach 

Alsdorf transportiert worden, von wo Maurice T. offenbar in das AEL Köln-Müngersdorf 

eingewiesen wurde.467  

                                                 
466 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Alsdorf 1944, Reg.-Nr. 126, 148. 
467 Vgl. CCP, a.a.O., S. 245, 377 sowie die Übersichtskarte bei Lotfi, a.a.O., S. 440f. 
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 Es fällt auf, dass die Liste auch die Namen von Häftlingen enthält, die erst während 

der Evakuierung, teilweise sogar erst nach der Befreiung Alsdorfs eingewiesen oder entlassen 

wurden. Dies deutet darauf hin, dass das Lager im September 1944 nicht aufgelöst, sondern 

verlegt wurde.  

In der Tat ließ der Leiter der Aachener Gestapo, Kriminalrat Bach, Anfang Oktober 

1944 im vormaligen Zwangsarbeiterlager der Zeche Sophia Jacoba in Hückelhoven ein neues 

AEL einrichten, das Anfang 1945 zunächst nach Wassenberg und später nach Kückhoven 

verlegt wurde.468 Hatte das Alsdorfer Lager vor allem als Straf- und Disziplinierungsort für 

deutsche Beschäftigte und entflohene ZwangsarbeiterInnen fungiert, so wurden im AEL Hü-

ckelhoven in erster Linie Menschen terrorisiert, die im evakuierten rückwärtigen Frontgebiet 

von den Einsatzkommandos der Gestapo festgenommen wurden. �In der Regel wurden die 

eingelieferten Personen mit 56 Tagen Schutzhaft bestraft,� erklärte der Kriminalpolizeimeis-

ter Caplan im Rahmen eines späteren Ermittlungsverfahrens gegen ehemalige Aachener Ges-

tapobeamte. Andere Häftlinge �verblieben� im Lager nur �bis zu ihrem Abtransport zur Sta-

postelle Köln oder zu einem KZ-Lager.� Caplans Aussage macht zugleich die unmenschli-

chen Existenzbedingungen der Lagerinsassen und die besondere sexistische Gewalt gegen die 

inhaftierten Frauen deutlich. Die Insassen erhielten die ihnen zustehenden Lebensmittel und 

Rauchwaren nicht, während die Gestapo im Lager �rauschende Feste� feierte, �wozu auch 

weibliche Lagerinsassen hinzugezogen und auch geschlechtlich gebraucht� worden seien.469 

Darüber hinaus fungierte das AEL Hückelhoven als Hinrichtungsort. Die zu Ermor-

denden waren teilweise durch einen codierten Hinweis in Form dreier Kreuze auf ihren Ein-

lieferungspapieren als solche markiert.470 In anderen Fällen entschied Kriminalrat Bach erst 

nach der Einlieferung, ob die betreffende Person im Lager verbleiben, in ein Konzentrations-

lager eingewiesen oder durch das Lagerpersonal ermordet werden solle. Doch scheint es auch 

der Lagerführung möglich gewesen zu sein, eigenmächtig Lagerinsassen zu töten. Kriminal-

polizeimeister Caplan sagte hierzu aus: 

 

�Bach entschied [...] darüber, wer in dem Lager erschossen wurde. Es waren dies die 
sogenannten klaren Fälle. Es handelte sich dann aber meistens um Personen, die we-
gen Feindbegünstigung oder wegen angeblicher Spionage zur Anzeige gekommen und 
festgenommen worden waren. Ob eine objektive Untersuchung stattgefunden hatte o-
der nicht, spielte keine Rolle. In solchen Fällen gab Bach die Akten dem jeweiligen 
Lagerkommandanten zur Vollstreckung des Urteils, damit in den Akten der Erledi-

                                                 
468 Vgl. Bericht des Kriminalpolizeimeisters Caplan v. 16.6.1947 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/2, 
p. 262. 
469 Vgl. ebd. 
470 Vgl. Lotfi, a.a.O., S. 276. 
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gungsvermerk eingetragen wurde. In dem Lager Hückelhoven waren nacheinander die 
Lagerkommandanten Bockmühl, Flohr und Krenkel eingesetzt. Auch diese Lager-
kommandanten haben nach freiem Ermessen und auf eigene Faust Leute erschossen 
und erschießen lassen. In solchen Fällen handelt es sich um Personen, die auf der 
Flucht erschossen wurden. Diese wurden aber außerhalb des Lagers niederge-
macht.�471 

 

Auch ein als Wachmann des AEL Hückelhoven beschäftigter Bergmann der Grube Sophia 

Jacoba hebt die Henkerfunktion der Lagerführer hervor: 

 

�Mir ist auch bekannt geworden, dass in dem Lager Erschießungen vorgenommen 
wurden. Mir sind insgesamt 4 Fälle bekannt. Darunter befand sich eine deutsche Frau, 
angeblich wegen Spionage. Die Erschießung fand statt zur Wintersonnenwende, also 
am 20.-21. Dez. 1944. Ich selbst bin bei der Hinrichtung dabei gewesen und habe ge-
sehen, dass die Leute tatsächlich erschossen worden sind. Ich erhielt von dem Lager-
kommandanten Krenkel den Auftrag, die deutsche Frau zur Schlackenhalde zu brin-
gen. Krenkel und Herbst brachten jeder einen Russen oder Polen, die Nationalität ist 
mir nicht genau erinnerlich, mit, die ebenfalls erschossen wurden. Diese drei Leichen 
sind in einem Grabe beerdigt worden und zwar unten an der Schlackenhalde. Vor der 
Exekution habe ich mit einigen Russen das Grab schaufeln müssen. Am nächsten Tag 
ist das Grab durch Russen zugeschaufelt worden.�472  

 

Diese Praxis des Mordens durch Gestapo und Lagerpersonal setzte sich auch nach der Verle-

gung des Lagers nach Wassenberg und Kückhoven fort.473 Insgesamt fielen der Gestapo im 

Bereich Erkelenz während dieser Phase 74 Menschen zum Opfer.474 Dass es im Bereich des 

heutigen Kreises nicht zu Massenmorden dieser Größenordnung kam, ist vor allem der frühen 

Einnahme durch die Alliierten zu verdanken. Gleichwohl knüpfen sie nahtlos an eingespielte 

Formen und Institutionen der Disziplinierung an, die, wie das AEL Alsdorf, auch hier bestan-

den. 

 

 

                                                 
471 Vgl. Bericht des Kriminalpolizeimeisters Caplan v. 16.6.1947 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/2, 
p. 262. 
472 Bericht des Bergmanns August W. v. 16.6.1947 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/2, p. 262. 
473 Vgl. Bericht des Kriminalpolizeimeisters Caplan v. 16.6.1947 (Abschrift), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/2, 
p. 262. 
474 Vgl. Lotfi, a.a.O., S. 276. 
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6 Repression und Terror 
 

 

 

Im Rahmen der Analyse des regionalen Verlaufs der Zwangsarbeit und des regionalen Lager-

systems ist deutlich geworden, mit welchen Sanktionsmitteln die unteren Verwaltungs- und 

Polizeibehörden sowie das betriebliche und militärische Lagerpersonal ausgestattet waren, 

und in welchem Maße sie hiervon gegenüber den verschiedenen Zwangsarbeitergruppen 

Gebrauch machten. Darüber hinaus aber wurde die erzwungene Arbeit für den Feind durch 

offen terroristische Praktiken wie zum Beispiel die Einweisung der �Arbeitsvertragsbrüchi-

gen� in Arbeitserziehungs- oder Konzentrationslager oder die Ahndung von Liebesbeziehun-

gen osteuropäischer Männer mit deutschen Frauen mit der Todesstrafe zu einem Horror, der 

in abgemilderter Form auch jene Deutschen betraf, die sich aus menschlichen oder politischen 

Gründen nicht an die vorgegebenen Verhaltensmuster gegenüber ZwangsarbeiterInnen hiel-

ten. Dieser Aspekt der Repression, für den neben den unteren Verwaltungs- und Polizeiorga-

nen in erster Linie die Aachener Gestapobeamten verantwortlich waren, soll nun exempla-

risch untersucht werden. 

 

 

6.1 Die Verfolgung der „Arbeitsvertragsbrüchigen“ 

 

Zahlreiche ZwangsarbeiterInnen versuchten ihren elenden Arbeits- und Existenzbedingungen 

durch Flucht zu entkommen, die pauschal als �Arbeitsvertragsbruch� kriminalisiert und ver-

folgt wurde. Die meisten Flüchtlinge � aus dem Raum Aachen und dem Reichsinneren � ver-

suchten, über die Grenze in ihre Heimat, zumindest aber in eines der besetzten Länder, in de-

nen sie eine geringere Kontrolldichte und einer solidarischere Gesellschaft zu finden hofften, 

zu entkommen. Der Kreis Aachen war damit auch Durchgangsraum tausender �Arbeitsflüch-

tiger�. Um sie zu fassen, baute die Gestapo den Grenzschutz kontinuierlich von einer Über-

wachung der Grenzlinie durch Posten hin zur Überwachung eines grenzbegleitenden Raumes 

und seiner Verkehrswege, insbesondere der Bahnhöfe und Eisenbahnlinien, aus. Den kommu-

nalen und regionalen Verwaltungs- und Polizeibehörden, aber auch die Land- und Stadtwach-
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ten, wurden in diesem Überwachungsraum konkrete Funktionen, etwa die Durchführung ab-

schreckender Großrazzien, zugewiesen.475 

 Die Verfolgung des �Arbeitsvertragsbruchs� begann im Augenblick der Flucht aus 

dem Lager. Der Anweisung der Gestapo an die Wachmänner, bei Fluchtversuchen gezielt zu 

schießen, fielen im Kreis Aachen nachweislich zwei sowjetische Zivilarbeiter zum Opfer: Der 

20jährige Ostarbeiter Wladimir Trocenko aus Buki im Kreis Zipowitschi starb am 28. Januar 

1943 im Knappschaftskrankenhaus Bardenberg an den Folgen eines Bauchschusses aus der 

Waffe eines Wachmanns des Ostarbeiterlagers der Grube Anna III in Alsdorf.476 In Eschwei-

ler wurde am 17. Juli 1943 der 23jährige Michail Mischtschenko aus Aginsk im Kreis Kras-

noharek �auf der Flucht� niedergeschossen.477 Die Dunkelziffer lag mit Sicherheit höher.478  

Mit dem Ausbau Aachens zur Drehscheibe des Westarbeiter-Einsatzes entstand das 

bereits erwähnte Durchgangs- und Auffanglager in der Aachener Richard- bzw. Mauerstraße. 

Neben seiner Funktion, angeworbene Westarbeiter mit Papieren auszustatten und ins Reichs-

innere weiterzuleiten, diente es auch dazu,  

 
�alle im Grenzgebiet anlaufenden ausld. Arbeitskräfte, die entweder auf Urlaub oder 
sonstigen Gründen in ihre Heimatländer zurückkehren wollen, jedoch nicht im Besitze 
ordnungsgemäßer Papiere sind, zunächst einmal zu sammeln und dann in entspre-
chender Weise zu betreuen.�479 
 

Da fehlende Papiere vielfach �nicht Schuld des Arbeiters�, sondern Folge einer �fehlerhaf-

te[n] Betreuung seitens der Betriebsführer� waren, wies die Gestapo Aachen die Landräte an, 

�bei der Überführung der angehaltenen Arbeiter großmöglichste [sic] Vorsicht� zu üben und 

�von einer nach außen sichtbaren Eskortierung durch uniformierte Beamte� abzusehen. Inner-

halb der Lager entschieden dann Beamte des Aachener Arbeitsamtes, des Polizeipräsidiums, 

der Reichsbahn, der Reichsbank und der Gestapo in einem koordinierten Verfahren über die 

�Weiterbehandlung der ins Lager eingebrachten Arbeiter�.480 Im Lager fand demnach ein 

Selektionsprozess statt, der auf die Identifizierung und Disziplinierung der tatsächlich �kon-

traktbrüchigen� ZivilarbeiterInnen zielte. Diese wurden vor ihrem Transport in ein AEL oder 
                                                 
475 Vgl. Erlaß des RFSS betr. Kriegsfahndung (Fahndungsaktionen nach flüchtigen Kriegsgefangenen und aus-
ländischen Arbeitskräften) und verstärkte Personenüberwachung, 5.12.1942, StA Monschau (Monschau), 11120, 
n.p. 
476 Vgl. Schreiben an Staatsanwaltschaft Aachen, 29.1.1943, Standesamt Würselen, Sammelakten zum Sterbe-
buch 1943, Reg.-Nr. 15. 
477 Vgl. Stadt  Eschweiler an LR Aachen, Nachweisung russischer Staatsangehöriger, 14.2.1946, HStAD, Reg. 
Aachen 20681 I, p. 99. 
478 In den ausgewerteten Standesregistern finden sich mehrfach die Angabe �Schussverletzung� o.ä. ohne genau-
eren Hinweis auf den Hintergrund. Zu bedenken ist auch, daß die Todesursachen zahlreicher ZwangsarbeiterIn-
nen , v.a. der sowjetischen Kriegsgefangenen, nicht überliefert sind. Siehe hierzu Kap. 7. 
479 Stapo Aachen an Landräte des Bezirks, 6.6.1941, StA Stolberg (Stolberg), 3072. 
480 Vgl. ebd.  
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KZ in einem �Polizeihaftlager� innerhalb des Lagerkomplexes Mauerstrasse gefangen gehal-

ten.481  

 Parallel dazu wies der Regierungspräsident die Landräte im März 1941 an, �alle 

Kriegsgefangenen, die ohne die vorgeschriebene Begleitung auf öffentlichen Straßen und 

Wegen betroffen [sic] werden, festzunehmen und dem nächsten Kriegsgefangenenlager zuzu-

führen�, wo dann das zuständige Stalag über das weitere Schicksal der Betroffenen ent-

schied.482 Anderthalb Jahre später ordnete der Regierungspräsident ergänzend eine �ver-

schärfte Überwachung� der Kriegsgefangenen auf ihren Arbeitsstellen an.483 

 Dennoch stieg die Zahl der �Arbeitsflüchtigen� kontinuierlich. Das Management des 

�Arbeitseinsatzes� reagierte mit einem Ausbau der Sondervollmachten der Gestapo. Wie die 

Staatspolizeistelle Köln, der die Aachener Gestapo nach einer Umstrukturierung als Außen-

stelle unterstand, im Februar 1943 mitteilte, waren �sämtliche Anzeigen gegen ausl. Arbeits-

kräfte wegen Arbeitsvertragsbruch� fortan �von der Geheimen Staatspolizei� zu bearbeiten. 

Die Ortspolizei sollte die Betriebe zu einer rigiden Anzeigenpraxis bewegen, entsprechende 

Ermittlungsergebnisse liefern und an die Kreispolizeibehörden weiterleiten. Diese waren nun 

ermächtigt, �in allen leichteren Fällen des Arbeitsvertragsbruchs gegen die Beschuldigten im 

Auftrage der Geheimen Staatspolizei [...] eine Warnung auszusprechen und Erziehungshaft [!] 

bis zu drei Tagen anzuordnen.� Handelte es sich nach Ansicht der Kreispolizei um �schwerere 

Fälle�, so leiteten sie die Ermittlungsakten zur �Prüfung� der �erforderlichen Maßnahmen 

(Schutzhaft, Unterbringung in einem Arbeitserziehungs- oder Konzentrationslager� an die 

Gestapo weiter. Bis deren Entscheidung vorlag, blieben die Festgenommen bei den Orts- bzw. 

Kreispolizeibehörden in Haft.484  

 Da auch dies aus Sicht der Gestapostelle Köln nicht ausreichte, ordnete sie angesichts 

�zunehmender Fluchtfälle� im September 1943 wöchentliche Sammeltransporte ausländischer 

Arbeiter, die nach einer Schnellanhörung im �Verdacht des Arbeitsvertragsbruchs bezw. der 

Arbeitsflucht� standen, zur Aachener Außenstelle der Gestapo an.485 Wenige Monate später, 

im Februar 1944, verschärfte die Gestapo diese Praxis von neuem: Sämtliche OstarbeiterIn-

                                                 
481 Vgl. hierzu Forschungsbericht Aachen, S. 90-94.  
482 RP an LR des Bezirks, 10.3.1941, StA Monschau (Monschau), 11140, n.p. 
483 RP an LR des Bezirks, 24.7.1942, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
484 Gestapo Köln an Kreispolizeibehörden in den Reg.-Bez. Köln u. Aachen, 9.2.1943, StA Monschau (Mon-
schau), 11120, n.p. 
485 Festgenommene Ostarbeiterinnen sollten anweichend davon zur Kölner Gestapostelle transportiert werden. 
Vgl. Gestapo Köln an LR der Reg.-Bez. Köln u. Aachen etc., 19.9 u. 12.10.1943, StA Monschau (Monschau), 
11120, n.p. 
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nen, die während ihrer Flucht �aufgegriffen� wurden, wurden fortan �ohne jede Ausnahme� 

in ein Konzentrationslager deportiert.486  

 Den Ablauf dieser Deportationen können wir am Beispiel des Kreises Monschau be-

leuchten. Bereits im Januar 1944 hatte der Landrat � offenbar informiert über die bevorste-

hende Verschärfung � die Bürgermeister davon in Kenntnis gesetzt, dass �in den kommenden 

Monaten mit einer verstärkten Polizeitätigkeit in bezug auf die Festnahme von Kriegsgefan-

genen und vertragsbrüchigen ausländischen Arbeitern� zu rechnen sei. Die Bürgermeister 

sollten die kommunalen �Polizeigefängnisse� zu diesem Zweck herrichten und ihre �ständige 

Bewachung� sicherstellen, damit �die Unterbringung eines Festgenommenen jederzeit mög-

lich ist.�487 In diesen meist in Rathauskellern gelegenen Zellen der örtlichen Polizei wurden 

die Festgenommenen ab Februar 1944 gesammelt, in Listen erfasst und über das Polizeige-

fängnis der Gemeinde Monschau einmal wöchentlich, und zwar mittwochs von 8 bis 14 Uhr, 

nach Köln transportiert. Männliche Ostarbeiter mussten dort in der �SS-Baubrigade III� in 

den Kölner Messehallen, einem Außenkommando des KZ Buchenwald, Frauen im �Polizei-

Hilfsgefängnis Köln Deutz� unter absolut menschenverachtenden Bedingungen Zwangsarbeit 

leisten.488  

 Von März bis Mai 1944 ließen die Polizeibehörden der Gemeinden Simmerath, Kal-

terherberg, Monschau, Kesternich und Roetgen mindestens 14 Frauen und Männer in das 

Kölner Messelager bzw. das Polizei-Hilfsgefängnis deportieren: Nikolaus Kasnizow, Alexan-

der Tschoenow, Hukonav Stabnob, Cmonath Mebrexke, Michel Ameda, Michel Duoada, E-

wald Sewak, Stanislaw Löbicniecki, Wassiliy Kobitzky, Maraschol Dimitrin, Hawno Krolla, 

Alexander Pawlenko, Maria Schulhar und Nikolaus Buschkirow.489 Wieviele Menschen paral-

lel dazu aus dem Landkreis Aachen deportiert wurden, ist nicht überliefert.  

  

6.2 Die Hinrichtung von Zwangsarbeitern 

 

Einer der bislang am stärksten verdrängten Komplexe der regionalen NS-Geschichte ist die 

Ermordung von ZwangsarbeiterInnen.490 Der Grund mag sein, dass neben der Aachener Ges-

                                                 
486 Vgl. Gestapo Köln, an LR der Reg.-Bez. Köln u. Aachen etc., 23.2.1944, StA Monschau (Monschau), 11120, 
n.p. 
487 LR Monschau an BM des Kreises, 7.1.1944, HStAD, BR 1011/151 II, n.p. 
488 Vgl. Gestapo Köln an LR der Reg.-Bez. Köln u. Aachen, 23.2.1944, StA Monschau (Monschau), 11120, n.p. 
489 Vgl. die Namenslisten der einliefernden Ortspolizeibehörden an das Polizeihilfsgefängnis Köln-Deutz bzw. 
die SS-Baubrigade III in Köln v. 20.3., 11.4., 2.5. u. 9.5.1944 sowie die Schreiben des BM Monschau an die 
Ortspolizeibehörden Roetgen, Kalterherberg, Simmerath und Kesternich betr. Behandlung wieder ergriffener 
flüchtiger Ostarbeiter(innen) [sic] v. 18.5.1944, StA Monschau (Monschau), 18.5.1944.  
490 In der im Rahmen des Forschungsprojekts gesichteten Heimatliteratur fand sich kein Hinweis auf die Hinrich-
tungen. Die Ermordung von Johann Zdum in Eschweiler wurde 1993 erstmals in einer Dokumentation des 
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tapo, die hier sicherlich die Hauptschuld trifft, eine Vielzahl lokaler Akteure - von Denunzian-

tInnen und Landwachtmännern über Dorfgendarmen und Bürgermeister bis hin zur lokalen 

NS-Prominenz � in die Vorbereitung der Hinrichtungen eingebunden war. Entgegen einer 

verbreiteten Auffassung fanden die meisten Hinrichtungen keineswegs verborgen, sondern 

auf eine perfide Weise öffentlich statt. Insgesamt sieben Zwangsarbeiter wurden im Kreis Aa-

chen gehenkt, weil sie des Geschlechtsverkehrs mit Deutschen oder des Plünderns beschuldigt 

wurden. Darüber hinaus liegen Hinweise auf Morde an 16 niederländischen Zivilarbeitern und 

möglicherweise auch mehreren sowjetischen Kriegsgefangenen vor.  

 Mit den �Polen-� und �Ostarbeitererlassen� des RSHA war es den regionalen Gestapo-

Stellen möglich, polnische und sowjetische Zivilarbeiter allein aufgrund einer Liebesbezie-

hung zu einer deutschen Frau hinrichten zu lassen. Ein standardisiertes Verfahren sah vor, 

dass die meist denunzierten Opfer von der Ortspolizei festgenommenen, verhört und an das 

zuständige Gestapo-Referat � im Regierungsbezirk Aachen war dies das Referat II H der 

Staatspolizeistelle bzw. Außenstelle Aachen491 - weitergeleitet wurden. Diese beantragte beim 

Reichssicherheitshauptamt schriftlich die sogenannte �Sonderbehandlung�, womit die Hin-

richtung ohne juristisches Verfahren und anwaltlichen Schutz gemeint war. Bis eine Ent-

scheidung des RSHA vorlag, blieben die Betroffenen in Haft. Ordnete das RSHA die �Son-

derbehandlung� an � was in aller Regel der Fall war � so organisierte die zuständige Gestapo-

Stelle die Hinrichtung, wobei sie auf die Mitwirkung der örtlichen Verwaltung und Polizei 

angewiesen war. Für den Mord selbst benutzte die Aachener Gestapo einen transportablen 

Galgen in Form eines Klapptisches mit eingebauter Falltür.492 In seiner zynischen Sachlich-

keit erschreckend, gab das RSHA in seinen Hinrichtungsbefehlen folgendes Ablaufschema 

vor: 

 
�Gemäß Erlaß des RFSS � S IV-826/4og.Rs. � sind der Höhere SS- und Polizeiführer, 
der Inspekteur der Sicherheitspolizei und des SD und ferner der zuständige Landrat 

                                                                                                                                                         
Eschweiler �Arbeitskreises gegen Rechts� erwähnt. Dort heißt es, die Hinrichtung sei �in Dürwiß ein offenes 
Geheimnis, das nach außen hin jedoch bis heute totgeschwiegen wird.� Vgl. Arbeitskreis gegen Rechts (Hrsg.), 
a.a.O., S. 23. 
491 Die Abteilung II der Stapostelle Aachen war für den Kompex �Innenpolitische Polizei� zuständig. Das Auf-
gabengebiet des Referats II H umfasste: �Angelegenheiten der Partei und ihrer Gliederungen, Umgang mit 
Kriegsgefangenen und Zivilarbeitern, Sonderbehandlung, Wehrmachtsangelegenheiten (Einquartierung, uner-
laubtes Bautemachen), Plündern, Geschlechtskrankheiten, Widerstandsbewegung in Eupen, Malmedy, altbelg. 
Gebiete, polit.-polizeil. Abwehrbeauftragte�. (Organisationsplan der Staatspolizeistelle Aachen, o.D., Anlage zur 
Geschäftsordnung der Staatspolizeistelle Aachen, 1.3.1942, HStAD, RW 25/1, p. 32. Personell waren die Abtei-
lungen II C, D, E und H u.a. mit den Beamten Himmel, Lammertz und Löbermann besetzt, die im Rahmen spä-
terer Ermittlungen in direkter Beziehung zu den Hinrichtungen gebracht werden konnten. Vgl. Stellenvertei-
lungsplan der Stapostelle Aachen, o.D., HStAD, RW 35/1, p. 1. 
492 Der Galgen ist in mehreren Ermittlungsakten der 1940er und 50er Jahre erwähnt. Vgl. 14. K.-Außenstelle 
Düren, Vernehmung des Polizeimeisters M., 24.4.1961, HStAD (Kalkum), Ger.-Rep. 89/60, p. 22f; LKA NRW, 
Dez. 15, Zeugenvernehmung Wilhelmine M., 11.12.1961, ebd., p. 62ff. 
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und Kreisleiter der NSDAP sofort zu verständigen, damit sie gegebenenfalls der Exe-
kution als Zeugen beiwohnen können. 
Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die übrigen Zivilpolen und etwa noch vorhandenen 
poln. Kriegsgefangene nach der Exekution am Richtplatz vorbeigeführt werden, um 
eine abschreckende Wirkung zu erzielen. Der Exekutionsort ist bis zur Abnahme der 
Leiche, die nach der Vorbeiführung der Polen erfolgen kann, unter entsprechende Ü-
berwachung zu stellen. 
Alsdann ist die Leiche einem Krematorium zur Verbrennung zu übergeben.493 
Ich ersuche um beschleunigte Übersendung eines Vollzugsberichtes mit Sterbeurkun-
de [...] durch Schnellbrief. Tag und Stunde der Exekution des Polen sind durch FS 
[Fernschreiben] voraus zu melden. Ferner ist über die Auswirkung der Hinrichtung 
[...] auf die Bevölkerung sowie auf die Polen zu berichten. Bilder vom Richtplatz und 
dem Vorbeimarsch der Polen sind beizufügen.�494 

 

Der 1915 im polnischen Korczew bei Sokolow geborene Zivilarbeiter Johann Zdum war das 

erste Opfer dieser Politik im Kreis Aachen.495 Als Landarbeiter auf einem Bauernhof in Dür-

wiß eingesetzt und im Lager Gasthausstraße 43 untergebracht, war er Anfang 1941 wegen 

einer Affäre mit einer 32jährigen Frau vom Ortsgendarmen Leopold Romeike festgenommen 

und zur Staatspolizeistelle Aachen überführt worden. Während er in Aachen inhaftiert war,496 

verließ seine Partnerin ihr Heimatdorf, brachte noch im gleichen Jahr in Köln das gemeinsa-

me Kind zur Welt, dessen Vater sie verschwieg, und heiratete 1944 in Nürnberg schließlich 

einen Deutschen.497 Nach etwa einjähriger Haft wurde Johann Zdum am 20. März 1942 in der 

Nähe einer Kapelle in Dürwiß erhängt.498 Etwa zur gleichen Zeit henkte die Gestapo zwei 

weitere Polen im Kreis Düren, was, wie Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé sichtlich be-

friedigt feststellte, von der Bevölkerung �begrüßt� worden sei.499 Ein weiterer polnischer Ar-

beiter, Josef Babuschkewitz, wurde am 18. Juni des gleichen Jahres in Steckenborn (Kreis 

Monschau) �wegen Geschlechtsverkehrs mit deutschen Frauen� hingerichtet.500 

 Der Ablauf einer solchen Hinrichtung und die Mitwirkung der lokalen Akteure können 

wir an einem Beispiel aus Schleibach, einem Dorf der ehemaligen Gemeinde Broichweiden, 

erkennen. Laut Sterberegister wurde dort am 10. Juni 1942 der polnische Zivilarbeiter Josef 

                                                 
493 Abweichend wurden die Leichen auch dem Anatomischen Institut der Universität Bonn zur Verfügung ge-
stellt. 
494 Der Text stammt aus dem Hinrichtungsbefehl gegen einen ehemaligen polnischen Kriegsgefangenen im Be-
reich der Gestapo Düsseldorf: RSHA an Staatspolizeileitstelle Düsseldorf, 14.6.1941, HStAD (Kalkum), Ger. 
Rep. 89/60, n.p. (Sammlung v. Erlassen etc.). 
495 Vgl. Standesamt Eschweiler, Sterbebuch Dürwiß 1942, Reg.-Nr. 16. 
496 Vgl. LKA NRW, Dez. 15, Ermittlungsbericht v. 28.7.1966, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/193, p. 16f. 
497 Vgl. 14. K.-Außenstelle Düren, Bericht v. 16.6.1965, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/193, p. 13f. 
498 Vgl. die Sterbeurkunde vom 13. April 1942, Standesamt Eschweiler, Sterbebuch Dürwiß 1942, Reg.-Nr. 16. 
499 Kreisleiter Schubert an Gauleiter Grohé, Monatsbericht März 1942, HStAD, RW 23/1, p. 74. 
500 Vgl. Polizeibehörde des Reg.-Bez. Aachen an Oberstaatsanwalt Köln, 13.1.1953, HStAD (Kalkum), Ger. 
Rep. 89/193, p. 15. 
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Turski, 1914 in Wygnanka bei Warschau geboren,501 hingerichtet. Darüber hinaus existiert ein 

staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren aus der Nachkriegszeit, das sich ebenfalls auf 

eine Hinrichtung in Schleibach bezieht, jedoch widersprüchliche Angaben über den Tatzeit-

punkt enthält. Die Hinrichtung wurde von den meisten im Lauf des Ermittlungsverfahrens 

befragten ZeugInnen auf das Jahr 1944 datiert. Es ist daher nicht auszuschließen, dass in 

Schleibach zwei Hinrichtungen stattgefunden haben. Das Opfer der im Ermittlungsverfahren 

beschriebenen Hinrichtung war ein polnischer Zivilarbeiter, der Gut Schleibach beschäftigt 

und von der Ortspolizei Broichweiden wegen sexueller Kontakte zu einem deutschen Jugend-

lichen festgenommen worden war.502 Nach etwa achtmonatiger Haft im Gerichtsgefängnis 

Aachen unterrichtete der Leiter der Staatspolizeistelle Aachen, Kriminalrat Richard Bach, den 

Bürgermeister der Gemeinde Broichweiden, Rudolf Blum, und den kommissarischen Orts-

gruppenleiter der NSDAP und Wegemeister der Gemeinde, Theodor Classen, persönlich über 

die bevorstehende Hinrichtung.503 Der Bürgermeister informierte daraufhin � ohne Wissen der 

Gestapo � einen Pfarrer, der dem Deliquenten beistehen sollte, und erteilte Classen den Auf-

trag, �zwecks Errichtung des Galgens� eine �geeignete Stelle in der Nähe des Tatortes� aus-

zusuchen, woraufhin dieser sich mit dem Eigentümer des Guts Schleibach in Verbindung 

setzte.504 Als die Hinrichtung am folgenden Morgen in der Nähe des Gutes stattfand, nahmen 

der Bürgermeister, ein Vertreter des Landrats, der Ortsgruppenleiter der NSDAP und andere 

�hohe Parteimänner in Uniform� als Zeugen oder Gäste teil.505 Die Ortspolizei von Broich-

weiden und einigen Nachbargemeinden sowie die Gendarmerie des Landkreises Aachen wa-

ren war für die Absperrung des Hinrichtungsortes und die Herbeischaffung von mehr als 200 

polnischen ZwangsarbeiterInnen zuständig. Nach einer Ansprache in polnischer Sprache 

musste ein polnischer Zwangsarbeiter die Hinrichtung vollstrecken.506 Danach, so ein polni-

scher Augenzeuge, wurden die 200 ZwangsarbeiterInnen �einzeln an dem aufgehängten Polen 

vorbeigeführt. Der Pole hing an einem Baum und hatte seine Augen mit einem schwarzen 

Tuch verbunden.�507 Eine Zeitzeugin berichtete im Februar 2002 unter Berufung auf die Aus-

sagen eines auf dem elterlichen Bauernhof eingesetzten polnischen Landarbeiters: 

 

                                                 
501 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebuch Broichweiden 1942, Reg.-Nr. 50. 
502 Vgl. Polizeistation Broichweiden, Äußerung Polizeimeister Doersch, 30.6.1949, HStAD (Kalkum), Ger.-Rep. 
89/82, p. 10. 
503 Vgl. Polizeibehörde Linnich, Vernehmungsprotokoll Classen, 12.8.1949; Polizeibehörde Broichweiden, Ver-
nehmungsprotokoll Blum, 19.8.1949, HStAD (Kalkum), Ger.-Rep. 89/82, p. 15, 17. 
504 Vernehmungsprotokoll Blum, 19.8.1949, HStAD (Kalkum), Ger.-Rep. 89/82, p. 15, 17. 
505 Vgl. ebd. sowie Polizeistation Broichweiden, Äußerung Polizeimeister Doersch, 30.6.1949, HStAD (Kal-
kum), Ger.-Rep. 89/82, p. 10.  
506 Vgl. ebd. 
507 Vernehmungsprotokoll Kasimir K., 3.7.1949, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/82, p. 8. 
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�1943 wurde in Schleibach ein polnischer Zwangsarbeiter erhängt. Alle Polen der 
Umgebung mussten dabei zusehen. Unser damaliger Pole musste dabei sein. Er erzähl-
te uns dann später, alle [polnischen] Zuschauer hätten im Kreis darum gestanden. Als 
einer der Zuschauer ohnmächtig wurde, habe man ihn ins Gesicht geschlagen, bis er 
wieder zu sich kam. Dann habe man ihn am Arm gepackt und vor den Toten gestellt. 
Wenn einer der Zuschauer den Kopf gesenkt habe, wurde er angebrüllt und musste den 
Toten anschauen. Unser Pole [...] hat bitterlich geweint. 
Am Tage der Hinrichtung kam ich auf dem Rückweg von der Landwirtschaftlichen 
Berufsschule in Broichweiden am alten jüdischen Friedhof in der Nähe von Gut 
Wambach vorbei. Hier waren Gemeindearbeiter damit beschäftigt, einen Sarg aus ro-
hem Holz abzuladen. Als ich stehen blieb, kam einer der Männer auf mich zu. Mit 
dem Daumen deutete er an, dass ich verschwinden soll.�508 
 

Mit der Verschärfung der Repression im letzten Kriegsjahr ging eine Ausweitung der �Son-

derbehandlungen� auf immer mehr Überlebensstrategien und Verhaltensweisen ausländischer 

ArbeiterInnen einher. Am 25. April 1944 wurden drei polnische Jugendliche, der 20jährige 

Josef Skopik aus Worochta-Balz (Kreis Hrubieschow), der 20jährige Johann Reszka aus Rud-

nik bei Lublin und der 16jährige Borislaw Piszewicz aus Teodorowka-Trampol509 � in der 

Nähe ihres Lagers am Stolberger Bahnhof vor den Augen zahlreicher deutscher Zeugen und 

Gäste sowie hunderter polnischer ZwangsarbeiterInnen von der Aachener Gestapo hingerich-

tet, weil sie einige Lebensmittel aus einem Waggon am Aachener Westbahnhof entwendet 

haben sollten, was ihnen als �Plünderung� ausgelegt wurde.510 Der SA-Mann Heinrich We-

ber, der am Vortag während einer Feierstunde für einen örtlichen Ritterkreuzträger von 

NSDAP-Kreisleiter Fried zur Hinrichtung eingeladen worden war, gab 1949 zu Protokoll: 

 
�Die Richtstätte befand sich an dem Polenlager hinter dem Bahnhof. Als wir dort 
standen, kam ein großer Wagen mit den drei verurteilten Polen, die von drei SS-
Leuten, und zwar einem Sturmführer, einem Scharführer und einem Unterscharführer 
in SS-Uniform, und einem Herrn in Zivil begleitet wurden. Der Herr in Zivil verlas an 
der Richtstätte das Urteil und dann wurde den Verurteilten von den SS-Männern der 
Strick um den Hals gelegt. Dann meldeten sie dem SS-Sturmführer: �Alles zur Ur-
teilsvollstreckung vorbereitet!� Dieser gab sie dann frei und damit stießen die beiden 
SS-Männer die Tische unter den Deliquenten fort, so dass sie frei in der Luft hingen. 
Anschließend trat ein Arzt an die Erhängten heran und stellte den eingetretenen Tod 
fest. Dann wurde eine Liste herumgereicht, in die sich die anwesenden Augenzeugen 
eintragen sollten, dass dem Gericht Genüge getan sei und die Hinrichtung ordnungs-
gemäß vollzogen wurde.�511  

 

Der Eindruck, dass die offiziellen deutschen Zuschauer den Hinrichtungen völlig emotionslos 

gegenüberstanden, wenn nicht gar Befriedigung dabei empfanden, verdichtet sich, wenn wir 
                                                 
508 Brief von Frau Maria Kormann, Würselen an den Autor, 18.2.2002. 
509 Vgl. die Kopien ihrer Sterbeurkunden in HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/225. 
510 Vgl. Polizeibehörde Stolberg, Vernehmungsprotokoll Heinrich Weber, 6.3.1949, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 
89/225, p. 11. 
511 Ebd. 
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die Schilderung eines Oberleutnants berücksichtigen, der während seiner Ausbildung an der 

Heeresoffiziers-Vorschule in Jülich das Verhalten seiner Vorgesetzten nach einer Hinrichtung 

im Landkreis Jülich � möglicherweise der von Johann Zdum in Dürwiß - erlebte: 

 
�Im Frühjahr 1942 kamen eines Nachmittags die in der Schule eingesetzten Oberleut-
nants Grote und Zeller ins Kasino. Sie waren stark angeheitert, taten zunächst sehr ge-
heimnisvoll, setzten sich aber schließlich zu mir und vertrauten mir an. Der Kreisleiter 
von Jülich, Pg. Zantis, habe sie beide während des gestrigen Herrenabends eingeladen, 
�heute an der Erhängung eines Polen mit anschließendem Gabelfrühstück teilzuneh-
men� � das sagten sie wörtlich -, und soeben seien sie zurückgekommen. Eingehend 
beschrieben sie die Hinrichtung: Der Pole musste zunächst unter den Galgen treten 
und mehrere Minuten stillstehen, dann wurde er auf den Klapptisch des transportablen 
Galgens gestellt, bekam einen Strick umgelegt und hatte wiederum mehrere Minuten 
stillzustehen, bis endlich ein SS-Mann durch Umlegen eines Hebels den Tisch zu-
sammenklappen ließ. Oberleutnant Grote schilderte mit wahrer Wollust den Todes-
kampf. Er wunderte sich nur über die �tadellose Haltung� des Polen während der Voll-
streckung. Seinen Bericht schloss er mit den Worten: �Im übrigen mussten sämtliche 
Polen aus dem Bezirk mit entblößtem Haupt am Galgen vorbeiziehen. Das Gabelfrüh-
stück ist dann ganz fabelhaft gewesen.��512 

 

Mit der Evakuierung des größten Teils der deutschen und nichtdeutschen Bevölkerung begann 

eine Phase enthemmter Repression. Bereits Anfang September 1944 verlagerte die Aachener 

Außenstelle der Stapostelle Köln ihre Dienststelle nach Würselen, um sich mit dem Vorrü-

cken der alliierten Truppen über Hoengen, Erkelenz und Jülich weiter zurückzuziehen.513 Mit 

einer Generalermächtigung Himmlers ausgestattet, baute der �Höhere SS- und Polizeiführer 

West� Gutenberger von Erkelenz aus eine Struktur von vier �Gestapo-Einsatzkommandos� 

(Erkelenz, Düren, Jülich und Eifel) auf, denen jeweils sechs bis acht �Posten� oder �Teil-

kommandos� unterstanden.514 Sie hatten die Aufgabe, mit terroristischen Mitteln die �Ord-

nung� im evakuierten Gebiet aufrechtzuerhalten. Alle Personen, vor allem jedoch polnische 

und sowjetische Arbeiter, die auch nur im geringsten Verdacht standen, �Plünderer, Spione, 

Saboteure und Deserteure� zu sein, sollten nach einem mündlichen Befehl Gutenbergers ohne 

Verfahren hingerichtet werden.515 Wie am Beispiel des �Arbeitserziehungslagers� Hückelho-

                                                 
512 Wohlgemuth, Franz: Gabelfrühstück. Nachdruck aus der Zeitschrift Freies Deutschland, o.O.u.D., in: HStAD 
(Kalkum), Ger. Rep. 89/60, p. 15. 
513 Vgl. Staatsanwaltschaft Aachen, Vernehmungsprotokoll Josef Görres, 26.1.1948, HStAD (Kalkum). Ger. 
Rep. 89/1, p. 62ff. 
514 Vgl. Oberstaatsanwalt Aachen, Vernehmungsprotokoll Richard Bach, 19.7.1950, HStAD (Kalkum), Ger. 
Rep. 89/3, p. 409. 
515 Der Befehl und seine Anwendung wurden in einem Verfahren gegen die Angehörigen des in Effeld bei Was-
senberg stationierten Einsatzkommandos Erkelenz rekonstruiert. Die mehrerer Hinrichtungen überführten Gesta-
pobeamten wurden zu Haftstrafen zwischen einem und vier Jahren verurteilt, die mit der Untersuchungshaft z.T. 
bereits verbüßt waren. Vgl. Schwurgericht des Landgerichts Aachen, Urteilsbegründung in der Strafsache gegen 
Wilhelm Lammertz. Josef Zabl, Robert Löbermann u.a., 12.12.1950, HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/4, p. 562ff, 
insbes. p. 565f. 
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ven bereits gezeigt wurde, machte die Gestapo hiervon exzessiv Gebrauch. Neben den 

Einsatzkommandos operierten im evakuierten Gebiet, ebenfalls unter Gutenbergers Ägide, 

Kommandos der Schutzpolizei und des Zollgrenzschutzes.516  

 In dieser Phase erschossen SS-Angehörige dem Bericht eines Leutnants der Wehr-

macht zufolge in Herzogenrath 16 niederländische Arbeiter, die eine Fabrik geplündert haben 

sollten.517 Im November 1944 fiel ein polnischer oder sowjetischer Arbeiter der in Dürwiß 

stationierten Kompanie des �III. Polizeibataillons� der �Sicherungsgruppe II� in die Hände, 

die ebenfalls dem Höheren SS- und Polizeiführer Gutenberger unterstand. Wegen angeblicher 

Plünderung � der Arbeiter war in einem evakuierten Privathaus festgenommen worden � wur-

de er in die Arrestzelle des Amtsgebäudes Dürwiß eingeliefert, nach Düren transportiert und 

von der Sicherungsgruppe II zum Tode verurteilt. Am Morgen des folgenden Tages wurde er 

auf dem Friedhof in Dürwiß �durch fremdvölkische Angehörige des III. Polizeibataillons [...] 

unter Leitung des damaligen Kompanieführers Dr. Nemetz unter Hinzuziehung des Batail-

lonsarztes� erschossen.518  

 Darüber hinaus gibt es Hinweise auf die Ermordung sowjetischer Kriegsgefangener. 

Bei der Exhumierung der sowjetischen �Kriegsgräber� um 1960 stellten die Ärzte in vielen 

Fällen Schädelzertrümmerungen fest, die auf Gewalteinwirkung schließen ließen. So wiesen 

allein neun Leichen sowjetischer Soldaten vom �Feldfriedhof� des Lagers Florabrücke bei 

Monschau, eine Leiche vom �Feldfriedhof� des Lagers Buhlert bei Kesternich und zwei Lei-

chen vom Gemeindefriedhof Rurberg entsprechende Verletzungen auf.519 Im Fall des Lagers 

Florabrücke folgten polizeiliche Ermittlungen, in deren Verlauf allerdings keine Verbrechen 

nachgewiesen werden konnten. Gleichwohl entkräften die Zeugenaussagen des deutschen 

Lagerpersonals den Verdacht nicht. Anstelle einer schlüssigen Erklärung, wie es zu den Schä-

delverletzungen gekommen sei, rekurrieren die Zeugen allenfalls auf das rassistische Stereo-

typ des �russischen Untermenschen�. So sagte beispielsweise ein �Zivilwärter� des Lagers 

�Flora-Brücke� aus: 

 
�Im Lager selbst habe ich wiederholt davon gehört, dass die russischen Soldaten wie-
derholt auf nackte Leichen, die gerade beigesetzt waren, mit Steinen geworfen haben 
sollen. Ja, die Russen sollen ihre Freude daran gehabt haben, durch diese Steinwürfe 
das Brechen der Knochen zu hören. Ich selbst habe das aber nicht gesehen.�520  

                                                 
516 Vgl. Oberstaatsanwalt Aachen, Vernehmungsprotokoll Richard Bach, 19.7.1950, HStAD (Kalkum), Ger. 
Rep. 89/3, p. 409. 
517 Vgl. Lt. Flosdorff, Bat.Gef.Std. 302, an Div. z.b.V. Raessler, 15.9.1944, HStAD, RW 37/21, p. 58.  
518 Staatsanwaltschaft Aachen [?], Einstellungsverfügung des Verfahrens gegen Romeike, Nemetz und Schamp, 
o.D. (gestempelt 26.5.1966), HStAD (Kalkum), Ger. Rep. 89/193, p. 108-111. 
519 Vgl. RP Aachen, Liste sowjetischer Kriegstoter, die zu der Zentralehrenanlage in Rurberg überführt worden 
sind, o.D. [um 1960], HStAD, BR 1058/148, p. 4f. 
520 Polizeibehörde Kalterherberg, Vernehmungsprotokoll Josef J., 18.3.1960, HStAD, BR 1058/148, p. 37f. 
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Es erscheint aus heutiger Sicht kaum fassbar, dass eine Geschichte wie diese ausreichte, die 

Ermittlungen einzustellen. Doch verweist die Einstellung auf einen geringen Verfolgungswil-

len der Polizei- und Justizbehörden: Für keine der in diesem Kapitel genannten Hinrichtungen 

im Kreis Aachen ist jemals Anklage vor einem Gericht erhoben, geschweige denn ein Täter 

oder Mittäter verurteilt worden.  
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7 Tod und Todesumstände 
 

 

 

Die deutschen Behörden unternahmen auf Druck der alliierten Militärverwaltung und der 

Vereinten Nationen in der Nachkriegszeit mehrere Versuche, die Anzahl der verstorbenen 

oder getöteten ZwangsarbeiterInnen zu ermitteln, ihre Gräber zu lokalisieren und in einen 

würdigen Zustand zu versetzen oder die Toten in die Heimatländer bzw. auf die noch heute 

bestehende �Zentralstätte für sowjetische Kriegstote� bei Kesternich (Gemeinde Simmerath) 

umzubetten.521 Bei diesen Aktionen entstanden ausführliche Toten- und Gräberlisten, die teils 

auf den unvollständigen Sterberegistern der Standesämter, teils auf den Akten der Friedhof-

sämter und teils auf den Befunden der Exhumierungen beruhen. Zusammen ergeben sie ein 

ungefähres Bild von den tödlichen Auswirkungen der Zwangarbeit in den Gemeinden des 

Kreises Aachen.  

 

Tab. 8:  Nachweisbare Todesfälle bzw. Gräber von ZwangsarbeiterInnen im Kreis Aachen 
 
Gemeinde Kriegsgefangene Zivilarbeiter Kinder Unbekannt 
Alsdorf 52 48 4  
Baesweiler 40 3   
Bardenberg 52 53   
Broichweiden 23 23   
Dürwiß 13 4   
Eschweiler 81 43 1  
Herzogenrath 25 16   
Höngen 59 6   
Imgenbroich 11    
Kohlscheid 2 7   
Merkstein 43 1 1  
Monschau 75    
Roetgen 2 4   
Rurberg  35    
Stolberg 32 17 2 1 
Strauch 72    
Weisweiler  2  1 
Würselen 1 6   
Insgesamt 618 233 8 2 
Quellen: Nachweisungen der Gräber sowjetischer Staatsangehöriger der kreisangehörigen Gemeinden, Feb. 1946, HStAD Reg. Aachen  
23681 I; Kriegsgräberliste Friedhof Zentralstätte für sowjetische Kriegstote, StA Simmerath, 397, ergänzt durch die Ergebnisse der Auswer-
tung der Sterbebücher und Kommunalarchive 
 
                                                 
521 Vgl. die Nachweisungen russischer Kriegsgräber von Februar 1945, HStAD, Reg. Aachen 23681 I, passim 
sowie die ausführlichen Akten zur Errichtung der Zentralstätte: HStAD, BR 1058/1161; GemA Simmerath 
(Simmerath), 59, 141.  



 133

Im Kreis Aachen starben demnach etwa 860 ZwangsarbeiterInnen. Hinzu kommt die unbe-

kannte Zahl derer, die verletzt, krank oder sterbend zurück in das Stalag Arnoldsweiler ge-

bracht wurden und dort starben. Etwa 70 Prozent der Toten waren Kriegsgefangene, und zwar 

fast ausschließlich sowjetische Staatsbürger; ihre Todesrate entsprach damit etwa dem 

reichsweiten Durchschnitt. Auch der überwiegende Teil der ZivilarbeiterInnen, die knapp 30 

% der Todesopfer ausmachen, stammte aus der Sowjetunion. Auch die acht in Alsdorf und 

Eschweiler gestorbenen Kinder hatten sowjetische Mütter. Sofern Todesursachen angegeben 

werden, überwiegen Lungenentzündung, Tuberkulose, Herz- und Nierenleiden, doch finden 

sich allein in den Nachweisungen der Stadt Eschweiler auch die Angaben �chronische Abma-

gerung�, �Schussverletzung� und �Erschossen auf der Flucht�.522 Luftangriffe und andere 

militärische Operationen machen, sieht man vom Angriff auf die Kolonne italienischer Mili-

tärinternierter in Alsdorf im September 1944 ab, nur einen Bruchteil der Todesursachen aus. 

Im Rahmen unseres Forschungsprojekts war es erstmals möglich, die Standesregister 

der heutigen Städte Alsdorf, Baesweiler, Eschweiler, Herzogenrath und Würselen � und damit 

aller ehemaligen Grubenstandorte im Kreis Aachen � auszuwerten. Bei der Analyse der Ster-

bebücher wurde deutlich, dass nur ein Teil der Todesfälle von ZwangsarbeiterInnen tatsäch-

lich beurkundet worden ist. Lediglich für ZivilarbeiterInnen galt, unabhängig von ihrer Natio-

nalität, das herkömmliche Verfahren der amtlichen Todesanzeige und -beurkundung. Starb 

ein Zivilarbeiter oder eine Zivilarbeiterin innerhalb des Lagers, wurde der Tod in der Regel 

durch den zuständigen Lagerführer beim Standesamt angezeigt. Bei Todesfällen im Gruben-

betrieb waren die Bergpolizei für die Ermittlung der Todesursache und die Ortspolizei für 

Todesanzeige zuständig; in den Krankenhäusern geschah beides durch die Krankenhauslei-

tung. Zusätzlich wurde die Staatanwaltschaft Aachen über die Todesfälle unterrichtet.523  

Bei Kriegsgefangenen hingegen war es den kommunalen Standesämtern seit März 

1943 verboten, Todesfälle zu beurkunden.524 Zuständig waren in diesen Fällen vielmehr die 

Standesämter der Stalags, deren Arbeitskommandos die Toten angehört hatten, sowie die 

�Wehrmachtsauskunftsstelle für Kriegsgefangene und Kriegsverluste� in Berlin. Nach Anga-

ben des EBV reiste ein Hauptmann des Stalag VI G in Bonn regelmäßig zur Hauptverwaltung 

                                                 
522 BM Eschweiler, Nachweisung russischer Gräber, 14.2.1946, HStAD, Reg. Aachen 23681 I, p. 93ff. 
523 Vgl. exemplarisch Standesamt Würselen, Sammelakten zu den Sterbebüchern 1940-44, passim. 
524 Vgl Standesamt Bardenberg an Deutsche Dienststelle für die Benachrichtigung der Angehörigen von Gefalle-
nen der ehemaligen deutschen Wehrmacht, 4.8.1950, Standesamt Würselen, Sammelakten zum Sterbebuch Bar-
denberg 1950, Anlage zu Reg.-Nr. 205ff. 



 134

des EBV in Kohlscheid, um die Todesfälle der im Bergbau eingesetzten Arbeitskommandos 

zu beurkunden.525 

 Doch auch diese Praxis der Nichtbeurkundung praktizierten die kommunalen Standes-

ämter nicht einheitlich. Es kommt sowohl vor, dass trotz des Verbots der Tod einzelner 

Kriegsgefangener auch nach 1943 beurkundet wurde, als auch, dass mit dem Beurkundungs-

verbot für Kriegsgefangene auch die Todesfälle ziviler ZwangsarbeiterInnen nicht mehr do-

kumentiert wurden. So finden sich beispielsweise in den Sterbebüchern der Stadt Eschweiler 

bis 1942 regulär die Sterbeurkunden der in den Lagern, unter Tage und im St. Antonius-

Krankenhaus gestorbenen Kriegsgefangenen und ZivilarbeiterInnen. Ab 1943 hingegen sind 

nur noch die Todesfälle der im Krankenhaus gestorbenen ZivilarbeiterInnen verzeichnet.526 

All dies stellte bereits die alliierten Militärbehörden vor erhebliche Probleme. So erklärte bei-

spielsweise eine britische Behörde 1948, dass sich in einer Gemeinde des Landkreises Aachen 

60 Gräber alliierter Soldaten und ausländischer ZivilarbeiterInnen befänden, jedoch nur vier 

Todesfälle standesamtlich beurkundet worden seien.527 

Anhand der Sterbebücher und der bereits erwähnten Toten- und Gräberlisten der 

Nachkriegszeit starben in den Bergbaustandorten des Kreises Aachen rund 335 Kriegsgefan-

gene sowie rund 180 ZivilarbeiterInnen einschließlich ihrer Kinder. Insgesamt überlebten also 

mindestens 515 Menschen ihren �Arbeitseinsatz� im Steinkohlenbergbau nicht. Der Anteil 

der im Bergbau Beschäftigten liegt in allen Grubenstandorten mit Ausnahme der Industrie-

stadt Eschweiler zwischen 95 und 100 Prozent der Toten. Etwa 5 % waren franko-polnische, 

kroatische oder französische Zivilarbeiter, 30 % Ostarbeiter, 50 % Kriegsgefangene und 15 % 

italienische Militärinternierte. Berücksichtigt man, dass es sich bei den Kriegsgefangenen 

nahezu ausschließlich um sowjetische Soldaten handelt, und bedenkt man ferner, dass der auf 

den ersten Blick hohe Anteil italienischer Militärinternierten vor allem auf den Luftangriff im 

September 1944 zurückzuführen ist, so wird der überproportional hohe Anteil der osteuropäi-

schen Todesopfer besonders deutlich. Neun von zehn im Bergbau gestorbenen Zwangsarbei-

ter gehörten demnach den in der rassistischen Hierarchie am tiefsten angesiedelten Gruppen 

an:  

 

 

 

                                                 
525 Vgl. Schreiben an die Kreisverwaltung, Abt. Suchaktion, 15.7.1949; Aktenvermerk v. 29.6.1949, StA Herzo-
genrath (Herzogenrath), 100, n.p. 
526 Vgl. Standesamt Eschweiler, Sterbebücher Eschweiler 1940-1944, passim. 
527 Vgl. OKD Aachen an Standesämter des Kreises, 21.9.1948, StA Herzogenrath (Herzogenrath), 358, n.p. 
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Tab. 9: Anteil der Zwangsarbeitergruppen an der Gesamtbelegschaft und an den Todesfällen 
im Bergbau  
 
Gruppe Geschätzter Anteil an der 

nichtdeutschen Belegschaft 
Geschätzter Anteil an den Todes-
fällen (außer Kampfhandlungen) 

Zivilarbeiter (außer Ostarbeiter) 20 % 5 % 
Ostarbeiter 15 % 35 % 
Sowjetische Kriegsgefangene 40 % 55 % 
Italienische Militärinternierte 25 % 5 % 
 

Untersucht man die Todeszeitpunkte, so zeigt sich, dass die meisten osteuropäischen Zwangs-

arbeiterInnen in den ersten Wochen und Monaten ihres Einsatzes starben. In der folgenden 

Grafik schlägt sich dies in einem ersten Anstieg der Todesrate im Frühjahr und Sommer 1942, 

also nach dem Beginn des Ostarbeitereinsatzes, und einer rapiden Zunahme im Spätsommer 

und Herbst 1942, also nach dem Eintreffen der großen Kriegsgefangenenkontingente, nieder. 

Allein zwischen August und Oktober starben 56 OstarbeiterInnen und sowjetische Kriegsge-

fangene. 

  

Die Häufung in den ersten Einsatzmonaten ist zum einen die Folge der Unterernährung der 

sowjetischen Kriegsgefangenen während ihrer Internierung auf besetzten sowjetischem Terri-

torium und während ihres Transportes, zum anderen aber der weiter oben dargestellten kri-

senhaften Zuspitzung der Lebens- und Arbeitsbedingungen im Bergbau selbst. Darüber hinaus 

lässt die anhaltend hohe Todesrate in der ersten Jahreshälfte 1943 darauf schließen, dass die 

Lebens- und Arbeitsbedingungen auch nach dieser Anlaufphase existenzbedrohend blieben. 

Todesfälle von Zwangsarbeitern im Bergbau
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Der vielleicht aufschlussreichste Datenbereich der Standesregister sind die Angaben 

über die Todesursachen. Hierbei müssen wir unterscheiden, ob die Betroffenen innerhalb ihrer 

Lager, auf den Gruben oder in einem der beiden Krankenhäuser des Reviers starben. Ledig-

lich die Angaben der Krankenhausleitung lassen eine ernsthafte medizinische Untersuchung 

der Todesumstände erwarten. Ein Indiz für das Bemühen der Ärzte des Knappschaftskran-

kenhauses Bardenberg um eine ernsthafte Untersuchung ist der Fall des Ostarbeiters Pawel L. 

Dieser hatte bei seiner Einlieferung im Februar 1943 angebeben, �ein Kamerad� habe ihm 

�vor einigen Tagen gegen den Bauch getreten�, während von anderer Seite ein Arbeitsunfall 

behauptet wurde. Da weder die Grubenleitung, noch die örtliche Polizei genauere Angaben 

machen konnten, ordnete der Arzt eine Autopsie der Leiche an, die schließlich die Eigenan-

gaben des Patienten untermauerte.528 Insgesamt sind 50 Todesanzeigen des Knappschafts-

krankenhauses und fünf des St. Antonius-Krankenhauses mit folgenden Angaben über die 

Todesursachen nichtdeutscher Bergarbeiter überliefert:  

  

Tab. 10: Angegebene Todesursachen der in Krankenhäusern verstorbenen Zwangsarbeiter 
 
Angegebene Todesursache Anzahl 
„Feindeinwirkung“ 12 

Betriebsunfälle: 
Schädelbruch und Gehirnquetschung, z.T. mit innerer Blutung und Meningitis  

 
5 

Armabquetschung mit nachfolgender Verblutung 1 
schwere offene Brustkorbverletzung 1 
Verletzung der Weichteile mit kompliziertem Oberschenkelbruch und Darmperforation 1 
Wirbelbrüche mit Lähmungen 1 
Körperverbrennung zweiten Grades 1 

 
Gewalteinwirkung: 
Schussverletzungen (Bauch- bzw. Blasenschuss) 

 
3 

Dünndarmperforation infolge eines Tritts durch Kameraden 1 
Verblutung infolge eines Messerstichs durch Kameraden 1 

 
Krankheit: 
Lungentuberkulose, meist doppelseitig und offen, z.T. mit Spontanpheu und Exsudatbil-
dung, Meningitis, Darmtuberkulose, Kreislaufschwäche und Abmagerung 

 
15 

Lungenentzündung 5 
Bauchfell- und Mesentierialdrüsentuberkulose 1 
Bauchfellentzündung 1 
Nierenentzündung mit Wassersucht, Kreislaufschwäche bzw. Herzmuskelschaden 3 
Magengeschwür (Organschaden durch Eiterung) 1 
Phlegmone (eitrige Entzündung des Zellgewebes) mit nachfolgendem Herzmuskelschaden 1 
Karbunkel (an Rücken bzw. Lippen), nachfoglende Sepsis 2 
Herzinfarkt (Myocardschaden) 1 
Enukleation des Auges, Lungen- und Rippenfellentzündung  1 
 

                                                 
528 Vgl. Schreiben an Staatsanwaltschaft Aachen v. 16.2.1943 und Autopsieprotokoll Dr. Vaehsen (Anlage), 
Standesamt Würselen, Sammelakten zum Sterbebuch Bardenberg 1943, Reg.-Nr. 22. 
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Wie hier leicht erkennbar ist, starben die meisten in die Krankenhäuser eingelieferten 

ZwangsarbeiterInnen an Lungenentzündung und Lungentuberkulose, einer Krankheit also, die 

bei Angehörigen der Altersgruppe der 15- bis 40jährigen, mit der wir es hier zu tun haben, in 

der Regel nur dann tödlich verläuft, wenn äußere Umstände wie Entkräftung, Fehl- und Un-

terernährung, aber auch eine zu dichte Belegung der Baracken und unzureichende sanitäre 

Anlagen, hinzukommen. In der Tat findet sich bei einzelnen dieser Todesopfer Zusätze wie 

�hochgradige Abmagerung�.529 Dies bedeutet, dass die überwiegende Mehrheit der Zwangs-

arbeiter, die nicht durch Kampfhandlungen, Unfälle oder Gewalteinwirkung zu Tode kamen, 

letztlich an den Folgen ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen gestorben sind. Darüber hinaus 

fällt die zweifache Angabe �Schussverletzung� auf. In einem Fall handelt es sich um die be-

reits erwähnten Schüsse eines Wachmanns des Ostarbeiterlagers der Grube Anna III in Als-

dorf auf einen Flüchtling.530 Ob auch der zweite Fall � er bezieht sich auf einen Bewohner des 

Ostarbeiterlagers Pley531 - einen solchen Hintergrund hat, wird nicht explizit gesagt, ist aber 

anzunehmen. 

Die Todesursachen der innerhalb ihrer Lager gestorbenen ZwangsarbeiterInnen wur-

den wesentlich oberflächlicher angegeben. Nicht selten gaben die Verantwortlichen eines La-

gers pauschal �Herzschwäche�532 oder �Lungenentzündung�533 an, was darauf schließen lässt, 

dass eine medizinisch seriöse Untersuchung nicht stattgefunden hat. Dennoch machen gerade 

die Angaben über die Todesursachen in den Lagern deutlich, welchen Einfluss die Lebens- 

und Arbeitsbedingungen hatten: 

 

Tab. 10: Angegebene Todesursachen der in den Lagern verstorbenen Zwangsarbeiter  
 
Angegebene Todesursache Anzahl 
„Feindeinwirkung“ 
 

- 

Betriebsunfälle (vermutlich): 
Brustquetschung und Lungentuberkulose 
 

 
1 

Gewalteinwirkung: 
Selbstmord durch Erhängen 

 
2 

Kopfverletzung, Knochenbrüche und Blutungen infolge einer Schlägerei 1 
 

Krankheiten: 
Lungentuberkulose, z.T. mit Nierenentzündung, Herzschwäche 

37 

                                                 
529 Standesamt Eschweiler, Sterbebuch Eschweiler 1943, Reg.-Nr. 643. 
530 Schreiben an die Staatsanwaltschaft Aachen, 29.1.1943, Standesamt Würselen, Sammelakten zum Sterbebuch 
1943, Reg.-Nr. 15. 
531 Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebuch und Sammelakten Bardenberg 1943, Reg.-Nr. 118. 
532 So für das Ostarbeiterlager im Kloster Broich, vgl. Standesamt Würselen, Sterbebücher Broichweiden 
1943/44, passim. 
533 So für das Kriegsgefangenenlager Voccart, vgl. Standesamt Herzogenrath, Sterbebuch Herzogenrath 1949, 
Reg.-Nr. 47-81. 
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Lungenentzündung, z.T. mit Grippe und Herzschwäche 12 
Körperschwäche, Entkräftung, z.T. mit Herzschwäche 15 
Herzschwäche, Herzmuskelschwäche, Herzinsuffizienz  14 
Grippe mit Herzlähmung 1 
Nierenleiden, Nierenentzündung 3 
Embolie 1 
Gehirnschlag 1 
Herzschlag 1 
chronisches Magenleiden 1 
chronische Gastritis 1 
Zahnabzess mit Sepsis 1 
Zellgewebsentzündung am Fuß 1 
Malaria 
 

1 

Todesursache bei Säuglingen: 
Nährschaden 

 
2 

Lebensschwäche 1 
Gehirnkrämpfe 1 
 

Weit über 80 % dieser Zwangsarbeiter sind an Entkräftung und Körperschwäche, Lungenent-

zündung und �tuberkulose, Herzschwäche u.ä., mit anderen Worten infolge ihrer Existenzbe-

dingungen, gestorben; einige wenige entzogen sich diesen Bedingungen durch Suizid.534 

Auch die Todesangaben bei den gegen Kriegsende in den Lagern geborenen Säuglingen las-

sen auf Fehl- oder Unternährung schließen.  

Eine dritte Gruppe von Zwangsarbeitern verlor im Grubenbetrieb ihr Leben. Als To-

desursachen werden angegeben: 

 

Tab 11: Angegebene Todesursachen der im Grubenbetrieb gestorbenen Zwangsarbeiter 
 
Angegebene Todesursache Anzahl 
„Feindeinwirkung“ - 

Betriebsunfälle:  
Schädelbruch, infolge Verunglückung bzw. Steinschlag 21 
Schädelbruch durch Absturz in den Schacht 1 
Schädel- und Beckenbruch 1 
Bruch der Wirbelsäule, Genickbruch 5 
Schädel- und Gehirnquetschung 1 
Brustquetschung, Bauch- und Rückenquetschung 3 
Verblutung und innere Verletzungen 1 
Erstickung infolge Verschüttung 3 
Unfall 3 

 
Gewalteinwirkung: 
Selbstmord durch Überfahren 

 
2 
 

Krankheit:  
allgemeine Schwäche 1 
 

                                                 
534 Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Alsdorf 1943, Reg.-Nr. 90, 112. 



 139

Nahezu alle starben an Verletzungen, die durch typische Grubenunfälle wie Steinschlag oder 

Verschüttung bedingt sind, doch wird zugleich deutlich, dass auch völlig entkräftete Men-

schen noch Untertagearbeit verrichten mussten, während andere sich selbst das Leben nah-

men. Offen bleiben muss, inwiefern die hohe Zahl der Todesfälle durch Steinschlag und Ver-

schüttung auf die Nichtbeachtung von Sicherheitsvorkehrungen und den Einsatz an besonders 

gefährlichen Betriebspunkten zurückzuführen ist. Auch mündliche Berichte über die verwei-

gerte Bergung und Versorgung von Verletzten oder gar die Ermordung nicht mehr arbeitsfä-

higer Zwangsarbeiter im Untertagebetrieb535 sind anhand der vorliegenden Quellen weder zu 

verifizieren, noch zu falsifizieren. 

 Zusammenfassend  ergibt sich damit folgendes Bild: Mit etwa 515 von 860 Toten (60 

%) war der Steinkohlenbergbau der Bereich mit den meisten Todesfällen, wovon in erster 

Linie sowjetische Kriegsgefangene und Ostarbeiter, in zweiter Linie italienische Militärinter-

nierte betroffen waren. Ihr Tod war vorrangig auf die Lebensbedingungen in den Lagern und 

die Einsatzbedingungen unter Tage zurückzuführen, was sich in einer hohen Anzahl der To-

desursachen �Entkräftung�, �Körperschwäche�, �Lungentuberkulose�, �Herzschwäche� und 

�Steinschlag� in den Sterbebüchern niederschlägt. Einzelne ZwangsarbeiterInnen fielen je-

doch auch den Wachmannschaften der Lager zum Opfer oder nahmen sich das Leben. Kei-

neswegs ausgeschlossen ist, dass sich unter den an �Entkräftung� und ähnlichem gestorbenen 

Zwangsarbeitern auch solche befinden, die dem betrieblichen Strafregime, das unter anderem 

Nahrungsentzug und Arrest für bis zu drei Tagen vorsah,536zum Opfer fielen. Zwar wurde ein 

Teil der verletzten, erkrankten, entkräfteten oder angeschossenen Zwangsarbeiter vor allem 

im Knappschaftskrankenhaus medizinisch behandelt, doch verweisen die von den Ärzten at-

testierten Todesursachen zurück auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen.  

 

                                                 
535 Für Hinweise auf Zeitzeugenaussagen hierzu bin ich Herrn Helbig zu Dank verpflichtet. 
536 Vgl. Gestapo Aachen, Anweisung für die Wachmänner, HStAD, RW 35/6. 
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Fazit und Ausblick 
 

 

Die Erforschung der Zwangsarbeit im deutsch-belgisch-niederländischen Grenzgebiet weist in 

zweierlei Hinsicht über eine Bestandsaufnahme der lokalen Entwicklung im Kreis Aachen 

hinaus. Denn zum einen gibt sie einen Einblick in die Entwicklung der Arbeitsmigration und 

Zwangsarbeit im Aachener Steinkohlenrevier, dessen Sozialgeschichte bislang kaum erforscht 

ist. Zum anderen ermöglicht sie es, die spezifischen Bedingungen, Formen und Verläufe von 

Migration und Zwangsarbeit in einem Grenzgebiet herauszuarbeiten. Dabei zeigte sich, dass 

die Zwangsarbeit eine spezifische Form grenzübergreifender Migration teils überlagerte und 

teils absorbierte, sodass vielfältige Beziehungen und Übergänge zwischen der Ausländer- und 

Grenzlandpolitik der Vorkriegszeit und dem Besatzungsregime und der Zwangsarbeit wäh-

rend des Krieges zu beobachten sind. Für die regionale Geschichte der Migration und 

Zwangsarbeit waren vor allem fünf Besonderheiten ausschlaggebend, die aus der Grenzlage 

bzw. dem Grenzregime resultierten: (1.) die Funktion des Aachener Grenzraumes als Vorbe-

reitungs- und Ausgangsgebiet der deutschen Westexpansion, (2.) seine Funktion als Dreh-

scheibe und Durchgangsraum der freiwilligen und erzwungenen Ströme westeuropäischer 

Arbeitskräfte für die gesamte deutsche Kriegswirtschaft, (3.) der kleinräumige Zugriff auf die 

personellen Ressourcen der besetzten Nachbarregionen zugunsten der regionalen deutschen 

Wirtschaft, (4.) die bürokratische Abwicklung der entsprechenden ausländerpolizeilichen 

Prozeduren sowie (5.) die Identifikation und Bestrafung der aus Deutschland fliehenden 

AusländerInnen. In den letzten Kriegswochen zeigte sich schließlich noch eine weitere 

Dimension des Grenzraumes: Weitgehend evakuiert, wurde er zum Operationsgebiet 

terroristisch agierender Einsatzkommdos der Polizei und SS. 

Die ZwangsarbeiterInnen trafen im Kreis Aachen gleichwohl auf sehr heterogene ge-

sellschaftliche Formationen. Im ehemaligen Kreis Monschau, dem südlichen Teil des heuti-

gen Kreisgebiets, waren sie die ersten AusländerInnen, mit denen die katholisch-konservative 

Landbevölkerung in der Moderne trotz Grenzlage in größerem Umfang konfrontiert war. An-

ders als dort, gehörten Arbeitsmigranten im montanindustriell geprägten Landkreis Aachen, 

dem nördlichen Teil unseres Untersuchungsgebietes, seit dem 19. Jahrhundert zum gesell-

schaftlichen und betrieblichen Alltag. Aufgrund der Grenzlage bestand im Landkreis Aachen 

� auch dies im Gegensatz zum Kreis Monschau - außerdem eine kleinräumige Migrationstra-

dition. In den grenznahen Gemeinden lebten und arbeiteten � nicht selten in zweiter oder drit-

ter Generation � vor allem NiederländerInnen aus dem limburgischen Grenzgebiet, deren Zahl 
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durch zahlreiche BerufspendlerInnen noch erhöht wurde. Aufgrund ihrer Grenzlage waren die 

Landkreise Aachen und Monschau am Vorabend des Zweiten Weltkrieges zudem in das bis 

dahin größte Projekt eines militarisierten, staatlich organisierten und repressiv gelenkten �Ar-

beitseinsatzes�, nämlich den Bau des �Westwalls�, einbezogen. Sowohl die montanindustriel-

le Fremdarbeiterbeschäftigung, als auch die kleinräumige Migration im Grenzgebiet und die 

militarisierte Arbeit der letzten Vorkriegsjahre, bildeten Ausgangspunkte für einen fließenden 

Übergang zur Zwangsarbeit, der sich vor allem in zwei Bereichen vollzog: Zum einen muss-

ten im Vorfeld ihrer Deportation in die Vernichtungslager etwa 120 Menschen jüdischen 

Glaubens im Kreis Aachen Zwangsarbeit leisten. Zum anderen wurden ab Oktober 1939 zu-

nehmend ausländische ArbeiterInnen und Kriegsgefangene in der regionalen Wirtschaft ein-

gesetzt. 

Dieser �Ausländereinsatz� weist zahlreiche regionale Besonderheiten auf, die nicht 

nur aus der wirtschaftsgeographischen Struktur der Landkreise Aachen und Monschau, son-

dern auch aus der Grenzlage und dem Grenzregime resultieren. Als erste Gruppe ausländi-

scher ZwangsarbeiterInnen sind im Oktober 1939 polnische Kriegsgefangene nachweisbar, 

doch verzögerte sich ihr flächendeckender Einsatz  aufgrund von Sonderbestimmungen für 

die Grenzkreise erheblich. Als er im Frühjahr und Sommer 1940 in großem Umfang einsetzte, 

fiel er mit einem mehr oder minder erzwungenen Einsatz niederländischer und belgischer 

ArbeiterInnen zusammen, die teilweise den Grenzgängerstatus erhielten, also von ihren 

Wohnorten aus zum �Arbeitseinsatz� über die Grenze pendelten. Der Aachener Raum wurde 

zur Drehscheibe für den Transport niederländischer und belgischer ZivilarbeiterInnen ins 

Deutsche Reich, für ihre Urlaubsheimfahrten und Rückreisen sowie für die Fahndung nach 

ZwangsarbeiterInnen, die aus ihren Einsatzbetrieben bzw. Lagern geflohen waren und auf 

bessere Überlebensbedingungen im besetzten Ausland hofften. Eine Besonderheit der Anwer-

bung im Westen war die Rekrutierung meist polnischer Arbeitsmigranten im nordostfranzöi-

schen Steinkohlenrevier für das Aachener Revier, denen ein Jahr später eine Anwerbeaktion 

in Kroatien folgte. Wie im übrigen Reichsgebiet, begann um die Jahreswende 1941/42 der 

Einsatz sowjetischer Kriegsgefangener und OstarbeiterInnen. Als letzte größere Gruppe ka-

men 1943 italienische Militärinternierte hinzu.  

Die Ungleichbehandlung und Hierarchisierung nach rassistischen Kriterien ist auch im 

Kreis Aachen nachweisbar, allerdings ist der Übergangsbereich von der freiwilligen zur er-

zwungenen Arbeit aufgrund der Grenzlage besonders ausgeprägt. Blieben die zahlreichen 

ortsansässigen AusländerInnen im wesentlichen der repressiven und rassistischen Verwal-

tungspraxis unterworfen, die im Eintzelfall sowohl drastisch zugespitzt, als auch durch Ein-
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bürgerungs- und Vereinnahmungsangebote abgemildert werden konnte, so war die Situation 

der nach Kriegsbeginn rekrutierten westeuropäischen ZivilarbeiterInnen und GrenzgängerIn-

nen von einer schleichenden Verschärfung der Rekrutierungspraxis in den Heimatländern 

sowie des Lebens- und Arbeitsalltags in Deutschland geprägt, der ebenfalls Vereinnahmungs-

versuche wie etwa die Rekrutierung für die Waffen-SS gegenüberstanden. Deutlich stärker 

trat das repressive Element bei Gestaltung der Lebens- und Arbeitsbedingungen für die fran-

ko-polnischen und kroatischen Bergarbeitern hervor, während die osteuropäischen Zivilarbei-

terInnen und Kriegsgefangene sowie die italienischen Militärinternierten von Beginn an dem 

gesamten Horror der Zwangsarbeit ausgesetzt waren.  

Insgesamt wurden während des Zweiten Weltkrieges 16.000 bis 17.000 Menschen als 

ZivilarbeiterInnen oder Kriegsgefangene (bzw. Militärinternierte) in den Kreis Aachen ge-

bracht, wo sie in privaten, staatlichen und kommunalen Betrieben arbeiten mussten. Mehr als 

die Hälfte dieser ZwangsarbeiterInnen stammte aus der Sowjetunion und war damit einem 

besonders harten Arbeitsregime unterworfen. Aufgrund des Bergbaus war der Anteil sowjeti-

scher Kriegsgefangener, aufgrund der Grenzlage der Anteil niederländischer und belgischer 

ZivilarbeiterInnen überproportional hoch. Nicht enthalten in dieser Zahl sind die etwa 2000 

Grenzgänger sowie die etwa 4000 bereits vor Kriegsbeginn ansässigen AusländerInnen. Da 

Fluktuation unter den ZwangsarbeiterInnen aufgrund häufiger Umlegungen und Fluchtversu-

che sehr hoch war, müssen wir außerdem von einer erheblichen Dunkelziffer ausgehen.  

Darüber hinaus musste eine unbekannte Zahl ausländischer ArbeiterInnen in den letz-

ten Kriegstagen im rückwärtigen Frontgebiet unter Lebensgefahr militärische Befestigungen 

errichten. Möglicherweise wurden in diesem Zusammenhang kurzzeitig auch KZ-Häftlinge 

im Kreis Aachen eingesetzt. 

Die ZwangsarbeiterInnen mussten in rund 100 dezentralen Kriegsgefangenen- und Zi-

vilarbeiterlagern leben, die über das gesamte Kreisgebiet verteilt waren und im Rahmen dieser 

Studie größtenteils identifiziert werden konnten. Insgesamt existierten an jedem Industrie-

standort sowie in den meisten Landgemeinden des Kreises derartige Lager, was verdeutlicht, 

wie sehr Zwangsarbeit Teil der alltäglichen Lebens- und Arbeitswelt war. Allein die beiden 

Steinkohlenbergbauunternehmen im Kreis Aachen (Eschweiler Bergwerkverein und Gewerk-

schaft Carl Alexander) unterhielten mindestens 26 Lager, die zumeist größere Lagerkomplexe 

mit bis zu 1200 Insassen bildeten. Ihre Untersuchung ergab, dass die Lebensverhältnisse in 

den Lagern für sowjetische Kriegsgefangene und OstarbeiterInnen und italienische Militärin-

ternierte besonders inhuman waren, wozu neben einer unzureichenden sanitären und medizi-
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nischen Ausstattung sowie einer extremen Überbelegung nicht zuletzt Misshandlungen durch 

das betriebliche Lagerpersonal beitrug.  

Neben den Kriegsgefangenen- und Zivilarbeiterlagern befand sich im heutigen Stol-

berger Stadtteil Vicht bei Kriegsbeginn ein �Polizeihaftlager� der �Organisation Todt�, das 

als Prototyp für die späteren AEL der Gestapo fungierte. Nach seiner Schließung im Frühjahr 

1941 setzte sich der Landrat für eine Wiederinbetriebnahme als AEL ein, wozu es allerdings 

nicht kam. Stattdessen entstand 1943 ein AEL im heutigen Aachener Stadtteil Eilendorf, das 

Anfang 1944 nach Aachen verlegt wurde. Gleichzeitig richtete die Gestapo ein neues AEL 

auf dem Gelände der Alsdorfer Anna-Gruben des EBV ein. Deutsche und nichtdeutsche Ar-

beiter, die der nationalsozialistischen Vorstellung von Arbeit nicht genügen konnten oder 

wollten, sowie ausländische Zivilarbeiter, AEL-Insassen und KZ-Häftlinge, die bei Fluchtver-

suchen an der Westgrenze festgenommen worden waren, mussten dort unter KZ-ähnlichen 

Bedingungen einige Wochen oder Monate arbeiten.  

Die Lebens- und Arbeitsbedingungen hingen nicht nur von den rechtlichen, administ-

rativen und ideologischen Rahmenbedingungen ab. Entscheidend war auch, in welcher Weise 

die Einsatzbetriebe, die zuständige Aachener Dienststelle der Gestapo, die Bezirks-, Kreis- 

und Kommunalverwaltungen mit ihren jeweiligen Polizeibehörden sowie das Lagerpersonal 

ihren jeweiligen Handlungsspielraum nutzten. Die Untersuchung hat gezeigt, dass sie dies 

zumeist in repressiver und rassistischer Weise taten. So scheinen Misshandlungen durch die 

örtlichen Polizeibehörden, rigide Verfolgungen aufgrund geringfügiger Delikte und Ausliefe-

rungen an die Gestapo gängige Praxis gewesen zu sein. In diesem Zusammenhang konnten 

die Namen von 14 OstarbeiterInnen ermittelt werden, die in den letzten Kriegsmonaten von 

der Polizei des Kreises Monschau zur SS-Baubrigade III in Köln, einem Außenkommando 

des KZ-Buchenwald, deportiert wurden, weil sie versucht hatten, dem Horror ihres Einsatzes 

durch eine Flucht ins besetzte Belgien zu entgehen. Sieben osteuropäische Zivilarbeiter wur-

den von der Gestapo in Zusammenarbeit mit den örtlichen Verwaltungs-, Polizei- und Partei-

behörden vor den Augen hunderter ZwangsarbeiterInnen hingerichtet, weil sie einer sexuellen 

Beziehung zu Deutschen oder des Plünderns bezichtigt wurden. Darüber hinaus liegen Hin-

weise auf die Erschießung von 16 niederländischen Arbeiter in den letzten Kriegstagen sowie 

auf Morde an sowjetischen Kriegsgefangenen im Kreis Aachen vor. Mindestens eine deutsche 

Frau wurde wegen Kontakten zu polnischen Zwangsarbeitern in ein Konzentrationslager de-

portiert und dort vermutlich ermordet. 

Insgesamt überlebten etwa 860 ZwangsarbeiterInnen ihren Einsatz im Kreis Aachen 

nicht, 60 % von ihnen starben im Steinkohlenbergbau. Hinzu kommt eine unbekannte Zahl 
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von Menschen, die vor ihrem Tod in eines der �Stammlager� der Wehrmacht zurückgebracht 

wurden. Wie die Auswertung der Standesregister der Bergbaustandorte ergab, fielen � mit 

Ausnahme einer Gruppe italienischer Militärinternierter, die in den letzten Kriegstagen in 

Alsdorf Opfer eines Luftangriffs wurde � nur wenige ZwangsarbeiterInnen den Kampfhand-

lungen des Zweiten Weltkrieges zum Opfer. In den meisten Fällen starben sie an den Folgen 

ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen: Neben Arbeitsunfällen sind Entkräftung, Unterernäh-

rung sowie Krankheiten, die durch Mangelernährung, extreme Arbeitsbedingungen und die 

Situation in den Lagern verursacht, begünstigt bzw. verstärkt werden, die häufigsten Todesur-

sachen. Darüber hinaus sind mehrere Suizidfälle in Lagern, am Arbeitsplatz oder auf dem 

Transportweg und Erschießungen bei Fluchtversuchen nachweisbar. Besonders hoch war die 

Sterblichkeit außerdem unter den neugeborenen Kindern der Ostarbeiterinnen. 

 Die nun vorliegenden Forschungsergebnisse machen nicht zuletzt das weitgehende 

Versagen der Nachkriegsgesellschaft hinsichtlich einer kritischen Aufarbeitung der lokalen 

NS-Verstrickungen deutlich. Vor allem die Verantwortung der regionalen und lokalen Betrie-

be, Verwaltungen und Polizeibehörden die Lebensumstände in den Lagern, Mangelernährung, 

Misshandlungen und Repression sowie ihre Mitwirkung an den Deportationen und Hinrich-

tungen wurden aus dem populären Geschichtsdiskurs der Region nahezu vollständig ausge-

blendet, obwohl etwa das Wissen um die Hinrichtungen in der örtlichen Bevölkerung und den 

Verwaltungen der ersten Nachkriegsjahrzehnte zirkulierte und mitunter noch heute mündlich 

tradiert wird. Unbekannt ist auch, in welchem Maße die Zwangsarbeit (und ihre versäumte 

Aufarbeitung) die Wahrnehmung von Menschen ohne deutschen Pass sowie den behördli-

chen, betrieblichen und alltäglichen Umgang mit ihnen in der Nachkriegszeit geprägt hat und 

welche langfristigen Nachwirkungen möglicherweise bestehen. Die vorliegende Untersu-

chung kann diesen fragen nicht nachgehen, sehr wohl jedoch Ansatzpunkte und Ermutigung 

für eine weitere Aufarbeitung der regionalen Geschichte der Migration und Zwangsarbeit lie-

fern und auf diese Weise zu einem zivilcouragierten Auftreten gegen die Ungleichbehandlung 

von Menschen beitragen. 
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Abkürzungen und Siglen 

 

 

 

AA   Arbeitsamt 

Abt.   Abteilung 

AEL   Arbeitserziehungslager 

altbelg. Gebiete altbelgische Gebiete (deutschsprachiges Gebiet in Belgien) 

ALVR   Archiv des Landschaftsverbandes Rheinland 

Arb.-Kdo.  Arbeitskommando 

ASVG   Archive des Service des Victimes de la Guerre 

ausl(än)d.  ausländisch 

Bat.Gef.Std.  Bataillons-Gefechtsstand 

Belg.   Belgier 

BM   (Amts-) Bürgermeister 

BR   Bezirksregierung 

CCP   Catalogue of Camps and Prisons 

DAF   Deutsche Arbeitsfront 

Dez.   Dezernat 

Div.   Division 

Dulag   Durchgangslager 

EBV   Eschweiler Bergwerksverein 

Fa.   Firma 

feindl.   feindlich 

Frz.   Franzosen 

FS   Fernschreiben 

GBA   Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz 

GemA   Gemeindearchiv 

Gestapo  Geheime Staatspolizei 

Hq   Headquarter 

HSSPF  Höherer SS- und Polizeiführer 

HStAD (Kalkum) Nordrhein-Westfälisches Hauptstaatsarchiv, Zweigarchiv Kalkum 

HStAD  Nordrhein-Westfälisches Hauptstaatsarchiv 

Ital.   Italiener 
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K   Kommissariat 

kath.   katholisch 

Kgf.   Kriegsgefangener 

Kr.   Kreis 

Kr.Gef.  Kriegsgefangener 

Kripo   Kriminalpolizei 

Kro.   Kroaten 

KZ   Konzentrationslager 

LAA   Landesarbeitsamt 

Lk.   Landkreis 

LKA   Landeskriminalamt 

LR   Landrat 

Lt.   Leutnant 

NL   Niederländer 

NRW   Nordrhein-Westfalen 

NS   Nationalsozialismus 

NSDAP  Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 

NSNAP  Nationalsozialistische Niederländische Arbeiterpartei 

Oflag   Offiziers-Stammlager 

OKD   Oberkreisdirektor 

Ost   Ostarbeiter 

OT   Organisation Todt 

Pfr.   Pfarrer 

Pol.   Polen 

polit.   politisch 

polizeil.  polizeilich 

RAD   Reichsarbeitsdienst 

RdErl.   Runderlass 

Reg.   Regierung 

Reg.-Bez.  Regierungsbezirk 

RFSS   Reichsführer-SS 

RFSSuCh.d.Dt.Pol. Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei 

Rhld.   Rheinland 

RM   Reichsmark 
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RMDI   Reichsministerium des Inneren 

RP   Regierungspräsident, -präsidium 

RSHA   Reichssicherheitshauptamt 

RWTH  Rheinisch-Westfälische Technische Hochschule Aachen 

SD   Sicherheitsdienst des Reichsführers-SS 

Serb.   Serben 

Sipo   Sicherheitspolizei 

Sow.   Sowjetbürger 

sowj(et).  sowjetisch 

SS   Schutzstaffel der NSDAP 

StA   Stadtarchiv 

Stalag   Kriegsgefangenen-Mannschaftsstammlager 

Stapo   Staatspolizei 

UK   unabkömmlich 

WK   Wehrkreis 

z. b. V.   zur besonderen Verwendung 
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Anhang 8: Kriegsgefangenenlager im Kreis Aachen 

 
Ort Arb.-Kdo Einsatzbetrieb und Lage Kapazität Nationalität 

638 EBV, Aachener Straße am Weiher -
(Gemeindeheide) 

400 Ital. 

 Landwirtschaftliche Betriebe - 
Herzogenrather Str. 202 

20-30 Frz. 

 EBV �  
Mariadorf (1) 

 Ital. 

Alsdorf 
 

 EBV � 
Ledigenheim der Grube Maria 

? Sow. 

480 Gewerkschaft Carl Alexander -  
Zechengelände (2) 

 Frz., Sow. Baesweiler 

 Breite Straße 27 ? ? 
 EBV � 

Ledigenheim der Grube Reserve 
200 Ital. 

 EBV �  
ehem. Konkordiahütte (Ichenberg) 

? Sow. 

 EBV, Wetterschacht Weisweiler -  
Dürener Straße (3) 

 Sow. 

 Albert Hoffmann Elektro-Gußstahlwerk - Be-
triebsgelände Bergrather Straße (4) 

90-120 Sow. 

 Eschweiler Gusswerk Albert Jussen - 
Betriebsgelände Grachtstraße (5) 

20 Sow. 

 F.A. Neumann und Firma Dohmen - 
Saal Nick, Heinrchsweg 3 (6) 

100 Pol., Frz., Sow. 

 Landwirtschaftliche Betriebe - 
Saal Breuer, später Schreinerei Dickmeis 
(Fronhoven) (7) 

30 Pol. 

 Landwirtschaftliche Betriebe -  
Katholisches Pfarrheim St. Josef (Lohn) (8) 

20-45 Pol. 

 Landwirtschaftliche Betriebe -  
Dorfstraße 77 (Laurenzberg) (9) 

10 Pol. 

Eschweiler 
 

 Eschweiler Straße 66 (Weisweiler) 25-30  Frz. 
136, 414 EBV �  

Ledigenheim der Grube Voccart  
800 Sow., Ital. 

 Fa. Schmeetz -  
Merksteiner Straße 

  

 EBV -  
Sportplatz der Lehrwerkstätte der Grube Laur-
weg, Bismarckstr. (Kohlscheid) (10) 

300 Ital. 

133 EBV � 
Ledigenheim der Grube Adolf 

650 Sow. 

Herzogenrath 
 

646 Lokal Weinberg, Mageraustraße 70 Frz., Serb. 
800 Landwirtschaftliche Betriebe und kleinere 

Unternehmen, Stadt Monschau -  
Flora-Brücke (11) 

200 Pol., Frz., Sow. Monschau 

 Truppenübungsplatz Elsenborn  Pol. 
 Landwirtschaftliche Betriebe - 

Verlängerung des Weges �Am Stein� (Rur-
berg) 

120 Pol., Sow. Simmerath 

 Landwirtschaftliche Betrieben -  
Gelände August Breuer, Kesternicher Straße, 
(Strauch) 

120 Pol., Frz. Sow. 

 Vereinigte Glaswerke -  
Betriebsgelände Eisenbahnstraße 

50 Frz., Ital. Stolberg 

 Firmengelände Fa. Kraus, Walchenbach & 
Peltzer �  
Betriebsgelände Krausstraße 

27 Sow. 
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 Firmengelände Feuerfeste Steine P. Peters - 
Betriebsgelände Probsteistraße 

60-90 Sow. 

 Kali-Chemie AG - Betriebsgelände Rhenani-
astraße  

100-150 Sow., Ital. 

 Firmengelände Dalli-Werke Mäurer Wirtz - 
Betriebsgelände Zweifaller Straße (13) 

30-40 Sow. 

75 Frz.  
100 Sow. 

 Firmengelände Stolberger Zink AG, Abt. Blei-
hütte -  
Betriebsgelände Binsfeldhammer 70 Ital. 

50 Frz.  Firmengelände Westdeutsche Kalk- und Port-
landzementwerke, Werk I -  
Betriebsgelände Binsfeldhammer 48-148 Sow. 

 Firmengelände Westdeutsche Kalk- und Port-
landzementwerke, Werk II 

36 Pol. 

 Fa. William Prym � 
 Marktschule 

12 Frz. 

 Firmengelände Stolberger Metallwerke KG - 
Betriebsgelände Hermannstraße 

90-100 Ital. 

 Firmengelände William Prym -  
Betriebsgelände Zweifaller Straße (14) 

 Ital. 

 Landwirtschaftliche Betriebe - 
Burgholz (Mausbach) 

40 Pol. 

 

 Landwirtschaftliche Betriebe - 
Dörenberg (Mausbach) 

50-60 Frz. 

 EBV �  
Ledigenheim der Grube Gouley (Kasino Elsa), 
Kasinostraße 

400 Sow. 

520, 812 Jugendheim Wilhelmstraße 7 (15) 150 Frz., Belg. 

Würselen 
 

 Landwirtschaftliche Betriebe -  
Ather Straße (Bardenberg) 

20 Serb., Frz.  

Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg. Bez. Aachen I/397, Sk. Aachen, Lk. Aachen  u.. Lk. Düren; desgl. Reg.-Bez. Aachen 398, Lk. 
Monschau u. Jülich (Kopie ALVR), ergänzt durch Krebs, a.a.O. u. CCP, a.a.O. 
 
(1) Vgl. Standesamt Alsdorf, Sterbebuch Hoengen 1944, Reg.-Nr. 71. 
(2) Vgl. Standesamt Würselen, Sterbebuch und Sammelakten Bardenberg 1950, Reg.-Nr. 210. 
(3) Siehe Kapitel XXX 
(4) Vgl. Schreiben an Luftgaukommando VI, 21.11.1942, Bauamt Eschweiler, Bauakte Bergrather Straße 66-70. 
(5) Vgl. Bauamt Eschweiler, Bauakte Grachtstr. 2-24. 
(6) Vgl. Mietvertrag Heeresstandortverwaltung Aachen/Erbengemeindschaft Stefan Nick, 4.2.1941, Archiv des 
Verfassers sowie Interviews mit Peter und Käthe Rang � in Eschweiler. 
(7) Siehe Kapitel XXX. 
(8) Vgl. BM Dürwiß, Vermerk 30.3.1940, StA Eschweiler (Dürwiß), 2214, n.p. 
(9) Vgl. ebd.. 
(10) Vgl. Bauarchiv Herzogenrath, Bauakte Grube Laurweg 470/35. 
(11) Vgl. Vernehmungsprotokoll L. Mathar, 18.3.1960, HStAD BR 1058/148, p. 35f. 
(12) Vgl. Kriegsgräberliste Friedhof Zentralstätte für sowjetische Kriegstote, Stand 1.9.1959, StA Simmerath 
(Simmerath), 397, S. 27ff. 
(13) Nachweisung über Kriegsgefangenen- und Zivilarbeiter-Läger, die sich in der Zeit vom 3.9.1939 bis 
8.5.1945 im Stolberger Stadtgebiet befunden haben, StA Stolberg (Stolberg) 3080, n.p. 
(14) Ebd. 
(15) Vgl. StA Würselen (Würselen), 246, passim. 
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Anhang 9: Zivilarbeiterlager im Kreis Aachen 

 
Ort Einsatzbetrieb bzw. Lage Kapazität Nationalität 

EBV � 
Ledigenheim der Anna-Gruben, Herzogenrather Str. 100 

100 Pol., Kro., Ost 

EBV �  
Siedlung Neuweiler 

400-600 Ost 

Betriebslager Kohlenlager Rudolf von der Linde (1) 13 Ost 

Alsdorf 
 

Hoengen 50 ? 
Gewerkschaft Carl Alexander � 
Betriebsgelände 

600 Ost Baesweiler 
 

Gewerkschaft Carl Alexander �  
Ledigenheim der Grube Carl Alexander (2) 

? Kro. 

EBV �  
Ledigenheim der Grube Reserve 

600-1000 Pol., Kro., Ost 

EBV, Wetterschacht Weisweiler �  
Dürener Straße (3) 

? Ost 

EBV u.a. �  
ehem. Konkordiahütte/Ichenberg 

200-300 NL, Belg., Ost 

F.A. Neumann �  
Betriebsgelände Stich 

60 NL, Frz., Ost 

Felten & Guilleaume Carlswerk Eisen und Stahl AG -  
Betriebsgelände (�Drahtfabrik�)  

100 NL, Belg., Frz., 
Ost 

Lynenwerk �  
Betriebsgelände Hovermühle 

30 Ost 

Rheinische Lederfabrik Hugo Heusch GmbH - 
Betriebsgelände Aachener Straße 

9 NL, Belg. 

Albert Hoffmann Elektro-Gußstahlwerk u. Eschweiler 
Gusswerk Albert Jussen -  
Saal Krehl, Cäcilienstraße (4) 

58 Ost 

Landwirtschaftliche Betriebe -  
Schreinerei Dickmeis (Fronhoven) (5) 

30 Pol. 

Landwirtschaftliche Betriebe -  
Katholisches Pfarrheim St. Josef (Lohn) (6) 

20-45 Pol. 

Landwirtschaftliche Betriebe - 
Dorfstraße 77 (Laurenzberg) (7) 

10 Pol. 

Landwirtschaftliche Betriebe -  
Saal Gasthausstraße 43 (Dürwiß) 

17 Pol. 

BIAG Zukunft -  
Schulgebäude Rösslerweg (Weisweiler) 

50 Ost 

Gesellschaft für Elektrometallurgie (Elektrowerk) - 
Schützenhaus Lindenallee, später Betriebsgelände (Weiswei-
ler) 

121 Ost 

Gesellschaft für Elektrometallurgie (Elektrowerk) - 
Eschweiler Straße 2 (Weisweiler) 

74 Frz. 

Eschweiler 
 

Heinrich Brinkmann Reißwollfabrik -  
Rösslerweg (Weisweiler) 

11 Ost 

Deutsche Reichsbahn �  
Schützenhof Maubacher Straße 

40 Ost 

Deutsche Reichsbahn � 
Bahnhofsgelände 

80 Frz., Ost 

Glaswerke �  
Betriebsgelände 

80 Ost 

EBV � 
Ledigenheim Langenberg, Bardenberger Straße 8 (Kohl-
scheid) 

300-350 Pol., Kro., Ost 

Herzogenrath 

EBV �  
Ledigenheim der Grube Adolf 

? Ost 
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Junkerswerk �  
Betriebsgelände (Lammersdorf) (8) 

180-200 Frz., Pol., Ost 

Landwirtschaftliche Betriebe �  
Saal,Lutterbach (Strauch) 

25 Frz. 

Simmerath 
 

Landwirtschaftliche Betriebe �  
Saal Lutterbach (Strauch) 

30 Pol. 

Kali-Chemie AG � 
Würselener Str. 64 (9) 

? Pol. 

Aktienspinnerei Aachen, Werk Stolberg -  
Katholisches Jugendheim Münsterbuch, Prämienstr. 199 

50  

Bahnbetriebswerk der Deutschen Reichsbahn - 
Probsteigebäude, Probsteistraße 

200 NL, Pol., Ost 

Dalli-Werke Mäurer & Wirtz - 
Saal Ortmann, Zweifaller Staße 74  

40-70 NL, Belg. 

Dalli-Werke Mäurer & Wirtz - 
Prämienstraße 93 

70-90 Ost 

Kraus, Walchenbach & Peltzer � 
Verwaltungsgebäude 

10 Ost 

Firma William Prym �  
Lager Finkensief 

350 Ost 

Firma William Prym � 
Gaststätte Schüller 

68 NL, Belg., Frz. 

Stolberger Metallwerke -  
Saal Cannotte, Ritzefeldstraße 

40-134 NL, Belg., Frz. 

Stolberger Metallwerke - 
Saal Haas, Birkengangstraße 

80 Ost 

Stolberger Metallwerke - 
Saal Maßberg, Birkengangstraße 

35-40 Ost 

Stolberger Metallwerke - 
Prattelsackstraße 

79 Ost 

Stolberger Metallwerke - 
Saal Scheffen, Eisenbahnstraße 

20  Ost 

Stolberger Zink AG, Abteilung Münsterbusch - 
Betriebsgelände  

200-250 Pol., Ost 

Stolberger Zink AG, Abteilung Münsterbusch - 
Betriebsgelände 

44 NL, Belg., Frz. 

Stolberger Zink AG, Abteilung Binsfeldhammer -   
Betriebsgelände 

50 West 

Stolberger Zink AG, Abteilung Binsfeldhammer - 
Restautant Leuwstraße (Vicht) 

20 Tschech. 

Vereinigte Glaswerke Aachen, Werk Stolberg - 
Betriebsgelände Eisenbahnstraße 

40-200 NL, Belg., Frz., 
Jug., Ost 

Vereinigte Kettenfabrik - 
Betriebsgelände Bernhardshammer 

20-23 Ost 

Westdeutsche Kalk- und Portlandzementwerke, Werk II - 
Betriebsgelände Stolberg-Rüst 

20 Ost 

Brauerei Finkensief �  
Betriebsgelände Johannesstraße 

65 Ost 

Kerpen Kabel- und Gummiwerke - 
Schreinerei Schreiber, Hindenburgstr. (Vicht) 

18 Ost 

 
Stolberg 

Steinbruch -   
Mausbacher Weg (Werth) 

30 Pol. 

EBV � 
Ledigenheim der Grube Gouley (Kasoni Elsa), Kasinostraße 
(10) 

? Pol., Kro., Ost 

Deutsche Reichsbahn - 
Turnhalle der Reichsbahn am Bahnhof Würselen 

30 Ost 

EBV �  
Grube Gouley, Pley (Bardenberg) 

600 Ost 

Würselen 
 

EBV, Grube Maria, Kloster Broich (Broichweiden) 300 Pol., Ost 
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Quelle: ASVG, BUR 69, Camps douteux Reg. Bez. Aachen I/397, Stadtkreis. Aachen, Lk. Aachen  u.. Lk. Düren; desgl. Reg.-Bez. Aachen 
398, Lk. Monschau u. Jülich; BUR 75, Camps douteux: Aachen-Arnsberg / 38 (Kopirn ALVR) ergänzt durch Krebs, a.a.O. u. CCP, a.a.O. 
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